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Vor s i tz end e: Präsident Benya. Zweiter 
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist er Ö f f n e t. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
lug. Helbich, Hanna Hager, lng. Sallinger und 
Westreicher. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Präsident: Wir beginnen mit der Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Stix (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für Unterricht und 
Kunst. 

761/1\1 

Präsident: Bitte sehr, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeordneter Dr. Stixl Was 
den beabsichtigten Neubau der Pädagogischen 
Akademie des Bundes in Innsbruck betrifft, 
so ist der Landesschulrat für Tirol gegenwär­
tig mit der Freimachung der Schulbauliegen­
schaft befaßt. Mit der Freimachung ist, wie 
mir mitgeteilt wurde, in Kürze zu rechnen. 
Gleichzeitig wurde die Entwurfs- und Ein­
reichungsplanung fertiggestellt und um die 
Baugenehmigung angesucht. Auch das ist sehr 
weit gediehen. In Ausarbeitung befindet sich 
aber noch die Installationsprojektierung, die 
wieder für die AussChreibung der Baumeister­
arbeiten und für die Erstellung des Leistungs­
verzeichnisses notwendig ist. Es kann also 
gesagt werden, daß das Projekt noch nicht 
voll baureif ist. 

Wann werden die Arbeiten an dem für die Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
Pädagogische Akademie des Bundes in Inns-
bruck, Fallmerayerstraße, dringend benötigten Abgeordneter Dr. Stix: Sehr geehrter Herr 
Gebäude begonnen werden? Bundesminister! Ich danke Ihnen für diese 
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Dr. Stix 
Auskunft. Sie beantwortet aber nicht meine 
Frage nach dem voraussichtlichen Termin für 
den nunmehr doch heranreifenden Baubeginn. 
Daher nochmals meine Frage nach dem Termin, 
wie Sie ihn schätzen. 

Damit verbunden möchte ich Sie auch fragen, 
Herr Bundesminister, ob Sie wissen, daß das 
nicht nur eine Frage der unzulänglichen Aus­
bildungsmöglichkeiten für die Lehramtskandi­
daten und für die sie unterrichtenden Lehrer 
darstellt, sondern daß diese Frage auch jene 
vielen Eltern betrifft, die Kinder im Volks­
schulalter in der Ubungsschule haben. Mehrere 
Klassen dieser Ubungsschule sind auf mehrere 
Schulen in Innsbruck verteilt. Ich hatte selber 
vor drei Jahren noch einen meiner Söhne in 
dieser Ubungsschule, und obwohl er nun längst 
in eine höhere Schule übergewechselt ist, 
haben sich diese Zustände von vor drei Jahren 
nicht gebessert. 

Herr Minister! Ich frage Sie noch einmal: 
Was sagen Sie über den voraussichtlichen 
Termin, und ist Ihnen auch diese Situation 
der Ubungsschule bekannt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 
Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­

ordneter! Natürlich ist mir die Situation nicht 
nur der Unterbringung der Pädagogischen 
Akademie, sondern auch die Frage der 
Ubungsschule bekannt. Sie können versichert 
sein, daß das Projekt Pädagogische Akademie 
des Bundes in Innsbruck zu den vordringlich­
sten gehört, die anstehen. 

Trotzdem muß ich sagen, daß gewisse Vor­
arbeiten abgeschlossen sein müssen, ehe mit 
dem Baubeginn gerechnet werden kann. Dazu 
gehört nun einmal die Ausschreibung. Es ist 
notwendig, daß die von mir genannten Vor­
.arbeiten abgeschlossen sind, damit das Landes­
bauamt der Landesregierung Tirol beauftragt 
werden kann, die endgültige Ausschreibung 
vorzunehmen. 

leb sage noch einmal: leb rechne damit, daß 
·dies etwa vor dem Sommer der Fall sein wird; 
und dann ist auch die Möglichkeit für den 
Baubeginn gegeben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Angesichts der jahrelangen Verschlep­
pung dieses Problems der Pädagogischen Aka­
demie des Bundes in Innsbruck muß ich leider 
sagen, daß Ihre Beantwortung noch einiges 
an Klarheit zu wünschen übrigläßt. Das hat 
mich nun angeregt, sehr geehrter Herr Bundes­
minister. Nachdem ich auch bei Ihrer vorher­
gehenden Beantwortung der Anfrage meines 
Fraktionskollegen Dr. Schmidt feststellen 
konnte, wie sehr Sie über die sinnlosen Lese­
buchreimereien begeistert waren, darf ich Sie 

bitten, zu prüfen, ob Ihnen im Sinne eines 
Lernvorganges vielleicht auch eine andere 
sinnlose Reimerei zusagt. 

Ich würde den Versuch wagen und etwa 
sagen: 

Minister auf der Regierungsbank. 
Fische in der Donau krank. 
Sonnenfinsternis über dem Ballhausplatz. 
Mündliche Anfrage für die Katz. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Dr. Stix! Für mich ist sicher bedeut­
samer, was Experten von Lesebüchern und 
Lehrbehelfen halten, als Ihre Meinung. Ich 
möchte das doch klargestellt haben. 

Ich möchte auch die Frage der Errichtung 
der Pädagogischen Akademie in Innsbruck 
ernsthaft behandelt wissen. Sie können ver­
sichert sein, daß nicht nur ich, sondern auch 
meine Vorgänger die Frage der ErriChtung der 
Pädagogischen Akademie des Bundes in Inns­
bruck sehr ernst genommen haben und daß 
wir diese Frage auch in Zukunft sehr ernst 
behandeln werden. Aber Sie können von mir 
nicht eine Antwort erhalten, ein Versprechen, 
ein Inaussichtstellen, ohne daß ich die SiCher­
heit habe, daß dies auch tatsächlich geschieht. 
Ich glaube, es wäre unehrenhaft; wenn iCh hier 
etwas in Aussicht stelle, ohne daß die Voraus­
setzung dafür gegeben ist. (Beifall bei der 
SPO.) 

Bundesministerium für Wissenschaft und For· 
sdlung 

Präsident: Wir kommen zur 14. Anfrage: 
Herr Abgeordneter Dr. Blenk (GVP) an die 
Frau Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung. 

814/M 

Auf Grund welcher Kompetenzen Ihres 
Ressorts und im Einvernehmen mit welchen 
Stellen wurde vom Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung der Posten eines 
Koordinators zwischen der Bundes-Versuchs­
und :f.orschungsanstalt Arsena.l (BVF A) und 
der Osterreichischen Studiengesellschaft für 
Atomenergie (SGAE), der zugleich Geschäfts­
führer der letztgenannten Gesellschaft sein 
sollte, ausgeschrieben? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Unpräjudiziell der Tat­
sache, daß es sich bei dieser mündliChen An­
frage eigentlich um zwei Anfragen handelt, 
die hier beantwortet werden sollen, möchte 
ich Ihnen folgendes dazu sagen: 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 
Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, 

daß in der gleichen Angelegenheit von Ihnen 
eine schriftliche Anfrage vorliegt, deren Be­
antwortung bereits dem Parlament zugegan­
gen ist. Die schriftliche Antwort ist mit 20. Jän­
ner datiert, am 22. Jänner vom Präsidium 
des Parlaments abgefertigt und liegt bereits 
vor. Ich entnehme Ihrer Bewegung, daß Sie 
diese Anfrage noch nicht erhalten haben. 

Ich darf daher vielleicht kurz noch folgendes 
dazu sagen: Nach einer sehr reiflichen und 
gründlichen Vorbereitung durch drei Projekt­
teams, deren Ergebnisse vorliegen und Ihnen 
ja auch bekannt sind - eine Untersuchung 
über die Forschungskonzeption der Bundes­
versuchs- und Forschungsanstalt Arsenal, eine 
Untersuchung über die Forschungskonzeption 
der Osterreichischen Studiengesellschaft für 
Atomenergie und eine Untersuchung über die 
Koordination der Bundesversuchs- und For­
schungsanstalt Arsenal und der Osterreichi­
schen Studiengesellschaft für Atomenergie -, 
karn man übereinstimmend zu dem Ergebnis, 
daß eine Koordination dieser beiden großen 
Forschungsinstitutionen des Bundes sehr 
dringlich ist und daß dafür ein Koordinator 
zu bestellen ist. 

Die Ausschreibung zur Erstattung eines Be­
setzungsvorschlages an die Generalversamm­
lung der Osterreichischen Studiengesellschaft 
für Atomenergie Ges. m. b. H. erfolgte im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen, der für die Wahrnehmung der An­
teilsrechte des Mehrheitsgesellschafters Repu­
blik Osterreich zuständig ist. Die sachliche 
Vorbereitung der Wahrnehmung der Anteils­
rechte des Bundes durch das Bundesministe­
rium für Finanzen wurde vom Bundesmini­
sterium für Wissenschaft und Forschung im 
Hinblick auf die uns obliegende "Wahrneh­
mung der allen Ressorts gemeinsamen Inter­
essen auf dem Gebiet der Forschung" ent­
sprechend dem Bundesgesetz durchgeführt. 
Diese Ausschreibung wurde vorbereitet, es 
gingen fünf Bewerbungen ein, die Bewerbun­
gen wurden durch eine Jury geprüft, und das 
Ergebnis wurde von allen Seiten positiv auf­
genommen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Frau Bundesmini­
ster! Meine Anfrage bezog sich im Kern auf 
die zitierte Ausschreibung. Ich darf festhalten, 
daß diese Ausschreibung nicht im Einverneh­
men mit den Organen der Osterreichischen 
Studiengesellschaft für Atomenergie erfolgte. 
Sie haben schon erwähnt, daß es sich dabei 
um eine Ausschreibung zur Erstellung eines 
Besetzungsvorschlages an die Generalver-

sammlung dieser Gesellschaft handelt. Ich darf 
weiter festhalten, daß diese Gesellschaft zu 
49 Prozent in privaten Händen ist. 

Wenn Sie in diesem Falle feststellen, daß 
Sie das Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Finanzen als Anteilsvertreter des Bundes 
hergestellt haben, so möchte ich dem ent­
gegenhalten, daß das zuständige Organ der 
Gesellschaft, für die ein Geschäftsführer be­
stellt werden sollte, die Generalversammlung 
war, die nicht befragt wurde, genausowenig 
wie die Geschäftsführung dieser Gesellschaft. 

Es ist Ihnen bekannt, Frau Bundesminister, 
daß diese Ausschreibung auch in der Presse, 
wie mir scheint mit Recht, Anstoß erregt hat, 
weil sie als ein Beweis für eine ausgesprochen 
parteipolitisch orientierte und abgestellte Aus­
schreibung gewertet wurde. Es wurde in der 
Presse auch darauf hingewiesen, daß die Aus­
schreibung, die, ich wiederhole, ohne General­
versammlung und ohne Geschäftsführung der 
Gesellschaft erfolgte, maßgeschneidert gewe­
sen ist, und zwar, wie auch aus der Presse 
zu entnehmen war, schon bevor die Bestellung 
erfolgte, auf den Freund des unterfertigenden 
Sektionschefs Grimburg, Dr. Bandion. 

Daher möchte ich Sie fragen, Frau Bundes­
minister: Welches waren die Gründe, die Sie 
veranlaßt haben, eine solche den Ublichkeiten 
und Notwendigkeiten nicht entsprechende und 
eindeutig parteipolitisch ausgerichtete Aus­
schreibung vorzunehmen oder vornehmen zu 
lassen'? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter Dr. Blenkl Ich weise Ihre An­
schuldigung einer parteipolitischen Ausschrei­
bung absolut zurück I Ich möchte darauf auf­
merksam machen, daß zur Erstattung eines 
Besetzungsvorschlages an die Generalver­
sammlung kein Organ der Studiengesellschaft 
zuständig ist; es konnte also keine Aufforde­
rung an sie ergehen, diese vorzunehmen. Der 
Besetzungsvorschlag für die Besetzung des 
Postens eines Koordinators für die Koordina­
tionsaufgaben in der Osterreichischen Studien­
gesellschaft für Atomenergie kommt keinem 
Organ der Osterreichischen Studiengesellschaft 
für Atomenergie zu - die Erstellung eines 
Besetzungsvorschlages -, wohl aber die Be­
stellung. Die Bestellung ist durch die General­
versammlung erfolgt. 

Die Auswahl wurde durch eine Jury ge­
troffen; ich habe das bereits betont. Diese 
Jury war völlig unabhängig, durchaus nicht 
von Sozialisten besetzt, sondern von Beamten. 
Ich kann Ihnen, wenn Sie wollen, auch die 
Namen der Jury bekanntgeben, die hier die 
Bewertung der Gesuche vorgenommen hat. 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 
Allein die Tatsache, daß fünf Bewerber waren, 
zeigt, daß keineswegs ein Zuschnitt auf einen 
bestimmten Bewerber erfolgt war; die Aus­
schreibung der Bewerbung war keineswegs 
so, daß das ei.ne bestimmte Person betroffen 
hat. Wenn Sie wünschen, kann ich noch einmal 
die Bedingungen wiederholen, die gestellt 
waren: juridische Ausbildung, möglichst 
ReChtsanwaltsprüfung und Erfahrung in for­
schungspolitischen Angelegenheiten. Das ist 
etwas, was, wie man sieht, auf eine Reihe 
von Personen zutrifft, denn es haben sich fünf 
Personen beworben. Daß Dr. Bandion an erste 
Stelle gereiht wurde, war ausschließlich objek­
tiven Momenten zuzuschreiben, und es ist von 
keiner einzigen Seite etwas anderes behauptet 
worden. Herr Dr. Bandion ist kein Freund von 
SektionsChef Grimburg, und ich wüßte gar 
nicht, warum er ein Freund sein sollte, er ist 
wesentlich jünger als Sektionschef Grimburg. 
Es liegt hier eine Verwechslung mit einem 
anderen Dr. Bandion vor, der Schulkollege 
von Dr. Grimburg war. Das ist also eine 
Namensverwechslung. Und daß jemand, der 
möglicherweise der Sozialistischen Partei an­
gehört - iCh habe Dr. Bandion nicht nach 
seinem Parteibuch gefragt (ironische Heiter­
keit bei der OVP) -, auch die Qualifikation 
für eine derartige Funktion hat, das werden 
Sie doch wohl niemandem absprechen können. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Frau Bundesmini­
ster! Sie haben sich offensichtlich bei der Vor­
bereitung auf meine Frage auf eine Aussen­
dung des OVP-Pressedienstes gestützt. Ich 
habe weder von einer Schulfreundschaft noch 
von einer gleichen Altersstufe gesprochen, son­
dern ich habe das gemeint, was Sie mit be­
redten Worten hier zu widerlegen versucht 
haben. 

Aber ich möchte dazu folgendes sagen, Frau 
Bundesminister: Sie haben gemeint, daß es 
kein Organ gebe, das zur Erstellung eines 
Erstattungsvorschlages zuständig sei. Aber es 
ist genauso unbestritten, daß bei einer Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung - und die 
dsterreichische Studiengesellschaft für Atom­
energie ist eine solche - die Gesellschafter­
versammlung, also die Generalversammlung 
an sich zuständig wäre, die vorher nicht be­
fragt wurde, sondern der - das ist nie be­
stritten worden und ist ein Faktum - von 
einer Jury zunächst im Wege der Ausschrei­
bung, die ich schon kurz zitiert habe, ein 
Vorschlag erstattet wurde, von einer Jury, 
die ich hinsichtlich der Zusammensetzung und 
soweit es die Persönlichkeiten angeht, nicht 
minimieren will, von der ich aber immerhin 
formell festhalte, Frau Bundesminister, daß 

diese Jury sich aus drei weisungsgebundenen 
Beamten und nur einem unabhängigen Ver­
treter der asterreichischen Studiengesellschaft 
für Atomenergie zusammensetzte. Das Ergeb­
nis der Jury war denn auch genau analog 
der maßgeschneiderten Ausschreibung das, 
daß besagter Dr. Bandion, über dessen Qualifi­
kation ich mich hier nicht verbreitern will 
- wobei im nur hinzufügen möchte, daß nach 
Meinung von Fachleuten sich besser qualifi­
zierte und mindest gleich gut qualifizierte Mit­
bewerber um diese Funktion beworben 
haben -, schlußendlich programmgemäß be­
stellt wurde. 

Frau Bundesminister! Ist es richtig, daß sich 
diese Kommission aus drei weisungsgebun­
denen Beamten und nur einem unabhängigen 
Jurymitglied zusammengesetzt hat? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter! Die Jury setzte sich aus je 
einem Vertreter des Bundesministeriums für 
Finanzen, des Bautenministeriums und meines 
Ressorts, also jener Ressorts, die an der Pro­
blemstellung beteiligt sind, und Dr. Bildstein, 
der ja bekanntlich die Gesellschaft verläßt, 
aber hier der wissenschaftliche Fachmann war, 
zusammen. Jeder Beamte ging ohne Weisung 
in diese Beurteilung der Bewerbungen. Das 
kommt sehr häufig vor. Der Herr Bundeskanz­
ler betont immer wieder, auch von Ihrer Seite 
ist das des öfteren betont worden, daß es bei 
Beamten Situationen gibt, in denen sie wei­
sungsgebunden werden, und andere, in denen 
man sie frei entscheiden läßt. Das war hier 
der Fall. 

Daß nicht alle Angehörigen Ihrer Richtung 
den Standpunkt teilen, daß Dr. Bandion nicht 
der bestqualifizierte Mann auf diesem Gebiet 
ist, das möchte ich nochmals betonen. Lesen 
Sie die "Industrie" vom 19. Jänner, die die 
fachliche Qualifikation Dr. Bandions ganz be­
sonders unterstreicht. Ich möchte das hier nicht 
zitieren. 

ICh möchte noch einmal wiederholen. Es 
gibt kein Organ der Studiengesellschaft für 
Atomenergie, das für die Erstellung eines 
Besetzungsvorschlages zuständig ist. Die 
Generalversammlung bestellt den Geschäfts­
führer. Und wenn Sie so gut informiert sind, 
wissen Sie auch, daß die Generalversammlung 
mit überwiegender Mehrheit und bei fast gar 
keiner Gegenstimme Dr. Bandion zum Ge­
schäftsführer und für diese Funktion gewählt 
und bestellt hat. Das ist ein durchaus reguläres 
Vorgehen, und daß in einer so großen Gesell­
schaft in leitende Funktion auch einmal ein 
Fachmann kommt, der der Sozialistischen Par­
tei nahesteht, kann doch wohl nicht als eine 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 
parteipolitische Aktion verstanden werden. Ich ist, doch eInIges realisieren. Ich denke hier 
darf nochmalS die Ausschreibungsbedingun- etwa an die Bundesmittel für Forschung und 
gen, die Voraussetzung für die Bewerbung Entwicklung, die im Budget 1913 doch wieder 
wiederholen: abgeschlossenes Studium der wesentlich erhöht werden konnten, auch ge­
Rechte, Gerichts- und Verwaltungspraxis, wo- stützt auf die Empfehlungen dieser ausländi­
möglich Redltsanwaltsprüfung oder gleich- schen Gelehrten des Symposions. 
wertige juristische Prüfung - das sind die 

Der Forschungsförderungsfonds der gewerb-
Voraussetzungen für einen Juristen , lichen Wirtschaft hat die Arbeiten zur Kon-
Und zum zweiten, da es sich hier um 
eine wissenschafts- und forschungspoliti- kretisierung der von ihm im Vorjahr vorge-
sche Funktion handelt, eingehende prak- schlagenen Rahmenprioritäten im Sinne der 
tische Erfahrung in der Organisation und Empfehlungen des Symposions aufgenommen. 

Verwaltung von Forschungseinrichtungen Die Forschungsinfrastruktur im Bereich zwi­
und in Zusammenarbeit mit öffentlichen schen wirtschafts- und wissenschaftsbezogener 
Stellen. Wenn das eine maßgeschnei- Forschung wurde wesentlich verbessert, und 
derte Ausschreibung sein soll, dann wüßte ich zwar durch mittel- und längerfristige bedarfs­
nicht, wie Sie eine Ausschreibung formulieren orientierte Forschungsprogramme und auch 
würden, die jemand braucht, der als Koordina- durch die Einleitung einer intensiven Zusam­
tor zwischen diesen beiden großen Forschungs- menarbeit zwischen diesen Großforschungs­
anstalten des Bundes fungieren soll. einrichtungen, die eben diese letzte Anfrage 

betroffen hat, aber auch andere Zusammen­Präsident: Anfrage 15: Herr Abgeordneter 
arbeitsbereiche. Dr. Heinz Fischer (SPO) an die Frau Bundes-

minister. 

779/M 
In welcher Weise werden die Arbeitsergeb­

nisse des Symposiums ausgewertet, zu dem 
a.us Anlaß des Nationalfeiertages österreichische 
Wissenschaftler, die im Ausland tätig sind, 
eingeladen wurden ? 

Präsident: Bitte. Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter Dr. Fischer! Die Ergebnisse des 
Symposions "Die Zukunft von Wissenschaft 
und Technik in Osterreich" sind ein ganz 
breites Spektrum von Ideen und Empfehlun­
gen. Diese Ideen und Empfehlungen wenden 
sich sowohl an die öffentliche Hand als auch 
an den privaten Sektor. Sie gehen weit über 
den unmittelbaren Forschungsbereich und des­
sen Koordinierung hinaus. In Zusammenarbeit 
mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundes­
ministerium für Wissenschaft und Forschung 
wurden diese verschiedenen Vorschläge zu­
sammengefaßt. Die Ergebnisse werden einer 
interessierten Offentlichkeit durch eine Publi­
kation zur Verfügung gestellt werden. Wir 
sind derzeit bei der Prüfung der Vorschläge 
hinsichtlich der Möglichkeit der Zusammen­
fassungen zu einer weiteren Bearbeitung in 
Arbeitsgruppen. 

Ich darf vielleicht noch darauf aufmerksam 
machen, daß dieses Symposion "Die Zukunft 
von Wissenschaft und Technik in Osterreich" 
zu einem Zeitpunkt stattfand, in dem grund­
sätzliche Vorschläge der österreichischen For­
schungskonzeption in das Stadium der Reali­
sierung kamen. Wir wollen daher, gestützt 
auf die Empfehlungen des Symposions, trotz 
der kurzen Zeit, die inzwischen verstrichen 

Im Frühjahr 1913 wird vom Wissenschafts­
ministerium ein weiteres Symposion vorbe­
reitet, das sich mit der Frage der Kooperation 
zwischen Hochschulforschung , außeruniversi­
tärer Forschung, wissenschaftsbezogener- und 
wirtschaftsbezogener Forschung beschäftigen 
wird. 

Es sind die Kontakte zwischen Osterreich 
und den einzelnen ausländischen Forschern, 
die an diesem Symposion teilgenommen haben, 
weiter aufrechterhalten, und es besteht die 
Absicht, einzelne dieser Forscher jetzt schon 
zu den Arbeitsgruppen zur Beratung einzu­
berufen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer: Frau Bun­
desminister! Jeder, der an diesem Symposion 
oder auch nur an einzelnen Veranstaltungen 
teilgenommen hat, hat einen guten Eindruck 
gehabt; das ist ja auch in der Presse zum Aus­
druck gekommen. Kurze Zeit später ist dann 
der Bericht verschiedener Arbeitsgruppen vor­
gelegen, der auch sehr konkret ist. Und Sie 
selbst haben jetzt mitgeteilt, daß an der Aus­
wertung dieses Berichtes gearbeitet wird und 
einige Anregungen bereits im Stadium der 
Verwirklichung sind. Das alles würde doch 
darauf hinweisen oder dafür sprechen, daß 
man dieses Projekt, das ja im vergangenen 
Jahr nur ein Versuch in der Woche war, in 
der der Nationalfeiertag stattgefunden hat, 
wiederholt, eventuell mit einem anderen Per­
sonenkreis und unter Auswertung der Erfah­
rungen, die man gemacht hat. 

Können Sie sich vorstellen, oder besteht die 
Möglichkeit, daß Sie die entsprechenden 
Schritte unternehmen - ich glaube, es müßte 
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Dr. Heinz Fismer 
ja die Bundesregierung befaßt werden -, daß 
man diese Einladung von österreichischen 
Wissenschaftlern, die im Ausland tätig sind, 
wiederholt oder dann vielleicht sogar zu einer 
ständigen Einrichtung macht? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Ja, 
Herr Abgeordneter Dr. Fisdler, die Erfahrun­
gen bisher und die bisherigen vorläufigen 
Auswertungen zeigen, daß das eine für die 
österreidIische Wissenschaft wie für die öster­
reichische Wirtschaft außerordentlidl wichtige 
und interessante Veranstaltung war. Ich werde 
daher dem Herrn Bundeskanzler vorschlagen, 
diese Symposien mit ausländischen Gelehrten 
beziehungsweise mit Osterreichern, die ins 
Ausland gingen, weiter fortzusetzen, und ich 
hoffe sehr, daß die Bundesregierung diesem 
Vorschlag zustimmen wird. 

Bundesministerium für Gesundheit und Um­
weltschutz 

aber dafür im Inhalt sehr bescheiden ist. Sie 
bringt nämlich längst bekannte Daten und 
schweigt sich völlig aus, welche Maßnahmen 
Ihr Ministerium zu ergreifen beabsichtigt, um 
für die Reinhaltung der Luft zu sorgen. 

Zählt also diese Broschüre auch zur Offent­
lichkeitsarbeit Ihres Ministeriums, und wenn 
ja, Frau Minister, in welcher Auflage ist diese 
Broschüre erschienen, welche Kosten sind bis­
her erwachsen, und an welchen Personenkreis 
soll sie verteilt werden? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Auch diese Bro­
schüre dient zur Information und hat den Sinn, 
auf die Probleme hinzuweisen, die in diesem 
Gebiet eben anfallen. Wenn Sie über die Auf­
machung sprechen, so möchte ich folgendes 
sagen. Ich glaube, daß ein Bundesministerium 
seine Mitteilungen doch in einer gewissen 
Form machen muß, die halt vielleicht anders 
ist als in anderen Gebieten. Und diese Form 

Präsident: Anfrage 16: Frau Abgeordnete glauben wir gerade mit unseren Broschüren 
Dr. Marga Hubinek (OVP) an die Frau Bundes- erreicht zu haben, wobei es sich, wie ich noch 
minister für Gesundheit und Umweltschutz. einmal sagen möchte, um eine wirkliche Infor­

mation handelt und nicht um eine Propaganda-
784/M schrift. Ich glaube, daß gerade durch diese 

Welche Maßnahmen der Öffentlichkeits- Form die Probleme wesentlich klarer gewor­
arbeit sind vom BundesministeriUlll für Ge- den sind, als sie vorher waren. 
sundheit und Umweltschutz für dieses Jahr 
geplant bzw. in Arbeit? Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Herr Präsidentl 
Hohes Hausl Die Offentlichkeitsarbeit des 
Bundesministeriums für Gesundheit und Um­
weltschutz wird sich auch im nächsten Jahr 
in zwei Richtungen bewegen: erstens in einer 
Informationstätigkeit und zweitens in einer 
Tätigkeit für Materialien, Blätter, Papiere, die 
unmittelbar der besseren gesundheitlichen Be­
treuung der Bevölkerung dienen sollen. 

Das erstere ist insofern gerade für ein 
Gesundheits- und Umweltschutzministerium 
von besonderer Wichtigkeit, weil nur dann 
die Tätigkeit eines Ressorts dieser Art effi­
zient sein kann, wenn die Bevölkerung und 
die Behörden mit den Maßnahmen vertraut 
gemacht werden und vor allem die Gründe 
für die Maßnahmen verstehen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Geehrte 
Frau Minister! Ich muß annehmen, daß Sie 
unter der Gruppe der Informationstätigkeit 
auch jene Broschüre meinen, die Sie über die 
Reinhaltung der Luft herausgegeben haben, 
eine Broschüre, die sehr aufwendig gemadIt 
ist, mit einem dreisprachigen Vorwort, die 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Frau Mini­
ster! Es ist nicht sosehr die Form, die wir 
kritisieren, sondern der sehr magere Inhalt, 
der längst bekannte Daten, Daten, die Sie 
sogar selber schon mehrmals veröffentlicht 
haben, aufweist. 

Ist es richtig, Frau Minister, daß Sie diese 
Broschüre ursprünglidl in einer kleinen Auf­
lage gedruckt haben, und als Sie beabsichtigt 
haben, einen größeren Druckauftrag zu ertei­
len, das Finanzministerium hier Einwendun­
gen erhoben hat, weil für derartige Informa­
tionssdlriften keine Mittel vorgesehen sind? 

Stimmt es nun, daß hier keine Verteilung 
dieser Broschüre erfolgt, daß sie als eine höchst 
aufwendige, aber dafür unbrauchbare Arbeits­
unterlage dient? 

Und meine letzte Frage: Vereinbaren Sie es 
mit den Grundsätzen einer sparsamen Ver­
waltung, eine aufwendige Brosdlüre zu 
drucken, für die nicht nur keine Notwendigkeit 
besteht, sondern die praktisch unter Aussdlluß 
der Offentlichkeit bleibt? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! Ich möchte sagen, daß diese 
Dinge nicht oft genug erwähnt werden können. 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 24. Jänner 1973 5757 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter 
weil wir ja aus allem, was geschieht, auch in 
Osterreich immer wieder sehen, daß gewisse 
Dinge doch noch nicht Allgemeingut geworden 
sind. 

Die Absprache mit dem Finanzministerium 
hat keineswegs stattgefunden. Dazu habe ich 
also nichts zu sagen. 

Daß die Broschüre natürlich verteilt werden 
wird, ist selbstverständlich; wir haben sie ja 
nicht für uns gemacht, denn wir im Ministe­
rium wissen sehr wohl, was drinsteht. (Ruf 
bei der OVP: Hoffentlich!) Aber ich bin doch 
der Meinung, daß man gerade auf diesem Ge­
biet nicht zuviel leisten kann, weil, wie wir 
ja überall, ob es nun das Fischsterben oder 
die Luftreinhaltung ist, sehen, eben auf diesem 
Sektor noch eine Menge Aufklärungsarbeit 
nötig ist. 

Präsident: Anfrage 11: Frau Abgeordnete 
Anneliese Albrecht (SPO) an die Frau Bundes­
minister. 

781JM 

Wie weit sind die Vorarbeiten zur Gründung 
eines Institutes für Selbstmordverhütung ge­
diehen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! Um dem Sterben vor der Zeit 
entgegenzuarbeiten, habe ich nach Ubernahme 
meines Ressorts auch auf die hohe Selbst­
mordzahl - der Herr Bundeskanzler hat ja 
auch darauf hingewiesen - Rücksicht ge­
nommen und habe sofort die Vorarbeiten für 
ein Selbstmordverhütungsinstitut begonnen. 

Ich habe in Zusammenarbeit mit der Oster­
reichischen Gesellschaft für psychische Hy­
giene Pläne für die Schaffung einer solchen 
Einrichtung ausarbeiten lassen. Die Arbeiten 
hinsichtlich der organisatorischen und recht­
lichen Form und Struktur sowie auch die 
Ermittlung der Kosten für ein solches Institut 
sind abgeschlossen. 

Das Institut wird analog der Stiftung 
"Genesungsheim Kalksburg" errichtet werden, 
die Rechtsform steht bereits fest; es ist also 
die Form einer Stiftung. Die Satzungen der 
Stiftung wurden fertiggestellt und im Herbst 
des vergangenen Jahres an alle in Betracht 
kommenden Stellen mit der Einladung über­
mittelt, sich an dieser Stiftung ideell und 
materiell zu beteiligen. 

Weiters wurden auch Schritte eingeleitet, 
ein entsprechendes Objekt für dieses Institut 
zu finden. Da darf ich sagen, daß die Unter­
bringung eines solchen Institutes schwierig ist, 
von vielen, vielen Fragen abhängt und daß 
wir die Beratungen, die schon Monate dauern, 
noch weiterführen müssen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese AlbredJ.t: Frau 
Minister! Es ist sicher nicht immer leicht, 
Kontakt zu Lebensmüden zu finden, und es ist 
sicher schwierig, ihnen zu helfen, aus einer 
Situation der Verzweiflung herauszukommen. 

Haben Sie nun, Frau Bundesminister, in 
der organisatorischen Struktur dieses Insti­
tutes für Selbstmordverhütung, das ja sehr zu 
begrüßen ist, schon dieses Ziel, wie man an 
die Menschen näher herankommt, berücksich­
tigt und ins Auge gefaßt? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Wir 
haben wieder in gemeinsamer Arbeit mit der 
Gesellschaft für psychische Hygiene und vor 
allem auch mit der Organisation der Caritas 
den Aufbau dieses Institutes sehr wohl über­
legt; er soll in drei Sparten erfolgen: erstens 
einmal in einer Krisenstation, die für die Inter­
vention von Gefährdeten im Moment sogar 
eine Möglichkeit der Stationierung vorsieht; 
dann in einer sehr großen Beratungsstelle, 
die für Depressive und Selbstmordgefährdete 
dienen soll, aber auch für die Nachbehandlung 
von Personen, die einen Selbstmordversuch 
machten, dienen wird, die also sehr groß sein 
soll; und die dritte Sparte ist der Notdienst, 
der von der Caritas bisher ausgeführt wurde, 
und zwar mit einem Telephondienst. Das soll 
noch durch die Möglichkeit erweitert werden, 
sofort zu einem Selbstmordgefährdeten hin­
zufahren, und auch durch eine Möglichkeit 
einer Behandlung im Hause dortselbst. Bei 
diesem System kann also ein Arzt jederzeit zu 
einem Kranken gerufen werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht: Frau 
Bundesminister! Sie haben hier eine Institu­
tion erwähnt, die bei der Gründung dieses 
Institutes zur Selbstmordverhütung sehr we­
sentlich mitarbeiten wird. 

Werden noch weitere Institutionen inner­
halb dieses Institutes mitarbeiten? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Wir 
haben, wie ich sagte, alle entsprechenden 
Stellen angeschrieben, insbesondere die Stadt 
Wien, aber auch den Hauptverband der Sozial­
versicherungsträger, die Interessenvertretun­
gen, also den Arbeiterkammertag und die 
Bundeswirtschaftskammer, die Industriellen­
vereinigung, den Gewerkschaftsbund. 

Ich darf hier sehr zu meiner Freude sagen, 
daß die Zusicherung vom Hauptverband schon 
gegeben ist, daß die Sozialversicherungsträger 
die Behandlungskosten, sowohl die statio­
nären als auch die ambulanten, für diese 
Patienten übernehmen werden. 
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Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter 
Die Caritas, die hier also auch mitarbeitet, I Ich darf doch darauf hinweisen, daß bereits 

hat sich wieder, wie zu erwarten, zur Ver- in den Monaten Oktober und November durch 
fügung gestellt und wird mit uns sehr eng Fernsehen und andere Massenmedien kund­
zusammenarbeiten. getan wurde, daß in diesen Ländern eben die 

Präsident: Anfrage 18: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Tschida (OVP) an die Frau Bundes­
minister. 

783/M 

Welche vorbeugenden Maßnahmen haben 
Sie getroffen, um die drohende Einschleppung 
der Maul- und Klauenseuche aus unserem 
Nachbarland Ungarn zu verhindern? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Wir vom Bundes­
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
haben sofort nach Bekanntgabe von Aus­
brüchen der Maul- und Klauenseuche in 
Ungarn - das war am 19. Oktober - die 
Einfuhr von Klauentieren sowie von Roh­
stoffen, die von Klauentieren stammen, aus 
den betroffenen Komitaten nach Osterreich 
gesperrt. 

Wir haben weiterhin auch das Durchführen 
solcher Produkte durch österreichisches Gebiet 
untersagt. Wir haben bezüglich der noch 
seuchenfreien Komitate damals verfügt, daß 
lebende Schweine aus solchen Komitaten nur 
in den Auslandsschlachthöfen Wien-St. Marx 
und in Wiener Neustadt unter strengster 

Maul- und Klauenseuche aufgetreten ist. Diese 
Berichte haben sich Anfang Dezember immer 
mehr verdichtet, worauf die lokalen Behörden 
dann aus eigener Initiative die sogenannten 
Desinfektionsstreifen an der ungarischen 
Grenze ausgelegt haben, was aber anscheinend 
bei einem Ministerium nicht sehr viel Liebe 
gefunden hat. 

Was wir aber nicht verstehen konnten, war. 
daß das Ministerium die sogenannte Schutz­
zonenimpfung damals noch abgelehnt hat. Ich 
darf doch darauf hinweisen, daß es mindestens 
zwei Wochen dauert, bis eine Rinderseuchen­
impfung tatsächlich wirksam wird. 

Meine konkrete Frage daher, Frau Bundes­
minister: Warum haben Sie diese so wichtigen 
Schutzmaßnahmen so spät angeordnet? War es 
vielleicht ein Impfstoffmangel. ein Geldman­
gel, oder hat man absichtlich getrachtet, die 
Importsperre wegen der damaligen Fleisch­
situation möglichst weit hinauszuschieben? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Ich 
darf zunächst zurückweisen: Es war sicher 
kein Impfstoffmangel. 

Kontrolle geschlachtet werden dürfen. Ich darf weiters sagen, daß wir die Maß-
Mit Wirkung vom 28. Dezember wurde die nahmen schon im Oktober begonnen haben. 

angeführte Sperre bezüglich Einfuhr sowie Da hat das Fernsehen überhaupt noCh nichts 
Durchfuhr auf ganz Ungarn ausgedehnt. davon gebracht. 

Ferner wurde die Errichtung von Desinfek­
tionsmatten für die Grenzübertrittsstellen an 
der burgenländisch-ungarischen Grenze ange­
ordnet. Es wurde verfügt, daß in den Grenz­
bahnhöfen Hegyeshalom und Sopran - diese 
Bahnhöfe gehören ja Osterreich gar nicht; 
aber es ist uns gelungen, mit den dortigen 
Behörden eine entsprechende Vereinbarung 
zu treffen - bei allen Personen, die aus 
Ungarn nach Osterreich per Bahn kommen, 
eine Desinfektion des Schuhwerks vorgenom­
men wird. 

Schließlich wurden alle Wiederkäuer­
bestände der Gemeinden im Bereiche der 
Grenzübertrittsstellen einer SChutzimpfung 
gegen Maul- und Klauenseuche unterzogen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tschida: Frau Bun­
desminister! Ich möchte zunächst betonen, daß 
sich meine Anfrage auf die Situation im Monat 
Dezember bezieht. Und da waren sowohl die 
Fachleute wie auch die Bauernschaft, die ja 
unmittelbar gefährdet war. der Meinung, daß 
die gewissen Schutzmaßnahmen eben zu spät 
gesetzt wurden. 

Ich möchte weiters betonen, daß alle Maß­
nahmen mit den hochqualifizierten Veterinä­
ren meines Ministeriums und mit den ein­
schlägigen Kapazitäten sorgfältig vorberaten 
wurden. Diese Maßnahmen sind das Höchst­
maß dessen. was vernünftigerweise zum 
Schutze der Gesundheit gemacht wird. 

Ich darf nicht zuletzt daran erinnern, daß 
wir eben hier noch keine Maul- und Klauen­
seuche haben, daß also die Maßnahmen an­
scheinend doch zielführend waren. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tscbida: Sehr ge­
ehrte Frau Bundesminister! Es handelt sich 
dabei um vorbeugende Maßnahmen. Man soll 
rechtzeitig vorbeugen. Ich darf nochmals dar­
auf hinweisen, daß man die Schutzimpfzone, 
die man vom Burgenland heraus gefordert hat, 
abgelehnt hat, und erst am 29. Dezember, als 
unmittelbar an unserer Grenze, ich glaube bei 
Güns unten, 15 Kilometer von der Grenze ent­
fernt, ein Fall von Maul- und Klauenseuche 
aufgetreten ist, wurde auch die Schutzimpfung 
an den Grenzstellen angeordnet. 
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Dipl.-Ing. Tsdlida 

Frau Minister! Ich darf doch darauf hin­
weisen. daß diese ganze Causa "Maul- und 
Klauenseuche" im Dezember des vorigen Jah­
res eine richtige Parallele mit der Pocken­
situation des Vorjahres hatte. 

Meine Frage lautet daher, Frau Bundes­
minister: Werden Sie wenigstens in Zukunft 
- in Zukunft I - diese Schutzmaßnahmen so 
rechtzeitig anordnen, daß man wirklich auch 
mit einer Abwehr dieser nicht nur für die 
Bauernschaft, sondern auch für die breite 
Konsumentenschaft großen Gefahr rechnen 
kann? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Dazu 
ist leider jetzt sehr vieles zu sagen. 

Es bestand die Frage des Impfkordons. Der 
wurde von den Veterinären an einer Grenze, 
die keinen kleinen Grenzverkehr hat, grund­
sätzlich abgelehnt. 

Das zweite ist die Frage der Wirksamkeit. 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sie wissen 
das wahrscheinlich so gut wie ich, daß auch 
eine Impfung nur eine beschränkte Immunität 
gibt und daß es daher sehr notwendig ist, sich 
zu überlegen, wann man impft, um darauf zu 
sehen, daß man nicht mit der Impfung schon 
wieder dann aus dem Bereich heraußen ist, 
wenn die Seuche noch nicht abgeklungen ist. 

Das dritte, was ich sagen möchte, ist fol­
gendes: Die Impfungen sind zu einer Zeit 
gemacht worden, zu der es von den Veterinä­
ren empfohlen wurde. Die Empfehlung kam 
vom Bundesministerium. Die Empfehlung kam 
nicht von den Grenzstellen. 

Ich darf darüber hinaus sagen, daß wir 
seit einiger Zeit jede Woche einen genauen 
Plan an die Veterinärdirektoren in den ein­
zelnen Bundesländern verteilen, auf dem ge­
nau der Seuchenzustand im Ausland und die 
Grenzstellen sowie die Impfringe eingezeich­
net sind. Ich glaube, das ist eine wirklich sehr 
gute Maßnahme, um Informationen vom Mini­
sterium, die dann entsprechend verstanden 
und empfohlen werden, durchzubringen. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: Da die Anfrage 19 zurückgezogen 
wurde, kommen wir zur 20. Anfrage, zu einer 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Robak (SPO) 
an den Herrn Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft. 

789/M 

Wie groß ist die landwirtschaftliche Nutzungs­
fläche, welche im Jahre 1972 kommassiert 
wurde? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Ab­
geordneter Robak! Auf Grund der genehmig­
ten Arbeitspläne der Bundesländer kann tür 
das Jahr 1972 mit einer Kommassierungsfläche 
von rund 25.000 ha und mit einem Ausbau von 
rund 990 km Weg- und Grabenanlagen ge­
rechnet werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Robak: Herr Minister! Wie 
groß ist die landwirtschaftliche Nutzungs­
fläche, die im Jahre 1972 im Burgenland 
kommassiert wurde? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Im 
Burgenland wurden im selben Zeitraum 825 ha 
kommassiert (Zwischenruf bei der OVP), und 
zwar mit Gesamtkosten von 15,3 Millionen 
Schilling, wovon der Bund 4,8 Millionen Schil­
ling beigetragen hat. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robak: Herr Minister! Ich war 
in der Eigenschaft als Bürgermeister bei zwei 
Versammlungen, in denen der zuständige 
Operationsleiter die Grundbesitzer der be­
treffenden Gemeinden zusammengerufen und 
sie über die vielen Probleme der Kommassie­
rung, der Entwässerung, des Wegebaues und 
so weiter informiert hat. 

Er hat unter anderem bei dieser Gelegenheit 
den Landwirten auch gesagt, daß sie rasch zu 
kommassieren beginnen sollen, denn in den 
Jahren 1973 und 1974 würden die Subven­
tionsprozentsätze sehr wesentlich gekürzt. 

Ich möchte Sie daher fragen, Herr Minister: 
Ist vorgesehen (Zwischenrufe bei der OVP), 
die Subventionsprozentsätze für Kommassie­
rungsvorhaben wesentlich zu kürzen? (Ruf bei 
der OVP: Es wird teurer!) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Robak! Solche Äußerungen sind 
unrichtig und entbehren jeder Grundlage i 
denn die Aussagen über die im Jahre 1973 
vorgesehenen Maßnahmen können erst nach 
Vorliegen der Arbeitspläne der Bundesländer 
gemacht werden, und diese Pläne werden dem 
Ressort erst Mitte März vorgelegt werden. 
(Weitere Zwischenrufe bei der OVP - Abg. 
R 0 ba k: Ihr seid falsch informiertf) 

Präsident: Anfrage 21: Herr Abgeordneter 
Hanreich (FPO) an den Herrn Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft. 

766/M 

Was wird veranlaßt werden, um die Mitt. 
wochvorstellungen der Spanischen Reitschule, 
die sich seit ihrer Einführung ausgezeichnet 
bewährt haben, auch weiterhin aufrechtzu­
erhalten? 
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Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Hanreich! Für 1973 ist die 
Mi ttwoch vorführung gesichert. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanrelch: Ist beab­
sichtigt, diese Mittwochvorstellungen der Spa­
nischen Hofreitschule auch für das kommende 
Jahr wieder sicherzustellen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

17. Juli 1972 um die Bereitstellung von Mitteln 
für agrarische Informationen und Aufklärung 
angesucht. Ähnliche Ansuchen des Allgemei­
nen Osterreichischen Bauernverbandes und 
der Freiheitlichen Bauernschaft stammen vom 
5. September 1972 und vom 15. September 
1972. 

Der Osterreichische Bauernbund hat bis 
31. Dezember 1972 kein Ansuchen um die 
Gewährung solcher Mittel an mein Ressort 
gereicht. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Die Präsident: Zusatzfrage. 
Mittwochvorführungen für die weiteren Jahre Abgeordneter Kern: Herr Bundesminister! 
können nur dann gesichert werden, wenn es· Das 2. Budgetüberschreitungsgesetz, in dem 
uns gelingt, eine zweite Equipe in der Hof- unter anderem auch diese 5 Millionen mit den 
reitschule unterzubringen. Die Pferde sind Stimmen der SPO und der Freiheitlichen Partei 
vorhanden, die Reiter sind vorhanden, wir beschlossen worden sind, ist Ende Oktober im 
brauchen nur noch den Platz, und zwar jenen Parlament beschlossen worden. Sie haben 
Platz, in dem früher schon Stallräume vor- soeben festgestellt, daß die Schreiben von 
handen waren. drei Bauernorganisationen bedeutend früher 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. im Ministerium eingetroffen sind. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Welche Meine Frage ist: Haben diese Organisatio-
Schwierigkeiten stellen sich dem Vorhaben nen von Ihrem Ministerium die Information 
entgegen, daß man diese bisher als StaUungs- erhalten, daß dieses Gesetz beschlossen wer­
räume verwendeten Räumlichkeiten auch den wird? 
weiterhin dafür verwendet beziehungsweise Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 
daß man solche Räume, die einer anderen 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr Funktion zugeführt wurden, nun wieder für 
Abgeordneter Kern I Zuerst eine Richtigstel­die Stallungen aktiviert? 
lung: Das 2. Budgetüberschreitungsgesetz ist 

Präsident: Herr Minister. Bitte. am 5. Oktober 1972 beschloss..en worden und 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Ich nicht Ende Oktober. 

habe mit dem Herrn Bautenminister verein- Außerdem darf ich bemerken, daß es jeder­
bart, daß er sich sehr dafür einsetzen wird, daß mann zu jeder Zeit freisteht, Ansuchen an 
zum Beispiel der Lagerraum der Hofapotheke mein Ressort um die Gewährung von Zuschuß­
- ein ehemaliger Stallraum -, die Räume des mitteln zu richten. Das bleibt jedermann über­
Tedmikercercles - ebenfalls ehemaliger Stall- lassen. Es dreht sich in diesem Fall nur darum, 
raum - und die Räume einer Hausbesorger- ob die Beträge vor Inkrafttreten des 2. Budget­
wohnung so rasch wie möglich wieder dem überschreitungsgesetzes ausgezahlt wurden. 
ursprünglichen Zweck zur Verfügung gestellt (Zwischenruf bei der OVP.) 
werden können, damit wir für die zweite 
Equipe 25 Pferde unterbringen können. Ich Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
hoffe, daß wir im Jahre 1973 zu einer Lösung Abgeordneter Kern: Herr Bundesminister[ 
dieses Problems gelangen werden. Meine zweite Frage bezieht sich auf die Ver-

Präsident: Anfrage 22: Herr Abgeordneter wendung dieser Mittel. Ich möchte jetzt auf 
Kern (OVP) an den Herrn Bundesminister. den Wert der Informationen, die von den 

791/M 

Welches Datum tragen die Ansuchen des 
Österreichischen Arbeitsbauernbundes, des All­
gemeinen Österreichischen Bauernverbandes und 
der Freiheitlichen Bauernschaft an das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
um Zuwendung von Bundesmitteln "für agrari­
sche Informationen und Aufklärung, insbe­
sonder~ im Zusammenhang mit dem Arrange­
ment Österreichs mit der EWG"? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

diversen Organisationen ausgesendet werden, 
gar nicht Bezug nehmen. 

Ich möchte Sie aber eines fragen: Es sind 
derzeit meines Wissens in Ihrem Ministerium, 
im Landwirtschaftsministerium, Hunderte Mil­
lionen AI-Kreditansuchen unerledigt. Es war­
ten damit Tausende Bauern in Osterreich auf 
diese Darlehensbeträge bis jetzt schon sehr 
lange vergeblich. Nun werden hier anderer­
seits Millionenbeträge für eine Parteipropa­
ganda verwendet; es ist sonst nichtsl 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr Ich frage Sie daher, Herr Bundesminister: 
Abgeordneter Kern! Der Osterreichische Sind Sie der Auffassung, daß Sie damit die 
Arbeitsbauernbund hat mit Schreiben vom Interessen der Bauern wahrnehmen? 
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Kern 

Meine Zusatzfrage dazu noch, Herr Minister: werden, und der inländischen Ernte 1972 ist 
Werden Sie auch für 1973 die Verwendung auch einschließlich eines Exportes die Inland-
dieser Mittel in dieser Form befürworten? bedarfdeckung sichergestellt. 

Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Kern! Es dürfte Ihnen bekannt 
sein, daß ich als Bundesminister die Be­
schlüsse des Parlaments zu vollziehen habe. 
Im 2. Uberschreitungsgesetz sind 5 Millionen 
Schilling für diesen Zweck vorgesehen, und 
ich habe sie für diesen Zweck verwendet. 

Für 1913 sind noch Uberlegungen im Gange, 
in welcher Art und Weise die Mittel für die 
Aufklärung der Bauernschaft zu verwenden 
sein werden. (Abg. Kin z 1: Die Anfrage ist 
nicht beantwortetf) 

Präsident: Anfrage 23: Herr Abgeordneter 
Robak (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft. 

790jM 

Wie hoch dürfte die Weinernte 1972 nach 
bisherigen Schätzungen sein? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Robak! Nach den Schätzungen 
des Statistischen Zentralamtes war im Jahre 
1972 mit einer Erntemenge von rund 
2,647.000 hl Wein zu rechnen. Es wird jedoch 
von den Fachleuten angenommen, daß die 
Erntemenge etwas größer sein wird. Endgül­
tige Zahlen können wir erst Anfang Feber 
1973 bekanntgeben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robak: Herr Minister! Hat es 
bei der Unterbringung der Weinernte 1972 
größere Schwierigkeiten gegeben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Es hat 
bei der Ernte 1972 überhaupt keine Schwierig­
keiten gegeben, sie voll und ganz ordnungs­
gemäß unterbringen zu können. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Robak: Herr Minister! In ver­
schiedenen Zeitungen wird immer wieder von 
Zeit zu Zeit von den Großweinhändlern eine 
größere Importquote verlangt, und zwar mit 
der Begründung, daß der Inlandbedarf nicht 
gedeckt ist. 

Ich möchte Sie daher fragen: Wie weit ist 
die Inlandversorgung garantiert? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Mit 
den vorgesehenen Importmengen, die jährlich 
im Rahmen von GATT-Kontingenten getätigt 

Präsident: Wir kommen nun zu den Fragen, 
die für diese Sitzung vorbereitet wurden. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Anfrage 1: Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacora (OVP) an den Herrn Bundes­
kanzler. 

773jM 

Da in Hinkunft laut Aussagen des Bundes­
kanzlers anstelle von hohen Verwaltungs­
beamten auch sogenannte Berater Verwal­
tungsgeschäfte führen sollen, frage ich Sie, 
wie dieses neue Verwaltungsmanagement mit 
den Grundsätzen unserer Rechtsordnung und 
der Stellung des Berufsbeamtentums verein­
bar ist. 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Wie aus den Zeitungs meldungen, die 
mir zugänglich sind, hervorgeht, handelt es 
sich ja in keinem Fall um direkte Zitate, son­
dern um die Vermittlung eines von mir ver­
tretenen Standpunktes. Ich habe mich dabei 
auf das bereits im Hohen Haus liegende so­
genannte Ministeriengesetz berufen, in dem 
es unter anderem heißt: 

"Unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 1 
und 2 können zur zusammenfassenden Be­
handlung aller zum Wirkungsbereich des Bun­
desministeriums gehörenden Geschäfte, ins­
besondere von Geschäften, die den Wirkungs­
bereich zweier oder mehrerer Sektionen be­
rühren, sowie zur Beratung und Unterstützung 
des Bundesministers bei den ihm obliegenden 
Entscheidungen auf dem Gebiet der allge­
meinen Regierungspolitik sonstige organisa­
torische Einrichtungen geschaffen werden." 

Es gibt dann in den Erläuternden Bemer­
kungen einen Absatz, in dem das näher aus­
geführt wird, und zwar auf Seite 29. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
kanzlerl Es wird sicher im Unterausschuß des 
Verfassungsausschusses das Ministeriengesetz 
in dieser Hinsicht erörtert werden. Meine 
Frage zielte eher auf die Stellung dieser 
Organe, die diese Zusammenfassungen vor­
zunehmen haben, im Schema der Bundes­
beamten hin. Ich würde bitten, darüber eine 
Auskunft zu geben. 

Wie sollte dieser Berater oder wie sollten 
diese Berater, von denen Sie nun meinen, daß 
deren Grundlage das Ministeriengesetz bilden 
könnte, in dem Schema der Staatsbediensteten 
und der Verwaltungsorgane stehen? - Das 
war meine Frage. 
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Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Die Bestimmun­
gen dieses Gesetzentwurfes müssen natürlich 
im Zusammenhang mit den entsprechenden 
Artikeln der Bundesverfassung über die Orga­
nisation der Verwaltung gesehen werden. 
Jedenfalls können diese Einrichtungen in kei­
ner Weise so wirken, daß sie im Gegensatz 
zu den entsprechenden Verfassungsbestim­
mungen fungieren. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
kanzler! Besteht von Ihrer Seite die Absicht, 
diese neue Figur des Verwaltungsmenage­
ments, wenn ich mich so ausdrücken darf, in 
die entsprechenden dienstrechtlichen Vor­
schriften einzubauen? Das heißt: Haben Sie 
die Absicht, die Dienstpragmatik unter dem 
Gesichtswinkel solcher neuer Organe zu 
ändern? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Auf diese Frage 
kann ich im Augenblick noch keine Antwort 
geben. Ich habe im Augenblick das Gefühl, 
daß derartige Änderungen der Dienstprag­
matik nicht erforderlich sind. Aber das ist nur 
für den Augenblick gesagt. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Wuganigg (SPO) an den Herrn Bundeskanzler. 

771JM 
Wird geeignete Vorsorge getroffen, daß mit 

dem wachsenden Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung nicht eine wachsende Ge­
fahr des Mißbrauches dieser Einrichtung ver­
bunden ist und die Privatsphäre des Staats­
bürgers gewahrt bleibt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die von Ihnen gestellte Frage bezüglich 
der Gefahr des Mißbrauchs der Einrichtungen, 
die im Zusammenhang mit dem Einsatz der 
elektronischen Da tenverarbei tungsmaschinen 
entstehen können, ob es einen entsprechenden 
Schutz gibt, um die Privatsphäre des Staats­
bürgers zu berücksichtigen und zu gewähr­
leisten, kann ich eindeutig mit Ja beantwor­
ten. Das geht aus dem Bericht der Bundesregie­
rung vom 8. Februar 1972 ebenso wie aus 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Im Rahmen des 
Koordinantionskomitees für den Einsatz der 
EDV-Anlagen ... (Abg. Dr. G r u be r: Ist die 
Zusatzfrage schon bekannt gewesen?) Nein, 
sie ist nicht bekannt gewesen. Ich bediene 
mich nur der Unterlagen, die mir zur Verfü­
gung gestellt worden sind. ICh halte derartige 
Machinationen für wenig sinnvoll und außer­
dem auch nicht im Einklang stehend mit der 
Institution, um die es sich hier handelt, näm­
lich um die Fragestunde. 

Ich möchte mitteilen, daß unter Leitung des 
Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramtes 
- überdies eine Mitteilung, die schon bei 
verschiedenen anderen Gelegenheiten gegeben 
wurde - die Zusammenarbeit mit Vertretern 
der interessierten Bundesministerien einge­
richtet oder geschaffen wurde. Dort werden die 
grundlegenden Fragen besprochen. 

Gleichzeitig wird von dieser Kommission die 
Entwicklung im Ausland genauestens geprüft, 
vor allem in Deutschland und in Schweden, 
wo sich solche Datenschutzgesetze bereits in 
Ausarbeitung befinden. Ost erreich beteiligt 
sich auch aktiv an den Beratungen der inter­
nationalen Gremien, die sich mit diesen Pro­
blemen befassen, und da vor allem innerhalb 
der OECD. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundeskanz­
ler! Beabsichtigen Sie die Schaffung eines 
internationalen Schutzes durch einen Daten­
schutzbeauftragten oder ähnliche Institutionen 
nach ausländischen Vorbildern? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich kann diese 
Frage deshalb heute noch nicht eindeutig be­
antworten, weil die erforderlichen Unter­
suchungen noch nicht abgeschlossen sind. Ich 
könnte mir aber vorstellen, daß eine solche 
Aufgabe von der noch zu schaffenden Ein­
richtung der Volks anwaltschaft wahrgenom­
men werden wird. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Zuweisungen 

dem Bericht vom 23. Oktober 1972 hervor. Es Präsident: Die in der letzten Sitzung als 
sind auch in den entsprechenden Kommissio- eingelangt bekanntgegebenen Regierungsvor­
nen, die in meinem Ressort tätig sind, ent- lagen weise idl zu wie folgt: 
sprechende Vorarbeiten geleistet worden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundeskanz­
ler! Welche Regelungen sind im einzelnen 
in dem von Ihnen erwähnten Vorentwurf vor­
gesehen? 

dem Außenpolitischen Ausschuß: 

Ubereinkommen über das Verbot der Ent­
wicklung, Herstellung und Lagerung bakterio­
logischer (biologischer) Waffen und von 
Toxinwaffen sowie über die Vernichtung sol­
cher Waffen (566 der Beilagen); 
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Präsident 
dem Justizausschuß : 

Zusatzabkommen zwisdlen der Republik 
Osterreidl und dem Großherzogtum Luxem­
burg zum Haager Ubereinkommen vom 1. März 
1954 betreffend das Verfahren in bürgerlichen 
Redltssachen (598 der Beilagen); 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bundesgesetz über die Förderung der Er­
wachsenenbildung und des Volksbüdlerei­
wesens aus Bundesmitteln (607 der Beilagen); 

dem Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion: 

Bundesgesetz über die Durchführung der 
Zollbestimmungen der Europäischen Freihan­
delsassoziation (EFT A -Durchführungsgesetz 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarkt- 1973) (632 der Beilagen); 
förderungsgesetz geändert wird (600 der Bei­
lagen), und dem Aussdluß für verstaatlichte Betriebe: 

Bundesgesetz, mit dem das Betriebsräte- Bundesgesetz zur Zusammenfassung der 
gesetz geändert wird (601 der Beilagen); Unternehmungen der verstaatlichten Eisen­

und Stahlindustrie (635 der Beilagen). 
dem Finanz- und Budgetausschuß : 

Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der 
Bundeshaftung für Dar lehen und sonstige 
Kredite der Flughafen Wien Betriebsgesell­
schaft mit beschränkter Haftung (602 der Bei­
lagen), 

Bundesgesetz betreffend Förderungen aus 
BundesmiUeln (Bundesförderungsgesetz) (606 
der Beilagen), 

Bundesgesetz über das Bundesrechenamt 
(Bundesrechenamtsgesetz) (608 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Führung des Bundes­
haushaltes (Bundeshaushaltsgesetz) (609 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Scheidemünzen­
gesetz 1963 geändert wird (619 der Beilagen), 

Bundesgesetz betreffend die Finanzierung 
der Arlberg Schnellstraße in der Teilstrecke 
St. Anton am Arlberg bis Langen am Arlberg 
(Arlberg Schnellstraße Finanzierungsgesetz) 
(633 der Beilagen) und 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, die Debatte über folgende Punkte 
der Tagesordnung jeweils unter einem abzu­
führen: 

1. über die Punkte 3 bis 5, 
2. über die Punkte 6 und 7, 
3. über die Punkte 9 und 10 sowie 
4. über die Punkte 13 und 14. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
wird jedesmal zuerst der Berichterstatter seine 
Berichte geben, sodann wird die Debatte über 
die jeweils zusammengezogenen Punkte ge­
meinsam abgeführt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
wie immer in solchen Fällen getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen Zusam­
menfassungen ein Einwand erhoben? - Dies 
ist nicht der Fall. 

Bundesgesetz, mit dem das Tauernautobahn- I. Punkt: Debatte über die Mitteilung des 
Finanzierungsgesetz geändert wird (634 der Herrn Bundeskanzlers betreffend die Ernen­
Beilagen); nung des Herrn Karl Lausecker zum Staats­

dem Verfassungsaussdluß: 

Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
den Zivildienst erlassen werden (Zivildienst­
gesetz) (603 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Waffengesetz 
1967 geändert wird (Waffengesetz-Novelle 
1973) (636 der Beilagen), und 

Bundesgesetz, mit dem das Sdließ- und 
Sprengmittelgesetz geändert wird (Schieß- und 
Sprengmittelgesetz-Novelle 1973) (637 der Bei­
lagen); 

dem Unterrichtsausschuß: 

Bundesgesetz über die Unterstützungsbei­
träge für Probelehrer (604 der Beilagen), 

Bundesgesetz über Schulen zur Ausbildung 
von Leibeserziehern und Sportlehrern (605 der 
Beilagen) und 

sekretär 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt: Debatte über 
die Mitteilung des Herrn Bundeskanzlers be­
treffend die Ernennung des Herrn Karl Laus­
ecker zum Staatssekretär. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Dr. Kohlmaier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP): Hohes 
Haus! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Bestellung des Beamtengewerk­
schafters Lausecker zum neuen Staatssekretär 
der Regierung Kreisky ist bezeichnend für die 
heutige Situation der Regierung. Diese 
Regierung ist keine Regierung der Problem­
lösungen. Sie ist nach wie vor darauf konzen­
triert, durch immer neue Aktionen von den 
Problemen abzulenken, die Lösung der 
Probleme zu vertagen oder durch Personen-
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debatten und Personenlösungen von diesen 
Problemen abzulenken. Wir glauben daher, 
daß eine Debatte über diese Erweiterung der 
Bundesregierung stattfinden muß, um das zu 
beleuchten und auszusprechen, was in diesem 
Zusammenhang festzustellen ist. 

Zunächst, meine Damen und Herren, müssen 
wir eines ganz klar aussprechen: Die Be­
stellung eines neuen Staatssekretärs im 
Bundeskanzleramt rückt neuerlich die persön­
liche Glaubwürdigkeit des Bundeskanzlers ins 
Zwielicht. Als Oppositionsführer hat Doktor 
Kreisky gemeint, ein Minister sei entweder 
gut genug, dann brauche er keinen neuen 
Staatssekretär, oder aber er brauche einen 
Staatssekretär - von dreien war nicht einmal 
die Rede, meine Damen und Herren -, dann 
solle man einen anderen Minister suchen. 
Heute hat Dr. Kreisky den Staatssekretär­
rekord für Bundeskanzler der Zweiten 
Republik aufgestellt: Er braucht gleich drei 
Helfer. 

Natürlich, ich muß hier einräumen, meine 
Damen und Herren: Der Herr Bundeskanzler 
hat sehr klar und dezidiert gesagt: Ich habe 
in dieser Frage meine Meinung geändert! Er 
hat einen öffentlichen feierlichen Widerruf 
vollzogen. Er hat seiner eigenen Meinung ab­
geschworen. Aber ist damit das Problem der 
Glaubwürdigkeit aus der Welt geschafft, daß 
man sagt: Ich widerrufe eben, weil ich heute 
eine andere Meinung habe!? 

Meine Damen und Herren! Die Wähler, die 
den Oppositionsführer Dr. Kreisky seinerzeit 
gesehen und beobachtet und seine Botschaften 
entgegengenommen haben, die haben ja da­
mals darauf vertraut und mit Recht darauf 
vertraut, daß die Meinungen des Oppositions­
führers die Praxis des kommenden Bundes­
kanzlers sein werden. Dr. Kreisky hat ja 
damals nicht dazugesagt: Ich vertrete als 
Oppositionsführer einen Standpunkt vor­
behaltlich einer Änderung für den Fall, daß 
ich Bundeskanzler werde. 

Mit einem öffentlichen Widerruf, mit einem 
Abschwören in feierlicher Form ist das 
Problem der Glaubwürdigkeit, ist das Problem 
der Beibehaltung, ich würde fast sagen, das 
Problem von Treu und Glauben nicht gelöst. 
(Beifall bei der OVP.) Vielleicht spielt hier 
auch eine Rolle, daß es in diesem Fall der ja 
sehr zahlreichen Meinungsänderungen des 
Herrn Dr. Kreisky relativ leicht war, den 
Nachweis dafür zu führen, daß es heute diese 
Aussage war und ein anderes Mal eine andere. 

Meine Damen und Herren! Hier haben wir 

ten Widersprüchen der Bundesregierung aus­
einanderzusetzen. Ich möchte hier noch einmal 
in sehr kurzer und zusammengefaßter Form 
- aber es ist notwendig - diese Wider­
sprüche dadurch nachweisen, daß ich erneut 
in Erinnerung rufe, wo solche Widersprüche 
vorliegen. 

Ich möchte etwa darauf hinweisen, meine 
Damen und Herren, daß eine sehr wesentliche 
Aussage der sozialistisch,en Propaganda in der 
Zeit, in der Sie in der Opposition waren, auf 
einem Plakat zum Ausdruck kam, das die 
Wähler und die Offentlichkeit mit dem Wort 
"wachsen" konfrontierte. 

Man hat damals noch nicht gesehen, welche 
Bedeutung dieses Wort "wachsen" einmal be­
kommen wird. Das, was heute wächst, ist die 
Regierung, meine Damen und Herren. Sie 
wächst sozusagen in die Breite. Vielleicht wird 
die Regierungsbank in absehbarer Zeit ange­
stückelt werden müssen. Es wächst die 
Regierung - ich möchte es noch einmal 
sagen - nicht an ihren Aufgaben, es wächst, 
meine Damen und Herren, das Preisniveau 
in Osterreich. Aber das waren ja nicht die 
Erwartungen, die die heutige Regierung als 
Oppositionspartei in den Wählern hervor­
gerufen hat. 

Und so wie es hier gegangen ist, war es 
mit fast allen wichtigen Zusagen, die gemacht 
wurden. Wir erinnern uns an das Human­
programm. Damals hieß der Slogan "Leben". 

Was ist aus dem "Leben" geworden, was ist 
aus dem Humanprogramm geworden? Ein 
Schmalspurministerium mit einer Ministerin, 
die nicht einmal in ihren Ankündigungen, die 
sie jetzt versucht, überzeugt, und eine ver­
heerende Planlosigkeit auf diesem wichtigen 
Gebiet, auf dem die Opposition seinerzeit 
angetreten ist. 

Wenn ich mir den Slogan: "Wir kämpfen 
gegen das Sterben vor der Zeit!" in Erinnerung 
rufe, so muß ich auch hier den Herrn Bundes­
kanzler bitten, sich zu überlegen, wann der 
öffentliche Widerruf kommt. Wir sehen noch 
nichts von diesem Kampf gegen das Sterben 
vor der Zeit - mit einer Ausnahme: Vor 
kurzem hat der Herr Bundeskanzler dezidiert 
erklärt - vielleicht ändert er auch hier seine 
Meinung; wir werden es ja sehen -: Die 
nächste Wahl wird keineswegs früher statt­
finden als im Oktober 1975. Damit hätten wir 
wenigstens in einem Punkt den Kampf gegen 
das Sterben vor der Zeit, nämlich gegen das 
Sterben der Regierung vor der Zeit. (Beifall 
bei der OVP.) 

einen einbekannten Widerspruch, einen Herr Bundeskanzler! Noch ein Punkt, bei 
offenen Widerruf. Aber noch viel dankbarer dem ein Widerruf angebracht wäre: Wir bitten 
ist es, sich mit den nicht öffentlich einbekann- Sie, machen Sie es hier genauso deutlich wie 
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im Fall der Staatssekretäre. Sie sind ange­
treten mit dem Versprechen, daß Sie die jähr­
liche Teuerung von seinerzeit etwa 3 Prozent 
beseitigen werden. Sie haben "beseitigen" mit 
"verdoppeln" verwechselt, Herr Bundes­
kanzler! Heute steht Osterreich im Spitzenfeld 
der europäischen Teuerung, und die inflatio­
nistische Entwicklung, die vorwiegend durch 
eine falsche Budget-, Steuer- und Wirtschafts­
politik der Regierung ausgelöst ist, droht zu 
einer ernstlichen wirtschaftlichen Gefahr zu 
werden. Herr Bundeskanzler! Wann kommt 
hier der Widerruf: Ich habe meine Meinung 
geändert, 3 Prozent Teuerung war zuwenig, ich 
bin heute für 7 Prozent!? Wir werden über 
diese Frage noCh. weitersprechen müssen. 

Wir haben in letzter Zeit eine neue sehr 
bedenkliche Entwicklung registriert, daß näm­
lich die Sparkassen, die Geldinstitute, die 
Banken heute fast keine Einlagen mehr zur 
Verfügung haben, daß nur noch bestimmte 
Sparformen gewählt werden, daß aber das 
sogenannte normale Sparen nicht mehr ver­
wendet wird. 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte Sie daran 
erinnern, daß Sie einmal gegen das Schulden­
machen aufgetreten sind. Das war auch eine 
Ihrer großen Versprechungen. Sie kennen ganz 
genau die Stimmung der Menschen draußen: 
Sparen hat keinen Sinn mehr, heute muß man 
Schulden machen, denn die Rückzahlung wird 
durch die Inflation abgenommen. Herr Bundes­
kanzler! Sie wollten gegen das Schulden­
rnachen auftreten, und heute verbreitet sich 
in asterreich eine Schuldenmachermentalität, 
wie sie nie zuvor in diesem Land zu bemerken 
war. 

Sie sind angetreten mit dem Versprechen, 
die Armut zu bekämpfen. Heute sind es gerade 
die wirtschaftlich Schwachen, die Pensionisten, 
die Rentner, die Bezieher kleiner Einkommen 
und die Sparer, die Leidtragende der 
sozialistischen Politik sind. 

Herr Bundeskanzler! Ich fordere Sie hier zu 
einem weiter öffentlichen Widerruf auf, den 
Sie bitte genauso klar und deutlich wie im 
Falle der Staatssekretäre machen wollen. Sie 
sind mit dem Versprechen angetreten, daß in 
Osterreich 5000 Wohnungen pro Jahr mehr 
gebaut werden. Heute werden 5000 Wohnun­
gen weniger gebaut. Mehr oder weniger, das 
ist die Frage! Wie haben Sie es damals ge­
meint, und wie praktizieren Sie es heute? 
Herr Bundeskanzler, bitte auch hier um den 
öffentlichen Widerruf, um die Feststellung: Ich 
habe meine Meinung geändert, ich vertrete 
nicht mehr die Auffassung, die ich als Oppo­
sitionsführer vertreten habe. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie sind als Oppo...; 
sitionsführer mit dem Versprechen angetreten, 
die Wehrdienstzeit von neun Monaten auf 
sechs Monate zu verkürzen. Sie haben nicht 
versprochen, das Bundesheer zu demolieren, 
aber Sie sind auf dem besten Weg dazu! Und 
die Verkürzung ist, wenn man die Waffen­
übungen dazurechnet, auch eine andere ge­
worden. Auch hier ein Fall für einen offenen, 
aufrichtigen und ehrlichen Widerruf. 

Herr Bundeskanzler! Sie sind angetreten 
mit dem Versprechen, das Leben in Oster­
reich demokratischer zu gestalten. Heute 
haben wir den Pressemeldungen entnommen, 
wie Sie die Transparenz in der Frage der 
Akteneinsicht der Volksvertreter verstehen. 
Auch hier bitte ich, Herr Bundeskanzler, um 
klare Auskünfte. Wie wollen Sie demokrati­
sieren? Oder beschränkt sich Ihre Demokrati­
sierung darauf, daß Sie eine wichtige, objek­
tive Kontrollinstanz, nämlich den unabhän­
gigen Rundfunk, wieder stärker in den Griff 
bekommen wollen? 

Meine Damen und Herren! Die sozialistische 
Regierung ist sich selbst untreu geworden wie 
kaum je vorher eine politische Kraft in diesem 
Land. Sie hat Osterreich nicht moderner ge­
macht, sondern sich darauf beschränkt, neue 
Ämter zu schaffen und neue Ämter zu be­
setzen. Damit soll der Bevölkerung vorge­
täuscht werden, daß die Probleme in guten 
Händen sind und daß etwas zu deren Lösung 
geschieht. (Präsident Dr. Mal eta übernimmt 
den Vorsitz.) 

Die bisherigen Erfahrungen - das müssen 
wir auch sagen, wenn ein neues Amt hier zur 
Debatte steht - mit neuen Regierungs­
funktionen waren alles andere eher als 
ermutigend. 

Der erste Schritt war die Sdlaffung eines 
Wissenschaftsministeriums. Ich möchte die 
Tätigkeit der Frau Bundesminister nicht ab­
qualifizieren, aber ich möchte hier doch noch 
einmal die Frage aufwerfen: Hätte ein guter 
und tüchtiger Unterrichtsminister nicht diese 
Arbeit auch mitleisten können, wenn er heute 
nicht damit überbeschäftigt wäre, eine von ihm 
selbst ausgelöste Schulbuchmisere zu besei­
tigen, wenn er nicht alle Hände voll damit zu 
tun hätte, mit diesen Problemen fertig zu 
werden? 

Frau Minister Firnberg, die personifizierte 
Vertreterin der Wissenschafts- und Bildungs­
politik der Sozialistischen Partei, hat die 
Wissenschafts bürokratie vergrößert, sie hat 
die gewählte gesetzliche Interessenvertretung 
der Studenten nicht unterstützt, und sie hat 
uns ein Universitäts-Organisationsgesetz vor­
gelegt, das mit dem Makel behaftet ist, eine 

400 
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Einsduänkung der Freiheit und Autonomie 
gegenüber der Autorität des Ministeriums und 
der Zentral stellen zu sein. Mit einem Wort: 
Durch positive Akzente, durm positive 
Aktionen, die überzeugen, hat das Wissen­
schaftsministerium bisher seine Existenz nicht 
rechtfertigen können. 

Die zweite neugeschaffene Funktion auf 
dem Weg zum modernen Osterreich, das Ge­
sundheitsministerium, ist das Musterbeispiel 
für eine Aushängeschildfunktion: mangelnde 
Kompetenzen und eine politisch nimt erfah­
rene Ressortchefin. Dieser Nachteil wirkt sich 
besonders deswegen ungünstig aus, weil das 
Gesundheitsministerium zwischen einem 
madltpolitisch denkenden Sozialminister und 
einem ebenso kompetenzbewußten Hauptver­
band der Sozialversicherung geradezu einge­
zwängt ist und keinen Lebensraum, keine Ent­
faltungsmöglichkeiten und auch keine finan­
ziellen Möglidlkeiten hat. 

In letzter Zeit hat die Frau Minister 
Leodolter wenigstens versucht, durch Ideen 
oder Absichtserklärungen ihre Existenz zu 
rechtfertigen. Sie hat dabei - und das ist nidlt 
das erste Mal - auf die 107 Vorsdlläge der 
OVP zurückgegriffen und mit der Abschaffung 
der dritten Spitalsklasse operiert. Die Idee 
ist an sich - sie stammt ja von der OVP -
gut. Auf die Verwirklichung, so wie sie sich 
die Frau Bundesminister vorstellt, warten wir, 
Herr Bundeskanzler. Ich glaube, es ist nidlt 
möglich, dieses große Vorhaben mit den 
Mitteln und mit den Planungsvoraussetzungen, 
die wir heute sehen, zu bewältigen. Idl 
fürchte, es wird nur eine Türtaferlreform, 
wenn es hoch geht. 

Die nächste neugeschaffene Instanz auf dem 
Weg zum modernen Osterreich war die In­
stallierung eines Familienstaatssekretärs. 
Damit wollte die Regierung offenbar signali­
sieren, wie familienfreundlich sie ist und wie 
sehr sie sidl mit den Problemen der Familie 
auseinandersetzen wird. 

Meine Damen und Herren! Daß sich diese 
Einrichtung nicht bewährt hat, geht allein aus 
der Tatsache hervor, daß die Sozialisten zwar 
seinerzeit gegen eine angebliche Ausräumung 
des Familienlastenausgleichsfonds zu Felde 
gezogen sind, aber diese behauptete Aus­
räumung zur Perfektion gemadlt haben, indem 
heute aus dem Familienlastenausgleichsfonds 
das Unterrichtsbudget und die Budgets der 
Verkehrsbetriebe subventioniert werden. Es 
ist also eine Entfremdung eingetreten, die 
nidlt im Interesse, sondern nur gegen das 
Interesse der Familien ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Welche Gefahr 
sich daraus ergibt, kann man oft an Kleinig­
keiten erkennen. Eine solche Kleinigkeit liegt 
vor mir: Es ist ein Rundschreiben der 
Sozialistischen Partei Osterreichs, Bezirks­
frauenkomitee Penzing. Sie werden sagen, daß 
das sicherlich keine sehr bedeutende Organi­
sation ist, aber immerhin kommt hier etwas 
sehr deutlich zum Ausdruck, was wir befürch­
tet haben und was jetzt bestätigt wird. In die­
sem Parteirundschreiben findet sich nämlich 
der Satz: 

"Es ist doch sicher interessant für Sie, daß 
auf Vorschlag der sozialistischen Bundes­
regierung nun alle Kinder die Schulbücher" 
- bitte, achten Sie darauf - "vom Staat 
gratis erhalten." 

Meine Damen und Herren! Damit ist die 
Verstaatlichung des Familienlastenausgleiches, 
der eine gesellschaftliche Einrichtung der Fa­
milien zur Unterstützung der Familien ist, in 
einem Staat, der heute von den Sozialisten 
für sich in Anspruch genommen wird, 
vollzogen. (Abg. G rat Z: 1st das kein 
staatlicher Fonds? Ist das ein staatlicher Fonds 
oder ein privater Fonds?) Herr Klubobmann! 
Es ist ein Fonds, der eine eigene Rechtsper­
sönlichkeit hat und vom Finanzminister ver­
waltet wird, aber nicht ident mit dem Staat 
ist. Das war genau das, was wir nicht wollten 
und wogegen Sie angeblich aufgetreten sind, 
als Sie gegen die Ausräumung protestiert 
haben. (Abg. Dr. Sc h 1 ein zer: Aber das 
differenziert man nicht so genau!) 

Wir wollen eine saubere Trennung: Hier 
das Staatsbudget, dort das Geld der Familien. 
In dem Moment, in dem man das vermischt, 
schadet man den Familien. Meine Damen und 
Herren, das haben Sie getan. (Beifall bei der 
OVP.) An den Kleinigkeiten merkt man es 
oft! 

Daß die Familienpolitik bei der Steuer­
reform zu kurz gekommen ist, brauche ich hier 
nicht weiter zu begründen. Auch da hat sidl 
die Frau Staatssekretär nicht aktiv ein­
geschaltet. 

Etwas, was in der Offentlichkeit auch ab­
sichtlich vergessen wird zu sagen, ist, daß die 
jetzt stattfindenden Kinderbeihilfenerhöhun­
gen nicht von der Frau Staatssekretär initiiert 
wurden, sondern der Regierungspartei in 
Parteienverhandlungen von der OVP abgerun­
gen werden mußten. (Beifall bei der OVP.) 

Wir machen diese Aufgabe sehr gern! Wir 
machen uns gerne zum Anwalt der Familien. 
Aber ich frage: Warum muß es die Oppo­
sition machen, wenn es angeblich jemanden 
in der Regierung gibt, der sozusagen haupt-
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amtlich für die Interessenwahrung 
Familien vorhanden ist? 

der allen Fusionsgesprächen, bei den Aus-
einandersetzungen, die darüber geführt 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich wurden, und bei den fachlichen Konzepten 
an diesem Pult schon einmal damit ausein- war es nach unserer Wahrnehmung eigentlich 

nicht der Herr Staatssekretär, der die ent­andergesetzt, daß man mit Appellen zum Ge-
schirrabwaschen die Familienpolitik nicht scheidende Arbeit geleistet hat; oder er ist 

mit unendlicher Bescheidenheit im Hinter-lösen kann. 

In letzter Zeit haben wir gehört, daß die 
Pille kostenlos abgegeben werden soll. Dazu 
muß ich sagen: Frau Staatssekretär I Das ist 
nicht Familienpolitik, das sind nicht die 
Probleme der Familien in Osterreich. (Abg. 
R. W eis z: Aber die der Frau Hubinek! -
Widerspruch bei der avp.) 

In letzter Zeit wurde in Osterreich manch­
mal der Begriff des Nulltarifs in die Debatte 
geworfen. Frau Staatssekretär! Ich bewundere 
Ihre Phantasie, in welche Dimensionen Sie 
den Begriff des Nulltarifs mit der Gratispille 
hineintragen. Ich würde Sie aber wirkliCh 
bitten, zu etwas ernsteren Problemen, die die 
Menschen und nicht die Ideen gewisser 
sozialer oder familienpolitisch etwas ver­
schrobener Träumereien betreffen, zurück­
zukehren. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
R. W eis z: Das müssen Sie der Frau Hubinek 
sagen! Die Verteilung in den .Schulen hat sie 
gefordert! - Abg. Dr. Marga Hub i n e k: 
Nein!) 

Hohes Haus! Die bezeichnendste Charak­
terisierung des bisherigen Talents des Herrn 
Bundeskanzlers bei der Vermehrung der 
Regierungsfunktionen ist zweifellos der Herr 
Staatssekretär Veselsky. Er ist zunächst als 
"Staatssekretär für Arbeit" in Erscheinung ge­
treten. Das haben wir einem Interview ent­
nommen, das er dem "Kurier" am 23. April 
1970 gegeben hat. Seine Hauptaufgabe war 
damals die wirtschaftliche Koordination, nicht 
zuletzt damit begründet, daß die Sektion IV­
Bundeskanzleramt die Leitung der verstaat­
lichten Industrie übernommen hat. 

Ich bitte Sie, Herr Staatssekretär, es mir 
nicht zu verübeln: Aber wo die wirtschaftliche 
Koordination von Dr. Veselsky geleistet 
wurde oder geleistet wird, ist bislang der 
Offentlichkeit verborgen geblieben. 

Etwas später hat man dann von der Ver­
waltungsreform gehört. Aber auch hier ist 
offenbar die Leistung nicht befriedigend, denn 
jetzt soll der neue Herr Staatssekretär angeb­
lich die Verwaltungsreform übernehmen, die 
die zweite Aufgabe war, die man nachträglich 
dem Herrn Staatssekretär Veselsky zugedacht 
hat. 

Auch in Fragen der verstaatlichten Industrie 
ist der Herr Staatssekretär Veselsky offenbar 
bisher nicht recht zum Zuge gekommen. Bei 

grund geblieben und hat nur die Fäden ge­
zogen. Das glaube ich aber nicht ganz! 

Der letzte Schrei ist der Computerfacb.mann 
Veselsky, der die staatliche Datenverarbeitung 
mit bewährter und sicherer Hand führen wird. 

Herr Bundeskanzler! Warum nehmen Sie 
sich dazu nicht einfach irgendeinen guten 
Computerfachmann ins Bundeskanzleramt 
oder ziehen ihn als Konsulenten bei? Warum 
beauftragen Sie nicht irgendeine Firma? 

Meine Damen und Herren! Was übrigbleibt, 
ist nichts anderes als ein "Verlegenheits­
staatssekretär" , dessen genaue Arbeits­
leistung man besonders nach der Ubertragung 
der Verwaltungsreform an den Herrn Staats­
sekretär Lausecker nicht kennt. 

Nun kommt ein neuer Staatssekretär der 
SPO-Regierung, obwohl die bisherigen Erfah­
rungen mit Staatssekretären eher die Frage 
nach einern Austausch als nach einer Ver­
mehrung aufwerfen. Aber das ist der Stil der 
Sozialistischen Partei: Anstatt notwendige 
Neubesetzungen vorzunehmen, kaschiert man 
die Schwächen mit der Debatte um die Er­
weiterung der Regierung durch einen neuen 
Staatssekretär. 

Mit der AufgabensteIlung dieses neuen 
Staatssekretärs hat es auch so seine Probleme. 
Bundeskanzler Dr. Kreisky hat gesagt - wenn 
wir einem Interview glauben können, das er 
einer großen Tageszeitung gegeben hat; ich 
bitte, das jetzt genau zu verfolgen -: 

"Jede Gehaltserhöhung um 1 Prozent be­
lastet den Staatssäckel um zusätzlich 500 Mil­
lionen. Wenn der neue Staatssekretär in Ver­
handlungen mit den Gewerkschaften die For­
derung nur um 1/2 Prozent herabsetzen kann, 
dann hat sich das zusätzliche Kabinetts­
mitglied seine Jahresgage mehr als verdient." 
(Heiterkeit bei der avp.) 

Hohes Haus! Diese Erklärung allein wäre 
schon ein Grund für einen Gewerkschafter, 
eine solche Berufung von vornherein nicht 
anzunehmen. (Beifall bei der OVP.) Er ist 
durch die Aussage seines Chefs von Anfang 
an als Vertreter einer Politik abgestempelt, 
welche für eine möglichst sChlechte Bezahlung 
der Beamten eintritt. 

Das ist genau der verkehrte Weg der SPO­
Regierung in der Verwaltungsreform: anstatt 
tüchtiger Beamter, die leistungsgeredlt und 
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gut bezahlt werden, die qualifiziert sind und 
die die Zahl der Dienstposten durch eine 
bessere Arbeit verringern würden, einen Kurs 
einzuschlagen, der letzten Endes zu einer 
negativen Auslese und zu einer Aufblähung 
des Verwaltungsapparates führt. 

Wenn man sich diesen Start des Gewerk­
schafters Lausecker, man möge doch die teuren 
Gehaltserhöhungen unter Kontrolle be­
kommen, vor Augen hält, dann muß man 
sagen: Er ist offenbar schon von Anfang an 
ein "Verlegenheitsstaatssekretär", der Staats­
sekretär einer Verlegenheit, in die die Regie­
rung gekommen ist und aus der sie offenbar 
nicht mehr heraus kann. 

Wir sehen heute doch eines sehr deutlich: 
Die Personalkosten laufen dieser Regierung 
davon. Aber nicht deswegen, weil die Beamten 
zu gut bezahlt sind, sondern weil man mit den 
Geldern nicht sorgfältig umgeht, weil man 
nicht die Sparsamkeit und die Qualität in den 
Vordergrund gestellt hat, sondern weil man 
sich auf die Aufblähung des Verwaltungs­
apparats geworfen hat. Wahrscheinlich ist es 
die letzte Aufgabe des Staatssekretärs, eine 
Entwicklung unter Kontrolle zu bekommen, 
die der Herr Bundeskanzler als oberster Per­
sonalchef heute nicht mehr unter Kontrolle 
hat. Man hat ihm offenbar diese Aufgabe jetzt 
abgenommen. 

Die Bundesverwaltung, meine Damen und 
Herren, kann nur durch eine Reduzierung der 
Dienstposten, durch den Einsatz modernster 
technischer Mittel rationalisiert werden, 
keinesfalls aber dadunh, daß man die Beamten 
schlechter bezahlt. (Beifall bei der avp.) 

Wir müssen es immer wieder in Erinnerung 
rufen: In der Zeit der OVP-Alleinregierung 
ist es gelungen, die Zahl der Dienstposten um 
5000 zu senken. In den drei SPO-Regierungs­
jahren haben wir wieder 6500 neue Dienst­
posten dazubekommen. Zusätzliche Mini­
sterien, zusätzliche Staatssekretariate und 
parteipolitische Erwägungen führten dazu, daß 
die Zahl der Referate in den Ministerien seit 
April 1970 um 25 Prozent und die Zahl der 
Abteilungen in den Zentralverwaltungsstellen 
um 14 Prozent gestiegen ist und auch die Zahl 
der Sektionen um 8 Prozent zugenommen hat. 

Man müßte heute die Sozialistische Partei, 
die sich manchmal gern in Abweichung von 
ihrem Statut sozialdemokratische Partei 
nennt, eigentlich sozialbürokratische Partei 
nennen. Das wäre wahrscheinltch die beste 
Charakterisierung dieser politischen Kraft. 
(Beifall bei der OVP.) 

Eine solche Politik, Herr Bundeskanzler, 
rechtfertigt keinen neuen Staatssekretär; auch 
nicht die Tatsache, daß es heute die teuerste 
Regierung gibt, die es je gab. 

Das gilt jetzt nicht nur für die Teuerung, 
die Sie ja bekämpfen wollten, sondern das 
gilt auch für die Kosten der Regierung selbst. 
Trotz Besteuerung der Politikergehälter kostet 
die SPO-Regierung mit 16,3 Millionen im Jahr 
um 60 Prozent mehr als die OVP-Regierung 
Klaus. 

Finanzminister Androsch hat bereits recht 
massiv in den Tätigkeitsbereich des neuen 
Herrn Staatssekretärs eingegriffen. Einem 
Interview der "Wochenpresse" entnehmen 
wir, daß er gegen die perzentuelle Teuerungs­
abgeltung und gegen das Gehaltsabkommen 
mit dem öffentlichen Dienst in der bisherigen 
Form ist und für eine pauschale Teuerungs­
abgeltung plädiert. 

Meine Damen und Herren! Wenn der neue 
Herr Staatssekretär diese Richtlinie für seine 
Arbeit übernimmt, dann wird er zum 
Nivellierungsstaatssekretär. Der Androsch­
Plan würde nämlich dazu führen - und das 
weiß der Gewerkschafter Lausecker ganz 
genau -, daß durch die Steuerprogression 
die qualifizierteren Beamten netto weniger Er­
höhung bekämen als die andern, daß wir also 
infolge der Steuerprogression eine echte Ge­
haltsnivellierung im öffentlichen Dienst ein­
führen würden. 

Das kann aber nicht im Sinn einer besseren 
Qualität des öffentlichen Dienstes sein, der 
heute schon, gerade wenn es um qualifizierte 
Kräfte geht, vor erheblichen Problemen steht 
und der heute nicht mehr genug qualifizierte 
Fachkräfte bekommen kann. . 

Die Bestellung des Gewerkschafters Laus­
ecker führt uns aber auch zu einer prin­
zipiellen Frage vor allem im Zusammenhang 
damit, ob er wohl die Absicht hat, das, was 
seine Gewerkschaft übereinstimmend in allen 
Fraktionen zu diesen Fragen vertritt, auch 
durchzusetzen, oder ob er die Gegen­
positionen, die wir bei der Regierung 
erkennen, beziehen will. 

Wir haben aus den heutigen Presseorganen 
erfahren, daß Präsident Benya den Gewerk­
schaftsbund als eine Kontrollinstanz bezeich­
net. Es gibt dazu einen bemerkenswerten 
Artikel von Thomas Chorherr in der heutigen 
"Presse", der die Frage "Syndikative" erhoben 
hat. 

Herr Präsident Benya und Herr Bundes­
kanzler Dr. Kreisky! Haben Sie sich über die 
Doppelbedeutung des Wortes "Der Gewerk­
schaftsbund hat die Regierung unter Kon­
trolle" schon den Kopf zerbrochen? Haben Sie 
sich ferner darüber den Kopf zerbrochen, wie 
es mit der Kontrollfunktion des Gewerk­
schaftsbundes aussieht, wenn ein prominentes 
Gewerkschaftsmitglied in der Regierung sitzt, 
die kontrolliert werden soll? Wir kommen 
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damit in die Problematik der Selbstkontrolle 
der Regierung. Wenn also der Herr Vize­
kanzler und Sozialminister Häuser einerseits 
ein prominentes Mitglied, Stellvertreter des 
Obersten in der Regierung ist und als Vize­
präsident des OGB Stellvertreter der obersten 
Kontrollinstanz OGB ist, wer ist dann stärker 
in der Person des Herrn Ing. Häuser: der 
Kontrollor Gewerkschafter oder das kon­
trollierte Regierungsmitglied? Hier muß man 
wieder mit Nestroy die Frage stellen: Wer ist 
stärker - i oder i? 

Wie lösen Sie, Herr Präsident Benya, das 
Problem der Kontrolle durch sich selbst? Sehen 
Sie hier nicht die Gefahr einer Kollision der 
Pflichten und der Aufgaben, wie Sie sie sehen? 

Ich glaube, daß wir hier an einem Punkt 
angelangt sind, wo wir sehr wichtige staats­
politische Uberlegungen anstellen müssen. 
Wir glauben nach wie vor daran, daß die 
Kontrolle der Regierung das Parlament ist. Ich 
weiß, das paßt Ihnen nicht, weil Sie es sich 
mit dem Parlament offenbar nicht immer so 
richten können, wie Sie wollen. Aber bleiben 
wir hier auf dem Boden der Verfassung! 
(Beifall bei der OVP.) 

Die Gewerkschafter in Osterreich hätten 
schon einmal Anlaß gehabt, in die Berufung 
eines Gewerkschafters Hoffnungen zu setzen. 
Ich bleibe hier beim Beispiel des Herrn Vize­
kanzlers Häuser. Er ist Vorsitzender der Ge­
werkschaft der Privatangestellten. Die Privat­
angestellten hätten also mit dieser Berufung 
die Hoffnung verbinden können, daß eine for­
cierte Angestelltenpolitik gemacht werden 
wird. Das ist aber nicht geschehen. Häuser hat 
keine Angestelltenpolitik gemacht. Im Gegen­
teil, man muß ihm heute vorwerfen, daß er 
die Interessen der Angestellten in der Regie­
rung nicht vertreten hat, daß also das 
Regierungsmitglied Häuser stärker war als 
der Gewerkschafter Häuser. Spätestens bei der 
29. Novelle ist klargeworden, was man schon 
früher gesehen hat: Die Hauptleidtragenden 
und die Hauptlasttragenden dieser Novelle 
sind die Angestellten, die durch höhere Pen­
sionsbeiträge und höhere Krankenver­
sicherungsbeiträge die nicht mehr unter Kon­
trolle bleibenden Mehrkosten abdecken sollen. 

Wenn man sich die Erfolge der sogenannten 
Lohnsteuerreform und anderer steuer­
politischer Maßnahmen, Anderung bei der 
Bausparvergünstigung und so weiter, ansieht, 
dann sieht man: Es sind überall gerade die 
Angestellten und die qualifizierten Arbeit­
nehmer, die vom Gewerkschafter Häuser in 
der Regierung nicht vertreten werden. 

schafters Lausecker neuerlich aktuell. Wir 
müssen also jetzt an den neuen Staatssekretär 
die Frage richten - sie kann natürlich auch 
vom Herrn Bundeskanzler beantwortet 
werden -: Wie halten Sie es, Herr Staats­
sekretär Lausecker, in der sehr entscheidenden 
Frage der systematischen Aushöhlung des 
unpolitischen Berufsbeamtentums in Oster­
reich durch die sozialistische Regierung und 
die Installierung eines politischen Beamten­
turns? Werden Sie in der Frage Verteidigung 
des Berufsbeamtenturns den Standpunkt der 
Gewerkschafter aller Fraktionen oder die 
sozialistische Parteilinie verfolgen? 

Geben Sie uns heute darüber Auskunft, 
Herr Lausecker! Ihre Installierung allein ist 
uns zuwenig. Wir wollen von Ihnen ein 
Arbeitsprogramm oder wenigstens eine 
Deklarierung über Ihre wichtigsten Ziele. 

Oder: Wie stellen Sie sich, Herr Staats­
sekretär Lausecker, zu einer Aushöhlung des 
Gehaltsübereinkommens - durch die Ein­
führung von sogenannten pauschalen 
Teuerungsabgeltungen, die nicht gerecht sind 
und die wir bisher vermieden haben? Wie 
stellen Sie sich, Herr Staatssekretär Laus­
ecker, zu einer Aushöhlung des Beamten­
schutzes zur Ermöglichung einer möglichst 
großen Versetzungsfreiheit der Regierung, 
damit man bestimmte politische Gewichtungen 
herbeiführen kann? 

Ich glaube, wir haben bisher keinen Grund, 
anzunehmen, daß Ihre Bestellung, Herr Staats­
sekretär, ein Signal dafür ist, daß die 
Regierung heute bereit ist, sich die Position 
der Beamtengewerkschaft in den wichtigsten 
Fragen zu eigen zu machen; es sei denn, diese 
Ernennung wurde unter gewerkschaftlichem 
Druck ausgesprochen. Aber das wollen wir ja 
nicht annehmen. Oder es ist einfach die Ab­
sicht, meine Damen und Herren, gegeben 
- auch das müssen wir sehr ernsthaft in 
Erwägung ziehen -, daß es den Sozialisten 
heute nicht paßt, daß die Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten VOn unserem OAAB­
Obmann geleitet wird, daß dort die OVP das 
entscheidende Wort zu sprechen hat und daß 
Sie mit dieser Besetzung des Staatssekretärs 
sozusagen dokumentieren wollen: Na ja, es 
kommt hier doch wieder auf die sozialistische 
Seite an. Das wäre natürlich auch eine Dber­
legung, die eine Rolle gespielt haben könnte. 

Soll vielleicht eine beamtenfeindliche Politik 
kaschiert werden? Dann müßten aber die 
Gewerkschafter ihren Kollegen Lausecker 
bitten, zu überprüfen, ob es richtig war, daß 
er sich für diese Funktion zur Verfügung ge­
stellt hat. 

Jetzt wird offenbar das Problem, wie Ge- An der Vorgangsweise bei der Bestellung 
werkschafter von einem Kabinettsmitglied dieses Staatssekretärs sieht man wieder, daß 
vertreten werden, in der Person des Gewerk- die Regierung nicht seriös arbeitet. Richtig 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 156

www.parlament.gv.at



5770 Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 24. Jänner 1973 

Dr. Kohlmaier 
wäre - das haben wir immer wieder einge­
mahnt, und das werden wir weiter tun -, 
erst die Konzepte zu entwickeln, erst die Ab­
sichten auf den Tisch zu legen, erst zu sagen, 
was geschehen soll, und dann zu sagen, wer 
diese genau umschriebenen Aufgaben erfüllen 
wird. 

Sie gehen aber immer wieder den umge­
kehrten Weg. Sie lassen erst eine Person in 
den Vordergrund treten und lassen es uns 
dann über, zu deuten, was wohl damit beab­
sichtigt sein kann. Ich glaube, daß das nicht die 
richtige Vorgangsweise ist. Das ist eine Vor­
gangsweise, mit der Sie im Fall Lausecker 
wahrscheinlich keine besseren Erfahrungen 
machen werden als mit den bisherigen neuen 
Regierungsmitgliedern, die eine bestimmte 
Aufgabe erfüllen sollten. Aber nach einem 
Jahr oder nach zwei Jahren stellt man sich die 
Frage: Was hätten sie eigentlich machen 
seIlen?, und kommt zu der Auffassung, daß 
nichts gesChehen ist außer der Amtseinsetzung 
und Einweihung dieser Persönlichkeit. 

Meine Damen und Herren! Angesichts all 
dessen erhebt sich die Frage, ob dieser Staats­
sekretär nicht doch andere als die offiziell zu­
gegebenen Aufgaben erfüllen soll. Es liegt 
natürlich auch der Verdacht nahe - das 
dürfen Sie uns so lange nicht verübeln, solange 
Sie keine Offenlegung vornehmen -, daß 
dieser Staatssekretär Lausecker jemand sein 
soll, der sozialistische Personalpolitik betrei­
ben soll, jemand, der im Jahr der Reformen, 
die niChts kosten, und im Jahr des Reform­
stopps der Regierung dazu da ist, eine Reform 
des öffentlichen Dienstes in die Wege zu leiten 
oder zu ermöglichen, an deren Ende eine 
totale Verpolitisierung der Staatsverwaltung 
steht. 

Für diese Vermutung gibt es immerhin 
einige gewiChtige Beispiele und AnzeiChen. Die 
Regierung Kreisky hat bisher rund 1500 Son­
derverträge abgeschlossen. Es gibt genug 
Grund zur Annahme, daß hier vorwiegend 
Leute herangezogen wurden, zu denen man 
politisches Vertrauen hatte, an denen aber 
weniger sachlicher Bedarf bestand. Zunehmend 
- wir werden diese Fälle im Zuge dieser 
Debatte auch zur Sprache bringen - setzt man 
sich über objektive Qualifikationsmerkmale 
hinweg. Zunehmend, meine Damen und 
Herren, setzt man sich auch über das Urteil 
der Personalvertretung und über die 
Empfehlungen der Personalvertretung hinweg. 

Eine Erscheinung, die ich unter dem Titel 
"Verpolitisierung der Verwaltung" hier ganz 
besonders aufzeigen möchte, ist eine sehr ge­
fährliche und vor allem sehr teure Tendenz. 
Zunehmend erleben wir es, daß die 
sozialistischen Regierungsmitglieder Insti-

tutionen schaffen, die neben der staatlichen 
Verwaltung, also neben den Ministerien, auf­
wendig arbeiten, Kosten verursachen und eine 
Arbeit leisten, die eigentlich in den Mini­
sterien geleistet werden könnte. 

Wenn man sich die Frage stellt: Warum 
wird neben den Ministerien das eine oder 
andere Institut errichtet, wohin Gelder 
fließen?, dann kann die Antwort darauf nur 
sein: Offenbar hat man dort mehr Bewegungs­
freiheit, man ist nicht an die qualifizierten 
Beamten gebunden, die vorhanden sind, man 
kann dort politische Freunde beschäftigen, 
man kann dort das dotieren, was man politisch 
unter Kontrolle hat und was sich außerhalb 
der öffentlichen Verwaltung abspielt. 

Wir haben schon einen sehr unguten Ver­
dacht bei der Schaffung des Gesundheits­
instituts gehabt; damit wurde eine Einrich­
tung geschaffen, die sozusagen außerhalb der 
Gesetze und auch außerhalb der Kontrolle 
dieses Parlaments steht. 

Ein eklatanter Fall, den wir in letzter Zeit 
beleuchten mußten, ist das vom Herrn 
Minister Häuser gegründete Institut für 
berufspädagogische Forschung und Entwick­
lung. 

Hohes Haus! Das Sozialministerium verfügt 
über ausgebildete, beruflich erfahrene Beamte, 
die sich mit Fragen der berufspädagogischen 
Forschung und Entwicklung befassen können. 
Statt dessen wird daneben ein Institut gegrün­
det, dessen bisherige Leistung im wesent­
lichen darin bestand, daß man eine 
schwedische Broschüre über diese Fragen 
schlecht übersetzt hat. Diese schwedische 
Broschüre ist für den österreichischen Arbeits­
markt unbrauchbar. 400.000 S hat man hinaus­
geworfen, um eine Arbeit neben der Ver­
waltung nicht von den Beamten, die dafür 
bezahlt werden und berufen sind, leisten zu 
lassen, sondern von einem Institut, das man 
so zusammensetzen kann, wie es der poli­
tischen Vorstellung des Ministers entspricht. 

Damit kommt der Steuerzahler doppelt zum 
Handkuß: Er zahlt den Beamten: das ist not­
wendig und das ist gut; und er zahlt nebenbei 
auch noch eine politisch genehme Institution, 
die nur eine Scheinaktivität entwickelt und 
wahrscheinlich - ich kann es nur vermuten -
Nebenarbeit für politische Zwecke leistet. 

Das sind alles scheinbar Kleinigkeiten, 
meine Damen und Herren, aber sie zeigen uns 
eine Tendenz, die wir mit großer Beunruhi­
gung und Sorge festgestellt haben: das Uber­
spielen des bewährten Berufsbeamtenturns in 
Osterreich zugunsten von politischen Stellen, 
die in die Verwaltung eingeschleust werden. 
Die Zahl der Politbeamten, die von irgendwo 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 24. Jänner 1973 5771 

Dr. Kohlmaier 
herbeigeholt wurden, der Verwaltung fremd 
waren, in die Verwaltung gesetzt wurden und 
sich dort anmaßen, erfahrene Beamte zu kom­
mandieren, weil sie politisches Vertrauen und 
politische Reputation haben, ist recht groß. 

Herr Bundeskanzler! Das sind Tendenzen, 
die nicht nur vom Standpunkt der Kosten, 
sondern auch unter dem demokratischen und 
unter dem rechtsstaatlichen Gesichtspunkt 
äußerst bedenklich sind. 

Wir fordern Sie anläßlich der Einsetzung 
dieses Staatssekretärs auf: Legen Sie einen 
Offenbarungseid darüber ab, ob Sie zum· be­
währten österreichischen Berufsbeamten 
stehen oder ob Sie die Verpolitisierung der 
Verwaltung neben dem Berufsbeamtenturn 
wollen, damit den österreichischen Steuer­
zahler belasten und die österreichische Ver­
waltung verschlechtern und verpolitisieren 
wollen. (Beifall bei der avp.) 

Es wäre jetzt der Anlaß, eine ganze Reihe 
von derartigen Fällen aufzuzählen; wir 
werden sicher darauf zu sprechen kommen. 

Ein aktuelles Beispiel: Dritter Geschäfts­
führer der Studiengesellschaft für Atom­
energie - ein neugeschaffener Posten. Man 
hat sich mit der Gesellschaft nicht einmal 
richtig ins Einvernehmen gesetzt, das Wich­
tigste war einfach, ein politisrnes Liebkind 
hineinzusetzen. Es geht nicht um die sachliche 
Aufgabenstellung, sondern darum, die Ver­
waltung zu vergrößern und mit politischen 
Vertrauensleuten zu besetzen. 

In einer Zeit, in der solche Dinge geschehen, 
in der wir deutlich die Tendenz zur Ver­
politisierung der Verwaltung merken, ist die 
Berufung eines Staatssekretärs für die 
Beamtenschaft zumindest ein Anlaß zur Frage: 
Will man diesen verhängnisvollen Weg jetzt 
verstärkt fortsetzen oder will man ihn korri­
gieren? Und solange Sie uns, Herr Bundes­
kanzler, über Ihre wahre Absicht, die Sie ja 
trotz aller Transparenz nirnt sagen, wie es so 
üblich ist, im Parlament keine Auskunft geben, 
kann nur größtes Mißtrauen, nicht gegenüber 
der Person und dem Gewerkschafter Laus­
ecker, sondern 'gegenüber seiner Funktion, am 
Platze sein. (Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube, daß diese Aktivitäten der 
Regierung - die wichtigsten sind offenbar 
die personalpolitischen - in der Gesamtsrnau 
der Dinge eines sehr deutlich signalisieren: 
Wir glauben, daß jetzt, wo der Regierung die 
Reformideen ausgegangen sind, wo sie keine 
neuen attraktiven Ideen mehr in die Welt 
setzen kann, wo der Reformstopp und die 
kostenlosen Reformen verkündet werden, un-

ausgesprochen ein neuer Schwerpunkt in der 
Regierungspolitik gesetzt wird: die Verwirk­
lichung eines machtpolitischen Konzepts, eine 
Zangenbewegung der Verpolitisierung. 

Erstens - das wäre ein wichtiger Ansatz­
punkt dieser Vermutung und dieser Erkennt­
nis, die wir haben müssen -: Im Jahr der 
kostenlosen Reformen wird die Verpolitisie­
rung des unabhängigen Osterreichischen 
Rundfunks durchgeführt. 

Zweitens: Im Jahr der kostenlosen 
Reformen wird eine Verpolitisierung der Wirt­
schaft angesteuert. Herr Bundeskanzler! Ihr 
sogenanntes Mitbestimmungskonzept bringt 
dem einzelnen Beschäftigten in der verstaat­
lichten Industrie so gut wie gar nichts. Es 
bringt Ihrer Partei viel. 

Wenn wir diesen Bereich der Wirtschaft und 
Ihre Versuche, in der Wirtschaft Partei­
positionen auszubauen, betrachten, dann 
können wir an einem nicht vorübergehen, was 
sehr gut das Bild von Ihren Verpolitisierungs­
bestrebungen ergänzt: Ihre Bemühungen, auf 
dem Weg des Sparkassengesetzes auch die 
freien und unabhängigen Vereinssparkassen 
in den politischen Griff zu bekommen. Man 
muß diese Details nur zusammenfügen, dann 
sieht man sehr deutlich: Sie sind heute auf 
dem Weg, wo Sie keine guten Ideen mehr 
haben, wo Ihnen der Stoff für attraktive 
Reformen ausgegangen ist. Sie begeben sich 
auf den Weg: Jetzt mache ich mehr Macht­
politik; jetzt schaue ich, daß ich überall meine 
Positionen verbessere. 

Und der dritte Punkt in diesem Konzept 
könnte die Verpolitisierung der Verwaltung, 
die Verpolitisierung der Beamtenschaft sein. 

Ich fasse zusammen: Wir lehnen den neuen 
Staatssekretär - ich sage noch einmal: nicht 
als Person, sondern als Funktion - ab, weil 
wir für ihn keine objektive Notwendigkeit 
sehen. Für Notwendigkeiten der Sozialisti­
schen Partei haben wir kein Verständnis. 

Wir lehnen ihn aber auch deswegen ab, weil 
er uns ein neues Symbol für die Bestrebungen 
der Sozialistischen Partei zu sein scheint, ihre 
Machtposition mit allen Mitteln auszubauen 
und vom Ausgang der Wahlen unabhängig 
zu machen, auch vom Ausgang der Personal­
vertretungswahlen. 

Was uns bleibt, ist die Sorge, daß dieser 
neue Staatssekretär im Verpolitisierungs­
konzept der SPO eine Rolle spielt, an dessen 
Spitze entweder der Bundeskanzler selbst 
steht oder in dem er vielleicht bereits 
getrieben ist von anderen Kräften, die diese 
Richtung ansteuern. 
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Dr. Kohlmaier 
Auch diese Erweiterung der Regierung 

zeigt, daß diese Regierung kein Konzept für 
ein modernes und besseres Osterreich hat, 
sondern bestenfalls ein machtpolitisches Kon­
zept. Diese Politik kommt allen Osterreichern 
immer teurer zu stehen. 

Herr Bundeskanzler! Besinnen wir uns am 
heutigen Tag auf die Hoffnungen, die Sie in 
den Osterreichern erweckt haben, erinnern 
wir uns an die Zusagen, die Sie gegeben 
haben, und an die Versprechungen, die Sie 
in reicher Zahl auf den Tisch gelegt haben. 
Zunehmend werden Sie, obwohl Sie heute 
noch im Vollbesitz der Macht stehen, an den 
Rand des Geschehens gedrängt. 

Die Menschen, Herr Bundeskanzler, begin­
nen den Blick auf die Zeit nach 1975 zu rich­
ten. Für die Zukunft haben Sie nichts zu 
bieten. Sie raufen, Herr Bundeskanzler, das 
sieht man sehr deutlich heute, mit der Ver­
gangenheit. 

Sie raufen mit Ihren unerfüllten Ver­
sprechungen, mit den Zusagen, die Sie nicht 
halten können, und Sie beschäftigen sich 
krampfhaft - das hat man sehr deutlich bei 
der Budgetdebatte gesehen - damit, Ihre heu­
tigen Schwächen mit falschen Vergleichen aus 
der Vergangenheit zu kaschieren. Sie blicken 
immer mehr in die Vergangenheit und Sie 
beschäftigen sich immer mehr mit ihr. 

Sie reden heute den Menschen noch ein, 
auf der Uberholspur zu sein. Sie stehen, Herr 
Bundeskanzler, längst auf dem Pannenstreifen. 
Wenn Sie noch so viele Pannenhelfer rufen, 
ich glaube, Sie werden nicht mehr flott 
werden. 

Auch der Herr Staatssekretär Lausecker als 
Pannenhelfer wird, glaube ich, das Vehikel 
kaum wieder in Schwung bringen. Den Ver­
gleich mit dem Gelben Engel bringe ich bei 
einem Gewerkschafter verständlicherweise 
nicht, aber bei dem Vergleich Pannenhelfer 
möchte ich bleiben. (Abg. La n C: Sie haben 
es immer wieder mit der Reparatur; das ist 
wohl vom "Trockendock" her!) Sehr richtig, 
Herr Kollege Lanc, nur ist das jetzt zunehmend 
Ihr Problem und nicht mehr unser Problem. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
messen Alleinregierungen mit gleichen Maß­
stäben. Es soll die sozialistische Alleinregie­
rung von uns nicht besser behandelt werden, 

Aber wir werden' die SPO-Alleinregierung: 
nicht so behandeln und messen, wie Klubob­
mann Dr. Pittermann die OVP-Alleinregierung 
behandelt und gemessen hat, als er zur Instal­
lierung des Staatssekretärs Dr. Koren am 
19. April 1967 von diesem Platze aus Stellung 
genommen hat. Grundsatz bleibe daher: Was 
für Klaus recht war, soll für Kreisky billig 
sein. 

Wollte man die Aufrechnungsmethode 
Pittermanns anwenden, dann müßte man etwa 
so argumentieren, wie er es am 19. April 1967 
getan hat. Dr. Pittermann hielt fest, daß 
Dr. Klaus als Kanzler der großen Koalition 
mit zwei Akademikern das Auslangen fand, 
die im Dienst um die Person des Bundes­
kanzlers abwechselten, um dann zu verglei­
chen, daß der Kanzler Dr. Klaus der OVP­
Alleinregierung eines Kabinettschefs und vie­
ler Akademiker bedurfte, um dieser Aufgabe 
gerecht zu werden. Dann kam der große 
Theaterdonner, daß dem Staatssekretär Gru­
ber, der damals für die Verwaltungsreform zu­
ständig war, nun ein Staatssekretär Profes­
sor Koren hinzugefügt werden müsse. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
Aufrechnungen dieser Art, wie sie die soziali­
stische Opposition am 19. April 1967 vorge­
nommen hat, am Kern der Sache vorbeigehen. 
Ich bin vielmehr der Meinung, daß nicht nur 
die Oppositionsparteien, sondern daß die 
österreichische Offentlichkeit durch die Nomi­
nierung eines neuen Staatssekretärs mit der 
Frage konfrontiert ist: Erfüllt die sozialistische 
Alleinregierung, bewältigt das Kabinett 
Kreisky II die einer Alleinregierung gestell­
ten Aufgaben? 

Daß das zu verneinen ist, hat Abgeordneter 
Dr. Kohlmaier von der Osterreichischen Volks­
partei sehr umfassend ausgeführt, sodaß ich 
hier lediglich zu unterstreichen habe, aber 
nicht zu wiederholen brauche. 

Ich will vielmehr bei der Beurteilung der 
heutigen Situation vom Standpunkt der frei­
heitlichen Fraktion aus einen anderen Weg 
beschreiten und mich an den Zielsetzungen 
orientieren, die der damalige sozialistische 
Oppositionsführer Dr. Bruno Kreisky bei der­
selben Gelegenheit namens seiner Fraktion 
zum Ausdruck brachte. 

Unter anderem führte der Abgeordnete 
Dr. Kreisky damals wörtlich aus: "Was wir 
brauchen, ist ein höheres Maß an Voraussicht 
und Vorsorge. Was wir brauchen, ist nicht 
nur ein verbales Bekenntnis zu dieser Vor­
aussicht und Vorsorge, sondern ein echtes 
System wirtschaftlicher Rahmenplanung." 

als die OVP-Alleinregierung von der freiheit- Herr Bundeskanzler! An den verbalen Be­
lichen Fraktion von diesem Platze aus am kenntnissen, die Sie damals bei der OVP-
19. April 1967 behandelt wurde. Alleinregierung Klaus kritisiert haben, man-
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Peter 

gelt es auch bei dieser sozialistischen Allein­
regierung nicht. Aber es mangelt genau an 
dem, was Sie vor sechs Jahren dem Chef 
der OVP-Alleinregierung zum Vorwurf ge­
macht haben, es mangelt an Voraussicht und 
Vorsorge, und es mangelt am System einer 
echten wirtschaftlichen Rahmenplanung durch 
die sozialistische Alleinregierung. Somit ist 
Ihr Vorwurf, erhoben im Jahre 1967 gegen 
dIe aVP-Alleinregierung Klaus, im Jahre 1973 
zu jenem Bumerang geworden, der Ihnen 
nun selbst auf den Kopf gefallen ist. 

ein halbes Jahr oder ein Jahr beraten und 
daß diesen Beratungen wieder keine Taten 
folgen und daß die Entscheidungen ausbleiben. 

Weiter führten Sie, Herr Bundeskanzler, am 
19. April 1967 - beinahe möchte ich sagen: 
treffend - an die Adresse der OVP-Allein­
regierung aus: 

Erstens: Wie sollen wir denn überhaupt im 
größeren EWG-Zusammenhang bestehen kön­
nen? 

Zweitens: Wie sollen wir denn dieser 
Sehr interessant war in Ihrer Rede vom mörderischen Konkurrenz standhalten können, 

19. April 1967 die Beschwörung Ihres wenn wir nicht vorher zu Strukturbereinigun­
Expertenkomitees jener 1400 Fachleute, die gen gekommen sind und, 
Sie nunmehr neuerdings zu aktivieren und drittens, wenn wir nicht durch unsere 
zu mobilisieren die Absicht haben. Damals Strukturpolitik, durch eine planmäßige Politik 
setzte der Klubobmann der aVP-Fraktion der Voraussicht und der Planung zu einer 
Dr. Withalm gewisse Zweifel in Ihr Beginnen Stärkung der Wirtschaft gekommen sind? 
mit den 1400 Fachleuten, und Sie setzten sich 
sowohl gegenüber Dr. Withalm als auch 
gegenüber dem Bundeskanzler sehr energisch 
zur Wehr und unterstrichen mit Nachdruck, 
daß diese 1400 Fachleute das beste seien, 
was die sozialistische Bewegung auf dem Ge­
biet der Nationalökonomie zu mobilisieren 
imstande wäre, und daß es hier darum ginge, 
die sozialistische Opposition zur bestvorbe­
reiteten Regierung zu machen, die jemals in 
Osterreich wirksam werden würde. 

Wörtlich formulierten Sie es so: "Ich möchte 
Ihnen" - Sie sprachen damals Dr. Klaus 
expressis verbis an -, "Herr Bundeskanzler, 
noch einmal sagen, daß die Konferenz der 
Okonomen und der Praktiker der Wirtschaft 
keine Spielerei ist, sondern eine Initiative, 
die ganze der sozialistischen Bewegung zur 
Verfügung stehende Intelligenz, die uns zur 
Verfügung stehenden Begabungen der 
Nationalökonomie zu ernster Arbeit zu mobi­
lisieren.' , 

Den Versuch stelle ich nicht in Frage, die 
Beweggründe bezweifle ich ebenfalls nicht, 
aber das Erreichte hält auf dem Prüfstand 
der Kritik, Herr Bundeskanzler, einer sach­
lichen Beurteilung und Betrachtung leider 
nicht stand. Leider, Herr Bundeskanzler, ist 
es bei dem geblieben, was Sie 1967 Dr. Klaus 
vorgeworfen haben: bei der Fülle jener ver­
balen Bekenntnisse, denen dann nicht die ent­
sprechenden Taten und Entscheidungen gefolgt 
sind. Nun soll wieder die Expertenpolitur der 
sozialistischen Alleinregierung aus einem 
Engpaß heraushelfen. 

Aber darum geht es nicht, Herr Bundes­
kanzler. Es geht darum, daß endlich die 
offenen Strukturprobleme der mittelständi­
schen Wirtschaft in Osterreich von Ihnen, von 
dieser sozialistischen Alleinregierung ange­
packt werden. Es geht nicht darum, daß Ihre 
1400 Experten neuerdings zusammentreten, 

Das warfen Sie als Versäumnisse und 
Mängel am 19. April 1967 der Alleinregierung 
Klaus mit Recht vor. 

Aber seit April 1970, Herr Bundeskanzler, 
haben Sie die Regierungsverantwortung über­
nommen, und es ist an Sie die nüchterne 
Frage zu richten: Was haben Sie selbst von 
dem, was Sie von Klaus forderten, vom April 
1970 bis zum Jänner 1973 verwirklicht? 

Ich glaube, daß Sie der österreichischen 
Offentlichkeit, daß Sie der österreichischen 
Wirtschaft, daß Sie den Sozialpartnern 05ter­
reichs in diesem Zusammenhang mindestens 
so viel, wenn nicht mehr schuldig geblieben 
sind als das, was Sie persönlich der OVP­
Alleinregierung Klaus als Schuld angelastet 
haben. 

Nicht Polemik, Herr Bundeskanzler, nicht 
Haxelbeißerei soll heute vom Standpunkt der 
freiheitlichen Fraktion aus gegenüber der 
SPO-Alleinregierung betrieben werden. Ich 
kann mich auch jener Schwarzweißmalerei 
nicht anschließen, die in einem entscheidenden 
Punkt der Herr Abgeordnete Kohlmaier be­
trieben hat. 

Es glänzt nicht alles so im Bundesdienst, 
Herr Abgeordneter Kohlmaier, was Sie als 
beamtengoldeswert heute dargestellt haben. 
Und es gibt hier vom Standpunkt der freiheit­
lichen Fraktion wesentliche Beurteilungsunter­
schiede gegenüber der Beurteilung der 05ter­
reichischen Volkspartei. Ich stimme dort mit 
Ihnen überein, wo Sie berechtigte Zweifel an 
echten Konzepten dieser Bundesregierung zum 
Ausdruck gebracht haben. 

Ich folge Ihnen aber nicht dort, wo Sie 
die Bereiche des Verdachtes beschritten haben, 
und möchte hier mit Nachdruck unterstreichen: 
Herr Staatssekretär Lausecker! Ich begegne 
Ihnen ohne Vorbehalt und ziehe Sie 'weder 
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in Zweifel noch verdächtige ich Sie, daß Sie 
hier Vollzugs organ sozialistischer Auffassung 
sein sollen. Im begegne Ihnen so, wie w.ir 
jedem neuen Regierungsmitglied der avp­
Alleinregierung und jedem neuen Regierungs­
mitglied der sozialistismen Regierung begeg­
net sind: ohne Vorbehalt, mit der Bereitschaft 
zu sachlicher Zusammenarbeit, in der Erwar­
tung, daß Sie sich Ihrer Aufgabe nach den 
Grundsätzen entledigen, die die Verfassung 
vorschreibt. 

Aber bitte, Herr Abgeordneter Kohlmaier, 
übersehen Sie nicht, daß 26 Jahre Zweiter 
Republik ablaufen mußten, bis es in dieser 
Zweiten Republik möglich war, einen nicht 
der OVP und nicht der SPO angehörenden 
Beamten, weil er dem freiheitlichen Lager 
zuzuzählen ist, nach dem Grundsatz gleicher 
Rechte und gleicher Pflichten zu jenen Posi­
tionen zu verhelfen, die gerade in den hohen 
Beamtenkategorien heute noch mehrheitlich 
sehr ausgeprägt vom CV besetzt sind. (Zwi­
schenruf des Abg. S tau d in ger.) Ja, Herr 
Staudinger, das ist unser besonderes Problem, 
unter dem wir heute noch leiden. Wiederum 
nicht polemisch, nicht in die Niederungen der 
Polemik will ich mich hinunterbegeben, son­
dern Tatsachen will ich Ihnen aufzeigen. 

Ein freiheitlicher Beamter soll sich einer 
Prüfung unterziehen, um sich einer Ministe­
rialratsposition würdig zu erweisen. Er be­
schreitet den erforderlichen Dienstweg, meldet 
sich an, tritt zu den Prüfungen an und wird 
genau von einem Beamten dieser Kategorie 
weggeschickt, der ihm sagt: Kommen Sie das 
nächste Mal wieder!, wird ein zweites Mal 
vor der Prüfung weggeschickt, und auch das 
dritte Mal konnte er seine Prüfung nicht ab­
legen, weil es da ganz oben noch so viel 
Machtpositionen gibt, die trotz einer sozialisti­
schen Alleinregierung bis heute nicht bewäl­
tigt werden konnten. 

Und von Ihnen, Herr Staatssekretär, erbitte 
ich mir und erwarte ich mir im Namen der 
Beamten und im Sinne des Leistungsanreizes 
für alle Beamten Gerechtigkeit für jeden 
Beamten ungeachtet des Umstandes, welcher 
Partei er zuzuzählen ist. (Beifall bei der FPO.) 

Man würde bei der Bestellung eines Staats­
sekretärs, der sich mit solmen Sadlfragen aus­
einanderzusetzen hat, an Tatsachen vorbei­
gehen, wollte man diese sehr gravierenden 
Mängel der österreichischen Bundesverwal­
tung unerwähnt lassen. 

Aber nicht Polemik, nicht Haxelbeißerei, 
sondern ernste Auseinandersetzung, Herr 
Bundeskanzler, soll es zwischen der Regie­
Tungsfraktion und der freiheitlichen Fraktion 
geben. Es geht um die Erinnerung an die 
abgegebenen Versprechen durch den Chef der 

Minderheits- und durch den Chef der soziali­
stischen Mehrheitsregierung. Es geht um die 
Erinnerung dar an, daß das moderne Osterreich 
nicht durch die absolute Mehrheit, sondern 
nur durch harte AIibeit aller Kräfte in Staat, 
Politik und Wirtschaft verwirklicht werden 
kann. 

Ich glaube, hier mangelt es dieser sozialisti­
schen Alleinregierung an der notwendigen 
Mobilität und mangelt es zumindest an ver­
schiedenen Aktivitäten, Aktivitäten dahin­
gehend, die offenen Strukturprobleme der 
Wirtschaft ernsthaft anzupacken. 

Herr Bundeskanzler! Es mangelte bisher 
auch an zielführenden Aktivitäten, die Struk­
turprobleme der Verwaltungsreform konzep­
tiv in Angriff zu nehmen. Ich räume ein, daß 
auf dem Gebiete der Verwaltungsreform Maß­
nahmen in die Wege' geleitet werden sollen, 
daß heute eine Gliederung in vIer Institu­
tionen vorliegt, die man akzeptieren kann. 
Aber innerhalb Ihres Kabinetts gibt es derart 
viele Unklarheiten, Uberschneidungen und 
Gegensätzlichkeiten, daß .ich auf Grund der 
Kürze, mit der ich argumentieren will, nur 
drei prägnante Beispiele zur Illustration her­
ausgreifen möchte. 

Erstens: Anstelle der Familien- und Frauen­
Staatssekretärin Elfriede Karl macht zum Bei­
spiel mehr der Unterrichtsminister Familien­
politik über die Gratisschulbücher. 

Zweitens: Mehr und mehr macht der Justiz­
minister die Frauenpolitik über die Gleich­
stellung der Ehegattin in der Familie. 

Drittens: Im Falle der Frau Minister Leo­
dolter erfolgt die Gesundenuntersuchung über 
die zum Sozialministerium gehörenden Kran­
kenkassen und nicht über das Gesundheits­
ministerium. 

Hier pflichte ich der Kritik und den Vor­
würfen, die der Herr Abgeordnete Kohlmaier 
erhoben hat, vollinhaltlich bei und füge daran 
die berechtigte Frage: Herr Bundeskanzler! 
Wenn man hier koordiniert, wenn man hier 
konzentriert, wenn man hier aufeinander ab­
stimmt, dann würde man all die Probleme 
auch mit zwei Kabinettsmitgliedern weniger 
erfolgreich bewältigen können. Dieser Vor­
wurf steht bis zur Stunde sachlich begründet 
im Raum, und ich bitte Sie, ihn .in der an­
schließenden Debatte zu entkräften. 

Wenn eine Opposition wie die freiheitliche 
mit einer Regierungsveränderung konfron­
tiert ist, hat sie sich eine Reihe von Fragen 
vorzulegen: Worum geht es der Regierung? 
Geht es ihr um die Reorganisation durch Ein­
sparung von Kabinettsposten, geht es ihr um 
die personelle Reorganisation und Einsparung, 
oder geht es ihr um die personelle Umbildung 
durch Erweiterung um einen Staatssekretär? 
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Sie, Herr Bundeskanzler, haben sich für das 

letzte und dritte entschlossen. Es gibt dafür 
eine Reihe von Argumenten, die ich gar nicht 
in Zweifel ziehen will. Aber ich will Ihrer 
Entscheidung andere Uberlegungen entgegen­
stellen, nämlich die, daß es mindestens so 
dringend geboten gewesen wäre, bei einer 
Veränderung, bei einer Umbildung der Regie­
rung die Schwächen in der jetzigen Ressort­
besetzung zu bewältigen. 

Wenn man das, was nun an Entscheidungen 
vorliegt, knapp zusammenfaßt, könnte man 
polemisch sagen: Es kreißten nicht die Berge, 
sondern die Bundesregierung im Schloßhotel 
zu Dürnstein. Trotz des Kreißens sind die 
Strukturschwächen des Kabinetts Kreisky II 
geblieben. Die personellen Schwächen des 
Kabinetts Kreisky II bleiben dem Steuerzahler 
ebenso erhalten, und, Herr Bundeskanzler, das 
ist das Betrübliche: Am modernen Osterreich 
wird mit einem Kabinettinstrumentarium eher 
VOn vorgestern und nicht für morgen herum­
gepfuscht. 

Und vergleicht man die OVP-Alleinregie­
rung Klaus ein Jahr nach ihrem Amtsantritt 
und die SPO-Alleinregierung Kreisky ein Jahr 
nach ihrem Amtsantritt, kommt man zu dem 
Schluß, daß interessanterweise die SPO­
Alleinregierung aus den Fehlern der OVP­
Alleinregierung wenig oder fast nichts gelernt 
hat. 

So soll uns heute diese Debatte über die 
Veränderung in der Bundesregierung in erster 
Linie die Möglichkeit zu einem Akt der Kon­
trolle und zu einem Akt der Auseinander­
setzung mit der auf absoluter Mehrheitsgrund­
lage wirkenden Bundesregierung geben, weil 
ja die Bundesregierung als Ganzes und die 
einzelnen Ressortschefs in all ihren Akten der 
Vollziehung der Kontrolle des Nationalrates 
unterliegen. 

Und gerade von dieser Kontrolle des 
Nationalrates ausgehend, Herr Abgeordneter 
Gratz, erinnere ich Sie an die Einlösung einer 
Zusage, nämlich an den Ausbau der Kontroll­
rechte der Minderheit in diesem Nationalrat. 
Wie aktuell die Forderung ist, welchen Dr.ing­
lichkeitscharakter diese Forderung heute hat, 
bedarf von meiner Seite her keiner Unter­
streichung, denn die Begründung hat mein 
Vorredner, Abgeordneter Kohlmaier, bereits 
gegeben. 

Mit dem heutigen Tag und der Meinungs­
äußerung des Herrn Präsidenten des Oster­
reichischen Gewerkschaftsbundes erhebt sich 
nunmehr die Frage: Gibt es verfassungsrecht­
lich den Nationalrat als Kontrollinstanz der 
Regierung und der Verwaltung, oder ist 
bereits eine Absicht im sozialistischen Lager 

vorhanden, diese Kontrollbasis nunmehr auch 
an den Osterreichischen Gewerkschaftsbund 
zu übertragen? 

Natürlidl wird der Herr Bundeskanzler 
sagen: Hier handelte es sich um eine Mei­
nungsäußerung des Präsidenten des Gewerk­
schaftsbundes! Aber, Herr Bundeskanzler, tei­
len Sie die Auffassung oder teilen Sie die 
Auffassung nidlt? Das ist die Frage, die 
meines Erachtens einer Beantwortung bedarf. 

Mich stimmt die Erklärung des Herrn Präsi­
denten des Gewerkschaftsbundes sehr nach­
denklich. Wir würden von weniger Sorge er­
füllt sein, meine Damen und Herren der 
sozialistisdlen Fraktion, wenn Sie nunmehr 
zügig an die Einlösung Ihres Versprechens 
gehen würden, daß die Kontrollrechte der 
Minderheit des Nationalrates nicht in Frage 
gestellt, sondern ausgebaut und gesetzlich ab­
gesichert werden. (Beifall bei der FPO.) 

Meines Erachtens, Herr Bundeskanzler, wäre 
es besser gewesen, die Strukturschwächen ,in 
personeller Hinsicht im Kabinett durm Aus­
wemsein einzelner Minister zu bewältigen. 
Auch hier brauche ich es dem Herrn Abgeord­
neten Kohlmaier nicht durch Wiederholung 
gleichtun, sondern möchte nur unterstreichen, 
was er sagte. 

Das modernste Ministerium sollte etwa 
jenes für Gesundheit und Umweltschutz sein. 
Wie traurig es um dieses Ministerium bestellt 
ist, Herr Bundeskanzler, dafür ist uns heute 
in der Fragestunde ein neuerlicher Beweis 
geliefert worden; denn die Beantwortung der 
Frage des Abgeordneten Tschida durch die 
Frau Gesundheitsminister war alles andere 
als befriedigend. Und was alles hier im Zu­
sammenhang mit der jugoslawischen Pocken­
epidemie und mit der aus Ungarn an unsere 
Grenzen kommenden Maul- und Klauenseuche 
versäumt wurde, das können so faden­
scheinige Erklärungen der Frau Minister Leo­
doHer nicht aus der Welt räumen. 

Gerade hier, glaubten wir, Herr Bundeskanz­
ler, würde die sozialistische Alleinregierung 
einen entscheidenden Schritt in Richtung des 
modernen Osterreich setzen. Wenn irgendwo 
eine Geldausgabe in dieser Regierung über­
flüssig ist, dann für dieses Ministerium, so­
lange es derartig Unzulängliches bietet, wie 
es heute und in den abgelaufenen Monaten 
durch die Frau Bundesminister geschehen ist. 
(Beifall bei der FPO.) 

Das Ärgste vom Argen, Herr Bundeskanzler, 
was im Zusammenhang mit der Regierungs­
klausur in Dürnstein geboten wurde, ist der 
Konsulentenpfusch mit dem Quasi-Staats­
sekretär im Landwirtschaftsministerium, der 
von seinem Glück. nichts wußte. Im weiteren 
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Verlauf der Dinge hat sich herausgestellt, daß 
der Fall Stummer ein Meisterstück sozialisti­
scher Desorganisationen gewesen ist. 

Wir hoffen, Herr Staatssekretär Lausecker, 
daß sich zwischen Ihnen und den Oppositions­
fraktionen - ich habe hier nur für die frei­
heitliche Fraktion zu sprechen - eine sach­
liche Gesprächsgrundlage erg,ibt, weil wir Frei­
heitlichen durchaus nicht das Bedürfnis haben, 
in Ihnen den künftigen Sündenbock für die 
nicht gelungene Verwaltungsreform zu sehen. 

Sollte es Ihre Zeit erlauben, so lade ich 
Sie ein, in den stenographischen Protokollen 
nachzulesen, um s.ich das zu vergegenwärtigen, 
was die bei den Oppositionsfraktionen - und 
nicht die damalige sozialistische Oppositions­
fraktion - dem Staatssekretär Gruber zum 
Thema "Nicht gelungene Verwaltungsreform" 
ins Stammbuch geschrieben haben. Im Inter­
esse des Steuerzahlers wäre es mir viel lieber, 
wenn Sie ein auf dem Gebiet der Verwaltungs­
reform erfolgreicher Staatssekretär werden 
würden. 

Einen Zweifel muß ich aber heute bereits 
mit allem Nachdruck anbringen, und für diesen 
Zweifel sind nicht Sie die Ursache, sondern 
der Herr Bundeskanzler selbst, der dazu neigt, 
die Dinge zu personalisieren, ohne sie struk­
turell zu lösen. Der beste Beweis dafür ist 
ja das Ministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz, und genau das möchte ich 
Ihnen bei der Verwaltungsreform ersparen. 

Ich r.ichte daher an den Herrn Bundeskanzler 
die Bitte, uns jetzt endlich das Konzept dieser 
Alleinregierung für die Verwaitungsreform 
vorzulegen. Wenn es nämlich dieses Konzept 
nicht gibt, Herr Staatssekretär Lausecker, dann 
sind Sie mit Ihrer schwier,igen und verant­
wortungsvollen Arbeit zum Scheitern verur­
teilt. Da wir das Konzept also nicht kennen, 
bitte ich, Verständnis für unsere berechtigten 
Zweifel zu haben. 

Ich will auch nicht polemisch werden auf 
der Linie, daß man sagen könnte: Das gleiche 
Motto bei der OVP-Alleinregierung wie bei 
der SPO-Alleinregierung - jeder Alleinregie­
mng einen Staatssekretär tür Verwaltungs­
reform! Drehen wir es um: HoffenUich ein 
Staatssekretär für Verwaltungsretorm, der 
recht erfolgreich istl Immerhin, der Auftrag 
des Staatssekretärs Gruber kam einem 
Himmelfahrtskommando gleich, das deswegen 
dann einigermaßen glimpflich verlief, weil der 
\Veg nach Washington doch ein gedeihlicher 
Ausweg aus der Situation gewesen ist. 

Meine Adresse habe ich daher heute nicht 
an den Staatssekretär, sondern in erster Linie 
an den Herrn Bundeskanzler zu richten. Die 
Verwaltungsreform muß oben, muß bei der 
Bundesregierung beg,innen. Solange die Regie-

rung nicht in der Lage ist, rationell zu arbeiten 
und Personal einzusparen, kann sie ihr Be­
mühen um die Rationalisierung in der allge­
meinen Verwaltung dem Staatsbürger nicht 
glaubwürdig machen. Was soll mit einem 
Staatssekretär mehr ohne Konzept schneller, 
besser, sparsamer, populärer, wirkungsvoller 
und vernünftiger gemacht werden als bisher? 
Ich glaube: nichts. Denn ohne dieses Struktur­
konzept wird diese schwierige Aufgabe nicht 
zu bewältigen sein. 

Allerdings, Herr Staatssekretär, findet man 
in sozialistischen Beschlüssen und Entschei­
dungen der letzten Jahre eine Reihe von 
Orientierungshilfen für die Lösung dieses 
Problems. Zum· Beisp,iel verabschiedete der 
sozialistische Parteirat am 19. Jänner 1966 in 
seinem "Programm für Osterreich" drei sehr 
interessante Punkte tür die Verwaltungs­
reform, die in dem Gedanken gipfelten: Siche­
rung einer zweckmäßigen, volksnahen und 
billigen Verwaltung. Vom April 1970 bis zum 
Jänner 1973 sind allerdings keine entschei­
denden Fortschritte erzielt worden. 

Jetzt knüpfe ich noch einmal bei der Regie­
rungserklärung vom 27. April 1970 an. Damals 
führte der Bundeskanzler aus: "Die Struktur 
der öffentlichen Verwaltung ist auf die Erfor­
dernisse eines modernen Industriestaates aus­
zurichten," Wann endlich, Herr Bundeskanzler, 
wird von der sozialistischen Alleinregierung 
mit dieser Aufgabe begonnen? 

Herr Abgeordneter Mock! Darf ich mich jetzt 
an Sie in Ihrer Eigenschaft als Chef des 
Arbeiter- und Angestelltenbundes der Oster­
reichischen Volkspartei wenden, weil wir 
sicher die gemeinsame Aufgabe haben, als 
Opposoitionsparteien in eine Konfrontation mit 
der sozialistischen Alleinregierung einzutre­
ten. 

Wenn in der zweiten Hälfte des vergan­
genen Jahres von der Fraktion christlicher 
Gewerkschafter unter anderem folgendes aus­
geführt wurde: "Schuld an der Aufblähung 
des Verwaltungsapparates sind nicht die 
Beamten, sondern der Gesetzgeber", dann 
heißt das, daß ein Vertreter einer Opposi­
tionspartei seiner eigenen Oppositionspartei 
und im übertragenen Sinn beiden Opposi­
tionsparteien eine entsprechende Dachtel ver­
abreicht. Denn Sie wissen doch ganz genau, 
und das müßten auch Ihre Kollegen in der 
Fraktion christlicher Gewerkschafter wissen, 
daß die Oppositionsparteien dieses Hauses mit 
zwei Problemen ringen: erstens damit, daß 
die Bundesregjerung selbst mit ihren Initiati­
ven laufend in Verzug ist und daß wir immer 
~ der Herr Abgeordnete Koren und ich -
so vor dem Ende der Sessionen Entgegen­
kommen bekunden müssen, damit wichtige 
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Vorlagen doch noch bearbeitet und zum Be­
schluß erhoben werden können. Es dürfte 
Ihren Kollegen, Herr Abgeordneter Mock, in 
der Fraktion christlicher Gewerkschafter nicht 
unbekannt sein, daß immer knapp vor 
Sessionsschluß bestimmte Abteilungsleiter 
und Sektionschefs in den Ministerien ihre 
Laden von unten bis oben entrümpeln und 
daß wir dann im Parlament jenes berühmte 
GerstIzeug umfassendster Art zu bearbeiten 
haben, das uns immer wieder in Zeitdruck 
bringt. 

Und nun schließe ich mit dieser Stellung­
nahme der Fraktion christlicher Gewerkschaf­
ter, die da lautet: Das Parlament soll halt 
mit Gesetzen sparsamer sein und uns, den 
Beamten, nicht dauernd neue Aufträge er­
teilen. 

Damit, mit einer Stellungnahme der Frak­
tion christlicher Gewerkschafter, will ich Ihnen 
beweisen, wie unrecht der Generalsprecher der 
Osterreichischen Volkspartei heute in seinen 
Ausführungen hatte, wenn er darzustellen ver­
suchte, was alles Goldes wert im Beamten­
bereich ist. 

Damit wir uns nicht mißverstehen: Wir 

Viertens: Für den öffentlichen Dienst ist 
die Steigerung der Qualität mit der realen 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit verbun­
den. 

Fünftens: Mit der Leistungsfähigkeit des ein­
zelnen muß die Leistungsfähigkeit des gesam­
ten Verwaltungs- und Dienstleistungsunter­
nehmens - und wir möchten den öffentlichen 
Dienst als ein Verwaltungs- und Dienstlei­
stungsunternehmen im Sinne der Leistungs­
fähigkeit betrachten -, zu dem sich der öffent­
liche Dienst bereits entwickelt hat, qualitativ 
verbessert werden. 

Sechstens: Die Reform des öffentlichen 
Dienstes, die ,in den Zusammenhang der 
Gesellschafts- und der Bildungsreform einge­
bettet ist, muß eine planmäßige Verbesserung 
der Effizienz der Aufgabenerfüllung und damit 
der Funktions- und Personalstrukturen zum 
Ziele haben. 

Und schließlich siebentens: Der öffentliche 
Dienst kann nur leistungsfähig bleiben und 
in seiner Leistungsfähigkeit verbessert wer­
den, wenn das Leistungsprinzip voll zum 
Tragen gebracht wird. 

Freiheitlichen schätzen und achten das öster- Auf dieser Grundlage, Herr Staatssekretär, 
reichische Beamtenturn. Wir S1ind uns über sind wir Freiheitlichen jederzeit zu einem 
die Fachkenntnisse, über die Qualität und über sachlichen und konstruktiven Gedankenaus­
die Leistungsfähigkeit dieses Beamtenstandes tausch über das Thema Verwaltungsreform 
im klaren. Aber wir haben auch zur Kenntnis bereit. 
zu nehmen, daß eben Reformen ,in allen 
Bereichen unseres öffentlichen Lebens, des 
Staates und der Wirtschaft notwendig sind. 
Auch diese Dinge des öffentlichen Dienstes 
gehören in die Reform mit einbezogen. 

Ich möchte mich aber nicht allein in kriti­
schen Bemerkungen ergehen, sondern, Herr 
Staatssekretär, eine Gesprächsgrundlage zwi­
schen der freiheitlichen Fraktion und Ihnen 
zu schaffen versuchen, wenn ich jetzt zusam­
menfassend die Grundsätze darlege, von 
denen wir glauben, daß sie bei der Reform 
der Verwaltung und des öffentlichen Dienstes 
zum Tragen kommen sollen: 

Erstens: Das Beamtentum hat im modernen 
Industriestaat an der Verwirklichung der von 
der Bundesverfassung gesetzten Ziele 
unserer freiheitlichen Rechts- und Gesell­
schaftsordnung an vorrangiger Stelle mitzu­
wirken. 

Zweitens: Der Staatsbürger muß die Sicher­
heit haben, daß der öffentliche Dienst das Ge­
meinwohl niemals gegenüber einem Gruppen­
interesse oder gegenüber eigenen Interessen 
hintanstellt. 

Drittens: Den an den öffentlichen Dienst zu 
stellenden Leistungsanforderungen müssen die 
vom Dienstgeber zu setzenden Leistungs­
anreize entsprechen. 

Zum Schluß noch eine kurze Auseinander­
setzung mit dem Herrn Bundeskanzler. 

Herr Bundeskanzler! Niemand wird Ihnen 
verwehren, zum Zwecke Ihrer Beratung Kom­
missionen einzusetzen. Das ist Ihr gutes Recht. 
An der Tatsache an und für sich haben wir 
nicht Kritik zu üben. Dort aber, wo das 
System der von Ihnen eingesetzten und der 
von Ihnen praktizierten Kommissionen ange­
tan und geneigt ist, Entscheidungen des 
NaNonalrates vorzugreifen, dort verwahren 
wir Freiheitlichen uns gegen das Einsetzen 
dieser Kommission. 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
das Rundfunkgesetz, weil es mit einfacher 
Mehrheit beschlossen wurde, zweifelsohne 
von jener Fraktion in Frage gestellt werden 
kann, die an dieser Beschlußfassung seiner­
zeit nicht mitgewirkt hat und die dieses 
Gesetz abgelehnt hat. Wir Freiheitlichen 
haben im Gegensatz zur Sozialistischen Partei 
dazu eine andere Auffassung. Wenn aber die 
Bundesregierung der Meinung ist, das Rund­
funkgesetz solle geändert, das Rundfunkgesetz 
solle novelliert werden, dann soll sich die 
Bundesregierung unverzügl,ich der Ausein­
andersetzung über die Novellierung des 
Rundfunkgesetzes dort stellen, wo dafür der 
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einzig verfassungsmäßig geeignete Platz ist, 
nämlich im Nationalrat. (Beifall bei der FPO 
und bei Abgeordneten der OVP.) 

Und hier Wlieder, Herr Bundeskanzler: Keine 
Entmachtung des Parlaments, keine Einengung 
der Kontrolle des Parlaments, aber auch kein 
indirektes Eingreifen in die Kompetenzen des 
Nationalrates eben dadurch, daß Kommis­
sionen Auffassungen erarbeiten, die -in der 
Offentlichkeit zementiert werden! 

An der Erarbeitung dieser Auffassung sol­
len, können und wollen die Oppositionspar­
teien nicht mitwirken, weil ja die Oppositions­
parteien nicht der Handlanger Ihrer Vorstel­
lungen sind, sondern wir sind eben der Mei­
nung: Wenn Sie, die sozialistische Mehrheit, 
dieses mit einfacher Mehrheit zustande ge­
kommene Rundfunkgesetz ändern wollen, 
dann stellen Sie sich dem Parlament, dann 
bringen Sie entweder eine Regierungsvorlage 
ein, oder konfrontieren Sie uns mit einem 
Initiativantrag Ihrer Mehrheit, dann treten wir 
nach dem Geschäftsordnungsgesetz in die par­
lamentarische Behandlung solcher Bestrebun­
gen ein. Aber entziehen Sie sich nicht der 
Kontrolle des Parlaments, indem Sie lin Kom­
missionen fliehen, die dem Einflußbereich des 
Nationalrates entzogen sind. 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
der erste Akt der Umbildung der sozialisti­
schen Alleinregierung in dieser Gesetz­
gebungsperiode sicher nicht der letzte sein 
wird. Ich sagte, daß sich die Bilder zwischen 
OVP-Alleinregierung und SPO-Alleinregie­
rung gleiChen. Am 19. April 1967 erfolgte die 
erste Umbildung der OVP-Alleinregierung. 
Ähnlich vollziehen sich die Dinge jetzt bei 
der sozialistischen Alleinregierung. Etwa fünf­
viertel Jahre nach ihrem Amtsantritt erfolgt 
die erste Veränderung des Kabinetts, eine 
kosmetisdle Maßnahme nach außen hin, eine 
Maßnahme der Optik. Solange der Bundes­
kanzler, solange die sozialistische Alleinregie­
rung dem Staatssekretär kein Konzept für die 
Verwaltungsreform gibt, ist dies ein völliges 
Aus-dem-Weg-Gehen vor den echten Struktur­
problemen und den edlten unbewältigten Pro­
blemen dieser sozialistischen Alleinregierung. 

Herr Bundeskanzler! Sie selbst werden zum 
gegebenen Zeitpunkt zu prüfen haben, ob Ihre 
heutige Entscheidung richtig ist oder ob es 
nicht - das ist unsere freiheitliche Auffas­
sung - besser wäre, Ordnung in dem Sinne 
im Kabinett Kreisky II zu machen, daß Sie 
die schlechten Minister, die ihre Aufgabe bis 
zur Stunde nicht erfüllt haben, durch bessere 
ersetzt hätten. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Robert Weisz. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich will versuchen, die 
Diskussion über den Tagesordnungspunkt 
wieder auf die Bestellung des Staatssekretärs 
Lausecker zurückzuführen. Die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Kohlmaier waren mit 
allen Problemen beschäftigt, aber fast nicht 
mit dem zur Tagesordnung stehenden Punkt, 
der Bestellung des Staatssekretärs Lausecker. 

Er hat auch einige Behauptungen aufgestellt, 
etwa daß das Sozialministerium Mitglied des 
Berufsforschungsinstitutes ist. Ich darf hier 
feststellen, daß das nicht stimmt. Das Berufs­
forschungsinstitut ist eine Einridltung der 
Kammern und des Gewerkschaftsbundes mit 
Unterstützung der christlichen Gewerkschafter. 
Es sind diesem Institut aber auch keine 
400.000 S gegeben worden. Das einmal, um 
die Wahrheit festzustellen. 

Ich darf auch noch bemerken, daß die Regie­
rung Klaus in ihrer Zeit 17 Mitglieder gehabt 
hat, während die Regierung Kreisky 16 hat. 
Die Personenzahl ist also unter der Regierung 
Klaus größer gewesen. 

Wenn man die Ausführungen des Kollegen 
Kohlmaier gehört hat, so hätte man glauben 
können, daß es der österreichischen Bevölke­
rung von Tag zu Tag schlechter gehen würde. 
Man verkennt dabei, glaube ich, die Situation. 

Er hat sich auch sehr ausführlich mit Pro­
blemen der Dienstordnung, aber auch mit dem 
Problem des Dienstpostenplanes beschäftigt. 
Wir haben immer wieder gesagt: Wenn wir 
den Bedürfnissen der Bevölkerung Rechnung 
tragen wollen, dann ist es insbesondere not­
wendig, eine Ausweitung des Dienstposten­
planes auf dem Sektor der Hochschulen, der 
Lehrer durchzuführen. Das ist die einzige Er­
höhung des Dienstpostenplanes, die wirklich 
erfolgt ist. 

Ich möchte aber auch eine Richtigstellung 
machen, weil Dr. Kohlmaier heute von 5000 
eingesparten Dienstposten unter der OVP­
Regierung gesprochen hat. Wenn man einen 
Vergleich der Dienstpostenpläne 1965 bis 1970 
vornimmt, kann man feststellen, daß sich die 
Zahl der Beschäftigten um vier Personen ver­
ringert hat. Es wird überhaupt gut sein, wenn 
die OAAB-Leute wissen, welche Zahlen sie 
nehmen sollen. In einer Aussendung des OVP­
Pressedienstes vom 20. September 1972 wird 
von einer Einsparung von 3700 Dienstposten 
gesprochen; Sie haben von 5000 gesprochen. 
Ich glaube, es müßte eine gewisse Einigkeit 
herrschen, welche Zahlen ridltig sind. Wenn 
Sie die Dienstpostenpläne durdlsehen, werden 
Sie feststellen, daß die Zahl nur um vier Perso­
nen gesunken ist. 
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Nun auch zu dem Problem, das uns heute 

unmittelbar zu beschäftigen hat, nämlich die 
Bestellung des Staatssekretärs Lausecker. Es 
haben sich namhafte und auch weniger nam­
hafte Politiker der Oppositionsparteien sowie 
Zeitungen und Rundfunk in den letzten 
Wochen sehr emsig bemüht, zu allen Arbeiten 
und Entscheidungen der Bundesregierung Stel­
lung zu beziehen. So weit, so gut, das ist 
selbstverständlich auch ihr Recht. Niemand 
von uns erwartet vom politischen Gegner oder 
seiner Parteipresse ein Lob. Aber die Aus­
sagen von verantwortlichen Politikern und 
der Presse müßten objektiver und ehrlicher 
sein. Es werden Stellungnahmen abgegeben 
und Zeitungsmeldungen verbreitet, die jeder 
Grundlage entbehren. Es werden Vermutun­
gen ausgesprochen, die vielleicht bei tatsäch­
lichem Eintritt Wunschträume des politischen 
Gegners erfüllen würden. Und dies alles, so 
meint man, könnte der eigenen Politik nütz­
lich sein, denn man bringt sich ins Gespräch 
und wenn nur einiges davon bei den Bürgern 
draußen hängenbleibt, dann kann man schon 
zufrieden sein. 

Es hat mich zum Beispiel sehr peinlich be­
rührt, daß ein verantwortungsbewußter Politi­
ker die These aufstellt: Bei der Dürnstein­
Tagung der Regierung wäre es erst so richtig 
zutage getreten, wie groß die Meinungsver­
schiedenheiten unter den führenden SPO­
Politikern wären. Von den Teilnehmern an 
dieser Tagung und auch von den Vertretern 
der Presse wird es, glaube ich, kaum einen 
einzigen geben, der eine solche Meinungsver­
schiedenheit feststellen konnte, die dort erst 
richtig zutage getreten wäre. 

Weit gefehlt, meine Herren! Dies alles 
bleibt nur ein Wunschtraum von Ihnen, oder 
es trifft vielleicht bei Ihnen so zu, und Sie 
wollen es nur auf die anderen abschieben. 

Nun war - wie kann es anders sein -
in den letzten Tagen der Kritik allerliebstes 
Kind die Bestellung des Staatssekreätrs Karl 
Lausecker. Ich darf hier feststellen: Das sind 
(der Redner zeigt auf einen Stoß Unterlagen) 
allein aus den letzten Tagen Zeitungsaus­
schnitte, Pressemeinungen, die sich um die 
Person des Staatssekretärs Lausecker "zusam­
mengeballt" haben. 

Nicht immer ist das, was man da alles 
hören und lesen kann, erheiternd, oft ist das 
leider beleidigend und diffamierend. So wird 
bei dem einen diese Bestellung zu einer kos­
metischen Operation an Stelle eines Schnittes 
im operationsreifen Kabinett. 

Bestimmte Zeitungen meinen, der Staats­
sekretär wäre nur bestellt worden, um den 
höheren Beamten das Geld wegzunehmen. 

ORF-Kreuzer fragte Lausecker in einem 
Interview am Tage der Bestellung, ob er, der 
bisher Gewerkschafter war, sich nunmehr als 
Chef der Bundesbediensteten schon einer 
Gehirnwäsche unterzogen hätte. 

Zu guter Letzt - um nur einige Details zu 
nennen - hat auch ein unbedeutender und 
fast nur durch Zwischenrufe in Erscheinung 
tretender Politiker der OVP die Gelegenheit 
für sich nützen wollen, um zu erreichen, daß 
sein Name wieder einmal in der Presse auf­
scheint; er meinte etwa: Ich fordere Kar! 
Lausecker auf, aus dem Vorstand der Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten auszuschei­
den! 

Ich sage diesem Abgeordneten nicht nur, 
daß es einen solchen "Hahn" -Schreis nicht be­
durft hat (Beifall bei de.r Spa), sondern ich 
stelle ganz klar und deutlich fest, daß solche 
und ähnliche Entscheidungen einzig und allein 
unsere Fraktion in der Gewerkschaft und auf 
keinen Fall irgendein Wichtigtuer trifft. Karl 
Lausecker wird bereits in den nächsten Tagen 
seine gewerkschaftliche Funktion zurücklegen, 
und gleichzeitig wird sein Nachfolger bestellt 
werden. 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei! Sie wollten es so, 
daher kann ich es Ihnen nicht ersparen, hier 
aufzuzeigen, daß diese von Lausecker gesetzte 
Handlung gerade von sehr vielen maßgeb­
lichen Funktionären des OAAB in der Gewerk­
schaft der öffentlichen Bediensteten weder in 
der Vergangenheit noch in der Gegenwart 
gleichartig praktiziert wurde und wird. 

Der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter 
und Finanzreferent für das Bundesland Nieder­
österreich, Siegfried Ludwig, ist auch noch 
gleichzeitig Mitglied des Vorstandes und 
Sozialwerkreferent der Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten. In seiner gewerk­
schaftlichen Funktion ist er damit für den 
gesamten österreichischen Bereich tätig und 
hält es für absolut vereinbar, auch ein maß­
gebliches Regierungsmitglied der niederöster­
reichischen Landesregierung zu sein. 

Fall Nr. 2: Auch Herr Landeshauptmann­
Stellvertreter Gerhard Possart hält beispiels­
weise nichts von einer Funktionstrennung, 
Er hält die Führung der Personalaufgaben des 
Landes Oberösterreich mit seiner Funktion 
als Vorsitzender des Landesvorstandes Ober­
österreich im Rahmen der Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten für vereinbar. Herr 
Landeshauptmann -Stellvertreter Possart ist 
darüber hinaus auch noch Vorsitzender der 
Gewerkschaftlichen Bundessektion Landes­
und Bezirksverwaltung, das ist jene Bundes­
sektion, der die gewerkschaftliche Betreuung 
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der Bediensteten der acht Bundesländer - mit sekretär für Bergbauernhilfe: Herr August 
Ausnahme Wiens - zufällt. Er ist damit Kraft. 
gleichzeitig Dienstgeber- und Dienstnehmer- In den Kabinetten Schuschnigg II bis IV gab 
vertreter in einer Person. es Staatssekretäre im Bundesministerium für 

0Joch ein Beispiel: Für den Herrn Landes- soziale Verwaltung, im Bundesministerium für 
hauptmann von Tirol Dr. Prior wäre eine Land- und Forstwirtschaft (Abg. Dr. K 0 h 1-
Regierungsfunktion gleichfalls unvereinbar mai e r: Ein bißehen weit hergeho1t!) - ich 
mit der Funktion des Vorsitzenden des Lan- komme schon noch näher! - und im Bundes­
desvorstandes Tirol der Gewerkschaft der ministerium für Handel und Verkehr. 
öffentlich Bediensteten. 

In den Regierungen Figl 11 und III führte das 
Genau das gleiche hätte schon früher und Bundesministerium für Handel und Wieder­

auch heute noch Gültigkeit für Herrn Landes- aufbau Herr Bundesminister Böck-Greissau, 
hauptmann-Stellvertreter Franz Soronics, der und sein Staatssekretär war Dr. Fritz Bock. 
zugleich Vorsitzender des Landesvorstandes (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e,r: Aber drei in einem 
Burgenland der Gewerkschaft der öffentlich Ressort: Das ist neu!) Ich stelle diese Personen 
Bediensteten ist. Landeshauptmann-Stellver- nur dort einander gegenüber, wo der Minister 
treter Soronics hielt seine Funktion als Vor- derselben Fraktion angehört hat. 

sitzender des Landesvorstandes Burgenland In den Kabinetten Raab I und 11 leitete das 
der Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten 
auch nicht für unvereinbar mit den von ihm 
innegehabten Funktionen eines Staatssekre­
tärs im Bundesministerium für soziale Ver­
waltung und mit der eines Innenministers. 

In seiner Ministerfunktion, Herr Kollege 
Kohlmaier, war er oberster Chef der Sicher­
heitswache, der Gendarmerie, der Kriminal­
beamten und zugleich deren Gewerkschafts­
vorsitzender für das Bundesland Burgenland. 

Dies, meine Damen und Herren, mußte ich 
Ihnen unbedingt zum Fall Lausecker als Klar­
stellung sagen. 

Doch warum überhaupt zur Bestellung eines 
Staatssekretärs ein solches Geschrei veran­
staltet wird, ist mir gänzlich unverständlich. 
Die Bestellung von Staatssekretären ist wirk­
lich keine Erfindung des Bundeskanzlers 
Kreisky, denn es gibt sie schon sehr lange. Ich 
bin auch gerne bereit, dies in Erinnerung zu 
rufen und durch konkrete Zahlen und Namen 
zu belegen. 

Ich sage Ihnen hier nichts Neues, wenn ich 
feststelle, daß es schon in der Regierung 
Renner vor mehr als 50 Jahren den ersten 
Staatssekretär für Verwaltungsreform ge­
geben hat. 

Bundesministerium für Finanzen Herr Bundes­
minister Dr. Kamitz, und dort waren gleich­
zeitig Staatssekretär Dr. Bock und dann der 
spätere Herr Vizekanzler Dr. Withalm. 

Zum Kabinett Klaus II, vom 19. April 1966 
bis 21. April 1970, also in der OVP-Allein­
regierung, muß ich feststellen: Hier war es 
notwendig, in der Alleinregierung alle Bünde 
und Landesorganisationen zu berücksichtigen. 
Da hat es im Bundeskanzleramt an Staats­
sekretären gegeben: Dr. Gruber, der ja heute 
schon einige Male genannt wurde, ferner 
Herrn Dr. Koren, es hat den sehr bekannten 
Mann Pisa gegeben, der dann wieder in die 
Kärntner Straße übersiedelt ist. Später ist noch 
ein sehr wichtiger Mann, bei dem der Herr 
Bundeskanzler Klaus nicht feststellen konnte, 
welche Aufgaben er wirklich hatte, nämlich 
Herr Dr. Neisser zum Staatssekretär bestellt 
worden. 

Es gab im Bundesministerium für Inneres 
Herrn Staatssekretär Dr. Haider und später 
Herrn Staatssekretär Minkowitsch, dies auch 
gleichzeitig bei einem OVP-Minister. 

Und es hat im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung bei Frau Minister Rehor 
Staatssekretär Franz Soronics und dann 
Staatssekretär Johann Bürkle gegeben. Nun darf ich Ihnen sagen: In der Regierung 

Dollfuß I - Mai 1932 bis September 1933 -
war Herr EmU Fey Staatssekretär für Sicher- Das Bundesministerium für Verkehr und 
heitswesen, Herr Neustädter-Stürmer Staats- verstaatlichte Unternehmungen führte Herr 
sekretär für den Arbeitsdienst und Herr Franz Bundesminister Dr. Ludwig Weiß, während 
Bachinger Staatssekretär für das Forstwesen Dr. Josef Taus dort Staatssekretär war. 

und die Holzbewirtschaftung. Das Bundesministerium für Auswärtige An-
Aber bereits in dieser Regierung hat es gelegenheiten· wurde von Herrn Bundesmini­

einen Minister für Verfassungs- und Verwal- ster Dr. TonCic geleitet; gleichzeitig war Herr 
tungsreform gegeben. Staatssekretär Dr. Bobleter dort. 

In der Regierung Dollfuß II beziehungs- Ich glaube also, hier kann man feststellen, 
weise Schuschnigg I war im Bundesministe- wenn man mit einem richtigen Maß messen 
rium für Land- und Forstwirtschaft ein Staats- will ... (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Drei in 
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einem Ressort! Darum geht es!) Vier hinter­
einander in einem Ressort, weil keiner ge­
taugt hat. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Ja, hin­
tereinander hätten Sie es machen sollen, nicht 
nebeneinande.r!) Dort hat keiner getaugt. Die 
jetzigen taugen nämlich; das ist der Unter­
schied zwischen den damaligen Ministern so­
wie Staatssekretären und den heutigen! (Bei­
lall bei der SPOf - Abg. S tau d i n ger: 
Davon hat der Bundeskanzler nicht geredet, 
sondern von den Staatssekretären an sich! -
Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: Zehn!) Zehn 
Staatssekretäre gab es damals; das kann man 
feststellen. Damals war nämlich die Regie­
rungsbank wirklich zu klein. Da mußte man­
cher auf dem Schoß von einem anderen sitzen! 
(Heiterkeit. - Abg. Ha h n: Sie sind dage­
wesen, im Gegensatz zu heute, wo sie nie da 
sind!) Ich kann auf Hahn-Schreie nicht immer 
eingehen! (Neuerliche Heiterkeit.) 

Wir haben sicherlich auch nichts gegen das 
politische Engagement. Jeder gewählte Poli­
tiker soll seine Meinung und, wenn nötig, auch 
seine berechtigten Einwände kundtun. Wir 
haben aber sehr viel gegen Darlegungen und 
Darstellungen, die bewußt falsch verbreitet 
werden und die nur dazu dienen sollen, 
einen Mandatar schon vor seinem Amts­
antritt unmöglich zu machen. (Abg. 
S tau d i n ger und Abg. 0 i e n böe k: 
Das hat heute niemand gemachtl) 

Es ist die Pflicht jedes verantwortungsbe­
wußten und verantwortlichen Politikers, die 
Erklärungen, die er abgibt, vorher gründlich 
zu überlegen. Es ist aber auch überaus er­
staunlich, wie viele Experten es derzeit gibt, 
die über das Beamtenrecht ausgiebig Bescheid 
wissen. Ja sie wissen sogar mehr und kennen 
sich besser aus als jene, die es geschaffen 
haben und im täglichen Gebrauch ständig zur 
Anwendung bringen. 

Doch ein echter Praktiker und mit der 
Materie voll vertrauter Mann ist der neue 
Staatssekretär Lausecker. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai e I: Das bestreiten wir nicht!) Er ist 
jahrzehntelang Funktionär in der Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten, hatte 
wesentlichen Anteil am Zustandekommen des 
Beamten-Dienst- und Besoldungsrechtes und 
ist Mitverantwortlicher des abgeschlossenen 
Gehaltsübereinkommens des gesamten öffent­
lichen Dienstes. Seine Erfahrungen und sein 
Verständnis den Belangen der öffentlich Be­
diensteten gegenüber sind groß, und er wird 
jederzeit in der Lage sein, den Herrn Bundes­
kanzler in allen personellen Fragen objektiv 
zu beraten. 

Weil am wenigsten oder überhaupt nicht 
davon gesprochen wird, welch wichtige Auf­
gaben der neue Staatssekretär zu erfüllen hat, 

will ich es tun. Seine Hauptaufgabe wird die 
Koordinierung aller Personalprobleme sein, 
denn Hunderte von Berufssparten gibt es im 
öffentlichen Dienst. Jede finanzielle oder 
dienstrechtliche Forderung einer Gruppe be­
ziehungsweise deren Erfüllung löst meist bei 
anderen Gruppen eine Nachziehung oder 
Gleichstellung aus. 

Die Personalkosten im Budget - das ist 
auch heute schon festgestellt worden - be­
tragen heute fast 50 Milliarden Schilling, und 
jede Änderung der Gehaltsansätze um 1 Pro­
zent kostet daher dem Staat 500 Millionen 
Schilling. 

Auch sind eine Vielzahl von WÜllsdlen 
größerer und kleinerer Sparten offen. Man 
meint auch, die Besoldung sei nicht leistungs­
gerecht und die Anfangsbezüge seien zu ge­
ring, mit einem Wort, der öffentliche Dienst ist 
nicht genügend attraktiv. 

Die Wurzel derartigen Unbehagens liegt 
aber nicht im Besoldungssystem selbst, son­
dern das vielfach antiquierte, bis auf das 
Jahr 1914 zurück.reichende Dienstrecht muß 
mit unserer heutigen Lebensform in Uberein­
stimmung gebracht werden. 

Zur Inangriffnahme und Bewältigung dieser 
großen reformerischen Aufgabe bedarf es 
eines besonderen Einsatzes, gestützt auf um­
fassende Kenntnis und Erfahrung auf allen 
Gebieten des öffentlichen Dienst-, Besoldungs­
und Pensionsrechtes. Dies wird eine der 
großen und schweren Aufgaben des neuen 
Staatssekretärs werden. 

Ich habe festgestellt, daß die Offentlichkeit 
durchaus zugänglich ist für eine gerechte Be­
urteilung der Bedeutung und der Leistung des 
öffentlichen Dienstes. Immer mehr erkennen, 
weldIe großen gesellsdIaftspolitischen Dienst­
leistungen der öffentlime Dienst zunehmend 
erledigt. Es ist sicher eine Aufgabe der poli­
tisch VerantwortlidIen, für diese gerechte Be­
urteilung zu sorgen, aber es ist auch eine 
Aufgabe der Angehörigen des öffentlimen 
Dienstes selbst. 

Wenn wir genau hinsehen, werden Sie be­
merken, daß fast jede Kritik aus der Offent­
lichkeit an den Beamten - sei es im Einzel­
fall, sei es generell - auf den Vorwurf man­
gelnder Flexibilität hinausläuft. Der "unbe­
wegliche Beamtenapparat" heißt es dann, oder 
die "langsame Mühle der Bürokratie" und so 
weiter; Sie kennen genügend Beispiele. 

Ich meine, daß die bevorstehende Reform­
diskussion zugleich auch die Gelegenheit 
bieten wird, das Image der Beamtenschaft 
objektiv zu beurteilen. 

401 
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Meine Damen und Herren! Wenn so vieles 

in Frage gestellt wird, ist es nützlich, eines 
festzuhalten: Das Berufsbeamtentum ist eine 
tragende Säule unserer Verfassungsordnung. 
Das Berufsbeamtentum in Osterreich hat eine 
lange Vergangenheit und hat eine Zukunft. 
Wichtig ist für uns, diese Institution so fort­
zuentwickeln, daß sie den modernen Anfor­
derungen, die Staat und Gesellschaft an den 
öffentlichen Dienst stellen, vollauf gerecht 
wird. 

tor Gruber die schwierige und komplizierte 
Materie des öffentlichen Dienstes kenne und 
die notwendigen Voraussetzungen dafür mit­
bringe. 

Dr. Gruber wurden seinerzeit die Aufgaben 
der Verwaltungsreform übertragen. (Wider­
spruch bei der OVP.) Doch nach seinem Aus­
scheiden wurde leider diese enorm widltige 
Tätigkeit nur mehr im bescheidenen Umfang 
durchgeführt, weil Bundeskanzler Dr. Klaus 
die Leitung der Verwaltungsreform selbst 
übernommen hat. Bedauerlicherweise wurde 
damit dokumentiert, daß die Reform als zweit­
rangig und unwiChtig betraChtet wird, weil sie 
so nebenbei im Bundeskanzleramt mitbetreut 

Meine Damen und Herren! Ich möchte es 
noch einmal wiederholen: Bei der Reform des 
öffentlichen Dienstes verstehe ich die Reform 
nicht als Selbstzweck, sondern als einen Pro­
zeß, der bestehende Verhältnisse zu einer wurde. 
höheren Qualität führen soll. Dabei steht außer Zweifel, daß die Frage 

Das Berufsbild des öffentlichen Dienstes 
kann nicht allein so, wie dies gerade in den 
letzten Tagen immer wieder dargestellt wird, 
im sogenannten Schreibtischbeamten gesehen 
werden. Das Spektrum der in einem öffentlich­
rechtlichen oder in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis stehenden Bediensteten reicht 
vom Hochschullehrer über alle Sparten der 
Lehrerschaft, über die Richter, die Verwal­
tungsbeamten, die verschiedenen Sparten der 
WaChebeamten, über Berufsoffiziere und zeit­
verpflichtete Soldaten bis zu den in handwerk­
licher Verwendung stehenden Bediensteten. 

Die große Gruppe aller öffentlich Bedien­
steten von Bund, Bahn, Post, Land und Ge­
meinde hat nicht nur so, wie iCh es schon oft 
erwähnt habe, am Wiederaufbau unserer 
Heimat den wesentlichen Anteil, sondern sie 
erfüllt auch sonst jederzeit und überall ge­
wissenhaft ihre Pflicht. So wie in allen Fach­
gewerksChaften wurde auch im Rahmen des 
Verhandlungsausschusses der vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes immer dafür 
gesorgt, daß die Bediensteten selbstverständ­
lich so wie alle übrigen Mitbürger unseres 
Landes eine ihrer Arbeitsleistung, Verant­
wortung und PfliChterfüllung gerecht wer­
dende Entlohnung erhalten. 

Ich weise daher ganz entschieden den geist­
losen Witz eines Journalisten zurück, der in 
seiner Zeitung schreibt: Bis jetzt waren die 
Zeiten für die Beamten lausig, jetzt werden 
sie lausecker. 

Noch ein Novum fält mir ein. Gibt es heute 
gar eine Anfrage wegen der Bestellung des 
Praktikers Lausecker zum Staatssekretär, so 
mutet es einen ganz eigenartig an, daß man 
seinerzeit bei der Bestellung Dr. Grubers, der 
erst aus dem Ausland zurückgeholt werden 
mußte, bei denselben Herren keine Bedenken 
gehabt hat. Niemand erhob Zweifel, ob Dok-

der Verwaltungsreform immer aktueller und 
wichtiger wird. Unter der Leitung des Staats­
sekretärs Dr. Veselsky zeigen sich bereits die 
ersten konkreten Ergebnisse, insbesondere 
durch die Vereinfachung und Modernisierung 
der Verwaltung und besonders durch die Ein­
setzung beziehungsweise Koordinierung der 
EDV -Anlagen. 

Es wird sich manches noch vereinfachen 
lassen, vorwiegend im Verwaltungsapparat, 
doch führwahr nicht alles und nicht überall. 

Hier wissen wir uns in Gemeinsdlaft mit 
Dr. Koren, der in einer seiner Broschüren zu 
Verwaltungsreform und Dienstpostenplan 
schreibt: Es ist eine naive Vorstellung zu 
glauben, man könnte die Hälfte der Beamten 
durch eine Verwaltungsreform über Nacht auf 
die Straße setzen. 

Herr Dr. Kohlmaier, auch Ihnen das ins 
Stammbudl! (Abg. S tau d i n ger: Kohlmaier 
hat von dem hier überhaupt nichts gesagt, 
Kollege Weisz!) Von der Verwaltungsreform 
und von der Einsparung der Dienstposten, 
Kollege Staudinger, von dem hat er aber ge­
sproChen. (Ruf bei der OVP: Uberhaupt nicht!) 
Aber von der Einsparung der Dienstposten 
hat er schon gesprochen. (Abg. G rat z: Er 
sprach von Dienstposten und wußte nicht, daß 
das Menschen bedeutet! - Abg. G r a f: 0 ja!) 

Professor Koren schreibt weiter: Wer würde 
dann die Schüler, deren Zahl ständig steigt, 
unterrichten, wer würde die wachsende Flut 
von Paketen und Briefen austragen, wer 
würde vor allem die Steuern einheben, die der 
Staat doch so dringend für die Erfüllung der 
Vielzahl der Aufgaben brauCht? 

Ich hoffe, daß Herr Dr. Koren auch heute 
noch zu dieser Aussage steht, die er als 
Finanzminister selbst geschrieben hat. (Abg. 
Mit te r er: Sie müssen zugeben: Wir haben 
trotz steigender Zahl von Lehrern und Lehr-
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personen einen Rückgang der Zahl gehabt, 
während bei Ihnen ... !) Sie waren vorher 
leider nicht herinnen, Herr Minister Mitterer, 
sonst hätten Sie gehört, daß die Zahl in den 
fünf Jahren nur um vier Dienstposten gefallen 
ist. Vier Posten. Sicherlich. (Zwischenruf des 
Abg. S tau d i n ger.) Aber wir haben jetzt 
Tausende Lehrer eingestellt, Kollege Staudin­
ger! Wir sollen das also nicht machen? Wir 
sollen also nicht die Lehrer einstellen? (Abg. 
G rat z: Keine Lehrer, keine Assistenten, 
keine Professoren, Schluß, fertig! - Ruf bei 
der OVP: Das war früher genauso, wenn nicht 
mehr! - Zwischenruf des Abg. Z e i 11 i n­
ger.) 

Auch diese Darlegung zeigt wieder sehr 
deutlich auf, daß endlich einmal damit Schluß 
gemacht werden muß, daß man, wenn man 
von 280.000 Beamten der Bundesverwaltung 
spricht, immer noch an den Bürokraten, an den 
Amtsrat mit Ärmelschonern denkt. In Wirk-
lichkeit sind im ganzen nur 2 Prozent der 

Ein weiterer Schritt hiezu war auch die 
Bestellung Lauseckers zum Staatssekretär. 
Diese vom Bundeskanzler vorgeschlagene Be­
stellung wird von der sozialistischen Fraktion 
einhellig begrüßt, und schon in nächster Zeit 
wird es sich weisen, daß Lausecker kein 
Staatssekretär g e gen die Beamten, sondern 
für die Beamten sein wird. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Staatssekretär Dr. Veselsky. 
Er hat das Wort. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Herr Präsident! Hohes Haus! Ge­
statten Sie mir, daß ich jetzt zu Fragen der 
VerwaItungsreform Stellung nehme. Nicht zu 
Fragen des mir insgesamt übertragenen Wir­
kungsbereiches und nicht zu Fragen der 
Arbeitsteilung zwischen den drei im Bundes­
kanzleramt tätigen Staatssekretären. Das ist 
Aufgabe des Herrn Bundeskanzlers und nicht 
die meine. 

Bediensteten in den Ministerien beschäftigt. Zur Frage der Verwaltungsreform darf ich 
14 Prozent der Beamtenschaft sind in der deshalb elnIges sagen, weil Herr Abge­
Verwaltung tätig, und die größte Anzahl, näm- ordneter Dr. Kohlmaier hier sehr in Schwarz­
lich 86 Prozent, erfüllt unmittelbare Leistungs- weiß malte, wobei er interessanterweise die 
aufgaben als Lehrer, Ärzte, Sicherheitsorgane, Leistungen der früheren Regierung sehr weiß 
wie Gendarmerie, Polizei, und manuelle Be- zeichnete und die Leistungen dieser Regierung 
rufe in den verschiedensten Sparten, und mehr sehr schwarz. Er nahm dabei so viel von 
als die Hälfte von den 280.000 Beamten arbei- dieser schwarzen Farbe für alle, für alle Res­
tet in den Bundesbetrieben. sorts, daß auch der Kontrast schon bei der 

Verwaltungsreforrn sehr gering bemerkbar 
Es ist daher beschämend, wenn es in Zei- war. 

tungsartikeln immer wieder so dargestellt 
wird, als würde jeder öffentlich Bedienstete 
hinter dem Schreibtisch sitzen, dort den gan­
zen Tag nichts machen und nur warten, bis er 
am Ersten sein Gehalt in Empfang nehmen 
kann. 

Immer W1ieder wird man mit so diffamie­
render Schreibweise konfrontiert, trotzdem 
man endlich zur Kenntnis nehmen soll, daß 
86 Prozent aller Bediensteten in Dienstlei­
stungsbetrieben beschäftigt sind und alle ge­
meinsam durch die Ausübung ihrer Tätigkeit 
- viele davon auch an Sonn- und Feiertagen 
sowie nachts - überhaupt erst gewährleisten, 
daß alle Bürger unserer Heimat ein geregeltes, 
angenehmes und menschenwürdiges Dasein 
führen können. (Beifall bei der SPO.) 

Und weil die Regierung weiterhin bemüht 
sein wird, für alle Bürger des Landes das 
Bestmögliche zu erreichen, lassen wir uns in 
dem bereits eingeschlagenen Weg nicht be­
irren, sondern wir werden diesen Weg kon­
sequent weiter beschreiten. Wir werden unsere 
Tätigkeit so wie bisher zum Wohle aller 
Menschen unserer Heimat ausrichten. (Präsi­
dent Pro b stübernimmt den Vorsitz.) 

Der Herr Abgeordnete Peter fügte dann noch 
die Frage hinzu: Und wie schaut nun das Kon­
zept aus auf dem Gebiete der Verwaltungs­
reform? - Zu diesen beiden Punkten möchte 
ich jetzt sprechen. (Abg. Mit te r e r: Wie 
zeichnet man weiß?) Ja, das ist die Frage für 
Sie, für Sie ist das wirklich die Frage. 

Nun bitte zur Frage der Verwaltungsreform: 
Die OVP hätte diese so gut gemacht! - Der 
Herr Abgeordnete Peter sagte Ihnen, daß 
eigentlich die OVP-Regierung aus der Warte 
der anderen Partei, der FPO, das gar nicht 
so gut gemacht hat. - Nun würde alles 
schlecht werdenl Herr Abgeordneter, bitte das 
eine feststellen zu dürfen - das darf ich 
hier auch als Resümee der Ergebnisse der 
Verwaltungsreformkommission, deren Vorsitz 
ich seit Frühjahr 1972 in Vertretung des Herrn 
Bundeskanzlers führe -: 

VerwaItungsreform ist ein permanentes An­
liegen. Verwaltungsreform gibt es in Oster­
reich zurückführbar bis auf MaDia Theresia 
mit ihren Dezennalrezessen und auf Joseph 11., 
der ganz gewiß Großes geleistet hat. Wenn 
wir das hier feststellen, sind wir deshalb nicht 
gleich verdächtig, Monarchisten zu sein. 
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Staatssekretär Dr. Veselsky 
Wir haben die Verwaltungsreformkommis­

sion, die Sie, meine Damen und Herren, ein­
gesetzt haben, auch nicht verteufelt. Wir 
haben sie umgebaut. Wir haben sie erweitert. 
Das ist, glaube ich, etwas, worauf ich hin­
weisen muß, sehr geehrter Herr Abgeordneter. 
Wir haben damals eine Verwaltungsreform­
kommission vorgefunden, in der die Gewerk­
schaftsvertreter nur für die großen Anlässe 
eingeladen waren, für das große eye-wash. 

Dann hat man sie nicht gebraucht für die 
Arbeitssitzungen. 

Jetzt ist das anders. Das hat der Herr 
Bundeskanzler im Vorjahr geändert. (Abg. 
GI a t: Sie und deI Kaiser Joseph haben das 
geändert!) Die Parallelen hinsichtlich der Lei­
stungen sind nicht uninteressant. 

Zu einem, Herr Abgeordneter, darf ich noch 
etwas ausführen. Wir haben auch die Ver-

Aber selbst wenn man die Ordnungsauf­
gaben von früher modern erfüllen will, dann 
muß man sie in Verantwortlichkeit gegenüber 
dem Staatsbürger erfüllen. Das heißt, man 
muß Service leisten, in jedem einzelnen Fall 
Service leisten. Noch mehr dort, wo man mit 
Entwicklungsaufgaben konfrontiert ist. Das 
wird immer mehr. 

Also müssen wir an die Spitze einer 
modernen Verwaltungsreform den SerVlice­
gedanken gegenüber dem Staatsbürger stellen 
- das ist das Leitmotiv - und nicht, bitte, 
meine Damen und Herren, Dienstpostenein­
sparungen, die überdies noch (Abg. S ta u­
d i n ger: Billige Verwaltung!) - bitte, ich 
komme darauf zu sprechen - keine echten 
Dienstposteneinsparungen sind; sie sind 
nicht das allererste und oberste Ziel der Ver-
waltungsreform. 

Ich darf noch auf etwas hinweisen. Um das waltungsreformkommission um Experten er­
weitert, und damit tagt sie nidlt mehr unter zu erreichen, braucht man auch eine Motiva­
Ausschluß der betroffenen Offentlichkeit, wie ti on der Mitarbeiter. Das weiß man im Betrieb. 
das früher der Fall war. Das weiß jeder Manager, der ein Team zu 

Sie, Herr Abgeordneter, haben die großen 
Ergebnisse der früheren Verwaltungsreform 
angeführt und haben auf die Dienstpostenein­
sparungen hingewiesen. Das ist etwas, was 
ich nun denn doch bezweifeln muß, nämLich 
ob man überhaupt Dienstposteneinsparungen 
als Erfolgsbarometer für eine Verwaltungs­
reform nehmen kann oder nicht. Und ich darf 
Ihnen zeigen, warum. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Sehr geehrter Herr Abgeordneter 
Koren! Ja, ich bin gerne bereit zu dieser Dis­
kussion. weil Sie den Kopf schütteln. (Abg. 
G ra f: Was soll er denn tun?) Die Verwal­
tungsreformkommission würde es strikte ab­
lehnen, diesen Gedanken zu verfolgen, und 
zwar aus gutem Grund: 

Wenn Sie nämlich alle Beamten einsparen, 
dann hätten Sie den größten Erfolg, nur haben 
Sie dann keine Verwaltung mehr. Das ist also 
ein Primitiv-Approach, dem wir uns nicht ver­
schreiben. 

Es kann nicht Traumziel einer Verwaltungs­
reform sein, letztlich alle Beamten einzu­
sparen, sondern es kommt darauf an, daß wir 
billig verwalten. (Abg. DI. Kor e n: Das ist 
stark sophistisch!) 

Aber Verwaltungsreformziel ist etwas ganz 
anderes. Und dazu bekennt sich diese Kom­
mission. Ich darf Ihnen sagen, daß es Auf­
fassung dieser Kommission ist, daß die Ver­
waltungsreform vor allem die immer bessere 
Erfüllung der Verwaltungsaufgaben sichern 
muß, die dem modernen Staat gestellt sind. 
Das sind nicht nur die Ordnungsaufgaben von 
früher, sondern das sind Entwicklungs auf­
gaben neuester Art. 

führen hat. Und um die Mitarbeiter motivieren 
zu können, kommt es darauf an, ihnen zu 
sagen, daß die Aufgaben, für die sie tätig 
Slind, sehr interessant sein können und für sie 
sehr viel bedeuten können. Da gehört Infor­
mation dazu, Information auch über die 
Erfolge, die auf dem Gebiet der Verwaltungs­
reform erreicht werden konnten. 

Da darf ich vielleicht jetzt, Hohes Haus, 
etwas sehr Interessantes sagen: Eine Arbeits­
gruppe der Verwaltungsreformkommission 
- sie nennt sich Verwaltungsservice -
stellte in sieben Ressorts mehr oder minder 
erhebliche Erfolge auf dem Gebiet der Ver­
waltungsvereinfachung fest und nahm dies 
zum Anlaß zu sagen: Eigentlich müßte das 
ja die österreichische Offentlichkeit ,interes­
sieren, und eigentlich müßte das ja die 
Beamten in den anderen Ressorts interessie­
ren, weil sie damit ja aus dem guten Beispiel 
lernen können und aufgefordert werden, ähn­
liches zu tun. Wir waren daher der Meinung, 
daß der Vorschlag dieser Gruppe, der Offent­
lichkeit das zu präsentieren, die Zustimmung 
aller finden würde. - Er fand sie nicht. 

Der Vertreter Ihres Klubs, Herr Abgeord­
neter Dr. Ermacora, sagte, persönlich sei er 
der Meinung, daß dies gut wäre, aber namens 
des Klubs müsse er sich eine Zustimmung 
vorbehalten. 

Wenn das Ihr Beitrag zur Verwaltungs­
reform ist, dann, meine Damen und Herren, 
weiß ich, wie ernst es Ihnen damit zu tun 
ist. Der Vertreter der FPO hat sich nämlich 
viel besser verhalten, er erklärte dort, daß 
er ... (Abg. Staudinger: Wenn man zu­
erst den Klub fragt? - Abg. Dr. Kor e n: 
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Staatssekretär Dr. Veselsky 
Jetzt fangen die Staatssekretäre schon zu 
polemisieren an! - Abg. Mit te r e r: Uner­
hört! - Abg. Dr. Kor e n: Das ist unerhört! 
- Weitere Zwischenrufe bei der OVP. -
Gegenrufe bei der SPO.) Das ist keine 
Polemik, meine Damen und Herren! 

Andere Vertreter erklärten, daß sie zur 
loyalsten Mitarbeit bereit sind. Ich qualifi­
ziere also nicht und sage .. , (Abg. M i t­
i e r e r: Der Herr Bundeskanzler hat noch nie 
gesagt: Da muß ich meine Freunde fragen! 
Das ist unerhört! - Weitere Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Ich darf dazu folgendes festhalten. Wir brau­
chen, um die Verwaltungsreform vorantreiben 
zu können, die Anwendung modernster 
Methoden. Dazu gehört der Einsatz von EDV­
Anlagen. Hier sind Sie auch in die Lage 
versetzt mitzuwirken. Es gibt durch unsere 
Einladung einen Vertreter auch Ihres Klubs 
im EDV-Subkomitee. 

Dann kommt die Frage der Billigkeit und 
der Einsparungen. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Kohl­
maier! Bitte eines feststellen zu dürfen: Im 
Bereich der Hoheitsverwaltung - das darf 
ich denn doch feststellen - fand keine Aus­
weitung der Dienstpostenstände statt. Sie er­
folgte in anderen Bereichen, nicht in der 
Hoheitsverwaltung. (Abg. Dr. G r u b er: 
Auch in der Hoheitsverwaltung! Lesen Sie 
den Dienstpostenplan!) Ich habe ihn Ihnen 
gegenüber auch im Ausschuß vertreten kön­
nen. (Abg. Dr. G ru b e J: Schauen Sie sich 
ihn an!) Ja, ich kenne ihn sehr gut. Deswegen 
kann ich den Zwischenruf nicht mit Ja beant­
worten. 

Seit Frühjahr des vergangenen Jahres habe 
idl vom Herrn Bundeskanzler die Aufgabe 
übertragen erhalten, in seinem Namen den 
Vorsitz in der Verwaltungsreformkommission 
zu führen. Diese Kommission wurde durch 
Beiziehung externer Fachleute aus Wissen­
schaft und Praxis sowie aus der Industrie 
erweitert. Die GewerksChaftsvertreter nehmen 
daran ständig teil. 

Die Verwaltungsreformkommission hat 
Arbeitsgruppen eingesetzt: die Arbeitsgruppe 
für ReChtsbereinigung, die Arbeitsgruppe für 
Verwaltungsservice - das ist eine völlig 
andere Betrachtungsweise - und die Arbeits­
gruppen für Rationalisierung in der Hoheits­
verwaltung und für Rationalisierung der Be­
triebe. 

Meine Damen und Herren! Wir erwarten 
von den anderen Arbeitsgruppen - ebenso 
wie von der Arbeitsgruppe Verwaltungs­
service - in den nächsten Wochen die ersten 
wichtigen Ergebnisse. 

Aber die Verwaltungsreform ,ist unterwegs! 
Das haben nicht nur die Berichte aus den 
sieben Ministerien gezeigt, sondern im darf 
audl auf die Verabschiedung des Bundesmini­
steriengesetzes durdl die Regierung verwei­
sen. Im Parlament liegt der Entwurf eines 
Bundesministeriengesetzes, einer der wichtig­
sten Beiträge zur Verwaltungsreform. Es ist 
auch das Bundeshaushaltgesetz in diesem 
Lichte zu sehen. (Abg. Dr. Kor e n: Worin 
besteht die Verwaltungsreform in diesem Ge­
setz?) Herr Abgeordneter Koren! Ich danke 
Ihnen sehr für diese Frage. (Abg. Dr. Kor e n: 
Wunderbar!) 

Der Beitrag des Bundesministeriengesetzes 
zur Verwaltungsreform liegt in einigen 
wesentlichen Dingen, und zwar darin, daß 
die Kompetenzen klarer abgegrenzt werden, 
daß die Möglichkeit der Delegierung von Ent­
scheidungen im Sinne moderner Management­
auffassungen geschaffen wird, daß das inter­
ministerielle Vorgehen künftig gesetzlich ge­
regelt ist und daß erstmals die Möglichke·it 
der Kontrolle für den Ressortminister geschaf­
fen wird, der die Ressortverantwortlichkeit 
trägt. Das gab es bisher noch nicht. (Abg. 
Dr. Kor e n: Konnten sie bisher nicht?) Die 
Innenrevision gibt es nicht. Wenn Sie sich 
an Ihre Amtszeit als Finanzminister erinnern, 
werden Sie wissen, daß Sie nicht die Möglich­
keit hatten. (Abg. Dr. Kor e n: Dann sind 
Sie ein schlechter Minister, wenn Sie das nicht 
kriegen!) Nein, das können Sie nicht. Das 
sind echte Verbesserungen im Sinne einer 
Verwaltungsreform. 

Gleiches gilt tür das Bundeshaushaltgesetz, 
dessen Entwurf vom Ministerrat beschlossen 
wurde. Es wird Sache des Parlaments sein, 
sich damit zu beschäftigen. (Abg. Dr. Kor e n: 
Das haben wir vor vier Jahren schon gehabtl) 
Aber Sie haben es nirnt ins Parlament ge­
bracht, sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Nicht durchgebracht! (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. G r u be r: Natürlich war 
es da! - Abg. Dr. Kor e n: Hier verhandelt! 
- Abg. Dr. Pr ade r: Er hat keine Ahnung! 
- Abg. Dr. Kor e n: Sie sind ganz woanders 
gesessen!) Da war ein Unterschied: Es war 
damals ein mit einer Verfassungsbestimmung 
ausgestattetes Gesetz und wurde nicht verab­
schiedet. (Weitere Zwischenrufe.) 

Zu einer Frage möchte ich hier noch Stellung 
nehmen. (Abg. Mi tt er e r: So etwas an 
Ignoranz!) Es handelt sich um das Verhältnis 
der beiden Staatssekretäre zueinander, des 
Herrn Staatssekretärs Lauseck.er zu mir. (Abg. 
Mit te r e r: Keine Ahnung! - Abg. Doktor 
G r u b er: Da wundert es mich nicht, daß 
es nicht weitergeht! - Abg. Mit t er e r: 
Keine Ahnung!) Hatten Sie davon? Das merkt 
man! Beim Bundesministeriengesetz wußten 
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Staatssekretär Dr. Veselsky 
Sie nicht, was drinnensteht. (Abg. Mi t­
te r er: Sie brauchen gar nicht lachen dazu! 
Lachen Sie über Ihre eigene Ahnungslosig­
keit! - Ironische Heiterkeit bei der SPO.) 

Zur Frage des Verhältnisses der beiden 
Staatssekretäre zueinander: Selbstverständlich 
wird es unsere Aufgabe sein, im Bereich der 
Verwaltungsreform engstens zusammenzu­
arbeiten. Die Verwaltungsreform hat eine sehr 
starke Betonung auf der personellen Seite. 
und es ist Aufgabe des Herrn Staatssekretärs 
Lausecker. sich mit dieser Frage zu beschäfti­
gen. (Abg. DI. G r u beI: Warum sagt das 
nicht der Herr Bundeskanzler?) Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich darf Ihnen sagen: Ich 
bin über diese Möglichkeit der Zusammen­
·arbeit sehr froh, weil Herr Staatssekretär 
Lausecker schon früher Mitglied der Verwal­
tungsreformkommission war und ich Gelegen­
heit hatte, mit ihm in dieser Funktion zu­
sammenzuarbeiten. Ich freue mich daher auf 
diese Möglichkeit der Zusammenarbeit. 

Ich darf jetzt schon eines sagen: Ich bin 
ebenso wie mein Kollege Staatssekretär 
Lausecker davon überzeugt. daß diese Zusam­
menarbeit ebenso erfolgreich sein wird wie 
in der Vergangenheit. (Beifall bei deI SPO.) 

Präsident Probst: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Ermacora zum Wort gemeldet. Ich erteile 
ihm gleich das Wort. Ich bitte zu berück­
sichtigen. daß nur 5 Minuten vorgesehen sind. 

Ich bitte, das Wort zu nehmen. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der Herr Staats­
sekretär hat über einen Vorgang in der Ver­
waltungsreformkommission berichtet, der ich 
als Vertreter der großen Oppositionspartei 
und nicht als Experte angehöre. 

Der Vorgang in der Verwaltungsreform­
kommission war folgender: Man hat ein ge­
drucktes Papier von drei Seiten vorgelegt. dem 
der Titel vorgezeichnet war: .. Mitteilungen der 
Verwaltungsreformkommission". Unter die­
sem Titel stand: Bemerkungen der Redaktion. 
Auf den nächsten drei Seiten standen von 
einzelnen Bundesministerien Berichte. von 
denen die Ministerien glauben. daß es sich 
um Angelegenheiten der Verwaltungsreform 
handelt. 

Zum Beispiel war dort der Bericht fest­
gehalten. daß seit 1910 Polizei- und Gendar­
meriebeamte bei Amtshandlungen ihre Visi­
tenkarten vorweisen müssen, und andere ähn­
liche Berichte. 

Ich würde sagen: Berichte über solche Ver­
waltungsreformmaßnahmen hat das zustän­
dige Bundesministerium und nicht die Kom­
mission abzugeben. 

Die Verwaltungsreformkommission ist dazu 
da, um zu arbeiten, und nicht. um für eine 
Regierungspartei und die Verwaltung der 
Regierung Propaganda zu betreiben. (Beifall 
bei deI avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Gasperschitz. 

Ich mache darauf aufmerksam. daß ich um 
16 Uhr die Rede unterbrechen werde, sollte 
sie nicht beendet sein. 

Ich bitte, das Wort zu nehmen. 

Abgeordneter Dr. Gasperscbitz (OVP): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Mein langjähriger Mitarbeiter in der 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten Laus­
ecker ist zu hohen Würden gekommen, und 
man fragt mich als Vorsitzenden der Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten. was ich dazu 
zu sagen habe. 

Wenn ich Kollegen Lausecker beschreiben 
muß. kann ich sagen: Fachlich sehr gut, er ist 
ein harter Verhandler, er ist ein guter 
Familienvater, und politisch ist er ein wasch­
echter Sozialist. - Bis auf die letzte Fest­
stellung ist alles gut. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Nun zur Stellung des Staatssekretärs: Die 
Stellung ist in der Bundesverfassung 
umschrieben. Der Staatssekretär ist ein Hilfs­
organ. Trotzdem gibt es einen gewissen Spiel­
raum, dem Staatssekretär durch den Minister 
oder durch den Bundeskanzler - je nachdem, 
wem er zugeteilt ist - die Erledigung von 
Aufgaben bestimmten Umfanges zu über­
tragen. 

Warum sage ich das? Ich sage es deswegen: 
Wenn der neue Staatssekretär nicht das ent­
sprechende Pouvoir besitzt, mit uns zu ver­
handeln, und immer wieder sagt: Ich muß 
mir erst ein Verhandlungsmandat holen! Ich 
muß erst mit dem Bundeskanzler Rücksprache 
pflegen!, dann ist das Geld umsonst aus­
gegeben. Dann hätten wir auch mit den Ver­
waltungsbeamten. wie es bisher war, reden 
können. Von ihnen hören wir meistens: Ich 
habe kein Verhandlungsmandat! Ich muß erst 
mit dem Kanzler Rücksprache pflegen! - Wenn 
dem so ist, hätten wir den neuen Staats­
sekretär nicht gebraucht. 

Warum wurde jetzt ein neuer Staatssekretär 
bestellt? Da gibt es Vermutungen. Eines 
glaube ich dem Herrn Bundeskanzler: daß er 
ihn zu seiner Entlastung braucht. 

Die zweite Vermutung ist die. daß sich der 
Herr Bundeskanzler der immer mehr zutage 
tretenden verfehlten Personalpolitik und der 
Unzufriedenheit. die sich im öffentlidlen 
Dienst breit macht, nicht mehr gewachsen 
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Dr. Gasperschltz 
fühlt. Er hat nach einer Pressemeldung selbst 
gesagt, er verstehe von diesen Dingen viel 
zuwenig, er kenne die Unruhe im öffentlichen 
Dienst. Er hat nun, glaube ich, einen Schach­
zug gemacht. Er nimmt sich einen Gewerk­
schaftsspitzenfunktionär in die Regierung, der 
zuerst Besoldungsreferent in der Gewerk­
schaft, dann Stellvertretender Vorsitzender 
war und der die Forderungen der Kollegen­
schaft ja wirklich hart vertreten hat, und 
glaubt nun, der könnte diese Dinge in das 
richtige Lot bringen. 

Das dürften die Gedankengänge des Bundes­
kanzlers gewesen sein, als in ihm der Ent­
schluß reifte, einen solchen Gewerkschafts­
spitzenfunktionär zum Staatssekretär zu be­
stellen. 

In diesem Zusammenhang, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, auch eine Fest­
stellung: Wenn jemand in der sozialistischen 
Parteiführung glaubt, Lausecker könnte man 
dazu mißbrauchen, noch stärker als bisher 
parteipolitisch ausgerichtete Personalpolitik zu 
betreiben - dem Kollegen Lausecker will ich 
das persönlich gar nicht unterstellen -, dann 
würde er auf den härtesten Widerstand der 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten 
stoßen! (Beifall bei der OVP.) Wir verlangen 
nichts mehr als eine gerechte Personalpolitik 
und eine gerechte Beförderungspraxis, so wie 
es genau festgelegte Richtlinien sagen. 

Der neue Staatssekretär wird es schwer 
haben. Es kennt ja die Situation im öffent­
lkhen Dienst. Es brodelt in den verschiedenen 
Sparten. Zum Teil ist hier die verfehlte Be­
soldungspolitik daran schuld. Ich erinnere da 
nur an die längerdienenden Präsenzdiener, 
deren Prämie zur Heeresdienstzulage geführt 
hat, die nun alle Exekutivbediensteten ver­
langen. 

Der Herr Bundeskanzler war sich nicht klar 
über das Relationsdenken im öffentlichen 
Dienst. Man kann ja auch - und das haben 
wir damals schon festgestellt - einem Lehr­
buben nicht mehr bezahlen als dem Meister. 

Was ist noch schuld an der Unruhe im 
öffentlichen Dienst? Es gibt eine dauernde 
Verunsicherung des öffentlichen Dienstes 
durch die sozialistische Regierung, denn es 
wird immer wiederum alles in Frage gestellt: 
das Berufsbeamtentum durch Einstellung von 
Sondervertragsbediensteten, die mit Ver­
waltungsaufgaben betraut werden, was nach 
Artikel 20 der Bundesverfassung bedenklich 
ist, weil nur ernannte Beamte Verwaltungs­
aufgaben erfüllen dürfen. 

Oder: Die Frage des Abbaues des Ver­
.setzungssdlUtzes. Noch nie sind wir in der 
,Gewerkschaft mit dieser Frage konfrontiert 

worden. Niemand hat ja geklagt, daß gerade 
diese Versetzungsschutzbestimmungen 
Schwierigkeiten gemacht und zu einer Immo­
bilität der Beamten geführt hätten. Wir haben 
vielmehr den Verdacht, daß mit der Auf­
weichung dieser Bestimmungen unliebsame 
Beamte woanders hin versetzt werden und 
andere, sozialistische Beamte auf diese Posten 
kommen sollen. 

Für ein Personalvermittlungsgesetz bestand 
noch nie eine Notwendigkeit. Wir haben alles 
im Rahmen der Gewerkschaft der öffent­
lich Bediensteten mit der Regierung ausge­
macht. 

Dann wird wieder einmal davon gesprochen. 
daß die Pensionsregelung im öffentlichen 
Dienst und das pragmatische Dienstverhältnis 
in österreich nicht mehr zeitgemäße 
Privilegien sind. 

So geht es immer wieder weiter. Immer 
wieder werden neue Gags gemacht: Die 
Beamtenschaft sei unbeweglich, sei zu starr. 
Das ist aber nur eine Ausrede für das Ver­
sagen auf. dem Gebiete der Verwaltungs­
reform. 

Der neueste Gag, den wir ja heute schon 
gehört haben, der neueste Schrei: den höheren 
Beamten soll jetzt der angebliche Inflations­
gewinn, den sie aus der Teuerungszulage auf 
Grund des zweiten Gehaltsübereinkommens 
beziehen. gestrichen werden. Auch eine Ver­
unsicherung der öffentlich Bediensteten, ohne 
daß man mit der zuständigen Gewerkschaft 
darüber redet. 

Es wundert mich - und es gehört Mut 
dazu -, daß man das zweite Gehaltsüberein­
kommen überhaupt anschneidet, das ja heute 
ohnehin nicht mehr funktioniert. Das zweite 
Gehaltsabkommen ist ja heute gar nicht mehr 
in Funktion, weil die Bruttoabgeltung der 
Teuerung und die Progressionsverschärfung 
in Sparten, in denen es keine Verwaltungs­
dienstzulagen gibt, tatsächlich zu Realwert­
verlusten führen. Wer das Gegenteil beweisen 
will, der soll hier ans Rednerpult kommen. 

Staatssekretär Lausecker weiß: eine ganze 
Reihe von Forderungen ist offen. Außer die­
sem zweiten Gehaltsübereinkommen, das 
einer Modifizierung bedarf, gibt es die Lehrer­
probleme, es wird eine Administrationszulage 
verlangt die Exekutivbediensteten und die 
Richter wollen ihre Probleme gelöst haben. 
Die Jugend im gesamten öffentlichen Dienst, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
mit den Anfangsbezügen unzufrieden. Sie will 
eine Angleichung haben, so wie es im übrigen 
westlichen Europa der Fall ist, und glaubt 
heute, daß die Besoldungssituation in Oster­
reich nicht mehr zeitgemäß ist. 
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Dr. Gaspersdrltz 
Niemand anderer als der Kanzler hat zu 

einem jungen Richter, als dieser ihm den Ge­
haltsstreifen gezeigt hat, gesagt: Hier müssen 
wir eine signifikante Lösung machen. Wir 
müssen den Richtern erhöhte Anfangsbezüge 
geben! Schon bricht natürlich eine Lawine los, 
weil alle anderen Akademikergruppen ja auch 
eine Lösung verlangen. 

Was bekommt heute ein Akademiker? Was 
bekommt heute ein Maturant und ein Nicht­
rnaturant? 

Ein Akademikeranfangsbezug einschließlich 
der Verwaltungsdienstzulage beträgt 5903 S. 
N ach zehn Jahren - dann befindet er sich 
ungefähr im 35. Lebensjahr - bekommt er 
samt der Verwaltungsdienstzulage 7835 S. 

Ein Maturant bekommt 4457 Seinschließlich 
der Verwaltungsdienstzulage; nach zehn Jah­
ren 5553 S. 

Ein Nichtmaturant, der im Fachdienst tätig 
ist, erhält 3729 Si nach zehn Jahren 4629 S. 

Hier ist aber überall die Verwaltungsdienst­
zulage miteinbezogen. Von den acht Besol­
dungsgruppen beziehen aber nur sechs diese 
Verwaltungsdienstzulage. Von den Schreib­
kräften will ich gar nicht reden. Es brodelt 
also im öffentlichen Dienst. Der neue Staats­
sekretär Lausecker wird also hier nach dem 
Rechten sehen müssen. 

Was mich derzeit und gestern besonders 
beschäftigt hat - das möchte ich noch ganz 
kurz ausführen -, das sind die Probleme der 
Exekutive. Die Sicherheitswache in Osterreich 
ist verärgert über Innenminister Rösch, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Man will auf der einen Seite das "Dreier­
radi" abschaffen, und ein neues Dienstsystem 
wird schon seit Monaten erprobt. Das neue 
Dienstsystem soll effizienter sein als das 
"DreierradI", und es dient ja auch sicherlich 
einer vermehrten Sicherheit der öster­
reichischen Bevölkerung. Herr Innenminister 
Rösch hat für die Mehrbelastung, die dieses 
neue Dienstsystem mit sich bringt, eine 
Prämie in Aussicht gestellt. 

Jetzt laufen aber die Versuche, diese neuen 
Dienstsysteme schon monatelang. Trotz 
monatelanger Versuche erfolgt keine Erklä­
rung. Als ich unlängst in Oberösterreich bei 
einer Versammlung war und beide Fraktionen 
von der Sicherheitswache gesagt haben: Die 
Gewerkschaft ist zuwenig stark, um sich beim 
Innenminister durchzusetzen!, da habe ich es 
als Abgeordneter "gewagt", dem Herrn Innen­
minister ein Telegramm zu schicken, in dem 
ich ihn bat, die Dinge ins richtige Lot zu brin­
gen, andernfalls wir dieses "DreierradI" nicht 
wegbringen. 

Dieses Telegramm ist bis heute unbeant­
wortet geblieben. Ich fasse das als Beleidigung 
auf. Der Innenminister sollte sich mit dem 
Knigge befassen, damit er weiß, wie der Um­
gang mit Menschen zu gestalten ist, oder er 
soll in die Schule des Herrn Bundeskanzlers 
Kreisky gehen, der weiß, daß man Briefe und 
Telegramme zu beantworten hat. (Beifall bei 
der avp.) 

Ich sage hier zu dieser Stunde und von 
diesem Platz aus, meine sehr geehrten 
Kolleginnen und Kollegen: Auch die Gewerk­
schaft hat es abgelehnt - auch mit der Unter­
schrift der sozialistischen Fraktion -, die 
Verantwortung für die Sicherheitswache 
künftighin zu übernehmen. Von dieser Stunde 
an - was immer die Exekutivbeamten be­
schließen mögen - wird die gesamte Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten dahinter­
stehen. Denn, wenn es keine Ordnung mehr 
in Osterreich gibt, wenn es hier auf diesem 
Sektor Schwierigkeiten gibt, trägt die Ver­
antwortung allein Innenminister Rösch! (Bei­
fall bei der OVP.) 

Von diesem Gesichtspunkt aus beneide ich 
den Herrn Staatssekretär Lauseck.er nicht. Es 
ist fast ein Himmelfahrtskommando. Er hat 
es sehr schwer. Aber der Herr Kollege 
Lausecker hat sich als Gewerkschafts­
funktionär in vielen Punkten schon festgelegt, 
und er wird das Hemd nicht so leicht wechseln 
können. Wir haben in Verhandlungs­
ausschüssen auch gewisse Forderungen 
erhoben. Wir haben uns gegen das Mini­
steriengesetz gestellt und gegen den poli­
tischen Beamten ausgesprochen. Auch hier 
erwarte ich mir, daß der neue Staatssekretär 
die Linie, die er in der Gewerkschaft ein­
genommen hat, nicht verlassen wird. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, es ist 16 Uhr, und ich muß Schluß 
machen. Ich wollte noch über Verwaltungs­
reform sprechen. Ich möchte nur das Psycho­
gramm über Lauseck.er in der "Wochenpresse" 
anführen, in dem es heißt: Sein Lieblingsautor 
ist Shakespeare. Hoffentlich hat er nicht an 
"Hamlet" gedacht: "Ta be or not to be, that 
is the question" - "Sein oder Nichtsein, das 
ist hier die Frage." (Beifall bei der OVP.) 

Auf die Frage nach seiner Lieblingsfarbe 
hat Lausecker geantwortet, er habe keine. Daß 
er nicht "schwarz" gesagt hat, das verstehe 
ich. Daß er nicht "rot" gesagt hat, das freut 
mich persönlich. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Meine Damen und Herren! 
Ich unterbreche nunmehr die Sitzung bis mor­
gen, Donnerstag, den 25. Jänner, 9 Uhr. Nach 
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Präsident Probst 
Wiederaufnahme der Verhandlungen wird in I fortsetzen? (Ab~. Dr. Gas per s chi t z: 
der Erledigung der für diese Sitzung aus ge- Beendetl) Er hat sIe beendet. 
wiesenen Tagesordnung fortgefahren werden. 

Morgen kommt als erster der Herr Abgeord-
Ich nehme an, Herr Abgeordneter Gasper- nete Dr. Schmidt zum Wort. 

schitz, daß Sie Ihre Rede beendet haben. Als 
nächster Redner käme dann morgen der Die Sitzung ist unterbrochen. 

Herr ... (Abg. Dr. G ru be r: Nein!) Die Sitzung wird um 16 Uhr unterbrochen 

Herr Abgeordneter Gaspersdütz! Haben Sie und am Donnerstag, dem 25. Jänner 1973, um 
Ihre Rede beendet oder wollen Sie sie morgen 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 25. Jänner 1973 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit- Veselsky doch nicht für die Verwaltungs­
zung auf. 

Gegenstand der Verhandlung ist die Debatte 
über die Mitteilung des Herrn Bundeskanzlers 
betreffend die Ernennung des Herrn Karl 
Lausecker zum Staatssekretär. 

reform zuständig. Vielleicht war der Herr Bun­
deskanzler in der Verwaltungsreform bisher 
federführend. Das ist allerdings bisher nicht 
aufgefallen. Der Herr Staatssekretär Veselsky 
sagte gestern, die Aufgabenabgrenzung zwi­
schen den Staatssekretären sei Sache des Bun-

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord-· deskanzlers; also wird die Aufgabenabgren-
nete Dr. Schmidt. Ich erteile es ihm. zung wahrscheinlich noch geklärt werden. 

Abgeordneter Dr. Scbmidt (FPO): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Die gestrige Debatte über die Bestellung 
eines neuen, zusätzlichen Staatssekretärs im 
Kabinett Dr. Kreisky hat einige sehr interes­
sante Aspekte und Details ergeben. Mir ist 
als besonders bemerkenswert aufgefallen, daß 
das häufigste Wort, das die Diskussionsredner 
verwendet haben, das Wörtchen "vermuten" 
gewesen ist. Jeder hat etwas anderes "ver­
mutet"; bei manchem hat sich die Vermutung 
sogar zum Verdacht gesteigert. Ich muß sagen, 
daß das richtig den Kern der Sache trifft. Jeder 
hat etwas anderes hinsichtlich des Aufgaben­
kreises vermutet, den der neue Staatssekretär 
zu erfüllen haben wird. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir bis 
jetzt eingebildet, ungefähr zu wissen, wie sich 
die Aufgabenbereiche der beiden Staatssekre­
täre aufteilen würden. In der Presse konnte 
man ja schon Tage und Wochen vor dieser 
Sitzung lesen, daß sich der neue Staatssekre­
tär mit den Aufgaben des Personals, dem 
Dienstrecht und dem Besoldungsrecht im 
öffentlichen Dienst beschäftigen wird müs­
sen. Gestern klang aus den Reden durch, daß 
sich der neue Staatssekretär auch mit der Ver­
waltungsreform befassen wird müssen. 

Ich war bis jetzt der vielleicht etwas naiven 
Auffassung, daß die Verwaltungsreform wie­
der in die Kompetenz - wenn ich so sagen 
darf - des Herrn Staatssekretärs Veselsky 
fallen würde. Veselsky steht gestern hier auf 
und sagt wörtlich - ich habe mir das mit­
geschrieben -: Ich möchte zu den Fragen der 
Verwaltungsreform und nicht zu den mir über­
tragenen Aufgaben Stellung nehmen. Also ist 

Ein wenig später kommt Veselsky auf das 
Verhältnis der beiden Staatssekretäre zuein­
ander zu sprechen und hofft dabei auf eine 
gute Zusammenarbeit in Sachen Verwal­
tungsreform. Also muß er doch mit der Ver­
waltungsreform zu tun haben. Oder ist viel­
leicht dann doch in Zukunft Lausecker feder­
führend? 

Sehen Sie, sehr transparent ist diese ganze 
Angelegenheit nicht. Der einzige, der das Par­
lament über den wahren Sachverhalt, über 
den wirklichen Aufgabenbereich des neuen 
Staatssekretärs oder über die Abgrenzung der 
Aufgabenbereiche informieren könnte, ist der 
Bundeskanzler. Er schweigt, er informiert die 
Volksvertretung nicht, er tut recht geheimnis­
voll. 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, es wäre 
- der Herr Bundeskanzler ist noch nicht da -
Zeit, auch einmal das Parlament, die Volks­
vertretung darüber zu informieren, warum 
dieser neue Staatssekretär gebraucht wird 

immerhin ist ein zusätzlicher Staats­
sekretär auch eine Belastung des Budgets -
und was dieser konkret tun soll, damit die 
Volksvertreter nicht auf Vermutungen ange­
wiesen sind und damit sie ihre Informationen 
nicht aus den Zeitungen beziehen müssen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf sagen, 
daß durch die Bestellung dieses neuen Staats­
sekretärs das Verhältnis der Bundesregierung 
zu den öffentlich Bediensteten in ein neues 
Stadium zu treten scheint. Erinnern wir uns 
doch: Am Anfang der Regierungstätigkeit 
stand das Schlagwort vom "Privilegienabbau 
im öffentliChen Dienst". Hand in Hand mit 
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diesem Schlagwort ist dann von der Bekämp­
fung der Amtskappelmentalität gesprochen 
worden. Damit machte sich die Regierung zum 
Wortführer aller jener, die im öffentlichen 
Dienst, ja im Berufsbeamtentum sdllechthin, 
so eine Art Uberbleibsel aus der Zeit des 
Obrigkeitstaates mit dem sogenannten Amts­
kappel als Statussymbol erblickten. 

Als Ergebnis dieses verantwortungslosen 
Geredes haben wir dann insgesamt ein Sinken 
des Sozialprestiges, wenn ich so sagen darf, 
·des öffentliehen Dienstes zu verzeichnen ge­
habt, insbesondere ein Sinken des Sozialpre­
stiges unserer uniformierten Ordnungskräfte : 
Polizei, Gendarmerie, aber audl Bundesheer. 
Uberall dort, meine Damen und Herren, fehlt 
der Nachwuchs. Niemand will mehr dort die­
nen, wo ein solcher Dienst offensichtlich nicht 
mehr anerkannt und gewürdigt wird. 

Die Phase zwei des Verhältnisses zwischen 
Bundesregierung und öffentlichem Dienst 
spielte sich dann im vergangenen Herbst ab. 
Diese Phase zwei war gekennzeidlnet durch 
das Bemühen dieser Bundesregierung, die 
Schuld an der Personalexplosion, an der Auf­
stockung des Dienstpostenplanes einfach den 
Beamten in die Schuhe zu schieben. Es hieß 
damals: Die Immobilität, die Unbeweglichkeit 
der Beamtenschaft ist schuld daran, daß neue 
zusätzlidle Kräfte aufgenommen werden müs­
sen. Damals wurden angesichts der Notwen­
digkeit über 3000 neue Lehrer, Wissenschaft­
ler und Techniker des Fernmeldedienstes auf­
genommen. 

Niemand, meine Damen und Herren, von 
der Regierungbank, hat mir in der Budget­
debatte eine diesbezügliche Frage, die iCh hier 
aufgeworfen habe, beantwortet. Niemand hat 
die Frage beantwortet, wo es die überzähli­
gen, überflüssigen, nicht ausgelasteten Bun­
desbeamten gibt, die geeignet wären, zum 
Beispiel die pädagogischen Aufgaben der be­
nötigten Lehrer zu erfüllen. Niemand hat die 
Frage beantwortet, wo die überzähligen Bun­
desbeamten sind, die geeignet wären, zum 
Beispiel die technischen Aufgaben der Fern­
meldetechniker, die benötigt werden, zu er­
füllen und damit dem Staat und auch dem 
Budget diese zusätzlichen Personalausgaben 
zu ersparen. 

Niemand konnte diese Fragen beantworten, 
weil sie nicht zu beantworten waren und weil 
es eine Täuschung - ich mödlte das noch 
einmal sagen - der Offentlidlkeit darstellt, 
wenn man sagt: Wir müssen über 3000 neue 
Leute in den Bundesdienst aufnehmen, da man 
die Beamten nidlt versetzen kann, weil sie so 
unbeweglich sind. Das ist gesagt worden. 

Man hat auf der Regierungsseite nicht den 
Mut, nicht die Courage gehabt, die wahren 

Gründe mitzuteilen, die zur Vermehrung der 
Dienstposten geführt haben. Man hat nidlt den 
Mut gehabt zu sagen, daß eben dem öffent­
lichen Dienst neue, zusätzliche Aufgaben er­
wachsen sind, daß dem öffentlichen Dienst 
neue Aufgaben aufgebürdet worden sind, die 
einen größeren Personalbedarf verursachen, 
ohne daß dieser neue Personalbedarf aus den 
vorhandenen Personalreserven befriedigt wer­
den könnte. Den Mut hatte die Regierung lei­
der nicht. 

Sie hat sieh bei Behandlung dieser Probleme 
hinter anderen Fragen des öffentliehen Dien­
stes, die nur scheinbar mit der derzeitigen 
Personalaufstockung in Zusammenhang ste­
hen, versteckt, sie redete über den Verset­
zungsschutz, den die Beamten der Hoheits­
verwaltung genießen und über dessen Zweck­
mäßigkeit man geteilter Meinung sein kann, 
über dessen Lockerung man im Interesse einer 
größeren Elastizität im öffentlichen Dienst 
wird reden müssen. 

Aber darf ich sagen: Es war im höchsten 
Maße unehrlich, diesen Versetzungsschutz mit 
der Personalvermehrung in Zusammenhang zu 
bringen, weil kein Zusammenhang besteht und 
weil die Personalvermehrung mit dem Ver­
setzungssdlutz nicht begründet werden kann. 

Das hinderte allerdings den Herrn Bundes­
kanzler nicht, in der Regierungsklausur in 
Drq,ßburg im Zusammenhang mit der Personal­
aufstockung, mit der Zunahme der Zahl der 
öffentlich Bediensteten um rund 3000 zu ver­
künden, jetzt müsse ein neues Beamtenredlt 
her, ein Beamtenrecht, das Versetzungen zu­
läßt, um einen Beamtenüberschuß elastisch 
nützen zu können. Ein Zeitung schrieb dann, 
daß er fast vergnügt hinzugefügt hatte: Ein 
Wirbel wird losgehen! 

Derselbe Bundeskanzler, der also der Mei­
nung war, Personallücken irgendwo im öffent­
lichen Dienst durch Personalüberschüsse 
irgendwo anders im öffentlichen Dienst ein­
fach durch Versetzungen ausgleichen zu kön­
nen, wofür er ein neues Beamtenrecht braudle, 
derselbe Bundeskanzler konnte sich dann drei 
Monate später bereits vorstellen, sich in sei­
ner Regierungstätigkeit entlasten zu lassen 
und Dinge abzugeben, von denen er, wie er 
gesagt hat und wie es in einer Zeitung heißt, 
"nichts verstünde". Ausdrücklich - schreibt 
die "Kleine Zeitung" - nannte der Herr Bun­
deskanzler im Zusammenhang mit den Din­
gen, die er nicht verstünde, die Personalpoli­
tik des Bundes. Meine Damen und Herren! 
Wir haben diesem Eingeständnis des Herrn 
Bundeskanzlers in der Frage nichts hinzuzu­
fügen, und man sollte auch seine früheren 
Äußerungen über den öffentlichen Dienst im 
Lichte dieses Eingeständnisses betrachten. 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25. Jänner 1973 5791 

Dr. Sdlmidt 
Unter diesem Aspekt muß man es geradezu 

begrüßen, daß der Herr Kollege Lausecker 
zum Staatssekretär für die Belange des öffent­
lichen Dienstes - ich drücke mich sehr vor­
sichtig aus, denn man weiß ja wirklich nidlt 
genau, was er tun soll; zumindest wir wissen 
es nicht, wir sind nicht informiert worden -
bestellt worden ist. Ich möchte sagen, damit 
kein falscher Eindruck entsteht: Begrüßen 
kann man als oppositioneller Abgeordneter 
auch die Tatsache, daß nach einer ganzen 
Reihe von Fehlbesetzungen endlich wieder 
einmal ein Fachmann, ein Kenner der Materie 
auf der Regierungsbank Platz nimmt. Daß sein 
Erscheinen nicht zum Revirement, zum Abbau 
des Regierungsteams benutzt wurde, muß 
unsere ablehnende Haltung heraufbeschwören. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte das 
vielleicht etwas anders formulieren: Neben 
Lütgendorf und Leodolter noch drei Staats­
sekretäre, ich glaube, das hat sich der öster­
reichische Steuerzahler nicht verdient, auch 
der nicht, der seinerzeit "Kreisky und seinem 
Team" die Stimme gegeben hat! Es scheint, 
-daß die Immobilität, die der Herr Bundeskanz­
ler den Beamten immer vorwirft, auf sein 
Kabinett übergegriffen hat. Wenn man schon 
von der Lockerung des Versetzungsschutzes 
im öffentlichen Dienst spricht, dann sollte man 
zuerst den Versetzungsschutz, unter dem die 
Staatssekretäre stehen, zu lockern versuchen. 

Wir haben nichts gegen einen Staatssekre­
tär für den öffentlichen Dienst, unsere Oppo­
sition gilt der Erweiterung dieser Regierung, 
denn eine Regierung, die der Bevölkerung 
Sparsamkeit predigt, sollte in erster Linie bei 
sich selber sparen. 

Ich habe schon gesagt, daß es über die Auf­
gaben des neuen Staatssekretärs verschiedene 
Vorstellungen gibt. Der Herr Bundeskanzler 
scheint diesen neuen Staatssekretär als eine 
Art Einsparungskommissär zu betrachten. Zu­
mindest hat er es in der Presse so formuliert. 
Er hat gesagt, ein solcher Staatssekretär könne 
viele Millionen einsparen. Ein Prozent bei der 
Besoldungserhöhung der Bundesbeamten 
macht 500 Millionen aus, und eine einzige 
Sitzung bringt die zusätzlichen Ausgaben für 
den Staatssekretär herein. 

Meine Damen und Herren! Die Vorstellung 
des Herrn Bundeskanzlers dürfte etwa so sein: 
Da ist jetzt ein Regierungsmitglied, das auf 
Grund seiner Kenntnisse in der Materie und 
in gewerkschaftliCher Verhandlungstaktik 
- das ist sehr wichtig - von der Regierungs­
seite aus viele der kommenden Forderungen 
der Gewerkschaften reduzieren soll, um eben 
viele Millionen einsparen zu können und da­
durch auch die eigenen Gehalts- und Pensions­
lasten des Staatssekretärs zu decken. Das 

heißt doch eigentlich nichts anderes, als daß 
die öffentliCh Bediensteten bei künftigen Ge­
haltsverhandlungen dazu gebracht werden sol­
len, auf einen Teil ihrer Besoldung zu verzich­
ten, damit die Kosten des Herrn Staatssekre­
tärs wieder hereingebracht werden können. 
ICh glaube, zynischer ist noch nie eine Be­
rufsgruppe, ein Berufsstand durch eine Regie­
rung gefrotzelt worden, als es mit dieser 
Äußerung geschehen ist. 

Ich kann mir vorstellen, daß angesichts die­
ser Außerungen alten Gewerkschaftshasen wie 
dem Kollegen Weisz - ich bitte, die etwas 
plumpe vertrauliche Anrede zu entschuldi­
gen - nicht sehr wohl zumute ist. Ich habe 
daher ein gewisses Verständnis, wenn ich in 
der "Wochenpresse" lese, daß der Kollege 
Weisz sagt, das könne nicht Aufgabe des 
neuen Staatssekretärs sein. Ich kann mir gut 
vorstellen, daß aus diesem Grund auch der 
Herr Kollege Weisz seine etwa zur Debatte 
stehende Berufung als Staatssekretär abge­
lehnt hat, wie ich gehört habe. Ich muß sagen, 
auch ich möchte nicht gerne in der Haut des 
neuen Staatssekretärs stecken. Ich weiß aller­
dings nicht, wie einem zumute ist, wenn man 
plötzlich aus Parteidisziplin einen Frontwech­
sel vom Dienstnehmervertreter zum Dienst­
geber durchmachen muß. 

Meine Damen und Herren! Das ist ungefähr 
so, wie wenn der Obmann der Mietervereini­
gung plötzlich Präsident des Hausbesitzerver­
bandes wird; oder der Betriebsratsobmann 
einer Firma deren Personalchef. (Abg. Robert 
W eis z: Das soll sogar schon vorgekommen 
sein!) 

Ich weiß schon, meine Damen und Herren, 
daß die Fronten Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer heute nicht mehr so starr sind und daß 
sie sich im Zeitalter der Sozialpartnerschaft 
nicht mehr so unversöhnlich gegenüberstehen. 
Nicht mehr so wie etwa vor 70 Jahren, als 
sich die Kämpfe nicht nur zwischen der Arbeit­
geber- und Arbeitnehmerseite, also den Ge­
werkschaften, abspielten, sondern es gab da­
mals auch Kämpfe zwischen den Gewerkschaf­
ten untereinander, nämlich auf der einen Seite 
die klassenkämpferischen und auf der anderen 
Seite die sogenannten wirtschaftsfreundlichen 
Gewerkschaften, die das Arrangement mit 
dem Arbeitgeber der Kampfstellung vorgezo­
gen haben. 

Aber das ist ja längst Geschichte. Sicherlich 
ist die Situation heute anders. Aber irgend­
wie bleibt es doch problematisch, wenn ein 
maßgeblicher Gewerkschaftsfunktionär plötz­
lich die Arbeitgeberseite vertritt. Irgendwie 
bleibt es problematisch, wenn einer, der bisher 
mit vollem Einsatz damit beschäftigt war, sich 
dafür eingesetzt hat, es als seine Aufgabe 
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betrachtet hat, die Interessen seiner Berufs­
kollegen zu vertreten, hier in erster Linie 
die dienst- und besoldungsrechtlichen Inter­
essen, plötzlich nunmehr über Auftrag sich 
darum bemühen muß, von diesen erkämpften 
Errungenschaften und Vorteilen etwas abzu­
zwacken, zu bremsen, wie es eben der Herr 
Bundeskanzler gerne möchte. 

Diese Problematik hat man auch sehr gut 
in der Offentlichkeit erkannt. Die "Wochen­
presse" schrieb: Titel: "Lausecker hat zwei 
Seelen in seiner Brust". Der Herr Chefredak­
teur Kreuzer im Fernsehen sprach - zwar 
nicht sehr glücklich, aber immerhin - von 
"Gehirnwäsche". Man sieht, daß auch er das 
erkannt hat. (Abg. U 1 b r ich: Daß er a Hirn 
hat!) Das bezweifeln wir nicht. Das ist, glaube 
ich, unbestritten im Haus. Ich habe ja gesagt: 
Wir begrüßen es, daß ein Fachmann endlich 
auf der Regierungsbank Platz nimmt. 

Aber, ich glaube, man macht sich vielleicht 
gar keine so rechte Vorstellung, in welchen 
Gewissenskonflikt man in solchen Dingen 
einen Menschen bringen kann. Meine Damen 
und Herren! Im Staatssekretär Lausecker sehen 
manche, die die öffentliche Meinung beein­
flussen, mehr als einen bloßen Assistenten 
des Bundeskanzlers. Ich will mich nicht mit 
den krampfhaften Witzen befassen, die mit 
dem Namen des neuen Regierungsmitgliedes 
getrieben werden, auch nicht mit den Zeitungs­
karikaturen. 

Aber aus den Zeitungskarikaturen und aus 
den Zeitungsausschnitten kann man manches 
herauslesen. In einer Karikatur sieht man den 
Staatssekretär mit dem Besen. Man vermutet 
hier, daß es jetzt zu einer Art Säuberungs­
aktion im öffentlichen Dienst kommen soll. 
Ein anderer schreibt: "Kreiskys Doktor Eisen­
bart", und andere wieder nennen ihn den 
"Zulagenbremser" . 

Ich muß sagen, es werden Aspekte mit der 
Bestellung des neuen Staatssekretärs ver­
knüpft, die man nicht gerade als freundlich 
gegenüber dem öffentlichen Dienst bezeichnen 
kann. Auch hier muß ich wieder feststellen 
und sagen, daß der Ursprung aB dieser Hoff­
nungen, Vorstellungen und Erwartungen in 
Äußerungen zu finden ist, die Mitglieder der 
Bundesregierung getan haben, vornehmlich 
der Herr Bundeskanzler und der Herr Bundes­
minister für Finanzen. 

Schauen Sie, nur die Zulagenbremse oder 
der Zulagenbremser: Da heißt es in einer 
Meldung: "Das erste Problem, dem sich der 
neue Personalstaatssekretär widmen soll, wird 
voraussichtlich eine Revision des Zulagen­
wesens im öffentlichen Dienst sein. Hier vor 
allem der Teuerungsabgeltung." 

Aber nicht etwa in dem Sinne. daß die 
Vereinbarung vom 11. Mai 1971, die zwischen 
den Gebietskörperschaften einerseits und den 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
andererseits abgeschlossen wurde, verbessert 
werden soll, und zwar in Rücksichtnahme auf 
die inzwischen viel stärker, als man seinerzeit 
angenommen hat, eingetretene Teuerung. 
Nein. Nicht die Erhöhung der Teuerungs­
zulage, die Anpassung an die wirkliche Teue­
rung soll zur Debatte stehen, sondern man 
will zu fixen Teuerungszulagen kommen. 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Presse 
erklärt: "Die Teuerung ist für alle gleich, als 
Abgeltung erhält aber ein Sektionschef ein 
Vielfaches von dem, was ein junger Anfänger 
bekommtl" Sicher, das hat etwas für sich, 
das will ich gar nicht bestreiten. Es ist 
sehr populär, jedem eine gleiche fixe Teue­
rungszulage zu geben unter dem Motto: Die 
Teuerung ist für alle gleich. 

Aber ich glaube, man darf doch eines nicht 
vergessen: daß diese fixen Teuerungszulagen 
mit dem Gehalt mitversteuert werden, und 
die Besteuerung, meine Damen und Herren, 
ist bei Gott nicht gleich. Die ist sehr unter­
schiedlich. Ich habe mir das an einem Beispiel 
durchgerechnet. 

Wenn man einen Hochschulprofessor nimmt 
mit einem Bruttogehalt von rund 11.000 Sund 
diesem eine fixe Teuerungszulage von 1200 S 
gibt - das sind ungefähr 7 Prozent, das ent­
spricht der Teuerungsrate -, dann zahlt er 
von dieser Teuerungszulage 27 Prozent Lohn­
steuer. Also 27 Prozent von 1200 S, das heißt 
dann, mehr als ein Viertel dieser Teuerungs­
zulage wird ihm weggesteuert. 

Bei dem jungen Anfänger, um bei der 
Diktion des Herrn Bundeskanzlers zu bleiben 
- zum Beispiel bei einem jungen A-Beamten, 
über den wir gestern von Kollegen Gasper­
schitz schon gehört haben, daß er 5900 S be­
zieht -, beträgt die Lohnsteuer 7 Prozent. 
Er zahlt von dieser fixen Teuerungszulage, 
von diesen 1200 S, 84 S. Das sind Unterschiede, 
die man natürlich auch berücksichtigen muß. 

Bei fixen, gleichbleib enden Teuerungs­
zulagen wären natürlich die, die mit ihren 
Gehältern in die Steuerprogression kommen, 
wesentlich schlechter dran. Man könnte eines 
machen. Man könnte diese fixen Teuerungs­
zulagen steuerfrei gewähren. Ich weiß nicht, 
was der Herr Finanzminister dazu sagen 
würde, aber dann wäre die steuerliche Be­
lastung ausgeschaltet. Das wäre ein Weg. 
Aber davon ist ja leider nicht die Rede. Bisher 
wurde nämlich so typisch im Stile einer Neid­
genossenschaft immer nur davon gesprochen •. 
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daß die einen eben mehr bekommen als die 
anderen. 

Auf die steuerlichen Nachteile, Hohes Haus, 
hat keines der Regierungsmitglieder, die zu 
diesem Thema Stellung genommen haben, hin­
gewiesen. Zumindest der Herr Bundesminister 
für Finanzen hätte fairerweise darauf hin­
weisen müssen. Aber laut "Wochenpresse" 
plädiert auch er für eine pauschale Teuerungs­
abgeltung, die für die Hilfskraft und den 
Sektionschef in der höchsten Gehaltsstufe 
gleich hoch sein soll. 

Das ist doch, meine Damen und Herren, 
typische Gleichmacherei. Das ist der Zug zur 
Nivellierung unserer Gehälter im öffentlichen 
Dienst. 

Ich muß sagen, ich kenne derzeit keinen 
Kollektivvertrag, in dem die Teuerungsabgel­
tung für die Facharbeiter - zum Beispiel 
in der Bauwirtschaft für den Fassader, für 
den Maurer, für den Kranführer - gleich 
bemessen wird wie die Teuerungszulage für 
den ungelernten Arbeiter, etwa nach dem 
Slogan: Die Teuerung ist für alle gleich groß. 
Ich glaube, jede Gewerkschaft dieser Berufs­
gruppen würde schärfstens diese oder eine 
ähnliche Zumutung, wenn sie von Arbeit­
geberseite gestellt wird, zurückweisen. Nur im 
öffentlichen Dienst versucht der Dienstgeber 
ständig, zwischen den jüngeren und den 
dienstälteren Bediensteten Keile einzutreiben. 
Natürlich, das liegt in der Natur des Dienst­
rechtes, des Besoldungsrechtes, natürlich 
haben dienstältere Kollegen auf Grund ihrer 
längeren Dienstzeit, die ja schließlich größere 
Kenntnisse und eine längere Erfahrung in 
sich einschließt, höhere Gehaltsansätze, höhere 
Entgelte, und eine Zeitung machte unlängst 
bei einer Betrachtung über das kommende 
Gehaltsschema die witzig sein sollende Fest­
stellung und schrieb: Wer sich die hohen 
Endgehälter durch niedrige Anfangsbezüge 
quasi ersessen hat, soll weiterhin nach dem 
alten Schema bezahlt werden. Schauen Sie, 
auch hier schwingt wieder so eine Art Gering­
schätzung des öffentlichen Dienstes mit, man 
brauche die höheren Gehälter nur zu ersitzen, 
man brauche also keine Leistung zu erbringen, 
sondern nur dort zu sitzen, und schon kommt 
nach einer Reihe von Jahren der höhere Ge­
halt. 

Ich weiß nicht, ob die Kollegen in der 
Privatwirtschaft ihren Dienst stehend verrich­
ten, aber jedenfalls ist das sehr unfreundlich 
gegenüber dem öffentlichen Dienst. Aber ein 
wichtiger Hinweis ist in dieser Passage, die 
ich eben zitiert habe, schon enthalten, nämlich 
der Hinweis auf die niedrigen Anfangsbezüge 
derjenigen, die heute eben in den höheren 
Endbezügen sind. 

Dieses Argument sollte man bei künftigen 
Gehaltsverhandlungen weiterhin beachten. 
Denn was sind denn das für Leute, die heute 
so "märchenhafte Endbezüge" haben? Wer sind 
denn die Bezieher dieser höheren Endgehälter, 
wer sind denn diese angeblichen Spitzenver­
diener in diesem Staate im öffentlichen Dienst, 
wobei man wohlweislich stets über die Be­
züge, die in der Privatwirtschaft gezahlt wer­
den, schweigt? Was Bankbeamte bekommen, 
was andere in der Industrie bekommen, das 
sagt man nicht, darüber wird nicht geredet. 
Es wird immer nur vom öffentlichen Dienst, 
vom höchsten Gehalt des Sektionschefs ge­
sprochen, der stets sozusagen stellvertretend 
für alle Gehälter im öffentlichen Dienst im 
Raum steht. 

Aber damit ergibt sich ein ganz falsches 
Bild von den Einkommensverhältnissen im 
öffentlichen Dienst. Ja, wer sind denn diese 
älteren Beamten? Ich glaube, man muß das 
auch einmal hier sagen. Das sind doch die 
- und das sollte man bei der Betrachtung 
des Problems von der Regierungsseite aus 
nicht vergessen -, die seinerzeit mitgeholfen 
haben, den Staat Osterreich mit aufzubauen, 
zu einer Zeit, als noch keinerlei Aussicht auf 
Wirtschaftswunder bestand, zu einer Bezah­
lung, die weit geringer war als die in der 
Privatwirtschaft und die sich noch lange nicht 
besserte, als der wirtschaftliche Aufstieg in 
Osterreich bereits begonnen hatte. Ich denke 
dabei an die vielen, vielen Nachziehverfahren 
in der Besoldungsregelung. Immer wieder 
hinkten die öffentlich Bediensteten hinter der 
Konjunktur besoldungsmäßig nach. Und da 
muß ich auch sagen, meine Damen und Herren 
von dieser Seite des Hauses (der Redner ver­
weist auf die rechte Seite), das geschah unter 
einem OVP-Bundeskanzler und unter einem 
OVP-Finanzminister jahrelang. Das Gehalts­
gesetz 1956 war ein erster Lichtblick. Alle 
Erwerbsgruppen waren zu diesem Zeitpunkt 
längst bessergestellt als die große Gruppe der 
Staatsdiener. 

Ich bitte um Entschuldigung, es liegt mir 
persönlich nicht, Rückblicke zu machen. Ich 
halte das immer, wenn jemand sehr in die 
Vergangenheit schweift, für den Beginn der 
Senilität. Ich mache das sonst nicht, aber hier 
muß man das tun, hier muß man einmal 
sagen, daß auch die Gruppe der Staatsdiener, 
die in den schweren Jahren der N achkriegs­
zeit dem Staat die Treue gehalten hat, die 
nicht abgeschwommen ist wie manche andere, 
daß diese Kollegen, weil sie jetzt in den 
Genuß höherer Bezüge gelangen, sich nicht 
dauernd gegenüber den Jungeren Staats­
dienern ausspielen zu lassen brauchen, die 
unter ungleich geringeren Schwierigkeiten 
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ihre Laufbahn 
Kollegen nicht 
FPO.) 

beginnen. Das haben diese 1 den, zu zerstören. Der öffentliche Dienst und 
notwendig. (Beifall bei der insbesondere die Hoheitsverwaltung ist eine 

Tätigkeit besonderer Art. Daher ist auch das 

Ich darf abschließend noch eines sagen: In 
unserer Gesellschaft ist das Volk souverän. 

Berufsbeamtenturn ein besonderer eigenstän­
diger Faktor in unserer Gesellschaft. 

Unsere Demokratie beruht auf den Prinzipien Das soll nicht überheblich klingen, bitte, 
des freiheitlichen, demokratischen und des' bekommen Sie das nicht in das falsche Ohr, 
sozialen Rechtsstaates. Staat und Gesellschaft aber das liegt in der Natur des Berufsbeamten­
sind eins. Der Beamte hat daher Diener dieses turns. Wenn man das Berufsbeamtenturn, das 
Staates und seiner Gesellschaft zu sein. Gleich- immerhin auf einem Treueverhältnis zum 
zeitig aber verwaltet er auch allgemeine Be- Staat basiert, auf einem Treueverhältnis, das 
lange vor den Einzelinteressen. Insoweit ist mehr bedeutet als ein Sondervertrag auf Zeit, 
er auch Hoheitsträger. wenn er auch noch so teuer ist, beseitigen 

Es muß daher immer wieder darauf hinge- will, so wird die Allgemeinheit Schaden 
wiesen werden, daß der öffentliche Dienst leiden. Ich kann nur davor warnen. 
- es ist ein unschönes Wort, das ich jetzt 
sage, aber es trifft den Kern - ein Dienst­
und ein Gewaltverhältnis und zugleich ein 
Vertrauensverhältnis besonderer Art darstellt. 
Das sei vor allem denen in der Offentlichkeit 
gesagt, die irgendwie die Vorstellung haben, 
der gesamte öffentliche Dienst müßte am 
besten so geführt werden, wie man etwa 
eine Waschmittelfirma führt. Das klang auch 
bei dem Interview des Herrn Kreuzer mit 
dem Herrn Staatssekretär Lausecker durch: 
Wäre es nicht am besten, den öffentlichen 
Dienst nach den privatwirtschaftlichen Grund­
sätzen zu führen wie so ein Industrieunter­
nehmen? Ich glaube, man vergißt und über­
sieht dabei, daß der öffentliche Dienst ein 
sehr weites, ein sehr breites Spektrum hat, 
daß sich in ihm die mannigfaltigste Tätigkeit 
abspielt, von der Hoheitsverwaltung auf der 
einen Seite über die Schulen bis zum Dienst­
leistungsbetrieb, um nur einen ganz großen 
Rahmen abzustecken. Das kann man doch nicht 
alles über einen Kamm scheren, das kann man 
doch nicht nach denselben Grundsätzen refor­
mieren. Da wird doch jede Sparte nach ihrer 
eigenen besonderen Art reformiert werden 
müssen. Und Hoheitsverwaltung, meine 
Damen und Herren, heißt immer noch Voll­
ziehung der Gesetze. Ich glaube, daß ein 
Wirtschaftsmanager als Reformer hier fehl am 
Platze wäre. Er wird vielleicht in den Dienst­
leistungsbetrieben der öffentlichen Hand seine 
Aufgabe finden. 

Das soll aber nicht heißen, daß sich die 
Hoheitsverwaltung nicht bemühen muß, in 
ihrem Dienst an der Allgemeinheit moderner, 
aufgeschlossener und attraktiver zu werden, 
das, was man im allgemeinen als Verwaltungs­
service bezeichnet. Aber die Methoden der 
Reform werden sich der Eigenart der Ver­
waltung anpassen müssen und nicht der einer 
Waschmittelfirma. 

Ich sage das, um Illusionen, die da und 
dort, auch in Redaktionsstuben, gepflegt wer-

Es sollte daher vordringliche Aufgabe jeder 
Bundesregierung sein, in allen Bevölkerungs­
kreisen ein vorurteilsfreies Verständnis für 
die Aufgaben, für die Belastungen und für 
die Leistungen der Beamtenschaft anzustreben, 
für die Anpassung der Einkommensverhält­
nisse dieses Berufsstandes an die allgemeine 
Einkommensentwicklung zu sorgen, weiters zu 
sorgen für die bessere Berufs- und Weiter­
bildung und für den Ausbau der Selbstver­
waltungskörper der öffentlich Bediensteten. 
Unsere Gesellschaft braucht nicht gleichge­
schaltete und nivellierte Vertrags angestellte, 
sondern qualifizierte Berufsbeamte, die den 
steigenden Anforderungen in der Staatsver­
waltung gerecht werden. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Vor noch 
nicht ganz sechs Jahren, am 19. April 1967, 
bestand hier im Hause eine annähernd ähn­
liche Situation, und ich hatte damals die Ehre, 
der Anlaß dieser Debatte zu sein. Der Herr 
Bundeskanzler hat mir damals zwei Seiten 
im stenographischen Protokoll gewidmet. Ich 
darf heute, Herr Bundeskanzler, mich. 
revanchieren und zu Ihrer Regierungsauswei­
tung Stellung nehmen. 

Ich werde mich dabei sicher nicht mit der 
Person des Herrn Staatssekretärs Lausecker 
beschäftigen, denn· der hat es wirklich schwer 
genug, weil er bestimmt keiner sehr rosigen 
Zukunft entgegengeht. Denn in meinen Augen 
ist er das Opfer einer politischen Geiselnahme 
durch den Herrn Bundeskanzler gegenüber den 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes. 
(Heiterkeit und Beifall bei der OVP.) Im 
politischen Bereich ist auch nach den neuen 
internationalen Ubereinkommen das Hijacking 
nicht verboten. (Neuerliche Heiterkeit bei der 
OVP.) 
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Ich fürchte, er soll die Verantwortung für 

etwas übernehmen, das andere eingebrodü 
haben, die aber selber die Suppe nicht aus­
löffeln wollen; nämlich jene, die die Verant­
wortung für das tragen, worüber sie nun 
plötzlich nach fast drei Jahren laut zu klagen 
beginnen: Sie, Herr Bundeskanzler, als Träger 
der Bundespersonalkompetenz, und der 
Finanzminister als der für die finanzielle Seite 
dieser Entwicklung Verantwortlidle. 

Herr Bundeskanzler! Dazu nur eine kleine 
Bemerkung. Ich persönlidl halte es durchaus 
nicht für ein Zeichen von Schwäche, wenn 
jemand in einer Verhandlung zugibt, einge­
steht, von der Materie, die gerade behandelt 
wird, nichts zu verstehen. Ganz im Gegenteil. 
Es ist eher ein Zeichen von Stärke, wenn 
man sich das zu sagen traut. Aber dann soll 
man sich informieren, bevor man eine Ent­
scheidung trifft. 

Hier müssen wir uns aber fragen: Herr 
Bundeskanzler, haben Sie wirklich drei Jahre 
lang über Milliarden entschieden, ohne davon 
etwas zu verstehen? Oder sind Sie erst jetzt 
zu dieser Selbsterkenntnis gekommen? Oder 
ist diese Selbsterkenntnis ein progressiver 
Prozeß der letzten drei Jahre gewesen? Denn 
fast drängt sich diese Antwort auf, wenn man 
die Entwicklung zu analysieren versucht. 

In Ihrem ersten Kabinett, Herr Bundes­
kanzler, hatten Sie einen Staatssekretär, der 
in der Folge ein Wanderer zwischen den 

Wie wahr Sie sprechen, Herr Bundeskanz- Kompetenzen geworden ist. Zuerst als väter-
ler! Denn tatsächlich ist die Perspektive für licher Freund der verstaatlichten Industrie, 
die nädlste Zeit und damit auch für Ihre 

Ich fürchte, es ist fast grotesk, wenn der 
Herr Bundeskanzler nun nach drei Jahren 
seiner Politik seine Verantwortung endlich 
erfaßt, wohin er den Wagen gesteuert hat, 
und nun darüber Klage führt, daß der Perso­
nalaufwand des Bundes mit 50 Milliarden un­
verantwortlich hoch sei und damit der politi­
sche Spielraum des Budgets, von dem er dank 
Uberkonjunktur der letzten zwei Jahre 
glücklich und sorgenfrei leben konnte, aufge­
saugt sei. 

später Verwaltungsreform, OECD, Daten-
Politik trübe. Ich kann Ihre Freunde ver- system und so weiter. 
stehen, wie Sie selber der "Presse" am 11. Jän-
ner dieses Jahres mitteilten - wenn ich das Dann haben Sie im zweiten Kabinett die 
wörtlich zitieren darf -: "Meine Freunde Frau Staatssekretär Karl eingestellt, sie hat 
waren schließlich auch der Meinung, daß wir Sie von der Familienpolitik entlastet und seit­
einen Staatssekretär für Personalfragen be- her fraglos unsidltbare Spuren in der öster-
nötigen." reichischen Politik hinterlassen. 

Herr Bundeskanzler! Für uns tragen aller­
dings Sie und der Finanzminister allein die 
ausschließliche Verantwortung für das, was 
Ihnen jetzt über den Kopf gewachsen ist und 
wofür ein Staatssekretär als Prügelknabe ein­
gestellt worden ist. 

Noch eines, Herr Bundeskanzler: Die Perso­
nalkompetenz ist die wichtigste, die Sie als 
Ressortchef haben. Sie sind damit direkt für 
fast 40 Prozent des Budgets verantwOTtlich. Ich 
fürchte, es ist nach drei Jahren Tätigkeit eine 
sehr späte Erkenntnis, nun, wie Sie das 
ebenfalls am 10. Jänner der Presse gesagt 
haben, festzustellen - die Presse schreibt 
dazu -: Schon vor Wochen habe er angekün­
digt, daß er sich dazu - nämlich zur Wahrneh­
mung dieser Kompetenzen - nicht mehr in der 
Lage sehe. Und dann wörtlidl zitiert: "Ich 
verstehe auch davon zu wenig." 

Herr Bundeskanzler! Nach einem anderen 
Zitat in der "Kleinen Zeitung" in Graz sagten 
Sie: "Ich gebe aber keine Funktion in der 
Partei ab. Was ich abgeben will, sind die 
Dinge, von denen ich nichts verstehe. Aus­
drücklich nannte der Bundeskanzler in dem 
Zusammenhang die Personalpolitik des Bun­
des." 

Nun haben Sie einen dritten Gehilfen ein­
gestellt. Wenn ich nun so den Amtskalender 
durchgehe, Herr Bundeskanzler, der immerhin 
in Ihrem Ressort 11 Seiten umfaßt, dann 
bleibt von diesen 11 Seiten nidlt mehr übrig 
als der Verfassungsdienst, der Pressedienst 
und das Protokoll. 

Herr Bundeskanzler! Jetzt brauchen Sie nur 
noch einen vierten Staatssekretär für den Ver­
fassungsdienst einzustellen - falls Sie sich 
dort auch allmählich überfordert fühlen -, 
und dann bleiben Ihnen Presse und Protokoll, 
da sind Sie sidler Spezialist. (Heiterkeit und 
Beifall bei der OVP.) 

Das erinnert mich an Ihre seinerzeitige 
- wie Sie es selbst nannten - "übermütige 
Äußerung" über Minister und Staatssekretäre. 
Ich darf sie Ihnen heute nur zur gefälligen 
Darnachachtung empfehlen. Idl weiß, Sie 
haben diese Äußerung wiederholt widerrufen. 
Ich möchte nur am Rande vermerken, Herr 
Bundeskanzler: Allerdings waren damals nicht 
nur Sie kurzfristig übermütig, sondern Ihre 
ganze Fraktion war monate- und jahrelang 
offensichtlich übermütig. 

Darum geht es mir aber gar nicht, sondern 
um einen anderen Teil einer Erklärung, die 
Sie abgegeben haben. Es geht wieder um die 
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"Presse" vom 11. Jänner dieses Jahres, in 
der es heißt: "Nochmals rückte Kreisky am 
Dienstag im Gespräch mit der ,Presse' von 
seiner früheren abwertenden Äußerung über 
die Tätigkeit von Staatssekretären ab." Und 
wörtlich zitiert: "Das habe ich offiziell zurück­
genommen, meine damalige Meinung war eher 
ein Lapsus linguae." 

Ich habe eher den Eindruck gehabt, Herr 
Bundeskanzler, das war ein linguistischer 
Dauerbrenner, den Sie damals hatten. (Heiter­
keit bei der OVP.) 

Und Sie sagen weiter: 

"Ubrigens ist das das einzige, was ich seit 
meinem Amtsantritt zurückgenommen habe." 

Dieser letzte Satz, Herr Bundeskanzler, 
stimmt nun wirklich nichtl 

Sie haben selten, glaube ich, etwas in feier­
licher Form zurückgenommen. Aber, Herr 
Bundeskanzler, Ihre Meinung, Ihre Aussagen 
zu ganz bestimmten Problemen haben Sie doch 
in diesen letzten drei Jahren in einer Fülle 
von Fragen geändert. Ich will Sie nicht noch 
einmal an alle diese Dinge erinnern. Sie haben 
zum Beispiel vor noch nicht einem halben 
Jahr hier von der Regierungsbank herunter 
auf die Frage, ob Sie bis zum Herbst oder 
Winter eine Regierungsumbildung vorhaben, 
sogar zweimal dezidiert gesagt: 

"Nein, es trifft dies nicht zu." 

Herr Bundeskanzler! Der Winter dauert 

Uberlegungen und neuen Beurteilungen von 
der Beurteilung früherer Äußerungen ablen­
ken können, neigt sich jetzt mehr und mehr 
ihrem Ende zu. Jetzt kommt die Ernüchterung 
beim Publikum. 

Ihr eigener Biograph, Professor Ritschel, hat 
Ihnen vorige Woche einen, wie ich finde, 
mit dem, was er vor einem halben Jahr 
schrieb, nicht ganz vergleichbaren Leitartikel 
in den "Salzburger Nachrichten" geliefert. 

Ich selbst habe vor etwa Jahresfrist einmal 
diese Ihre Verhaltensweise, Ihren politischen 
Stil der letzten drei Jahre mit einem Kalei­
doskop verglichen und gesagt, daß Sie dieses 
billige Kinderspielzeug unserer Jugendjahre 
gebraucht haben, gedreht haben und damit der 
österreichisdlen Bevölkerung immer neue 
Bilder, bunte Bilder bizarrer Zusammenset­
zung, gezeigt haben. Heute, Herr Bundeskanz­
ler, sind nidlt nur, wie Ritschel sagte, die 
Luftmengen in Ihren Ballons viel kleiner ge­
worden, auch das Licht, das eine Voraus­
setzung für die schönen Bilder des Kalei­
doskops darstellt, ist diffus geworden, und die 
kleinen Glassteindlen sind offenbar stecken­
geblieben. 

Herr Bundeskanzler! Als wir Kinder waren, 
waren wir dann enttäusdlt, wenn wir die 
Papprolle aufgemacht hatten und feststellten, 
daß das, was vorher so faszinierend war, nur 
aus ein paar Glasscherben in einer Papprolle 
besteht. (Beifall bei der OVP.) 

noch zwei Monate, und ich stehe heute hier, Die Ernüchterungsphase, die ich schon im 
weil Ihre damalige Aussage nicht richtig war. Herbst angekündigt habe, Herr Bundeskanzler, 
Das sei nur eine Feststellung. ist ja längst da. 

Oder: Herr Bundeskanzler! Stehen Sie heute 
noch zur Äußerung, daß ein 8 Milliarden­
Budgetdefizit ein Wahnsinn sei, oder haben 
Sie sich damals, als Sie das sagten, ein bisserl 
geirrt? Waren Sie auch ein bisserl übermütig? 
- Ich weiß es nicht. Sicher aber ist, daß das 
heute nidlt mehr Ihre Meinung sein dürfte, 
sonst hätten Sie dem letzten Bundesvoran­
schlag mit einem viel, viel größeren Abgang 
kaum Ihre Zustimmung geben können. 

Herr Bundeskanzler! Ich verweise auf die 
vielfache Änderung Ihrer Haltung in Fragen 
der verstaatlichten Industrie, auf dezidierte 
Äußerungen in der einen Ridltung, die Rück­
nahme in eine andere. Ich will ja gar nicht 
auf alle diese Fragen eingehen, Herr Bundes­
kanzlerl Mein Freund Kohlmaier hat gestern 
eine ganze Reihe davon angeschnitten. Man 
kann diese Liste, wie idl glaube, beliebig 
verlängern. 

Eines aber, Herr Bundeskanzler - und 
darauf kommt es an -, wissen Sie selber: 
Die Zeit, in der Sie die österreichische Be­
völkerung mit ständig neuen Einfällen, mit 

Uberheblichkeit und Selbstsicherheit, die im 
vergangenen Sommer ihren Höhepunkt er­
reichten, haben Sie und Ihre Regierung in 
entscheidende Fehler hineingeführt. Sie haben 
ohne Grund selbst dort die Zusammenarbeit 
zwischen den politischen Gruppen brüsk zu­
rückgewiesen, wo diese Zusammenarbeit bis 
dahin unbestrittener Bestandteil der österrei­
chisdlen Politik gewesen ist, wie etwa in 
Ihrem Alleingang in einer brisanten inner­
politischen Frage, bei den Kärntner Ortstafeln, 
oder wie nun neuerdings im Landesverteidi­
gungsrat, als es um die Organisation des 
Bundesheeres und die Bundesheerpolitik ging. 

Sie haben mehrfach - ich brauche Sie nidlt 
im einzelnen daran zu erinnern - Erklärun­
gen abgegeben, die Ihre Selbstsicherheit, Ihre 
Stärke dokumentieren sollten: Mit der Oster­
reidlischen Volkspartei brauche ich nicht zu 
reden! 

Ich erinnere mich noch gut eines Interviews, 
das Sie Chefredakteur Vorhafer gegeben 
haben, wo er Sie fragte, ob Sie denn in 
einigen Fragen mit der Volkspartei verhan-
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deIn würden, worauf Sie ihm in aller Selbst- werfende Tätigkeit berichtet, zu der, wie ich 
sicherheit erklärten: Das ist nicht notwendig. glaube, ein Kommentar gar nicht notwendig 
Was es wiegt, das hars! ist. 

Mit anderen Worten: Sie hatten sich zu 
einer Vogel-friß-oder-stirb-Politik entschlos­
sen. 

Ich weiß sehr wohl, Herr Bundeskanzler, 
daß Sie uns, die große Oppositionspartei, 
damit demoralisieren wollten. Und nun stehen 
Sie vor der Erkenntnis, daß Sie genau das 
Gegenteil erreicht haben. Sie stehen heute in 
diesem Haus einer Opposition gegenüber, die 
sehr wohl wieder Fuß gefaßt hat, die heute 
sehr wohl weiß, was 80 Mandate in diesem 
Haus bedeuten. (Beifall bei der OVP.) 

Sie waren, Herr Bundeskanzler, mehr als 
sorglos in der Wirtschaftspolitik. Sie glaubten 
mehr als zwei Jahre lang, daß Ihre Glücks­
strähne überhaupt nie mehr zu Ende gehen 
könnte. Jeder Vorschlag, den wir im Laufe 
der letzten zwei Jahre in der Frage der 
ständig steigenden Geldwertverdünnung an 
Sie geric.htet haben, ist abgelehnt, ist lächer­
lich gemacht worden. Wir sind "Hysteriker" 
oder "Kassandras" genannt worden. 

Dann, Herr Bundeskanzler, ist bei Ihnen 
plötzlich das Ende der eigenen Euphorie und 
im November und Dezember das Stoßgebet 
an die Sozialpartner gekommen, die lähmende 
Erkenntnis, daß der im Budget gegebene Spiel­
raum für Ihre Politik nun plötzlich weg ist. 

Jetzt, Herr Bundeskanzler, kommt eine 
Phase der Politik, die nicht nur Beifall finden 
kann, die nicht nur durch neue Irrlichter, durch 
neue Emotionen und Ablenkungen die kom­
menden Sachzwänge, vor denen wir immer 
deutlicher und merkbarer stehen, überdecken 
kann. 

Und es kommt, Herr Bundeskanzler, die 
Phase, in der Sie eine neue Bilanz erstellen 
sollten, und zwar eine Bilanz der persönlidlen 
und der sachlichen Schwächen Ihrer bisherigen 
Politik. Und diese Regierung hat ihre Schwach­
stellen. 

Herr Bundeskanzler! Der Verteidigungs­
minister - ich darf zuerst zu dem Personellen 
etwas sagen - steht, wie Sie doch selbst 
wissen, in dieser Bilanz kaum mehr mit 
einem Erinnerungswert zu Buch. (Beifall bei 
der avp.) Wer wird hier den Weg aus der 
Sackgasse finden? 

Obwohl im nicht zu den gestrigen Wort­
meldungen des Staatssekretärs Veselsky Stel­
lung nehmen wollte, nur eine kleine Bemer­
kung dazu: Er hat uns hier gestern unter 
dem Motto "Der Kaiser Joseph und ich" (Hei­
terkeit bei OVP und FPO) über seine um-

Nur folgendes: Herr Staatssekretär! Sie 
haben gestern gesagt, die Forderung nach Ein­
sparung von Dienstposten sei ein "Primitiv­
Approach", denn dann könnte man ja auc.h 
fordern, alle Dienstposten einzusparen, und 
das sei doch. offenbar nicht möglich. 

Ich. fürchte, väterlicher Freund, hier haben 
Sie einen Primitivausrutsmer geliefert (Beilall 
bei der OVP), einen Primitiv-Ausrutscher, der 
einem "Egghead", um in Ihrer Terminologie 
zu bleiben, eigentlich nicht passieren dürfte. 

Herr Bundeskanzler! Die Frau Gesundheits­
minister ist wohl auch in Ihrer Bilanz dringend 
neubewertungsbedürftig. Dazu nur eine ein­
zige Feststellung: 

Ich bin noch nic.ht sehr lang im Parlament 
und noch nidlt übermäßig lang in der Politik, 
Herr Bundeskanzler, aber ein Minister, der 
in einer vierstündigen Ausschußverhandlung 
keine einzige Frage beantwortet, sondern nur 
auf die Antworten seines Sektionschefs oder 
mildtätiger Parteifreunde im Ausschuß ange­
wiesen ist, hat in einem Parlament wirklich 
nichts verloren! (Beifall bei der tJVP.) 

Herr Bundeskanzler! Wir sind sehr erfreut, 
daß Ihr Landwirtsdlaftsminister, der ja immer­
hin fast drei Jahre amtiert, Ihnen nun in 
die Hand versprochen hat, daß er sich endlich 
um das Bergbauernproblem kümmern wird. 
Das ist nach drei Jahren und nadl allen An­
kündigungen in Ihren Programmen, nach der 
wiederholten Feststellung Ihrerseits, wie sehr 
Sie doch - das war am Anfang Ihrer Regie­
rungsperiode - die Bauern als die Land­
schaftsgärtner der Natur ansehen, wirklidl 
eine sehr späte Feststellung. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. K 0 h 1 mai er.) 

Ihr Sozialminister, Herr Bundeskanzler 
- auch ohne mich lang zu verbreitern -, 
ist, um mich medizinisch auszudrücken - denn 
er ist ja für die Medizin letzten Endes zu­
ständig -, eine Kontraindikation für Ihre 
Sprüche vom modernen Osterreich. (Heiterkeit 
und Beifall bei der OVP.) 

Zum Sachlichen, Herr Bundeskanzler: Uber­
all dort, wo Sie 1970 eine neue Politik, eine 
andere Politik, eine moderne Politik ange­
kündigt haben, stehen Sie heute, nadl fast 
drei Jahren, in denen Sie Gelegenheit hatten, 
die Politik zu bestimmen, nicht nur vor uner­
füllten Verspredlungen, sondern vor größeren 
Problemen als je zuvor. 

Ich möchte nur ein paar Sachbereiche an­
führen. 

402 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 156

www.parlament.gv.at



5798 Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25. Jänner 1973 

Dr. Koren 
In der Preispolitik sind Sie mit der Fest­

stellung in die Arena gegangen, daß 3 Prozent 
Preissteigerung zuviel ist, daß Sie die Preise 
rückführen müßten, daß das ein Raubzug auf 
die Taschen der Osterreicher sei. Nach drei 
Jahren halten wir nach den gegenwärtigen 
Prognosen bei dem Doppelten für den J ahres­
durchschnitt des eben begonnenen Jahres. 

Herr Bundeskanzler! Nur am Rande ver­
merkt: Ich glaube, die bisherigen Äußerungen 
zu diesem Problem mit den letzten Feststel­
lungen Ihrer Regierung, man müsse nur die 
größtmögliche relative Stabilität anstreben, 
das heißt also, so im Mittelfeld der inter­
nationalen Inflationsentwicklung schwimmen, 
diese Feststellungen, Herr Bundeskanzler, 
werden doch seit einigen Tagen einigermaßen 
in Frage gestellt, denn diese Entwicklung zeigt 
Ihnen, daß verstärkte Inflationsraten, wie wir 
sie international in einer Menge von Ländern 
beobachten können, Probleme aufwerfen, vor 
denen ich, Herr Bundeskanzler - ich erinnere 
Sie an wirtschaftspolitische Aussprachen, an 
denen ich teilgenommen habe -, wiederholt 
gewarnt habe, nämlich der Tatsache, daß, je 
stärker die internationale Inflation wird, umso 
größer wieder die Währungsprobleme werden. 
Die letzten Tage zeigen Ihnen, daß nun auch 
dieser Sektor wieder in Unruhe gekommen 
ist und daß daher das geradezu erschreckend 
einfache Ziel, das Sie sich setzen: Wir wollen 
nur, wenn es überhaupt geht, im inter­
nationalen Durchschnitt mitschwimmen!, ein 
zu einfaches, ein zu primitives Ziel ist. (Beifall 
bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! In der Budgetpolitik 
sind Sie vor drei Jahren mit Ankündigungen 
von langfristiger Finanzplanung in die Arena 
gestiegen. Sie haben vor allem die "Schulden­
politik" - in Anführungszeichen gesetzt - in 
den Vordergrund gestellt, und Sie verlangten 
langfristige Perspektiven auf diesem Gebiet 
mit dem Ergebnis, daß Ihr heuriges Budget 
alles an Rekorden bridlt - in einem Hoch­
konjunkturjahr! -, was es jemals an Defizit 
gegeben hat, daß es das unsicherste und für 
die Zukunft unabsehbarste Budget ist, das 
es überhaupt je gegeben hat. 

Das heißt, von dem, was Sie angekündigt 
haben, ist nicht nur keine Rede. Im Gegenteil. 
Sie haben eine Periode der budgetpolitischen 
Unsicherheit eingeleitet, die sich in der näch­
sten Zeit noch sehr deutlich dokumentieren 
wird. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wirtschaftspolitik: In Ihrem Programm 
---- ich brauche es nidlt zu wiederholen -
haben Sie unzählige neue wirtschaftspolitische 
Instrumente angekündigt, die Strukturpolitik 
und alles mögliche in den Vordergrund ge­
stellt. Sie haben damals die Wachstumsgesetze 
verteufelt, von denen Sie nachher drei Jahre 

lang bestens gelebt haben. In diesen drei 
Jahren Ihrer Politik hat es nicht einen ein­
zigen wirtschaftspolitischen Akzent von eini­
ger Bedeutung gegeben. 

Wenn ich mich daran erinnere, mit welchen 
Ausführungen, mit welchen Vorschlägen, mit 
welchen Angriffen Sie seinerzeit bei jeder 
EWG-Debatte auch zur Stelle waren, wie Sie 
damals sagten, was alles geschehen müsse 
- vor Jahren natürlidl -, wenn Osterreich 
einmal vielleicht in die Wirtsdlaftsgemein­
schaft kommen sollte, wie dann von Grund 
auf die wirtschaftliche Struktur dieses Landes 
und damit aber audl seine Wirtschaftspolitik 
geändert werden müsse, Herr Bundeskanzler, 
dann war es eigentlich beschämend, den ver­
gangenen Sommer zu erleben, denn wenn 
nicht die große Oppositionspartei mit ganz 
konkreten Vorschlägen zu einem EWG-Be­
gleitprogramm gekommen wäre, dann wäre 
der vergangene Sommer über die Bühne ge­
gangen, ohne daß Sie auch nur mit dem 
Schwarzen unter dem Fingernagel zu dieser 
größten wirtschaftlkhen Umstellung beige­
tragen hätten! (Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte keinen 
Zweifel darüber lassen, daß das, was wir 
im vergangenen Herbst im Zusammenhang mit 
der EWG hier besdllossen haben, ja nur eine 
Art Alarmprogramm für die allererste Zeit 
gewesen ist. Vor uns steht nun der größte 
wirtschaftliche Anpassungsprozeß, den unsere 
Wirtschaft seit dem zweiten Weltkrieg mit­
macht, ein Anpassungsprozeß, der sich fraglos, 
wenn die Uberhitzung der Konjunktur nam­
gelassen hat, sehr stark zeigen wird, der Um­
stellungen, Umgruppierungen zwischen den 
Wirtschaftszweigen und in der Industrie er­
fordern wird, ein Umstellungs- und Anpas­
sungsprozeß, der ohne auf lange Sicht gerich­
tete wirtschaftspolitisme Begleitmaßnahmen 
gar nicht erfolgreich abgehen kann. 

Herr Bundeskanzler! Wir sind gern bereit, 
auch dafür wieder die Verantwortung zu 
übernehmen, nur nidlt heute und nicht hier. 
Aber vielleicht können Sie uns in der 
Zwischenzeit sagen, wie Sie sich die Dinge 
vorstellen, wann Sie mit den Absidüen, mit 
den Plänen herauskommen werden, die fraglos 
notwendig sind, wenn die wirtschaftlidle Ent­
wicklung der weiteren Zukunft gesichert wer­
den soll. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Zur Landwirtschafts­
politik habe ich schon einen Satz gesagt. Ich 
glaube, auch hier ist wohl eindeutig bis heute 
klargestellt, daß von dem, was Sie ange­
kündigt haben, von dem, womit Sie vor drei 
Jahren in die Arena gestiegen sind, nichts 
übriggeblieben ist und daß wir dort heute 
vor neuen und größeren Problemen stehen, 
als wir vor drei Jahren gestanden sind. 
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Zum Thema Verwaltungsreform, Herr Bun­

deskanzler, brauche ich nichts mehr zu sagen. 
Das war Ihr Schlagwort in den Jahren 1968 
und 1969, und nach drei Jahren Ihrer Tätigkeit 
sprechen wir ja heute gerade auf diesem Ge­
biet über das Eingeständnis Ihres Versagens. 

Die Hochschulen, Herr Bundeskanzler, sind 
heute mehr überfüllt als vor drei Jahren. 

Zur Wohnungspolitik: Es werden heute 
weniger Wohnungen gebaut, obwohl nach 
Ihren Ankündigungen schon um 20.000 pro 
Jahr - denn wir stehen ja jetzt im vierten 
Jahr Ihrer Politik - mehr gebaut werden 
sollten als vorher. 

Uber das Bundesheer und Ihre diesbezüg­
lidle Politik möchte ich wirklich den Mantel 
des Vergessens breiten. 

Die Bilanz, Herr Bundeskanzler, die Sie 
werden anstellen müssen, ist nicht sehr rosig. 

Ich sage jetzt et,was, was ein Abgeordneter 
der Opposition üblicherweise nicht sagt, näm­
lich, Herr Bundeskanzler, daß heute manche 
Probleme, vor denen Sie stehen und die größer 
und schwieriger geworden sind, nicht nur Ihre 
Schuld sind, sondern aus der Entwicklung in 
der Welt und um uns her entstanden sind. 
aus unabsehbaren Perspektiven. 

Ihre Schuld aber, Herr Bundeskanzler, ist 
es, die Chancen der hinter uns liegenden 
Hodlkonjunktur, dieser drei Jahre ungebro­
chener Entwicklung, in den Jahren 1970 bis 
1972 nicht dazu genutzt zu haben, diese 
Probleme zu lösen oder zu mildern, sondern 
daß Sie diese Zeit nur dafür nutzten, den 
Aufwind für Ihre Popularität zu suchen. Herr 
Bundeskanzlerl Dieser Aufwind läßt nach, und 
der hochgestiegene Drachen fällt wieder. 

Ich habe den Eindruck, Herr Bundeskanzler, 
daß Sie sich nicht von Ihrem Stil, den Sie in 
diesen letzten drei Jahren geprägt haben, 
lösen können. 

Dürnstein hat mir den Eindruck vermittelt, 
daß nicht die nüchternen Probleme, die vor 
uns stehen - die weltweite Inflation, die 
wirtschaftlichen Probleme der österreichischen 
Zukunft -, zur Diskussion gestanden sind, 
die Probleme, die ich vorhin aufgezählt habe, 
sondern die Frage: Womit soll die Politik in 
Osterreich weiterbewegt werden? Wie soll 
das Kaleidoskop gedreht werden? Oder, um 
mit Ritschel zu sprechen: Welche Luftballons 
können wir wieder mit etwas Luft füllen und 
unter die Menge werfen? (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Bundeskanzler I Das Repertoire ist be­
scheiden genug: Sie haben den Ombudsman 
erwähnt, Sie wußten nicht - heute wissen 
Sie es schon, glaube ich -, daß darüber schon 

acht Sitzungen stattgefunden haben, daß hier 
sehr ernste Arbeit geleistet worden ist und 
daß diese Arbeit sicher weitergehen wird. 
Das Assanierungsgesetz ist längst in Arbeit 
- es wird hier zügig vorangegangen -, und 
alles andere, was Sie angekündigt haben 
- vom Haushaltsrecht über Ministerien­
gesetz -, wird sicher hier im Hause behandelt 
werden. 

Das sind aber nicht die Materien, die eigent­
lich unmittelbar drängen und die notwendig 
sind. Sie aber wollen damit die Offentlichkeit 
mobilisieren. Und es haben mich Ihre Äuße­
rungen bedenklich gestimmt, Herr Bundes­
kanzler, daß Sie bei Verfassungsgesetzen nicht 
warten würden, bis die OVP zustimmt, son­
dern daß Sie die Bevölkerung darüber in 
Bewegung bringen werden. Es hat mich das 
etwas besorgt gestimmt, Herr Bundeskanzler, 
nicht, weil ich mich davor fürchtej nein, be­
stimmt nicht. Diese Äußerung Ihrerseits deutet 
ja nur darauf hin, daß Sie offenbar weiter 
mit Stärke imponieren wollen, wo keine 
Stärke mehr vorhanden ist, und daß Sie aum 
dort den Druck anwenden wollen, wo Ihre 
Mehrheit geendet hat. 

Im fürchte, Herr Bundeskanzler, das ist kein 
guter Weg. 

Ich darf vielleicht noch ein paar Worte zu 
einem weiteren Thema festhalten, das uns in 
den letzten Tagen Sorge gemacht hat. Im darf 
zum Schluß eine Frage anschneiden, die 
gestern teilweise smon zur Sprache gekommen 
ist und die im mit zunehmendem Unbehagen 
registriere. Im muß dazu den Herrn Präsiden­
ten des Hauses in seiner Doppelfunktion an­
sprechen. 

Die wirtschaftliche und die politische Ent­
wicklung des letzten halben Jahres hat die 
Machtposition des Präsidenten des Osterrei­
chischen Gewerkschaftsbundes der Offentlich­
keit in ihrer Bedeutung fraglos deutlich vor 
Augen geführt. Ich kann durchaus verstehen, 
daß ein Mann in dieser Funktion seine politi­
sche Meinung zum Ausdruck bringen muß. 
Wenn der Präsident des Osterreichischen 
Gewerkschaftsbundes festhält, daß ein be­
stehendes Gesetz geändert werden soll, so 
muß man zwar nicht seiner Meinung sein. 
niemand aber wird ihm das Recht absprechen, 
diese Meinung zu haben und sie zu äußern, 
ebensowenig, wenn man vorgestern einen 
selbstbewußten Präsidenten des Osterreichi­
schen Gewerkschaftsbundes hörte, der seinen 
Einfluß, der den Einfluß seiner Organisation 
auf die Regierung hervorgehoben hat. 

Ein Parlamentarier aber, Hohes Haus, muß 
zusammenzucken und besorgt werden, wenn 
er vom Präsidenten dieser Volksvertretung, 
der auch in diesem Haus hier nicht ohne 
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Macht ist und in seiner Funktion hier im 
Haus über den Fraktionen steht, hört, daß 
ein Gesetz, das es weit und breit in dieser 
Volksvertretung noCh niCht gibt und das noCh 
nicht entstanden ist, hart und rasdl durchge­
zogen werden muß. Oder wenn er hört, daß 
es ein Kontrollorgan der Regierung gibt, damit 
aber niCht dieses Kontrollqrgan, das verfas­
sungsmäßig diese Aufgabe hat, gemeint ist, 
sondern eine andere, außenstehende Organi­
sation. 

den Tadel mit Unterstellungen verbunden -, 
das wird die Glaubwürdigkeit auf Ihrer Seite 
wohl gar nicht erhöhen können. 

Nun zu den anderen Fragen. Da sprechen Sie 
vom "Wachsen". Ja, ich stimme Ihnen sofort 
zu: Es sind wachsende Aufgaben, die heute 
von der öffentlichen Hand erwartet werden. 
Das meinen wir ganz ernst, und wir haben 
uns durch die bisherigen Leistungen dieser 
Regierung dazu bekannt. 

Herr Präsident! Ich darf nur festhalten: Ab- Ich erinnere nur an die Aufgaben auf sozia-
geordnete der Opposition sind hellhöriger und lern Gebiet, die wir übernommen haben und 
empfindlicher. Auch Sie, meine Damen und die wir im Sinne der Bevölkerung neu gestal­
Herren von der sozialistischen Fraktion, waren tet haben. 
das in der Zeit Ihrer Oppositionsrolle. 

Meine Bitte geht dahin, Herr Präsident: 
Tragen Sie bitte nidlt weiter dazu bei, daß 
der Präsident dieses Hauses in Streit gezogen 
werden kann! (Anhaltender Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als näChster kommt der Herr 
Abgeordnete Marsch zum Wort. 

Abgeordneter Marsdl (SPO): Herr Präsidentl 
Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haust 
Die gestrigen Redner und der heutige Redner 
der OVP, der Oppositionspartei, haben es für 
notwendig erachtet, eine Reihe von Vorwürfen 
gegen die Regierung und gegen die Regie­
rungspartei zu erheben. Das ist ihr gutes 
Recht. ICh glaube aber, man muß dazu Stel­
l ung nehmen, denn sonst könnten Sie manrnes 
von dem selbst glauben. 

Sie werfen uns Mangel an Glaubwürdigkeit 
vor - so hat es gestern der erste Redner 
getan - und demonstrierten uns innerhalb 
von zwei Stunden in dieser Debatte Ihre Ein­
stellung zum neuen Staatssekretär, die sich 
aber gar nirnt reimt. 

Der erste Redner von Ihnen - es war der 
Herr Abgeordnete Kohlmaier - stellt den 
Herrn Staatssekretär Lausecker als einen hin, 
der das Berufsbeamtentum zugunsten soziali­
stisCher Politbeamter überspielen will, wie er 
sich ungefähr ausgedrüCkt hat. Also er stellt 
ihn als Wauwau dar, und auf der anderen 
Seite kommt dann einer der OVP-Redner, der 
den neuen Herrn Staatssekretär aus der Ver­
gangenheit her kennt und sagt: Er ist ein 
gut qualifizierter Fadlmann. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai e r: Nicht zugehörtf) Da der Wauwau, 
und dort: Einen besseren findest du nicht! 

Es ist also etwas schwer, hier Ihren diver­
gierenden Meinungen zu folgen. Aber daß Sie 
es uns in der Frage der Glaubwürdigkeit so 
leicht machen, hätte ich nicht gedacht. In der 
Debatte gleich zwei unterschiedliche Meinun­
'gen in Ihrer Kritik zu hören - einmal das 
Lob auf der einen Seite, auf der anderen Seite 

Wieder ein Unterschied! Sie sagen bezüglich 
der 29. ASVG-Novelle, daß Sie sie abändern 
würden, hätten Sie dazu die Möglichkeit. Das 
muß man ziemlich deutlich sagen, damit es 
die Bevölkerung weiß, die aus dieser Novelle 
zum Beispiel durch eine bessere Zahnbehand­
lung, durch die Gesundenuntersuchung und 
durch die Pensionserhöhungen und so weiter 
nun den Nutzen ziehen kann. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai e r: Aber, Herr Marsch, wir wer­
den doch nur dort abändern, wo wir dagegen 
gestimmt haben! Sie ,reden wie ein pOlitisches 
Baby!) Das wissen Sie ganz genaut Auf der 
anderen Seite sagen Sie: Das ist Gefälligkeits­
demokratie! Sie werden dann diese Lösungen, 
die wir als soziale Errungenschaften bezeich­
nen, als Gefälligkeitsdemokratie hinstellen. 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Weiters sprechen Sie vom SdlUldenmachen. 
(Abg. Dr. Kohlmaier: Dort, wo wir 
dagegen gestimmt haben!) Ja, das haben Sie 
gesagt! Sie haben gesagt, daß diese Regie­
rung Schulden macht. Sie brauchen nur nach­
rechnen, Sie waren doch bei den Budget­
debatten dabei. Allein in den ersten zwei 
Jahren unserer Regierungszeit haben wir über 
11 Milliarden Schilling Schulden aus der OVP­
Regierungszeit zurückgezahlt. Das wissen Sie 
doch, meine Herren! Das ist Ihnen doch ganz 
genau bekannt. (Abg. Dr. Kor e n: Sie sind 
abenteuerlich!) Dadurch haben wir erst das 
Budget in Ordnung bringen können, das Sie 
in kurzer Zeit ein bisserl sehr durcheinander­
gebradlt haben. (Ironische Heiterkeit bei der 
avp.) Wir haben nicht zuletzt im Interesse 
unserer Währung und im Interesse der Bud­
getpolitik gehandelt. (Zwischenruf des Abg. 
Dip1.-Ing. T s chi da.) 

Meine Damen und Herren, so geht es weiter! 
Zur Familienpolitik: Wir kennen Ihre Ansich­
ten dazu. Ich glaube aber, gerade in der Kon­
frontation dieser Ansichten liegt ein gewisser 
Beurteilungswert, den sidl die ßevölkerung 
dadurch bilden kann. 
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In der Frage der Verwendung der steigen­

den Mittel aus dem Familienlastenausgleich, 
die hier zur Verfügung stehen, läßt sich am 
besten die Alternative, wie es die vergangene 
Regierung gemacht hat und wie es die jetzige 
Regierung macht, sehr deutlich aufzeigen. 
Damals haben Sie 4 Milliarden Schilling wid­
mungsfremd verwendet. Ich glaube, der Herr 
Abgeordnete sitzt sogar da, der damals gesagt 
hat, es wäre eine legalisierte Veruntreuung 
von Mitteln, die die arbeitenden Menschen 
für die Familien aufbringen. Meine Damen 
und Herren, das haben Sie damals gemacht. 

Heute werden diese Mittel dafür verwen­
det - ich sage Ihnen das als niederösterrei­
chischer Abgeordneter, weil ich weiß, daß auch 
in Ihren Reihen, in den breiten Schichten der 
Bevölkerung darüber Befriedigung und Ge­
nugtuung herrscht -, daß man Gratis-Schul­
bücher hat, daß man heute Schülerfreifahrten 
hat. Damit werden viele der Armen und 
Ärmsten in die Lage versetzt, ihre Kinder in 
eine mittlere oder höhere Schule zu schicken, 
was sie früher überhaupt nicht ins Auge fassen 
konnten, weil sie das Geld dafür nicht hatten. 

Es ist Ihnen genauso in Erinnerung, daß 
damals ein Mistelbacher sagte: Es kostet mich 
3000 S bis 4000 S, wenn ich für meine Kinder 
die Schulfahrten bezahlen muß, wenn ich für 
meine Kinder die Schulbücher bezahlen muß. 
(Abg. K 0 h 1 mai er: Das zahlen sie sich 
selbstI) Dann hat er gerufen: Machen Sie 
etwas, Herr Bundeskanzler! 

Meine Damen und Herren! Zu dem 
"Machen Sie etwas!" hätte man früher auch 
Zeit gehabt. Wir haben gesagt - das ist die 
andere Situation, in der wir uns heute befin­
den -: Wenn das Geld da ist, wird es für 
die Familie und gezielt zur Förderung der 
Chancengleichheit in der Bildung eingesetzt 
werden. (Beifall bei der SPO.) Das dankt 
uns heute die Bevölkerung! 

Das ist die Alternative. Heute wird mit dem 
Geld echte Familienpolitik betrieben. 

Nun zur Frage der Teuerung, die Sie immer 
wieder anschneiden. Ich möchte das jetzt ganz 
genau gliedern. Wir haben das Stabilisierungs­
übereinkommen, das die Bundesregierung mit 
den Sozialpartnern vereinbart hat. Das betrifft 
auch jene Herren der Interessenvertretungen, 
die in Ihren Reihen sitzen. 

Auf der anderen Seite sind es die Bauern -
ich meine jene vom Bauernbund -, die glau­
ben, jetzt Forderungen auf Preiserhöhungen 
stellen zu können. 

Andererseits ist es der erste Sprecher der 
OVP gestern gewesen, der gemeint hat: Die 
Inflation! Die Inflation! - Und er rief direkt 
danach! 

Meine Damen und Herren! Ich möchte dazu 
sagen: Es ist die erste Regierung, die mit der 
Wirtschaft, mit den Konsumenten, mit der 
gesamten Bevölkerung im Kampf gegen die 
Preistreiber geht. Das ist eine wichtige Auf­
gabe, die wir uns vorgenommen haben. 

Wenn Sie heute in der Diskussion ver­
suchen, die Frage des EWG-Beitrittes zu ver­
niedlichen, so kann ich Ihnen dazu nur sagen: 
Es war ein großes Ereignis - wir haben zum 
Teil auch gemeinsam ·gekämpft -, den 
Beitritt Osterreichs in diese große Gemein­
schaft durch dieses besondere Ubereinkom­
men zu erreichen. Zehn Jahre lang haben wir 
diesen Kampf mit wechselndem Erfolg geführt. 
Wir haben die Chance genützt! Es war das 
Entscheidende für Osterreich, dieses Ergebnis 
zu erreichen. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Mi n k 0 w j t sc h: Wir haben es vorbereitetl) 

Die Behandlung der Frage der Personal­
politik kann man Ihnen auch nicht ganz schen­
ken. Sie kritisieren die steigenden Personal­
ausgaben in der Verwaltung und wenden sich 
gleichzeitig gegen jede Reform. Meine Damen 
und Herren von der OVP! Ich frage Sie jetzt: 
Für wen sind denn diese neuen Dienstposten 
im Jahre 1973 da? 

Da ist zum Beispiel die große Zahl der neuen 
Dienstposten für Lehrer. Wollen Sie damit 
sagen, daß unsere Kinder in den Schulen keine 
Lehrer haben sollen? Das sind dom die neuen 
Posten! 

Oder die Bediensteten im Fernmeldesektor 
und bei der Flugsicherung. Wollen Sie, daß 
man den Telefonausbau stoppen soll? Ohne 
Arbeitskräfte wird es dabei nicht gehen. Das 
ist der zweite große Posten. 

Der dritte: Für Wissenschaft und Forschung 
die vielen Hochschulassistenten und das wis­
senschaftliche Personal. Wollen Sie, daß wir 
auch dafür weniger tun? 

So stellt sich die Problematik glasklar dar, 
wenn man sich anschaut, wie die Situation ist 
und was wir brauchen. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, wir 
befinden uns in der leichteren Situation, weil 
wir diese Regierung nicht zu verteidigen 
brauchen. Ihre Taten sprechen für sie. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Gott sei Dank!) Was Sie 
tun müssen, ist, in der Zukunft vielleicht Feh­
ler zu finden. Ich glaube aber, das ist für Ihre 
Kritik doch ein bisserl zu wenig, denn dann 
kommen diese Widersprüche heraus, die wir 
gestern und heute gehört haben. 

Ich möchte nicht verschweigen, daß der Prä­
sident des Rechnungshofes erst vor kurzem 
eine kritische Bemerkung zur Frage des Beam­
tenbedarfes gemacht hat, daß er eine genaue 
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Bedarfsfeststellung verlangt hat und auf eine 
Funktionsbeschreibung der Dienstposten 
drängte. Das wird diese Regierung natürlich 
nicht überhören können. 

"Er gab" - ich zitiere jetzt aus der "Wiener 
Zeitung" vom 19. August 1972 - "zu ver­
stehen, daß die heutige Entwicklung auf dem 
Personalsektor eine Lockerung bestimmter 
gesetzlicher Bestimmungen notwendig mache, 
um einen Personalausgleich wenigstens im 
begrenzten Ausmaß zu ermöglichen." 
Natürlich wird man diese Frage einer Prüfung 
unterziehen müssen. 

Man wird aber nicht gleich in den Fehler 
verfallen, den der OAAB-Obmann in Wien 
gemacht hat, als er gesagt hat, es sei eine 
Tatsadle, daß über 80 Prozent der Beamten 
in der allgemeinen Verwaltung über Spezial­
kenntnisse verfügen und nur auf Grund dieses 
Fachwissens den Dienst im allgemeinen Inter­
esse wahrnehmen können. Den Vorwurf haben 
Sie gehört: Er sagte damit, daß 20 Prozent 
- das sind 25.000 - am falschen Platz wären 
oder ihren Anforderungen nicht entsprechen. 
Ich glaube, diese Alternative zu stellen ist 
etwas hart, aber das liegt in Ihrer wider­
sprüchlichen Politik, und es wird wahrschein­
lich noch so weitergehen. 

Ich sage noch einmal: Es ist Ihr gutes Recht, 
diese Debatte zu verlangen, und ich glaube, 
daß sie gut ist, nicht zuletzt für die Offentlich­
keit, aber auf der anderen Seite müssen Sie 
auch verstehen, wenn wir dieses Regierungs­
programm durchführen. 

So liegt nun im Jahre 1973 - das sind in 
diesem Zusammenhang die wichtigsten Maß­
nahmen, die wir im Interesse der Modernisie­
rung der Verwaltung durchführen, wie wir es 
in der Regierungserklärung gesagt haben -
ein großes Kompetenzgesetz bereits fertig vor. 
Meine Damen und Herren von der OVP, jenes 
Gesetz ist fertig, das Sie in den Jahren Ihrer 
Regierung vergeblich zustande zu bringen ver­
sucht haben. Wir haben es für notwendig er­
achtet, weil es ein Verfassungsbefehl war, wie 
es der Herr Bundeskanzler auch in der Regie­
rungserklärung ausgedrückt hat, ein Verfas­
sungsbefehl, dem Artikel 77 Abs. 2 gerecht zu 
werden, indem man die Zahl, den Wirkungs­
bereich und die Einrichtung der Bundesmini­
sterien in einem eigenen Bundesgesetz regelt. 
Damit verbunden ist eine gewisse Umschich­
tung auf dem Personalsektor, und daher ist 
auch die Einstellung eines Staatssekretärs für 
das Personalwesen durchaus gerechtfertigt. 

Und, meine Damen und Herren, glauben Sie, 
daß sich dieser neue Staatssekretär, der aus 
den Reihen der Gewerkschaft kommt, dafür 

verantwortlich fühlt, was gerade die höchsten 
Beamten in diesem Staat auf dem Sektor der 
Besoldung noch zu bekommen hätten? Nichts 
gegen diese hohen verantwortungsvollen Be­
amten, aber es wird nicht seine Aufgabe sein, 
diese Frage zu lösen, sondern es wird die 
Aufgabe des richtigen Einsatzes sein, und wir 
werden uns darüber einig sein, daß das viel 
wichtiger ist. 

Wenn wir nun also im Sinne der Moderni­
sierung der Verwaltung diesen Erfolg errei­
chen; weil wir uns in dem neuen großen Kom­
petenzgesetz einig sind, dann hat das für uns 
zwei Seiten und ist im Jahre 1973 auf dem 
Tapet der Verwirklichung der Regierungspoli­
tik. Die eine Seite ist, daß man organisiert 
und dem Staatsbürger durch diese saubere Ein­
teilung klarmacht, an welche Behörden er sich 
wenden kann. Auf der anderen Seite müssen 
wir aber an den Staatsbürger denken, der das 
Bedürfnis nach persönlicher Sicherheit auch im 
Umgang mit den Behörden hat. Daher glauben 
wir, daß gerade in diesem Zusammenhang die 
Einführung der Volks anwaltschaft eine not­
wendige Konsequenz ist, weil es im Zuge der 
wachsenden Staatsaufgaben, die auf uns zu­
kommen, eben ein gewisses Risiko von Irr­
tümern gibt. Wir haben schon des öfteren 
gesagt, daß allein die Existenz dieser Volks­
anwaltschaft die Behörden zu größerer Vor­
sicht bei ihren Entscheidungen veranlassen 
wird. Obwohl wir in Osterreich über eine 
sehr gute Rechtsgarantie verfügen, liegt es 
doch, wie niemand bestreiten kann, in der 
Entwicklung der Zeit, daß wir doch mehr Kon­
trolle brauchen und nicht genug Kontrolle 
haben können. 

Sehen Sie bitte das Problem so: Auf der 
einen Seite die Modernisierung in der Ver­
waltung durch die Schaffung des großen Kom­
petenzgesetzes und auf der anderen Seite die 
Einführung der Volks anwaltschaft, die die 
Möglichkeit gibt, dem Staatsbürger zu seinem 
Recht zu verhelfen, wenn er sich ungerecht 
behandelt fühlt. 

Aber das ist nur eine der wesentlichen Fra­
gen. Ich erinnere weiters an den Entwurf eines 
Personalausschreibungsgesetzes und an die Er­
richtung der Verwaltungsakademie, durch die 
neue Aufstiegsmöglichkeiten für Beamte ge­
schaffen werden, weil wir der Meinung sind, 
daß der öffentliche Dienst ein wichtiger Sektor 
der Leistungsgesellschaft sein muß, in der 
man die Möglichkeit hat, durch Ausbildung 
und Fortbildung weiterzukommen. Das sehen 
wir mit als Auftrag an, und wir werden diesen 
Auftrag auch erfüllen. Ich möchte abschließend 
noch sagen, daß diese Frage im Interesse einer 
modemen Verwaltung liegt, wo es um Men-
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schen in der Verwaltung geht, die für Men­
schen tätig sind, die sich an diese Behörde 
wenden. 

Weil wir das als Ganzes sehen und von 
beiden Seiten her betrachten, glauben wir, daß 
es ein guter Schritt vorwärts ist mit der In­
stallierung des neuen Staatssekretärs, dem wir 
für seine Tätigkeit nur viel Glück und Erfolg 
wünschen können, im Interesse der gutgesinn­
ten Beamtenschaft - und das ist der über­
wiegende Teil -, aber auch im Interesse der 
Staatsbürger, die sich der Behörde bedienen 
müssen. In diesem Sinne, Herr Staatssekretär, 
viel Erfolg! (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Dr. Mock. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Herr Staats­
sekretär, Sie haben Ihre Vorstellungen über 
die Verwaltungspolitik und die Personalpoli­
tik im staatlichen Bereich der Offentlichkeit 
noch nicht bekanntgegeben, und Sie konnten 
auch in den wenigen Tagen, die Sie Ihr Amt 
verwalten, noch keine Entscheidungen von 
Bedeutung fällen. Es können daher in der 
heutigen Diskussion nicht Ihre Person und 
Ihre Auffassungen zur Behandlung kommen. 
Sie haben in dem Sinn wie jeder andere, der 
in der Regierung seinen Platz hat und seine 
Arbeit aufnimmt, Anspruch auf eine faire 
Auseinandersetzung. 

Was hier zur Diskussion steht, Herr Staats­
sekretär, ist der Akt Ihrer Bestellung und 
auch die politische Konzeptlosigkeit des Herrn 
Bundeskanzlers, die damit einmal mehr zum 
Ausdruck gebracht wird. (Beifall bei der OVP.) 
Darüber unterhält sich das Parlament. 

Ihre Bestellung, Herr Staatssekretär, ist für 
mich - das ist an die Adresse des Herrn 
Bundeskanzlers gerichtet, der jetzt noch mehr 
Möglichkeiten hat, sich vertreten zu lassen, 
und den wir daher noch etwas seltener im 
Hause sehen werden - ein Ausdruck der 
Hilflosigkeit und des Versagens gegenüber 
einem Problem, nämlich der Verwaltungsre­
form und der Personalpolitik, für das er die 
Verantwortung trägt und für das Sie jetzt 
als Notnagel dienen sollen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Immerhin gibt Ihre Bestellung die Möglich­
keit, sich über ein sehr wichtiges Problem zu 
unterhalten,nämlich über die zukünftige Ent­
wicklung unserer Verwaltung. Es ist dies ein 
sehr wichtiges Problem, da ohne Zweifel der 
Bund und überhaupt die öffentliche Hand im 
Zuge der gesellschaftlichen Entwicklung immer 
neue Aufgaben wird übernehmen müssen und 
gleichzeitig aber immer wieder und viel 

schärfer als bisher geprüft werden muß: Was 
kann die öffentliche Hand, speziell der Bund, 
an andere öffentliche oder nicht öffentliche 
Institutionen an Arbeit abgeben, die dort bes­
ser, praxisnäher erledigt werden - an die 
Länder, an die Bezirke, an die Gemeinden, 
wo auch der einzelne Staatsbürger, meine 
Damen und Herren, mehr Möglichkeiten hat, 
mitzureden? Mitbestimmung sei doch, wie 
immer wieder behauptet wird, ein großes An­
liegen dieser Regierung. Das heißt, bei voller 
Anerkennung der Notwendigkeit, daß sich 
neue Problemstellungen für den Staat ergeben, 
muß eine Regierung, die die Verwaltungs­
reform ernst nimmt, im Sinne einer demokra­
tischen Dezentralisierung, eines demokrati­
schen Föderalismus bestrebt sein, Aufgaben 
an andere öffentliche und nicht öffentliche 
Institutionen abzugeben. 

Verwaltungsreform ist nicht zuletzt auch 
deswegen ein zentrales Anliegen, weil wir 
wissen, daß staatliche Politik ja immer stärker 
die Entwicklung der Wirtschaft, der Sozial­
politik, der Bildung beeinflußt. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben diese Ihre 
Aufgaben vor drei Jahren mit einer Fest­
stellung in Ihrer Regierungserklärung 1970 
angetreten, die lautet: Beim Verwaltungsauf­
wand ebenso wie bei den Subventionen soll 
besondere Sparsamkeit geübt werden. 

Wie immer muß sich auch hier das Parla­
ment als oberste Kontrollinstanz der Regie­
rung die Frage stellen: Was wurde verspro­
chen und was wurde gehalten? 

Heute, nach drei Jahren Regierung Kreisky, 
ist es bereits möglich, eine gewisse Uberskht 
zu gewinnen. Was ist das Ergebnis, Herr 
Bundeskanzler, dieser Ihrer Aussage und Ihres 
Verlangens nach größerer Sparsamkeit? 

Nehmen wir einen Punkt der Verwaltungs­
reform heraus: die Entwicklung im Bereich des 
Dienstpostenplanes. Das Ergebnis nach drei 
Jahren, meine Damen und Herren, ist: 
6500 Dienstposten mehr, 59 persönliche Refe­
renten für Minister und Staatssekretäre; ein 
Ansteigen um 28 Prozent. Die Sektionen in 
der Verwaltung stiegen um 8 Prozent auf 
insgesamt 68. Die Anzahl der Gruppen in der 
Verwaltung erhöhte sich um 31 Prozent auf 
insgesamt 33. Die Abteilungen um 14 Prozent, 
die Referate um 25 Prozent. - Das ist Ihre 
Leistung, Herr Bundeskanzler! 

Die Leistung der Osterreichischen Volkspar­
tei war, 'als sie Ihnen die Verantwortung in der 
Offentlichkeit und hier im Hohen Haus im 
Jahre 1910 übergeben hat, eine Einsparung 
von 5211 Dienstposten. So kann man die 
Leistungen der einen mit der der anderen 
Regierung vergleichen. 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 55 von 156

www.parlament.gv.at



5804 Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25 .. Jänner 19'73 

Dr. Moc:k 
Herr Bundeskanzler! Wenn Sie diese Politik 

fortgesetzt hätten, die Bundeskanzler Dr. Klaus 
in den Jahren 1966 bis 1970 eingeleitet hat 
und deren Ergebnis eine Einsparung von 
5217 Dienstposten war, wenn Sie diese Politik 
nur zwei Jahre lang fortgesetzt hätten, hätten 
Sie einen Betrag von 2514 Millionen Schilling 
an Steuergeldem eingespart. (Beifall bei der 
avp.) 

Mir kommt vor, in Ihrem Bewußtsein ist 
doch etwas zu wenig verankert: daß das, 
worüber Sie, die Regierung und der Finanz­
minister, verfügen, nicht Ihr eigenes Geld ist. 
(Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: Das ist zum 
Lachen!) Das ist nichts zum Lachen, Herr Bun­
deskanzler! Das ist traurig, denn das ist das 
Geld des Steuerzahlers! (Beifall bei der avp.) 
Dies ist die einzige Antwort, Herr Bundes­
kanzler, die Sie immer wieder liefern. Es ist 
sehr traurig, Herr Bundeskanzler, wenn Sie 
so etwas als "zum Lachen" bezeichnen. 

Außerdem wäre es wünschenswert, Herr 
Bundeskanzler, daß Sie polemische Bemerkun­
gen hier herunten machen. Es ist Ihnen als 
Abgeordneten nicht verwehrt, zu sprechen. 
(Beifall bei der avp.) Nach dreijähriger Praxis 
als Regierungschef müßten Sie sich endlich 
daran gewöhnen. 

Ihre Reaktion, Herr Bundeskanzler, war: Ja, 
die OVP - das ist doch vollkommen unver­
ständlich; zum Beispiel bei der Bedeutung des 
Bildungssektors wende man sich. gegen mehr 
Lehrer. - Das ist eine bewußte Verdrehung 
der Tatsachen, Herr Bundeskanzler! Ich muß 
das so hart formulieren. 

In der Zeit der OVP-Regierung hat die Zahl 
der Dienstposten für Lehrer um 16 Prozent 
zugenommen. Wir haben es uns nicht leicht 
gemacht. Wir sind differenziert vorgegangen. 
Das, was wir zu Schwerpunkten erklärt haben, 
zum Beispiel Bildung und Forschung, ist auch 
entsprechend besser bedient worden. Trotzdem 
ist es auf Grund einer effektiven Verwaltungs­
reformpolitik in diesem Bereich gelungen, zu 
der angeführten Einsparung zu kommen. 

Ich möchte damit ein für allemal klarstellen, 
daß wir differenziert vorgegangen sind, daß 
wir Schwerpunkte festgestellt haben, daß uns 
das nicht davon abgehalten hat, auch das 
Globalziel zu erreichen, und daß wir zum 
ersten Mal seit dem Jahre 1945 zu einer Sen­
kung im Dienstpostenplan gekommen sind. 

Was hat dazumal der Oppositionsführer 
Dr. Kreisky gesprochen? - Von diesen 
5217 Dienstposten, meine Damen und Herren, 
wurden im Budget 1969/1970 682 eingespart. 
Er hat gemeint: Was bedeutet denn das schon: 
682 Dienstposteni da haben die Berge gekreißt, 
und ein Mäuslein wurde geboren. 

Idl wäre froh, Herr Bundeskanzler, wenn 
Sie so ein Mäuslein in den letzten drei Jahren 
geboren hätten. Sie haben genau das Gegen­
teil gemacht. (Beifall bei der OVP.) 

Das, Herr Bundeskanzler, war Ihr Verspre­
chen in der Regierungserklärung - das ist 
das Ergebnis Ihrer Politik. 

Herr Bundeskanzler! Was sind die Gründe 
für Ihr Versagen in diesem Bereich? - Sie 
haben sich um die Verwaltungsreform nicht 
gekümmert. Ihr Amtsvorgänger hat fast immer 
den Vorsitz in der Verwaltungsreformkommis­
sion geführt. Sie, Herr Bundeskanzler, haben 
diesen Vorsitz nie geführt. Sie haben die 
natürliche Durchschlagskraft des Regierungs­
chefs diesem Anliegen nie zur Verfügung ge­
stellt. Ja, meine Damen und Herren, natürlich 
hat man dann mehr Zeit für publikumswirk­
sames Auftreten, für Plaudereien und ähnliche 
Dinge, die sich dann in der Offentlimkeit stär­
ker niederschlagen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Man hat dem seiner­
zeitigen Bundeskanzler Dr. Klaus oft vorge­
worfen, er investiere viel zuviel Zeit in diese 
trockene Arbeit der Verwaltungsreform und 
er hätte viel zuwenig Zeit zum Plaudern. Ich 
gebe zu, bei Ihnen ist es umgekehrt. 

Aber das zeigt sich dann in den Arbeits­
ergebnissen, und dafür zahlt dann draußen 
der Steuerzahler. Das war ein Grund für Ihr 
Versagen. 

Ein weiterer Grund: In der Zeit der OVP­
Regierung wurden die Beratungen in der Ver­
waltungsreformkommission immer wieder zu­
sammen mit den Vertretern der Gewerkschaft 
des öffentlichen Dienstes geführt. Man hat ge­
meinsam beraten. Man hat es sich niCht leicht 
gemacht. Die GewerksChaft hat dazumal wie 
auch heute eine sehr konstruktive Haltung 
eingenommen. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben bis zum 
Sommer 1972 die Gewerkschaft kein einziges 
Mal beigezogen. Erst auf nachdrückliches 
Drängen und In-Erinnerung-Rufen haben Sie 
es auch für gut befunden, die Vertreter jener. 
die von der Verwaltungs reform primär be­
troffen sind, nämlich die öffentliCh Bedienste­
ten, beizuziehen. 

AuCh hier, Herr Bundeskanzler: Wo bleiben 
Ihre Grundsätze der Mitbestimmung und der 
Demokratisierung? Mitbestimmung ist 
etwas, was für alle gelten soll - nicht nur 
dann, wenn man siCh damit eine parteipolitisch 
hörige Pressure-group organisiert. Wenn es 
Menschen sind, die einer anderen politischen 
Gruppe näherstehen, dann zieht man sie eben 
nimt bei, dann kümmert man sich nicht. 
nicht um die Gewerksmaft der öffentlich 
Bediensteten, dann kümmert man sich auch 
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nicht um 55.000 Unterschriften, wie dies zum 
Beispiel bei der 29. ASVG-Novelle der Fall 
gewesen ist. 

Das war ein zweiter maßgeblicher Grund, 
Herr Bundeskanzler, warum Sie nur einen 
Mißerfolg erzielt haben. Sie haben die Vertre­
ter der Gewerkschaft nicht beigezogen. 

Ein dritter Grund: In der Zeit der OVP­
Regierung wurden die Dienstpostenplanver­
handlungen, Herr Bundeskanzler, in den letz­
ten Jahren immer wieder unter Beiziehung 
von Experten der Verwaltungsreform geführt. 
Sie haben diese Praxis unterbrochen. Auch 
das ist mitschuldig an diesem Ergebnis. 

Sie haben, Herr Bundeskanzler - um einen 
vierten Grund zu nennen -, dem Parlament 
einen 57 Seiten umfassenden Bericht vorge­
legt: Bericht der Verwaltungsreformkommis­
sion. Die drei Parteien im Nationalrat haben 
diesen Bericht gutgeheißen, und Sie selbst 
haben dazumal geschrieben: eine äußerst 
wichtige und wertvolle Unterlage. 

Wo haben Sie die Vorschläge verwirklicht, 
Herr Bundeskanzler, die hier enthalten sind, 
die weit - so wie es richtig ist - über das 
Problem der Sparsamkeit bei der Dienstposten­
plangestaltung hinausgehen? Sie haben diesen 
Bericht in keiner Weise berücksichtigt. Sie 
waren der Meinung, mit diesem Bericht hätte 
sich das Parlament abgefunden. Sie haben die 
Vorschläge nicht realisiert. Wenn Sie nur ein 
Drittel von dem realisiert hätten, Herr Bundes­
kanzler - wir verlangen nicht, daß jeder 
Vorschlag, der gemacht wurde, verwirklicht 
wird; das war auch uns nicht möglich -, dann 
stünden wir heute anders da, dann wären 
Sie nicht in einer Sackgasse und hätten viel­
leicht auch keinen Staatssekretär notwendig. 

Im Bereich der Datenverarbeitung, Herr 
Bundeskanzler, haben Sie Ihren so vielfältig 
verwendeten und wieder abgezogenen Herrn 
Staatssekretär Veselsky bemüht. Sie haben 
die Arbeiten - das sei anerkannt - an einem 
Bundesrechnungszentrum, an einem zentralen 
Verrechnungszentrum im Bereich der Finanz­
verwaltung, die seinerzeit unter Bundeskanz­
ler Dr. J osef Klaus eingeleitet wurden, fort­
geführt. Aber das ist wirklich schon eines der 
ganz wenigen Dinge, die man Ihnen zugute 
halten kann. 

Herr Bundeskanzler! Um eine weitere Ur­
sache zu nennen. Wir haben Ihnen das Rezept 
aufgezeigt, praktiziert und vorgespielt 
- wenn ich das so nennen kann -: nämlich 
den natürliChen Abgang im Bundesdienst von 
eineinhalb bis etwas über zwei Prozent der 
Bundesbediensteten zu benützen, um zu einem 
Einsparungseffekt zu kommen. 

Sie haben dieses Rezept, das Sie nur mehr 
nachmachen hätten müssen, nicht benützt, um 
Ersparungen im öffentlichen Dienst zu erzielen. 
Heute, Herr Bundeskanzler, befinden Sie sich 
in einer politischen Sackgasse, und es mußte 
nun ein dritter Staatssekretär im Bundeskanz­
leramt her, um Ihnen zu helfen. Gleichzeitig 
polemisiert man gegen den öffentlich Bedien­
steten, ja diffamiert ihn nach dem Rezept: 
Was an Positivem in der staatlichen Verwal­
tung geschieht, ist das Verdienst der Bundes­
regierung. Was an Mängeln vorhanden ist und 
Fehlern passiert, dafür trägt der Beamte die 
Verantwortung.-Gegen diese Vorgangsweise 
verwahren wir uns, Herr Bundeskanzler! (Bei­
fall bei der avp.) 

Dann hört man den Herrn Bundeskanzler 
in wichtiger Pose die Aussage machen: "Ich 
habe nie so etwas Unbewegliches und Un­
elastisches wie die Bundesverwaltung gese­
hen; man kann ja nicht einmal einen Beamten 
von einem Ressort in ein anderes versetzen." 
Erstens, Herr Bundeskanzler, ist das falsch; 
ich hoffe, daß Sie wenigstens nach der Kritik 
an Ihrer Aussage den § 67/6 der Dienstprag­
matik gelesen haben, wo durchaus die Regeln 
für die Versetzung festgelegt worden sind. 
Sie haben eine falsche Feststellung in der 
Offentlichkeit getroffen, was vielleicht noch 
verzeihlich ist, denn, Herr Bundeskanzler, Sie 
haben ja wiederholt festgestellt, Sie verstün­
den nichts von diesen Dingen. 

Aber, Herr Bundeskanzler, Sie nützen be­
wußt die Sorge und oft auch die Verzweiflung 
des einzelnen Staatsbürgers vor der Kompli­
ziertheit des staatlichen Getriebes und der 
Verwaltung aus, um damit Stimmung gegen 
die Beamten zu machen. Es war für mich 
typisch und symbol haft, daß Sie an dem Tag, 
Herr Bundeskanzler, wo Sie im Ministerrat 
beschlossen haben, im kommenden Jahr durch 
den Dienstpostenplan die Verwaltung wieder 
um 3500 Dienstposten auszuweiten, gesagt 
haben: Ich habe nie so etwas Unbewegliches 
und UnelastisChes wie die Bundesverwaltung 
gesehen!, um das Kopfnicken der Offentlich­
keit zu erreichen und um hinter dieser pro­
pagandistischen Rauchwand Ihre Ausweitung 
der Verwaltung zu verbergen. 

Herr Bundeskanzler! Für jeden Finanzmini­
ster sind die Kosten der öffentlichen Verwal­
tung ein großes Problem. Für jeden - ohne 
Ausnahme der Partei. Aber eine Regierung 
hat das Recht verspielt, sicl:). über die Kosten 
zu beklagen, wenn sie gleichzeitig diese Ver­
waltung und die Anzahl der Dienstposten 
ständig ausweitet und aufbauscht. (Beifall bef 
der OVP.) 

Das smeint mir ja, Herr Bundeskanzler und 
meine Damen und Herren, ein sehr typischer 
Zug der SPO-Regierungspolitik zu sein. Man 
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organisiert nach Möglichkeit Ressentiments 
und Emotionen einer Bevölkerungsgruppe 
gegen eine andere. Man appelliert hier an den 
Staatsbürger, der sich sehr oft nicht in der 
Kompliziertheit der modernen Verwaltung zu­
rechtfindet und damit das Recht auf eine 
bessere Serviceleistung erhebt. Man appelliert 
an seine Emotionen, um gegen die Beamten 
Stimmung zu machen. 

Der Herr Landeshauptmann Kery - um 
hier ein anderes Beispiel zu bringen - sagt 
betreffend den Notendurchschnitt der Schüler 
im Burgenland: Er wird persönlich einmal mit 
den Lehrern als Landesschulratspräsident spre­
chen, denn so kann das nicht weitergehen. 
Bitte, weIches Elternherz ist nicht angenehm 
davon beruhrt, wenn man so einmal über die 
Lehrer herzieht. 

Der Herr Unterrichtsminister stellt vor dem 
Schülerbeirat fest: In diesem Zusammenar­
beitsausschuß möchte die Volkspartei nicht nur 
die Lehrer und die Schüler, sondern auch die 
Eltern anwesend haberi. Was braucht ihr die 
Eltern? Ihr seid doch mündig! Ihr seid kritik­
fähig! Bitte, welcher 14- oder 15jährige ist 
nicht emotional angenehm berührt, wenn ihm 
das gesagt wird. Man spielt die Emotionen 
der einen gegen die anderen aus. Es ist eine 
unseriöse Politik, wenn man die Dinge so 
macht, auch im Bereich der öffentlichen Ver­
waltung. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich habe vorhin betont, 
daß die Frage der Einsparung im Bereich des 
Dienstpostenplanes nur ein Punkt einer moder­
nen Verwaltungspolitik ist. Nur ein Punkt, 
Herr Staatssekretär, aber ein sehr wichtiger i 
man kann nicht sagen: service approach und 
Nlanagementgesinnung und anderes modernes 
Gewäsch, wenn man es nicht definiert und 

Meine Damen und Herren! Ich hätte nicht 
von der sozialistischen Regierung verlangt, 
daß sie den Gesetzentwurf so einbringt - man 
kann das einfach nicht verlangen von einer 
Partei -, wie sie ihn übernommen hat. Aber 
diese wenigen Änderungen hätten doch der 
bestvorbereiteten Regierung leicht möglich 
sein müssen, um in sechs Monaten oder in 
einem Jahr diesen Gesetzentwurf, der eine 
bessere Ausbildung ermöglicht, dem Parla­
ment vorzulegen. Und es hätte sich der Herr 
Abgeordnete Marsch erspart, die Verwaltungs­
akadernie heute zum xten Mal im Hohen Haus 
anzukündigen. (Beifall bei der OVP.) 

Handlungen, Herr Bundeskanzler, keine Zu­
sagen, keine Versprechungen! Mit Reden und 
Versprechungen allein ist es eben nicht getan. 
Seien Sie, Herr Bundeskanzler, etwas groß­
zügiger in Ihren Handlungen und etwas zu­
rückhaltender mit Ihren Versprechungen. Ein 
Rezept, das der Herr Klubobmann heute hier 
schon ausgesprochen hat: Sie würden sich in 
Ihrer Argumentation gegenüber der eigenen 
Fraktion, gegenüber der Offentlichkeit heute 
leichter tun. 

Das, Herr Bundeskanzler, zur Frage der Ver­
waltungsreform, wobei ich mir bewußt bin, 
daß es eben nur um zwei Punkte gegangen 
ist, nämlich um die Dienstpostenplangestal­
tung und bessere Ausbildung. Aber in dem 
von mir zitierten Bericht sind so viel andere 
Fragen angeschnitten, wie ich vorhin gesagt 
habe, zum Beispiel die Dezentralisierung der 
Aufgabenstellung im Sinne eines demokrati­
schen Verständnisses des Bundesstaates. Auch 
eine ganze Reihe von Detailbestimmungen zur 
Frage der Ausbildung. Sie brauchen I).UT das 
zu verwirklichen, was Sie dem Parlament hier 
vorgeschlagen haben. 

sich dabei um die sehr schwierige, sehr komp- Meine Damen und Herren! Ein sehr inter­
lizierte Frage drückt: Wie komme ich auch essanter Sektor, wie sich die sozialistische 
im Gebiet der Dienstpostenplangestaltung zu Regierung Verwaltungsreform vorstellt, ist der 
einem Einsparungseffekt? So billig kann man Bereich des Unterrichtes und der Wissenschaft. 
sich das nicht machen. Hier war es eine der ersten Handlungen der 

Herr Bundeskanzler! Sie haben einen Ge- neuen sozialistischen Regierung, ein neues 
setzentwurf zur Errichtung einer Verwaltungs­
akadernie übernommen, der im Februar 1970 
noch in die Begutachtung gegangen ist. Sie 
haben diese Verwaltungsakademie immer wie­
der angekündigt. Inzwischen sind drei Jahre 
vergangen. Wo bleibt die Verwaltungsrukade­
mie? Wo bleibt sie, Herr Bundeskanzler? Inner­
halb von drei Jahren müßte doch die Möglich­
keit gegeben sein, zumindest den Gesetzent­
wurf dem Parlament vorzulegen. Man hätte 
dann wieder einmal darauf verweisen können 
- unterschwellig -, daß das Parlament mit 
seiner Arbeit nicht fertig wird. Bis heute haben 
wir diesen Gesetzentwurf nicht bekommen, 
obwohl Sie ihn vollständig ausgearbeitet über­
nommen haben. 

Ministerium zu schaffen. Der Herr Bundes-
kanzler hat seinerzeit immer wieder gemeint, 
das Wissenschaftsministerium verursache 
keine zusätzlichen Kosten, da man ja nur die 
Beamten übernehme, die bisher schon wissen­
schaftliche Angelegenheiten betreut haben. 
(Präsident Dr. Mal eta übernimmt den Vor­
sitz.) 

Herr Bundeskanzler! Wie sieht das aus? Im 
Jahre 1970 betrug laut Teilheft der Dienst­
postenstand des damaligen Bundesministe­
riums für Unterricht, das sämtliche Angelegen­
heiten von Unterricht, Wissenschaft, For­
schung und Kunst verwaltete, 404. Heute, Herr 
Bundeskanzler, sind es 544, eine Steigerung 
um 35 Prozent. 
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Dienstzugeteilt von nachgeordneten Dienst- gehen und, ich muß sagen, für die mangelnde 
stellen, wofür man vor allem auch Assistenten Glaubwürdigkeit Ihrer Grundsätze einer 
heranzieht, waren im seinerzeitigen Zentral- modernen Verwaltungsreformpolitik! 
ressort 24, heute sind es 50 für die beiden 
Ressorts, eine Steigerung um 110 Prozent. 

Der Personalaufwand betrug damals 50 Mil­
lionen Schilling für das Zentralressort, heute 
77 Millionen, eine Steigerung um 52 Prozent. 

Die Reisekosten, um eine Detailpost zu 
nennen, beliefen sich laut Budget 1970 auf 
730.000 S, heute, meine Damen und Herren, auf 
2,3 Millionen Schilling, eine Steigerung um 
200 Prozent! 

Hier könnte man fortsetzen mit den Reprä­
sentationsausgaben, mit Amtseinrichtungen 
und dergleichen mehr. Das ist das, worüber 
Sie, Herr Bundeskanzler, vor dem Parlament 
am 5. November 1971 gesagt haben: Zehn 
Schreibtische wird doch die Forschung in 
Osterreich noch wert sein! - Auch ein Ergeb­
nis Ihrer Verwaltungsreformpolitik. 

Meine Damen und Herren! Ein anderes Bei­
spiel: Gerade in Osterreich hatte die Verwal­
tung der kulturellen Auslandsbeziehungen 
immer eine besondere Bedeutung für das Ge­
wicht, für das Ansehen unseres Staates im 
Ausland und auch um mit dem, was im kultu­
rellen Bereich im Ausland vor sich geht, Oster­
reichs kulturelle Entwicklung zu befruchten. 
Hier, Herr Bundeskanzler, möchte ich von 
vornherein anerkennen, daß Sie Spezialist sind 
und sein müßten. Im Jahre 1966 wurde zum 
ersten Mal die Verwaltung dieser verstreuten 
Agenden für kulturelle Auslandsbeziehungen 
im Bundesministerium für Unterricht unter 
einem Ressortchef, unter einem verantwort­
lichen Sektionschef zusammengefaßt. Was war 
das erste, was der Herr Bundeskanzler im 
Sommer 1970 gemacht hat? Nicht etwa diese 
Sektion in das Außenamt überstellt, das wäre 
nach unserer Auffassung zumindest die zweit­
beste Lösung gewesen, wo man eine einheit­
liche, zentral geführte, koordinierte Verwal­
tung beisammenläßt - nein, justament, man 
hat sie zerschlagen. Jetzt fährt der Herr Unter­
richtsminister in Sachen Kulturinstitute ins 
Ausland, die Frau Bundesminister Firnberg 
bemüht sich in Sachen internationale Bezie­
hungen im Bereich der Wissenschaft, und 
eigentlich ist der Hauptzuständige der Herr 
AUßenminister, der dafür - vielleicht sogar 
verständlicherweise - nur sehr wenig Zeit 
hat. Das ist Verwaltungsreform! 

Jetzt, Herr Bundeskanzler, nach drei Jahren 
müssen Sie diesen Fehler einsehen, den wir 
Ihnen in den Ausschüssen und im Hohen 
Haus vor Augen geführt haben. Im neuen 
Kompetenzgesetz fassen Sie diese zerstreuten 
Kompetenzen und Agenden wieder zusammen. 
Ein weiteres Beispiel für das sinnlose Vor-

Die Bildungspolitiker der SPO verkünden 
so gerne den Grundsatz der Einheit des Bil­
dungswesens. Aber als es um das Ministe­
rium ging, um ein neues Ministerium für Frau 
Dr. Firnberg, hat man diesen Grundsatz einmal 
mehr sehr rasch vergessen. Da werden die 
Lehrer für das allgemeinbildende höhere Schul­
wesen unter der Oberaufsicht und Kompetenz­
vorsorge der Frau Minister Firnberg an den 
Universitäten nach Studienordnungen ausge­
bildet, die von der Frau Minister Firnberg 
zu vertreten sind. Aber die Angelegenheiten 
der Mittelschullehrer und vor allem auch ihre 
Fortbildung werden vom Herrn Unterrichts­
minister Sinowatz verwaltet. Das ist Einheit 
des Bildungswesens, Herr Bundeskanzler! 

Meine Damen und Herren! Eines ist in der 
Debatte überhaupt weitgehend untergegan­
gen: das neue Ministerium heißt Bundesmini­
sterium für Wissenschaft und Forschung. In 
der Eile des Zimmerns des neuen Ministe­
riums hat man einen wichtigen Forschungs­
sektor überhaupt vergessen. Da gibt es an die 
20 Versuchsanstalten in wichtigen Forschungs­
bereichen für Maschinenbau, für Starkstrom­
technik, für Elektro- und Hochfrequenztechnik, 
für Textilindustrie, für Baustoffe, für Papier­
prüfung, für Radiotechnik, und so könnte man 
das fortsetzen. Sie alle sind beim Unterrichts­
ministerium vergessen worden und gehören 
heute noch zur Sektion für das berufsbildende 
Schulwesen. 

Nicht einmal im Bereich der Forschung kam 
eine einheitliche Regelung zustande. 

Im Bereich der Kunst, Herr Bundeskanzler, 
darf ich Ihnen unter Kultur in Erinnerung 
rufen daß es früher eine Sektion gab, die 
sich Kunstsektion nannte. Sie hatte die Ver­
waltung der kulturellen Agenden, aber auch 
der Museen über. Heute gibt es bereits zwei 
Sektionen. Vielleicht werde ich dann, meine 
Damen und Herren, korrigiert mit dem Hin­
weis, daß die bisherige Sektion im Unter­
richtsrninisterium weiterhin Sektion genannt 
wird aber im Wissenschaftsministerium nur 
eine' der Frau Minister direkt unterstellte 
Gruppe vorhanden ist. So kann man auch 
die Dffentlichkeit täuschen. Statt einer Sektion 
sind es nämlich zwei. Die Sektion im Unter­
richtsministerium kauft Kunstobjekte, die Frau 
Minister verwaltet sie. Wenn zum Beispiel 
der sozialistische Bürgermeister von Bregenz 
eine Ausstellung machen will, dann läuft ein 
Akt zwei-, dreimal zwischen den Ministerien 
hin und her, weil man siro nicht darüber eini­
gen kann: Kann man die Kunstobjekte zur 
Verfügung stellen oder nicht? Dann kommt 
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es zu Berichten - wie das seinerzeit der Fall 
war -, daß auf Grund eines Protestes des 
sozialistischen Bürgermeisters Mayer von Bre­
genz festgehalten wurde, daß der Erlaß von 
der Frau Minister Firnberg als unbedingt nötig, 
vom damaligen Minister Gratz als modifizier­
bar und vom Bürgermeister Mayer als zu hart 
qualifiziert wurde. Das ist Koordination? Auch 
das ist ein Beispiel für Verwaltungspolitik. 

Natürlich, Herr Bundeskanzler, kann man 
hinter diesem Anwachsen von Ministerien, von 
Mini sterbüro s und im Bereich des Dienst­
postenplanes leichter sozialistische Personal­
politik machen. Es wurde schon eine ganze 
Reihe von Beispielen genannt. Ich möchte nur 
eines in Erinnerung rufen, weil hier die Frau 
Minister Firnberg gestern wieder einmal die 
Unwahrheit gesagt hat, als sie bemerkte: Die 
Bestellung des 3. Geschäftsführers für das 
Forschungszentrum in Seibersdorf sei allge­
mein auf positive Beurteilung gestoßen. Sie 
hat damit etwas gesagt, was der Wahrheit, 
der Diskussion in den Organen der Gesell­
schaft nicht entspricht. 

Meine Damen und Herren I Man hat zwar 
die budgetären Zuwendungen für dieses For­
schungszentrum gekürzt, aber einen 3. Ge­
schäftsführer in der Person des Kabinettsrates 
Dr. Bandion bestellt. Ob eine Persönlichkeit, 
die hauptberuflich in der Präsidentschaftskanz­
lei tätig ist, nebenberuflich die Boltzmann­
Gesellschaft mitbetreut, sich besonders für den 
3. Geschäftsführer einer Kernforschungsgesell­
schaft qualifiziert, möchte ich sehr stark be­
zweifeln. Das ist nur ein Beispiel für soziali­
stische Personalpolitik. Sie werden diese Bei­
spiele, Herr Bundeskanzler, hier im Hohen 
Haus immer wieder zu hören bekommen. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. U 1 b r ich: Ihre 
Personalpolitik zwischen 1966 und 1970 ist 
vorbeiI) Sie können sich ja melden, Herr 
Kollege Ulbrich. Daß Sie die Zwischenrufe 
beherrschen, das war eines der wenigen Dinge, 
die wir nie abgestritten haben. 

Sie haben damals am 23. April 1971 in dem 
von mir zitierten Bericht, Herr Bundeskanzler, 
diese Fragen als äußerst wichtige und wert­
volle Unterlage bezeichnet und ihre Lösung 
selbst immer wieder in Aussicht gestellt. Sie 
haben drei Jahre die Gelegenheit versäumt, 
Herr Bundeskanzler. Sie haben nicht nur kei­
nen FortsChritt erzielt, sondern Sie haben auch 
einen Rückschritt siChergestellt. DefinIeren Sie 
doch heute wenigstens Ihre derzeitige Kon­
zeption, was moderne Verwaltungspolitik be­
deutet und wohin der Weg in dieser Frage 
gehen soll. Ich möchte das noch nicht vom 
neuen Staatssekretär verlangen, obwohl es 
sicherlich auch dem Hohen Hause erwünscht 
wäre, zu wissen, mit welchen Vorstellungen 
er sein neues Amt antritt. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
nur eine Sache noch ganz kurz erwähnen. Es 
wurde vom Herrn Klubobmann der Osterrei­
chischen Volkspartei und vom Herrn General­
sekretär die Problematik der Aussage des 
Herrn Gewerkschaftsbundpräsidenten - der 
OGB sei ein Kontrollorgan der Regierung -
schon beleuchtet. 

Ich nehme an, daß sich der Herr Bundes­
kanzler über diese Aussage auch einmal mit 
dem Herrn OGB-Präsidenten unterhalten wird. 
Das ist aber nicht primär unsere Sache. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: In der SPO ist es schon 
so!) 

Herr Präsident! Ich möchte hier mit dem 
durchaus gebotenen Respekt, der gegenüber 
dem Präsidenten des Hauses notwendig ist 
eingehalten zu werden, folgendes feststellen: 
Ich würde einmal gerne hören, was der Präsi­
dent des Hauses mit seinem unbestreitbaren 
politischen Gewicht alles unternimmt, um die 
Kontrollfähigkeit des Parlaments gegenüber 
der Regierung zu erhöhen. Was macht der 
Präsident des Hauses, um das Verständnis der 
Offentlichkeit für die Vorgänge im Parlament, 
für die Arbeiten des Parlaments zu erhöhen? 
Ich appelliere an Sie, Herr Präsident - Sie 
haben sich mündlich zu der Notwendigkeit 
bekannt -, das Gewicht Ihrer Persönlichkeit 
zur Lösung dieser Frage in die Waagschale 
zu werfen. 

Jeder Minister, jeder Staatssekretär. hat sei­
nen Referenten für Offentlichkeitsarbeit, wirbt 
mit Heurigen und Schallplatten - bezahlt aus 
Repräsentationsmitteln _. für seine Arbeit 
und läßt die Offentlichkeit wissen, daß er auch 
am Sonntag vormittag arbeitet. Ich glaube, 
daß das Parlament Anrecht für mehr Ver­
ständnis hat, daß auch gearbeitet wird für 
jene Institution, wo die unmittelbar von der 
Bevölkerung Gewählten ihre Arbeit vollzie­
hen. 

Wir müssen unseren Beitrag leisten, aber 
wir erwarten und wir glauben auch, Herr 
Präsident, daß Sie Ihr Amt dazu nützen, um 
die Anliegen aller Abgeordneten zu vertreten. 
Ich erinnere an die Aufsätze des Abgeordneten 
und Vizekanzlers Pittermann, ich erinnere an 
die Aufsätze des früheren Vizekanzlers Wit­
halm. Es gibt genug Material. Es gibt genug 
Bekenntnisse dafür. Es gibt genug Beispiele 
im Ausland, wo den Parlamenten ein moder­
neres Instrumentarium zur Verfügung gestellt 
wird, um ihrer Kontrollfähigkeit gegenüber 
der Regierung - dem Verfassungsauftrag -
glaubhaft naChzukommen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Es wäre bedenkliCh, Herr Präsident, wenn 
in der OffentliChkeit der Eindruck entstünde, 
der Präsident des Hohen Hauses ist mehr um 
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die Kontrolle der Regierung durch den OGB bei der OVP. - Abg. Fa chI e u t n er: Ein 
besorgt als um die Kontrolle durch das Parla- armer Narr! - Weitere Zwischenrufe bei der 
ment. OVP.) 

Es würden dann jene redlt behalten, die Es gibt drei Amtsbereiche für Staatssekre-
auf die Schwierigkeiten, beide Ämter zu ver- täre, und um die geht es. Und Sie haben, 
einen, schon seinerzeit hingewiesen haben. meine Damen und Herren, in vier Jahren 
(Beifall bei der OVP.) Ihrer Regierung zehn Staatssekretäre ver-

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet schlissen. (Abg. Fa chI e u t ne r: Sie sind 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es ein armer Narr! - Abg. Dr. Pr ade r: Da 
ihm. muß man fortgehen! Das hält keiner aus!) 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich möchte vorerst ein paar 
ganz kurze Feststellungen machen. 

Ich stelle fest, daß der Entwurf einer Ver­
waltungsakademie bisher überhaupt nicht zur 
Begutachtung ausgesendet wurde; nach den 
Informationen, die mir zur Verfügung stehen. 
Das ist die erste Feststellung. 

Die zweite Feststellung, die ich machen 
möchte, bezieht sich auf die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Mode daß von 
Gewerkschaftsseite anläßlich der Besprechun­
gen zur VerwaItungsreform die Vertreter der 
Gewerkschaft zu einigen allgemeinen Bespre­
chungen eingeladen wurden, an den Arbeits­
sitzungen der Kommission aber nicht teilge­
nommen haben, sondern erst seit 1972 regel­
mäßig und verpflichtend an den Arbeits­
sitzungen der Verwaltungsreformkommission 
teilnehmen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schranz. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPO): Hohes 
Haus! Zur Diskussion steht die Bestellung 
eines neuen Staatssekretärs der Bundesregie­
rung. In erster Linie, so wie das Vorredner 
der Oppositionspartei auch getan haben, ist 
es daher notwendig, die Arbeit der Staats­
sekretäre in den Regierungen unter soziali­
stischer Führung mit der Arbeit der Staats­
sekretäre in der Zeit der OVP-Alleinregierung 
zu vergleichen. 

Die gegenwärtige Bundesregierung hat nun 
den dritten Staatssekretär. Diese Bundesregie­
rung ist noch niCht ganz drei Jahre im Amt. 
Die OVP-Alleinregierung hat in der Zeit von 
1966 bis 1970, vier Jahre Amtszeit, zehn 
Staatssekretäre verbraucht. Sie wissen das 
besser als wir. (Abg. Dr. G r u be r: Vier! 
Es hat auch die Wondrack gegeben!) Ja, es 
hat aber nur drei Funktionen für Staatssekre­
täre in dieser Bundesregierung gegeben. Daß 
die Frau Staatssekretärin Wondrack bei einem 
tragischen Unfall ums Leben gekommen ist, 
sollten Sie doch nicht in die politische Dis­
kussion ziehen, meine Damen und Herren! 
(Beifall bei der SPO. - Ironische Heiterkeit 

Sie hatten doch den Herrn Staatssekretär 
Dr. Gruber im Bundeskanzleramt. Er wurde 
nicht sehr berühmt in seiner Tätigkeit. 

Sie hatten den Herrn Staatssekretär Doktor 
Koren, ebenfalls im Bundeskanzleramt. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: Der ist berühmt gewor­
den!) Ja, wie Sie wollen, meine Damen und 
Herren. Unter Anführungszeichen gefällt es 
mir besser. 

Es hat sich ferner als dritten um den Herrn 
Staatssekretär Pisa im Bundeskanzleramt ge­
handelt. Sie erinnern sich sicherlich noch. 

Es gab den Herrn Staatssekretär Dr. Neisser 
im Bundeskanzleramt. Also vier allein im 
Bundeskanzleramt. 

Zehn in vier Jahren haben Sie verschlis­
sen: noch den Herrn Staatssekretär Dok­
tor Bobleter im Außenministerium, den Herrn 
Staatssekretär Dr. Haider und dann den Herrn 
Staatssekretär Minkowitsch im Innenministe­
rium, den Herrn Staatssekretär Soronics im 
Sozialministerium, den Herrn Staatssekretär 
Bürkle ebenfalls im Sozialministerium, . den 
Herrn Staatssekretär Dr. Taus im Verkehrs­
ministerium, also insgesamt zehn Stück in 
vier Jahren. Ein einsamer Rekord, und da 
wollen Sie Kritik an der Tatsache üben, daß 
dieser Bundesregierung drei Staatssekretäre 
angehören. 

Aber, meine Herren von der großen Opposi­
tionspartei, Sie haben ja nicht nur einen 
rasanten Wechsel bei den Staatssekretären 
zuwege gebracht, sondern auch bei den Mini­
stern, auch wenn Sie es jetzt nicht hören 
wollen, bei jenen Ministern, die angeblich so 
hervorragend gearbeitet hatten. 

Da gab es den Herrn Vizekanzler und 
Handelsminister Dr. Bock.. Er wurde abgelöst 
vom nachfolgenden Vizekanzler Dr. Withalm 
und von Handelsminister Mitterer. Warum, 
wenn er so hervorragend gearbeitet hat? 

Da gab es den Herrn Außenminister Doktor 
TonCic. Er wurde abgelöst vom Nachfolger 
Dr. Waldheim. Warum haben Sie ihn aus 
der Regierung zurückgezogen, wenn er sich 
doch so glänzend bewährt hatte? 
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Dr. Schranz 
Da gab es den Herrn Bundesminister für 

Finanzen Dr. Schmitz. Sie haben ihn ja selbst 
durch den Herrn Finanzminister Dr. Koren 
ersetzt. Warum haben Sie den Herrn Doktor 
Schmitz aus der Regierung zurückgezogen, 
wenn er doch so hervorragend gearbeitet 
hatte? 

Da hat es den Herrn Innenminister Doktor 
Hetzenauer gegeben. Er wurde nicht sehr alt 
in dieser Regierungsfunktion. Er wurde ersetzt 
durch den späteren Innenminister Soronics. 
Warum haben Sie diesen Wechsel durchge­
führt, wenn dieses Regierungsmitglied doch 
angeblich so hervorragend gewirkt hat? 

Da gab es den Wechsel im Unterrichts­
ministerium von Herrn Dr. Piffl-Percevic zu 
Herrn Dr. Mock. 

Also Sie haben in Ihrer Regierungszeit 
ständig die Regierungsmitglieder geändert. 
Sie haben zehn Staatssekretäre gebraucht. Sie 
haben fünf Minister durch sechs andere Regie­
rungsmitglieder ersetzt - durch die Doppel­
funktion Vizekanzler, Handelsminister -, und 
da üben Sie stundenlange Kritik an der Tat­
sache, daß diese Bundesregierung einen zu­
sätzlichen Staatssekretär bekommt. 

Meine Damen und Herren! Eine solche 
Kritik ist unglaubwürdig, genauso unglaub­
würdig wie die Stellungnahme etwa des Herrn 
Dr. Mock, des Obmannes des OAAB, zu der 
Frage der Beamten überhaupt. Auf der einen 
Seite zu behaupten, die Sozialisten hätten 
eine beamtengegnerische Einstellung, auf der 
anderen Seite durch die Tatsache, daß die Zahl 
der Beamten größer wurde, diese Kritik an 
den Beamten vorzubringen, ist keine klare 
Stellungnahme. 

Meine Damen und Herren! Diese Bundes­
regierung hat in erster Linie jene Posten 
aufgefüllt, auf denen im großen und dringen­
den Interesse der österreichischen Bevölke­
rung gearbeitet werden muß. Die Schulreform 
verlangt die Einsetzung von mehr Lehrern; 
die Osterreicher warten auf Telephone und 
brauchen mehr Post- und Telegraphenarbeiter; 
an unseren Hochschulen sind mehr Professo­
ren und Assistenten notwendig; wir brauchen 
akademische Lehrer. Das sind die Schwer­
punkte der Personalpolitik dieser Regierung. 

Aber nicht nur zur Verwaltungsreform ist 
Ihre Stellungnahme mehrdeutig und nicht mit 
einer Zunge gesprochen. Das ist genau das 
gleiche Problem. Wir haben schon mehrmals 
hier darüber diskutiert, daß Sie keine ehrliche 
Stellungnahme etwa zur Frage des Laden­
schlusses abgeben. Auf der einen Seite treten 
Ihre OAAB-Gewerkschafter dafür ein, daß die 
sozialen Rechte der Handelsangestellten ge-

wahrt werden, auf der anderen Seite findet 
es kein OAABler der Mühe wert, hier ein 
Wort zu sagen, wenn die Rechte der Handels­
angestellten von den Vertretern der Unter­
nehmer in Gefahr gebracht werden. Wie 
stehen Sie also dazu, meine Herren? Sind Sie 
für die Handelsangestellten oder sind Sie 
gegen sie? Sind Sie für die Beibehaltung der 
jetzigen sozialen Regelungen, oder wollen Sie 
die Rechte der Handelsangestellten verklei­
nern? Sagen Sie doch einmal etwas dazu, 
und drücken Sie sich nicht immer vor der 
sozialen Verantwortung und vor der klaren 
Stellungnahme! (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ihr Klubobmann 
hat hier behauptet, daß die OVP-Opposition 
in diesem Haus bereits Fuß gefaßt habe. Ich 
nehme an, Sie von der OVP-Fraktion stehen 
ziemlich allein mit dieser Behauptung, in der 
Offentlichkeit fand ich sie noch nicht bestätigt. 

Aber es wurde ja auch in dieser Debatte 
wie so oft von Ihnen nicht einmütig, sondern 
mit sehr vielen Zungen gesprochen. Zwei 
Firmen sind ja fast zuwenig, das ist ja schon 
eine Vielfirmentheorie und ein Vielfirmen­
konglomerat ohne Zusammenfassung in einem 
modernen Konzern. 

Etwa bei der Frage der Stahlfusion - Sie 
erinnern sich -: Einer Ihrer Spitzenpolitiker 
tritt dafür ein, daß man über dieses Problem 
überhaupt nicht mehr verhandelt, weil es 
zwecklos wäre; der andere verhandelt gleich­
zeitig. 

Zur Frage, die heute zur Diskussion steht, 
nämlich Probleme der öffentlich Bedienste­
ten: Einer Ihrer Sprecher tritt hier für ange­
kündigte Forderungen der Beamten ein; Ihr 
Klubobmann wiederum wehrt sich dagegen, 
daß die Ausgaben auf diesem Sektor steigen. 

Bei der Sozialdebatte haben wir von Ihnen 
dasselbe erlebt. Sie haben auf der einen Seite, 
nämlich bei der Behandlung der 29. ASVG­
Novelle und der Parallelgesetze, Forderungen 
für die nächsten fünf Jahre im zusätzlichen 
Ausmaß von 13,5 Milliarden Schilling gestellt; 
auf der anderen Seite weinen Sie über die 
angeblich zu hohen Ausgaben des Bundes. 
Zwei Theorien, drei Theorien, zwei Zungen, 
drei Zungen - ganz wie Sie wollen: eine 
glaubhafte, einmütig klare Oppositionspolitik, 
meine Damen und Herren, ist das nicht. 

Es ist nur interessant, wie Sie mit Zahlen 
umgehen. Der Herr Klubobmann Dr. Koren 
hat gemeint, die sozialistische Bundesregie­
rung müßte doch 5000 Wohnungen zusätzlich 
im Jahr errichtet haben (Abg. DI. K 0 h 1-
mai e I: WeIden mehl Wohnungen gebaut?), 
und er sagt, wir sind jetzt im vierten Jahr 
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Dr. Schranz 
dieser sozialistischen Regierung, daher müßten gebracht. Warum haben wir das alles bei 
20.000 Wohnungen zusätzlich fertiggestellt Ihnen vermißt? 
worden sein. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie 
bitten, den Kalender zur Hand zu nehmen -
und ich nehme an, daß das auch keine zu 
geringe Kontrollmöglichkeit für Universitäts­
professoren ist -, um festzustellen, wie lange 
diese Regierung wirklich im Amt ist. Sie reden 
vom vierten Jahr. Sie reden also, wenn Sie 
20.000 im Verhältnis zu 5000 setzen, von vier 
vollendeten Jahren. In Wirklichkeit ist diese 
Bundesregierung erst 33 Monate im Amt. Sie 
sollten doch etwas genauer rechnen und die 
politischen Verhältnisse auch etwas genauer 
sehen, denn es gehört zum Einmaleins der 
Erfahrungswerte eines Politikers, daß er zu­
mindest weiß, wie lange Regierungen im Amt 
sind. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Werden also 
mehr Wohnungen gebaut?) 

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen 
jetzt vorgehalten, wie unseriös (Abg. Doktor 
G r u be r: Wie unseriös Sie sprechen!) Sie mit 
der Zahl vorgehen, die Sie der sozialistischen 
Regierungsarbeit für ihre Jahre der Amtszeit 
in Rechnung stellen. (Abg. Dr. G r u b er: Wie 
viele Wohnungen haben wir mehr, Herr 
Dr. Schranz?) 

Herr Dr. Gruber! Sie als Fachmann müssen 
das wissen. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Geben 
Sie doch eine Antwort! - Abg. 0 f e nb ö c k: 
So viel Zeit brauchen Sie zum Uber1egen? -
Präsident Dr. Mal eta gibt das Glocken­
zeichen.) Ich will ja gerade antworten, aber 
wenn Sie schreien, kann ich es nicht. 

Meine Damen und Herren! Ein Wohnbau­
fachmann weiß doch viel besser, daß es nicht 
darauf ankommt, wieviel Wohnungen in 
einem Jahr fertiggestellt werden, sondern wie 
viele in einem Jahr gefördert werden. Und die 
Förderungsmittel werden in sozial und wirt­
schaftlich richtiger Weise eingesetzt. Es geht 
also nicht um die Fertigstellung, sondern um 
die Förderung in ganz Osterreich. (Beifall bei 
der SPtJ. - Abg. Dr. G r u b er: Um wieviel 
sind mehr gefördert worden? - Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai er: Sie haben uns versprochen, 
daß Sie mehr bauen werden! Vom Bauen 
war die Rede!) 

Meine Damen und Herren! Sie üben Kritik 
am Landwirtschaftsministerium und vergessen 
die Tatsache, daß Sie doch von 1945 bis 1970, 
also 25 Jahre lang, die Möglichkeit gehabt 
hätten, als Führungskraft in diesem Ressort 
die Bergbauernwünsche zu erfüllen. Das Berg­
bauemsonderprogramm wurde von diesem 
Landwirtschaftsminister ins Leben gerufen und 
hat Ansätze und auch schon Fortschritte für 
eine Hilfe der Bauern in ansehnlichem Maße 

Sie sprechen von der Wirksamkeit des 
Sozialministeriums dieser Regierung, ohne 
dazuzusagen, wie denn die Tätigkeit des 
Sozialministeriums in den vier Jahren Ihrer 
Alleinregierung war. Sie haben doch auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung und der Sozial­
politik fast überhaupt nichts weitergebracht. 
Der derzeitige Sozialminister hat dafür ge­
sorgt, daß die soziale Sicherheit erheblich aus­
gebaut wurde, und in diesem Jahr sind wir 
daran, eine moderne Sozialpolitik auch auf 
anderen Gebieten zu etablieren. Warum hat 
denn Ihre Regierung gerade auf diesem Gebiet 
in diesen vier Jahren so vollkommen versagt? 
(Abg. G rat z: Sie hat einen sozialen Brems­
kraftverstärker eingebaut gehabt!) 

Können Sie mir sagen, was es denn für 
soziale Fortschritte in den vier Jahren der 
OVP-Regierungszeit gegeben hat? (Abg. Dok­
tor K 0 h 1 mai e .r: Lesen Sie meine Rede 
darüber nach!) Es werden Ihnen ein paar 
Kleinigkeiten - das gebe ich gerne zu - ein­
fallen. Aber wenn Sie als Fachmann die Tätig­
keit dieses Sozialministers und die Tätigkeit 
seiner Vorgängerin objektiv miteinander ver­
gleichen, dann werden Sie sehen, daß die po­
sitiven Ergebnisse der sozialistischen Sozial­
politik ein Vielfaches von dem ausmachen, 
was in Ihrer Zeit zustande gekommen ist. 
(Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Sie wollen aber 
auch bei dieser Debatte wieder nicht einsehen, 
welches Ausmaß an Demokratisierung es in 
Osterreich durch die Tätigkeit der sozialisti­
schen Bundesregierung gibt. Alle Vorhaben 
dieser Regierung werden in der Offentlichkeit 
angekündigt. Es gibt ständig Presseinforma­
tionen nach den Ministerratssitzungen. Die 
Vertreter der Massenmedien haben die Mög­
lichkeit, mit den Regierungsmitgliedern Kon­
takte zu haben. Es hat noch nie eine solche 
ausgiebige Information der Offentlichkeit ge­
geben und damit einen Weg zur weiteren 
Demokratisierung als in dieser Zeit. Sie haben 
doch in Ihrer Regierungszeit Geheimpolitik 
getrieben, meine Damen und Herren! (Beifall 
bei der SPO.) 

Als die Bauern demonstriert haben, welche 
Konsequenz hat der Herr Bundeskanzler Klaus 
gezogen? Erinnern Sie sich noch? Wo war er, 
wo hat er mit den Bauernvertretern diskutiert? 
Wo hat er sich einer Debatte gestellt? Die 
sozialistische Regierung sucht und führt die 
Auseinandersetzung mit allen Gruppen der 
Bevölkerung. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Ich 
bitte um Angabe: Was ist demokratisiert 
worden? Welche Gesetze?) 
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Dr. Sdlranz 
Zur Demokratisierung, meine Damen und 

Herren, führen die ges·amte Politik dieser Re­
gierung und die Ubung, die Offentlichkeit 
ständig zu informieren. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Welche Gesetze?) 

Aber, Herr Dr. Kohlmaier, Sie dürfen doch 
die Politik nicht nur mit den Scheuklappen 
eines formell denkenden Juristen sehenl (Abg. 
Dr. K 0 h I m a j e r: Nein, als Gesetzgeber!) 
Die Frage der Demokratisierung ist doch nicht 
eine Frage des Buchstabens des Gesetzes, 
sondern der allgemeinen Politik einer Regie­
rung und der Partei, die sie trägt. (Beifall bei 
der SPO.) 

Hat die OVP die Offentlichkeit in Osterreich 
genauso ausgiebig informiert, wie das die 
sozialistische Regierung tut? (Rufe bei deI 
OYP: Natürlich!) Ja? Hat es die offenen 
Stunden nach den Ministerratssitzungen ge­
geben? Hat es die offenen Diskussionen ge­
geben? Hat es Diskussionen der Bauern mit 
dem Bundeskanzler gegeben? (Rufe bei der 
OYP: Ja!) Wo war Herr Dr. Klaus, als die 
Bauern demonstriert haben? Haben Sie es 
vergessen, oder wollen Sie es verdrängen? 
Er hat nicht diskutiert. (Zwischenrufe bei der 
GYP.) Wenn ja, dann nur mit Leuten seiner 
eigenen Partei, und das ist keine große Kunst. 
Auc:h mit politischen Gegnern zu diskutie­
ren ... (Abg. Dr. K 0 h I mai e r: Die sind alle 
in unserer Parteil) 

Alle? Ja, dann haben Sie Totalitätsan­
sprüche nach volksdemokratischem Muster, 
das muß ich Ihnen dazu sagen! Denn 100 
Prozent der Bauern sind nicht in Ihrer Partei. 
Die Mehrheit, ja. Ihre Zahlen kommen auch 
den volksdemokratischen Wahlerge bnissen 
schon sehr nahe. 

Meine Damen und Herren! Diese Bundes­
regierung hat aber auch auf wirtschaftspoli­
tischem Gebiet - und das wird Ihnen doch 
objektiv die gesamte österreichische Bevölke­
rung bestätigen - mehr zustande gebracht an 
Beschäftigungsstand, an Wirtsc:haftswachstum 
und auch an Einkommen der Bevölkerung als 
jemals zuvor eine Regierung. Es gibt jetzt im 
Winter mehr Beschäftigte als zur Zeit Ihrer 
Regierung während der sc:hönen Jahreszeit. 
Es hat noch nie einen so hohen Beschäfti­
gungsstand in Osterreich gegeben wie jetzt, 
und die Osterreicher haben noch niemals so 
viel verdient. 

Und noch ein Wort zur öffentlichen Ver­
waltung in diesem Lande, meine Damen und 
Herren. Sie meinen, daß die Sozialisten eine 
Verwaltungspolitik betreiben, die Ihnen nicht 
immer angenehm ist. Das bestätigen wir 
durchaus. Aber Sie kennen vielleicht die Kurz­
und Langbezeichnung jener Organisation 

besser als ich, die in Ihrer Regierungszeit 
- und damit meine ich die Zeit von 1945 bis 
1910 - als entscheidender Faktor in der ge­
samten öffentlichen Verwaltung etabliert 
wurde. In Ihren Ministerien hat es doch kaum 
einen Spitzenbeamten gegeben, der nicht dem 
CV angehört hat, und der CV hat die Politik 
in der Verwaltung weitestgehend bestimmt. 
Das wissen Sie ganz genau. Eine solche Politik, 
meine Damen und Herren, gibt es in der 
sozialistischen Regierungszeit nic:ht. Wir sor­
gen dafür, daß jeder auc:h unter der Beamten­
schaft die Möglic:hkeit des Aufstieges zu den 
hohen und höchsten Funktionen hat. 

Meine Damen und Herrenl Wie viele Ange­
hörige des CV, wie viele Angehörige Ihrer 
Partei nehmen denn Spitzenpositionen in der 
Bundesverwaltung ein? Sagen Sie uns doch 
Prozentsätze I Da kommen Sie zu ähnlichen 
Prozentsätzen, wie Sie sie vorhin für den 
Bauernbund genannt haben. In der Bundes­
verwaltung hat der CV, haben die konserva­
tiven Kräfte mit den versc:hiedensten Büdlern 
Ihrer Bünde und Teilorganisationen Politik 
gemacht. Und mit einer solchen Protektions­
politik wird durch die Sozialisten in Osterreich 
Schluß gemac:htl (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben es für 
notwendig befunden, in dieser Debatte am 
Präsidenten des Hauses und des Osterreidli­
schen Gewerkschaftsbundes Kritik zu üben. 
(Abg. K eIn: Eine Majestätsbeleidigung!) 
Dieser Präsident - das hat er selbst gesagt -
stellt sich - sehr im Gegensatz zu manchen 
politischen Funktionären Ihrer Couleur -
jeder Kritik. Wir haben eine solch offene 
Diskussionsbereitschaft auf Ihrer Seite nicht 
immer erleben können. 

Aber ic:h möchte Ihnen zu dieser Frage eines 
sagen: Gäbe es die österreichische Gewerk­
sc:haftsbewegung mit ihrer demokratisc:hen 
Grundhaltung nic:ht, gäbe es nicht solc:he 
Spitzenfunktionäre dieser Gewerkschaftsbewe­
gung wie den Präsidenten Benya, dann hätten 
wir in Osterreic:h keine Demokratie und kei­
nen demokratisdlen Parlamentarismus, denn 
die konservativen Kräfte in diesem Lande 
waren nicht in der Lage, mit den Gegnern der 
Demokratie in Osterreich fertig zu werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wer hat denn in den Jahren der Gefahr 
diese Demokratie und die Unabhängigkeit 
unserer Republik gefährdet? Wer hat sie ver­
teidigt, meine Damen und Herren? (Abg. Mi t­
l e r e I: OIah!) Wo waren denn die großen 
konservativen Spitzenfunktionäre, als es in 
Osterreich hart auf hart ging? Es waren die 
Arbeiter und Angestellten in diesem Lande, 
die die Demokratie und die demokratische 
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Dr. Sduanz 

Republik gesichert haben, und die objektiven 
Geschidltsbetrachter haben das audl immer 
zugegeben. Objektive Beobachter sagen audl, 
daß in asterreich die vernünftigste Gewerk­
schaftspolitik von allen Staaten betrieben 
wird. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e I: Um das geht 
es ja gar nicht! Das bestreitet ja niemand!) 
Nehmen Sie zur Kenntnis: Das wird auch in 
Zukunft so sein. Die Arbeiter und Angestell­
ten und ihre Gewerksdlaftsfunktionäre brau­
chen keine Appelle an ihr Verantwortungs­
bewußtsein. Sie werden so wie in der Ver­
gangenheit mit den Sozialisten und ihrer Re­
gierung dafür sorgen, daß die Demokratie 
einen gesicherten Boden in Osterreich hat. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Mode Ich madle darauf auf­
merksam, daß die Redezeit mit fünf Minuten 
beschränkt ist. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Bundeskanzler hat festgestellt, daß ein Ent­
wurf eines Bundesgesetzes für die Errichtung 
einer Verwaltungsakademie nicht in die Be­
gutachtung gegangen ist. Er hat dann rasch 
noch eingefügt: nach den ihm zugekommenen 
Informationen. Es tut mir leid, daß ihn der 
Herr Staatssekretär Veselsky wahrscheinlidl 
einmal mehr falsch informiert hat. 

kh darf das Hohe Haus informieren, daß 
in dem vorn Herrn Bundeskanzler am 23. April 
1971 übermittelten Bericht über die Arbeiten 
der Verwaltungsreformkommission folgende 
Feststellung getroffen ist: ... für eine Ver­
waltungsakademie ausgearbeitet und der Ent­
wurf eines Bundesgesetzes für die Errichtung 
einer Verwaltungsakademie zur Begutachtung 
ausgesandt wurde. - Bundeskanzleramt, Zahl 
40.438-2 a/70. 

Entweder hat der Herr Bundeskanzler dem 
Nationalrat einen falschen Bericht vorgelegt, 
oder seine Feststellung ist falsch. (Beifall bei 
der GVP. - Staatssekretär Dr. V e sei s k y 
begibt sich zu Bundeskanzler Dr. Kreisky. -
Abg. G r a f: Ein Approach! Veselsky is ap­
proaching! - Abg. Dr. K 0 h 1 mai e T: Ich 
wäre fürs IIdisapproach" I) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren des 
Hohen Hauses! Es entspricht freiheitlicher 
Tradition, daß wir einen neuen Politiker in 
diesem Hause, ein neues Mitglied der Bundes­
regierung nicht sofort aus allen Rohren be-

sdließen, nicht die schweren Kanonen auf ihn 
richten, sondern ihn mit gebührender 
Loyalität formell begrüßen und zuerst einmal 
abwarten, weldle Tätigkeiten er entwickelt, 
wie sidl seine Arbeit auswirken wird. Wir 
wollen zuerst beobadlten und dann urteilen. 
Das haben wir in der Vergangenheit bei der 
Vielfalt der Staatssekretäre und Minister 
ebenso gehalten. Eine Schonzeit wurde jedem 
eingeräumt. 

Das ist auch einer der Gründe, warum sich 
diese Diskussion anläßlich der Ernennung des 
Staatssekretärs nicht nur um diese Tatsache 
bewegt, sondern überhaupt um Probleme der 
Regierung, zumal ja - und ich mödlte sagen, 
wir wollen die sozialistische Regierung in 
diesem Punkte als Freiheitliche nicht besser 
behandeln, wie wir es seinerzeit bei der OVP 
getan haben - bisher wirklidl noch niemand 
offiziell weiß, Herr Staatssekretär, was Sie 
tun werden, was Sie zu tun haben. Denn die 
Mitteilung des Bundeskanzlers besroränkte 
sich auf den reinen Formalakt, und die Wort­
meldung war eine sachliche Berichtigung. Im 
Grunde genommen weiß ja im Hause nodl 
niemand, was Sie wirklich als Aufgaben­
bereich übertragen bekommen. Es ist also nur 
ein Mutmaßen auf Grund von Zeitungs­
berichten. 

Die Mitteilung, die offiziell vorliegt und die 
gestern vom Schriftführer verlesen worden 
ist, lautet der Verfassung entsprechend, daß 
der wirkliche Amtsrat Karl Lausecker über 
Vorschlag des Kanzlers vom Herrn Bundes­
präsidenten zum Staatssekretär im Bundes­
kanzleramt ernannt worden ist. 

Und, Herr Staatssekretär, damit Sie gleich 
den Ernst des Lebens kennenlernen, würde ich 
Ihnen empehlen: Machen Sie es so wie ich, 
lassen Sie siro vorn gestrigen Protokoll dieses 
Blatt geben, da steht nämlich schon alles 
darauf, drei Worte nur oder vier Worte: 
Nichts weiter zu veranlassen. Einlegen. -
Und damit ist formal für die Verwaltung der 
Akt abgeschlossen, nun liegt der Zug an 
Ihnen und sind Sie an der Reihe. 

Und doch ist mir persönlich etwas aufge­
fallen - vielleidlt werden wir das auch 
irgendwie aufklären können -: es ist Ihr 
Berufstitel angegeben, aber meines Wissens 
nach waren Sie am 19. Jänner Abgeordneter 
und sind es wahrscheinlich auch heute noch. 
Es ist eigentlich unüblich, daß der Herr 
Bundespräsident dem Hause nicht mitteilt, daß 
ein Abgeordneter, und zwar ein Abgeordneter 
des Wiener Landtages, auf der Regierungs­
bank Platz nehmen wird. Es ist übrigens ein 
Unikum. Es ist formal -ich möchte sagen: 
verfassungsrechtIich - vollkommen richtig. Es 
ist ja unvereinbar, daß ein Landtagsabgeord-

403 
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neter ins Haus einzieht, aber es ist durchaus' Bewegungsraum des Staatssekretärs fast NulL 
möglich, daß ein Angehöriger des Wiener Ein schwacher Minister fürmtet seinen Staats­
Landtages auf der Regierungsbank Platz sekretär und läßt ihn daher nichts tun. 
nimmt. Auch diese Frage ist, so wie viele 
Fragen, noch im Raum. Es wird nicht nur die 
Wiener interessieren, ob der Staatssekretär 
Lausecker nun weiter Landtagsabgeordneter 
bleibt, sondern es wird überhaupt die Offent­
lichkeit interessieren, wieweit sich nun die 
Probleme des Wiener Landtages auf die 
Regierungsbank sozusagen mit eingeschlichen 
haben. 

Eines mödlte ich rimtigstellen - auch ein 
allgemein verbreiteter Irrtum -, damit Sie, 
Herr Staatssekretär, nicht vielleicht zu sehr 
zu einem Höhenflug im ersten Moment an­
setzen. Sie sind nicht Mitglied dieser Bundes­
regierung; das ist eindeutig geklärt. Sie neh­
men an den Sitzungen der Bundesregierung 
teil, Sie können dort natürlich nicht mit­
stimmen, und Sie sind auch nicht Mitglied 
der Bundesregierung, sondern Sie sind nach 
eindeutigen Kommentaren ein sogenanntes 
Hilfsorgan des Bundeskanzlers, und zwar ein 
weisungsgebundenes. 

Kelsen hat das - ich will Ihnen das vor 
Augen führen - in seinem Kommentar ganz 
deutlich umschrieben, indem er von der 
"Gehorsamspflicbt" des Staatssekretärs gegen­
über den Weisungen des jeweiligen Bundes­
ministers beziehungsweise des Bundeskanzlers 
sprach. 

Die Staatsekretäre hatten in diesem Hause 
- entschuldigen Sie. daß wir Freiheitlichen 
das aus unserer Sicht so sehen - nicht immer 
den besten Ruf. Denn in den ersten 20 Jahren 
nach dem zweiten Weltkrieg waren sie ja die 
Aufpasser des politischen Koalitionsgegners 
im jeweiligen Ministerium. Das heißt. die 
Koalitionspartner hatten zueinander so wenig 
Vertrauen. daß man dem Minister jeweils 
einen Staatssekretär der anderen Farbe bei­
gegeben hat. der im wesentlichen die Aufgabe 
hatte, den Minister sozusagen an der Arbeit 
zu hindern oder - wenn er vollen Erfolg 
hatte - ihn kaltzustellen. 

Das hat sich seit 1966 geändert. Wir hoffen. 
daß die Zeiten. in denen die Staatssekretäre 
derartige Aufgaben zu haben glaubten. für 
immer vorbei sind. 

Herr Staatssekretär Lausecker! Ihre Aufgabe 
WIrd es nun sein - das vermuten wir jeden­
falls -, als des Kanzlers weisungsgebundenes 
Organ ihn bei seiner Arbeit zu entlasten. 

Der Bewegungsraum eines Staatssekretärs 
ist an und für sich nicht groß. Es gibt starke 
Minister. es gibt schwache Minister. Das 
gleiche gilt auch für den Kanzler. Ein starker 
Minister macht. wie wir aus Erfahrung wissen, 
alles selbst. In einem solchen Fall ist der 

Wenn Sie sich diese Regierung ansehen, 
dann müssen Sie ebenfalls sagen: Es gibt 
auch da Leute, die den Staatssekretärtitel 
führen, aber eigentlich sehr im V.erborgenen 
blühen. Personen. bei denen die Schonzeit all­
mählich schon zu Ende zu gehen beginnt, 
womit sich das Haus demnächst doch einmal 
befassen wird. 

Wir Freiheitlichen gehören nicht zu denen, 
die von vornherein sagen: Eine Ausgabe für 
einen Staatssekretär ist hinausgeschmissenes 
Geld. - Es gibt Staatssekretäre. die bei Gott 
ihr Geld wirklich verdienen - das gleiche gilt 
natürlich auch für Minister und Abgeord­
nete -. und es gibt auch solche. die wahr­
scheinlich nicht einen Schilling wert sind. Das 
bezieht sich nun auf alle Parteien; da gibt es 
wahrscheinlich keine Ausnahme. Wir wollen 
diese Dinge nicht von der finanziellen Seite 
her. sondern vielmehr vom Standpunkt der 
Leistung aus betrachten. 

Zuvor sagte ich. daß die Staatssekretäre 
hier im Hause nicht im besten Ruf stehen. 
Dazu muß ich Ihnen sagen: Sie gehören als 
Staatssekretär keiner Erfolgsgeneration an. 
Schauen Sie sich bitte die lange Liste von 
Staatssekretären an, die ein Redner der 
sozialistischen Fraktion der Volkspartei vor­
gelesen hat. Er hat allerdings dabei die Namen 
der sozialistischen Staatssekretäre nirnt ge­
nannt. Wenn man nun diese Liste um die 
Namen der sozialistischen Staatssekretäre er­
weitert. dann wird man die Namen von sehr, 
sehr vielen Personen lesen. die rasch empor­
gekommen sind. aber ebenso rasrn wieder in 
der Versenkung verschwanden. 

Von manchem Staatssekretär hat man 
eigentlich auch während seiner sogenannten 
Tätigkeit fast nichts gehört. 

Hinsichtlirn der Frage. ob die Regierung 
Kreisky drei oder vier Jahre im Amte ist. 
gab es zwischen der Regierungspartei und der 
Opposition eine Meinungsversdliedenheit. Als 
einer von denen, die seit 20 Jahren hier in 
diesem Haus die Opposition vertreten, darf 
ich dazu sagen: Das ist durchaus verständlirn. 
denn denjenigen. die in Opposition stehen. 
vergeht die Zeit viel langsamer als jenen, die 
in der Regierung sind. Daher hat die Oppo­
sition geglaubt, es seien schon vier Jahre. 
während die Regierung meinte. es seien erst 
drei. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Der Wechsel der Staatssekretäre gehört 
also, ich möchte fast sagen. zur Tradition des 
Hauses. 
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Ich möchte aber folgendes nicht ver­

schweigen: Es hat auch Staatssekretäre 
gegeben, die sich sozusagen in die Geschichte 
eingetragen haben. Wir hoffen, daß das auch 
bei Ihnen so sein wird. Sie sollen - wir 
würden das begrüßen - es der Opposition 
nicht leicht machen. 

Herr Kollege Dr. Schranz! Sie haben der 
Volkspartei einen raschen Wechsel bei 
Ministern und Staatssekretären vorgeworfen. 
Ich muß vom Standpunkt der Opposition aus 
sagen: Das ist gar kein Fehler. 

Wir müssen anerkennen: Die Volkspartei 
hat wenigstens versucht, schlechte Minister 
durch bessere zu ersetzen. Diese sozialistische 
Regierung hat das nicht einmal versudü. Das 
ist, glaube ich, ein Punkt, den wir doch be­
achten müssen; ich werde später noch darauf 
zurüCkkommen. (Bundeskanzler Doktor 
Kr eis k y: Alle gutl) Ich habe nicht ganz 
verstanden, Herr Bundeskanzler, was Sie 
sagten. Ich nehme an, daß Sie der Ansicht sind, 
daß alle gut sind. So gesehen unterscheiden 
wir uns zweifellos voneinander. Es ist ein 
Kompliment der Opposition, wenn wir zu­
geben, daß Sie gute Minister haben. Doch es 
ist sicher eine Uberheblicbkeit, die an Klaus 
herangrenzt, wenn Sie glauben, daß alle gut 
sind. (Heiterkeit. - Beifall bei der FPO und 
des Abg. K ern.) 

Außer dem Formalakt der Mitteilung des 
Herrn Bundeskanzlers sind Sie praktisch, Herr 
Staatssekretär, ja noch nicht vorgestellt. Es 
hat also noch niemand, auch nicht der Bundes­
kanzler, dazu das Wort ergriffen. Es geht 
lediglich die Vermutung, daß Sie den Bundes­
kanzler etwa in Fragen der Personalpolitik 
im Rahmen des öffentlichen Dienstes entlasten 
sollen. 

Sie werden ja als Wiener Landtagsabgeord­
neter die ähnlichen Verhältnisse vom Rathaus 
drüben kennen. So, wie es Herr Kollege 
Dr. Gasperschitz gemacht hat, geht es nach 
Meinung von uns Freiheitlichen freilich auch 
nicht. Er bradlte eine schnelle Aufzählung und 
hat sich dabei sehr getummelt, um bis 16 Uhr 
fertig zu sein, um den Beginn des "Brötchen­
empfanges" , den Beginn des heißen Kampfes 
ums Kalte Büfett, nicht zu verzögern. 

Ich glaube aber, Herr Dr. Gasperschitz, so 
leicht kann man es sich auch nicht machen. 
Ich bin davon überzeugt - ich konnte aller­
dings in der Eile gar nicht alles auffassen -, 
daß 99 Prozent von dem, was Sie gesagt 
haben, richtig sind. Das wenige, was ich mit­
bekommen habe, sind doch uralte Sachen! Ent­
schuldigen Sie: Das alles haben wir im Namen 
der Beamten Ihnen doch schon zur Zeit der 
OVP-Regierung, der OVP-Alleinregierung, 
aufgezählt. 

Meine Frage an Sie, Herr Dr. Gasperschitz, 
ist: Warum haben Sie das damals, von 1966 
bis 1970, nicht gemacht? Ich nehme die Regie­
rung Klaus gar nicht in Schutz. Wir Freiheit­
lichen behaupten immer, daß die jetzige 
Regierung in vielen Punkten um gar nichts 
besser ist als ihre Vorgängerin und sich von 
ihr gar nicht unterscheidet. 

Das, was Sie aufgezählt haben, waren For­
derungen, die der öffentliche Dienst seit vielen 
Jahren an jede Regierung richtet, an die 
Koalition schon gerichtet hat. Sie hätten in 
der Zeit von 1966 bis 1970 die Möglichkeit 
gehabt, das zu verwirklichen. (Abg. 
W e den i g: Zum Beispiel?) Herr Kollege! Sie 
haben das damals nicht verwirklicht - ich 
komme jetzt gleich dazu, wenn ich das im 
Zusammenhang mit der Regierung behandle, 
denn das sind ja uralte Probleme -, und das 
wird auch von dieser Regierung nicht bewäl­
tigt werden. 

Es geht das Gerücht, Herr Staatssekretär, 
man sagt einem Ondit zufolge so, daß Sie 
etwa Teuerungsabgeltungen einheitlich ein­
führen wollen. Gut, da muß ich Ihnen sagen: 
Das wird wahrscheinlich zu den ersten Aus­
einandersetzungen mit uns Freiheitlichen 
führen, denn wir sind gegen alle Nivellie­
rungstendenzen in diesem Haus immer, zur 
Zeit der Koalition und zur Zeit jeder anderen 
Regierung, aufgetreten und werden es selbst­
verständlich auch jetzt so halten. 

Die Abgeltung ist ja ein Begriff. Man sagt: 
Es wird alles teurer, wir geben also jedem 
400 S. Es sind ja gar nicht 400 S, die dann 
jeder bekommt, denn für den, der keine Steuer 
zahlt, sind es 400 S, und für den, der auf Grund 
einer besonderen Leistung mehr verdient, sind 
es nur mehr 300 S, und derjenige, der sehr 
viel leistet, kriegt nur mehr 200 S, weil ihm 
der Finanzminister 200 S sofort wieder weg­
nimmt. 

Herr Staatssekretär! Debattieren könnte 
man darüber, obwohl die Nivellierungs­
tendenz nicht wegfällt, dann, wenn Sie beim 
Finanzminister - und diese Erklärung darf ich 
Sie bitten uns als erste zur Beruhigung zu 
geben - durchsetzen, daß diese Teuerungs­
abgeltung steuerfrei bleibt. Dann ist es natür­
lich eine echte Teuerungsabgeltung. 

Daß aber der Tüchtige, der mehr verdient, 
der es in seinem Beruf zu etwas gebracht hat, 
der etwa Meister oder Vorarbeiter ist, also 
höhere Steuern zahlt, eine geringere 
Teuerungsabgeltung bekommt als derjenige, 
der sich in der Arbeit zurückhält, um weniger 
Steuer zu zahlen, das ist eine Nivellierungs­
tendenz, die über östliche Ziele weit hinaus­
schießt. (Abg. GI a f: Alva Myrdal!) Ja. 
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Daher, Herr Staatssekretär, wäre hier ein 
ernstes Gespräch mit dem Finanzminister not­
wendig, ein Gespräch darüber, wieweit er be­
reit ist, es bei dem von Ihnen in die Debatte 
geworfenen Gegenstand zu einer echten Ab­
geltung kommen zu lassen. 

Früher hat man ja an und für sich nur von 
der 'i;Vertsicherung gesprochen. Das ist für uns 
Freiheitlime die wesentlim sympathischere 
Uberlegung. Es sollte sichergestellt werden, 
daß der Wert des Verdienstes erhalten bleibt, 
und es sollte nicht linear einheitlich abge­
golten werden. Denn eine längere Hand­
habung dieses Systems führt natürlich dazu, 
daß eines Tages etwa der E-Beamte genauso 
viel bekommt wie der Sektionsmef. denn 
durch die Abgeltung wird das Gehalt einen 
immer kleineren Teil ausmachen. 

Das führt natürlidl - das befürchten wir -
zur negativen Auslese, die wir leider Gottes 
schon seit vielen Jahren im öffentlichen Dienst 
haben. Der öffentlime Dienst hat ja vielfach 
nur die Funktion, tüchtige Fachkräfte heran­
zubilden. Kaum sind sie herangebildet, kommt 
verständlicherweise die Privatwirtschaft, 
madlt das Angebot des Tages. ein zeitgemäßes 
Angebot. Man kann von einem Beamten, der 
anderswo bei entsprechender Sicherheit um 
70 Prozent mehr verdient, schwer verlangen. 
daß er nur aus Treue zum Staat beim Staat 
bleibt. 

So etwas führt eben zur negativen Auslese, 
mit der wir uns, solange ich diesem Hause 
angehöre. immer kritisdl auseinandergesetzt 
haben. 

Nach diesem System der Abgeltung hat zum 
Beispiel der A-Beamte geringere Chancen. Es 
werden wichtigste Posten in diesem Staat seit 
längerer Zeit, seit Jahren. nicht mehr besetzt. 
Wir haben eine ganze Reihe wimtiger Stellen. 
die nur zu 50 Prozent besetzt sind, was manch­
mal sogar vom Standpunkt des Finanz­
ministers aus bedenklich ist. Sehen Sie sich 
nur die Entwicklung auf dem Gebiet der 
Finanzprüfer an! Der Staat bildet viele 
Finanzprüfer und auch jene Personen, die 
Steuervorsmreibungen mamen, aus. Wenn Sie 
aber dann ausgebildet sind, gehen sie in die 
Privatwirtschaft ab, und wir haben gerade 
auf diesem Gebiet nur 50 Prozent der Posten, 
die vom Parlament bewilligt und als not­
wendig anerkannt sind, besetzt. Hier sehen 
Sie schon die bedenkliche Personalentwick­
lung, die auf viele Jahre zurückgeht. 

Ein Druckreservoir ist zweifellos -bei den 
B-Beamten vorhanden, aber man kann das 
Problem nicht etwa dadurch lösen, daß man 
den Beamten ein Dekret gibt, daß sie ab 
heute A-Beamte sind. 

Zuvor ist hier eine kurze Diskussion 
zwischen der anderen Oppositonspartei und 
der Regierungspartei über die Verwaltungs­
akadernie entstanden. Wir wollen jetzt gar 
nimt darüber streiten, was in der Vergangen­
heit war, aber eine Bitte im Zusammenhang 
mit dieser Verwaltungsakademie dürfen wir. 
Herr Bundeskanzler, audl heute wiederholen: 
Her mit dieser Verwaltungs akademie, sie ist 
eine Notwendigkeit! Man hat gar nichts 
davon, wenn die Sozialisten mit der Volks­
partei streiten, wer früher angefangen hat, wer 
sdluld ist, daß sie ni mt da ist. Sie ist nicht da! 
Abg,eordnete aller Parteien reden seit Jahren 
davon. daß sie eine Notwendigkeit ist, aber 
sie ist noch immer nimt vorhanden. Daher 
darf ich dem Herrn Staatssekretär sagen: 
Wenn er mit Personalfragen zu tun hat, wird 
die Verwaltungsakademie eine der Aufgaben 
sein, die er als erste in der Regierung durdl­
zusetzen versuchen muß, indem er die anderen 
Regierungskollegen von der Notwendigkeit 
überzeugt. 

So könnte man nun die Personalsituation 
auf fast allen Gebieten unseres staatlidlen 
Lebens beleumten. 

Eine an Rechtsunsimerheit grenzende Per­
sonalknappheit besteht auf dem Justizsektor. 
Wir hören immer wieder die Klagen, daß die 
rechtsuchende Bevölkerung sagt: Ich habe 
nichts davon, wenn ich jahrelang auf die Be­
stätigung, daß ich recht habe, warten muß! 
Er bekommt ja sein Remt gerade noch, aber 
dann muß er monatelang warten, und es 
müssen oft geradezu bedenkliche Kunststücke 
gemacht werden, damit endlich die Partei die 
smriftlime Ausfertigung dessen bekommt, 
worauf sie Anspruch hat. 

Aum hier lösten die gegenwärtige Regie­
rung und die vergangenen Regierungen nidlt 
die Aufgabe, das notwendige Personal zur 
Verfügung zu stellen. 

Nur am Rande möchte ich sagen, daß es 
manche nicht gern haben, wenn man im Zu­
sammenhang mit den Beamten daran erinnert, 
aber der Herr Bundeskanzler selbst vereint 
das immer wieder in einem Begriff: Die Per­
sonalsituation in der Landesverteidigung führt 
heute so weit, daß nahezu die Sicherheit des 
Staates, seine Freiheit gefährdet ist. Ich habe 
mir sehr aufmerksam das Arbeitsprogramm 
durchgelesen, das Sie sich in Dürnstein gestellt 
haben und in dem die Hoffnung zum Ausdrmk 
gebracht wurde, daß es auch bei der Heeres­
reform zu einer einhelligen Lösung kommen 
wird. Dazu ist es nicht gekommen. Sie tragen 
jetzt allein die Verantwortung, aum auf dem 
Personalsektor. 
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Aber gerade hier ist eine - zweifellos aum 

nicht erst bei dieser Regierung einsetzende -
Personalentwicklung festzustellen, die mehr 
als bedenklich ist und die Frage aufwirft: Wie 
sicher ist Osterreich noch? Wir spremen sehr 
oft von der Schweiz. Es ist nun in äußerstem 
Grade bedenklich, daß die Schweiz eine 
Smweizer Sicherheitskonferenz einberufen 
hat, weil sie die geänderte militärische 
Situation in ihren Nachbarstaaten - sie sind 
so höflich, in der Mehrzahl zu sprechen, meinen 
aber nur Osterreich veranlaßt, die 
Sicherheit der Schweiz neu zu überdenken. 
Gerade als neutraler Staat haben wir im euro­
päischen Raum eine Funktion, die wir nur 
erfüllen können, wenn es uns gelingt, diese 
Personalprobleme zu lösen. Im weiß nicht, 
Herr Staatssekretär, ob es Ihre Aufgabe wird, 
aber wenn es Ihre Aufgabe ist, dann werden 
SIe auch auf diesem Gebiet sehr viel zu tun 
haben. 

Nun komme ich zum zweiten Punkt meiner 
Ausführungen, zu der Frage: Ist diese 
Regierungsumbildung geglückt oder nicht? Ich 
weiß, es besteht eine gewisse Nervosität bei 
der Regierungsfraktion, wenn man von 
"Regierungsumbildung" spricht. Es ist aber gar 
kein Zweifel, daß jede Veränderung in einer 
Regierung - sei es, daß ein Staatssekretär 
berufen oder abberufen, daß ein Minister neu 
bestellt wird - in der Vergangenheit immer 
als eine Regierungsumbildung bezeichnet 
worden ist. Es ist, wenn Sie wollen, eine 
Regierungserweiterung, aber auf jeden Fall 
eine Regierungsumbildung. Nun kommt die 
Frage: Ist sie geglückt oder nicht? 

Monatelang ist diese Regierung, wie im 
sagen möchte, mit der Regierungsumbildung 
schwanger gegangen, und in Dürnstein ist 
dann die Geburt erfolgt. Wenn ich allerdings 
überlege, was man alles erwartet hat, 
Drillinge oder Vierlinge, muß ich sagen: Es 
müssen einige abgetrieben worden sein, denn 
das Licht der Welt erblickte nur ein Staats­
sekretär. Das war ein Minimum, das selbst 
pessimistische Sozialisten nicht erwartet 
haben, daß von den ganzen erwarteten Regie­
rungsumbildungen nur ein Staatssekretär 
übrigbleiben wird. 

Das ist die Bilanz, und sie bedeutet sicher­
lich eine gewisse Enttäusmung. Sicher, es ge­
hört Mut dazu. Ich weiß aus der Vergangen­
heit: Es ist Klaus nicht leichtgefallen, und es 
wird auch Bundeskanzler Kreisky nicht leicht­
fallen. Man muß ja nicht sagen, daß es 
schwache Punkte sind. Es sind auch Sie schon 
vor der Tatsache gestanden, daß ein Minister 
krank wird oder aus anderen Gründen sein 
Amt nicht mehr ausüben kann. In dem einen 
Fall, den ich im Auge habe, war das übrigens 

richtig. Man kann ja verschiedene Gründe 
nennen, man muß nidlt gerade sagen, daß man 
einen Besseren sucht. 

Wenn man aber einen eindeutig als sdlwach 
erkannten Punkt nicht auswemselt, dann fragt 
sich die Offentlichkeit: Hat diese große 
Sozialistische Partei zwar 1400 Fachleute, aber 
nicht einen einzigen militärischen Fachmann, 
der den Verteidigungsminister ablösen 
könnte? Haben Sie niemanden? Denn daß Sie 
jemanden Besseren haben und ihn nicht zum 
Minister berufen, diesen Heroismus kauft 
Ihnen niemand ab, zumal Sie selbst immer 
wieder betonen, daß er gar nicht Sozialist ist, 
sondern nur eine Leihgabe aus dem nicht­
sozialistischen Osterreich an die sozialistische 
Regierung. Ich muß Ihnen sagen: Das nidlt­
sozialistische Lager hätte zweifellos mehr zu 
bieten, als gegenwärtig auf diesem Posten 
sitzt. 

Das war also eine der großen EnttäusdlUn­
gen von Dürnstein. Wenn Sie in Dürnstein 
gesagt hätten - wie es auch der frühere 
Standpunkt des Kanzlers war -, daß in der 
Regierung nichts geändert wird, daß keine 
Umbildung erfolgt, dann hätten wir heute 
darüber debattiert, ob es notwendig ist oder 
nicht. Wenn Sie aber auf der einen Seite die 
Tür aufmachen und die Regierung umbilden 
- eine Erweiterung war im Spradlgebrauch 
auch der Sozialisten immer eine Regierungs­
umbildung -, auf der anderen Seite jedoch 
die schwachen Punkte - das ist nicht nur ein 
Schrei der Opposition, sondern hier herrscht 
weitgehende Ubereinstimmung bis weit ins 
kritische sozialistische Lager hinein - be­
lassen, dann muß man fragen: Was haben Sie 
vor? Entweder wollen Sie heuer die Regierung 
noch einmal umbilden, wodurch aber wirklich 
eine Unsicherheit entstünde, oder Sie haben 
nichts Besseres anzubieten. Es wäre aber eine 
große Enttäuschung, wenn Sie unter den 
1400 Fachleuten nicht jene zwei oder drei 
hätten, die Sie brauchen, um die schwächsten 
Punkte in der Regierung auszumerzen. 

Das war also die Uberraschung von Dürn­
stein und auch die Enttäuschung, nicht nur 
für den nichtsozialistischen Teil Osterreichs, 
sondern auch weit in das sozialistische Lager 
hinein. Es wäre kein einziger Sozialist böse 
gewesen, wenn Sie einen Nichtsozialisten aus 
der Regierung abberufen und durch einen ge­
scheiteren Sozialisten ersetzt hätten. Selbst 
wir als Opposition hätten kaum etwas dagegen 
sagen können. Oder halten Sie schwache 
Nichtsozialisten in der Regierung, um immer 
wieder zu zeigen: Schaut her, so schlecht sind 
die Nichtsozialistenl? Irgendeinen Grund muß 
es haben, daß Sie dauernd diese Angriffs­
flächen bieten, daß Sie sich selbst geradezu 
mit einem Sadismus diese Schwierigkeiten be-
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reiten. Diese Schwierigkeiten zu beseitigen, 
wäre gar kein Problem. Es ist gar keine Frage, 
daß eine andere Lösung hätte gefunden wer­
den können, wenn man von Haus aus anders 
vorgegangen wäre. Es haben nicht nur die 
OVP und wir Freiheitlichen, sondern auch die 
Sozialisten selbst schon bessere Vorschläge 
gehabt als die, die dann teilweise in die Reali­
tät umgesetzt worden sind. 

Das ganze Ergebnis einer allgemein mit 
Spannung erwarteten Regierungsumbildung 
war also eine Mini-Regierungsumbildung mit 
einem weisungsgebundenen Hilfsorgan des 
Kanzlers. Das ist für die Offentlichkeit 
zuwenig! 

Sie versuchen aber nun abzulenken. Man 
braucht sich nur die "Sozialistische Korrespon­
denz" über Dürnstein anzuschauen: Sie be­
ginnen nie mit den Sorgen, die die Offentlich­
keit hat, sondern mit dem ORF, als ob das die 
größte Sorge des Osterreichers wäre. Die 
Frage, ob Herr Zentralsekretär Marsch von der 
Sozialistischen Partei im ORF diese Funktion 
hat oder der Sozialist Sowieso eine andere, 
ist dem Mann, der draußen den Fernseh­
apparat oder das Radio aufdreht, weitgehend 
egal. Es sitzen auch Blaue und Schwarze 
drinnen, das ganze ist jetzt nicht farbmäßig 
gemeint. Ich will damit nur zum Ausdruck 
bringen: Solange das Programm einigermaßen 
seinen Erwartungen entspricht, ist dem Mann 
das gleichgültig. Das ist nicht so seine erste 
Sorge, wie es Ihre Sorge ist. Da gibt es ganz 
andere Sorgen: die Erhaltung der Kaufkraft, 
daß er sich um sein Gehalt, das er bekommt, 
im Februar genau das 'gleiche kaufen kann 
wie im Jänner. Das ist die Sorge: die Stabili­
tät! Und das ist der Unterschied! 

Der Traum des Volkes ist die Stabilität, 
das Trauma der Regierung ist der ORF. Daher 
ist Ihre Dürnstein-Regierungsumbildung buch­
stäblkh nicht in Wein, sondern ins Wasser, 
offenbar in die vorbeifließende Donau gefallen. 
Ein Staatssekretär ist das einzige Ergebnis 
geblieben. Er beziehungsweise alle anderen 
Minister, die möglicherweise dort ins Wasser 
gefallen wären, haben das rettende Ufer 
erreicht, sie haben rechtzeitig noch den 
Rettungsring erwischt und wurden noch ein­
mal in die Regierung hineingezogen. 

Ubriggeblieben ist wieder das Ab lenk­
manöver mit dem ORF. Herr Bundeskanzler! 
Wir werden sicherlich noch mehr hören, als die 
"Sozialistische Korrespondenz" dazu sagt. Daß 
es dabei zu heißen Auseinandersetzungen vor 
allem mit uns Freiheitlichen kommen wird, 
das wissen Sie. Wer die Unabhängigkeit des 
Rundfunks antastet, der ist unser Todfeind! 
Das wissen Sie. Und das ist natürlich der Ver­
such. 

Ihnen ist die Berichterstattung des ORF un­
angenehm, daß die Fernseher und die Rund­
funkhörer schonungslos alle Schwächen der 
Opposition, aber auch der Regierung sehen; 
ich möchte fast sagen: jede Falte im Gesicht, 
jedes Wort, mit dem man sich verspricht. 

Fehler macht die Opposition, Fehler macht 
die Regierung. Offenbar haben Sie das Gefühl, 
daß man die Fehler der Regierung in der 
Offentlichkeit kritischer beurteilt als jene der 
Opposition. Das ist uns als Freiheitliche auch 
schon so gegangen, Herr Kanzler! Wissen Sie, 
was wir da gemacht haben? - Wir sind nicht 
auf den Rundfunk losgegangen, sondern wir 
haben uns zusammengesetzt und haben 
gesagt: Wir machen etwas falsch, da müssen 
wir eine andere Politik machen, die das Volk 
besser versteht! 

Das ist vielleicht auch ein Weg, den ich 
Ihnen empfehlen könnte: nicht den ORF 
ändern, sondern Ihre Politik dort ändern, wo 
sie schlecht ankommt. 

Sie ändern nämlich damit nicht die Ver­
hältnisse des Osterreichers, wenn Sie dem 
Rundfunk nicht mehr erlauben, schonungslos 
alles aufzuzeigen, was in . diesem Staate ge­
schieht, sondern Sie ändern die Verhältnisse 
nur dadurch, wenn Sie eine andere, eine 
bessere Politik machen. 

Sie wollen eine ORF-Kommission, eine 
Reformkommission. Bitte mir nicht böse zu 
sein, Herr Bundeskanzler: Ich war selbst schon 
Mitglied solcher Reformkommissionen. Was 
haben wir denn erlebt? - Wir haben monate­
lang eine solche Reformkommission gehabt. 
Es waren Fachleute dabei, und es waren sehr 
viele Sozialisten. Ich habe nie gezählt, ob es 
die Mehrheit war, ich habe nie gezählt, ob 
etwa in der Bundesheerreformkommission die 
Mehrheit Sozialisten waren oder nicht. Das 
war auch ganz uninteressant. Es ist im all­
gemeinen fachlich gearbeitet worden. 

Aber dann ist ein Ergebnis heraus­
gekommen, und an dieses Ergebnis hat sich 
kein Mensch gehalten. Keiner! Entschuldigen 
Sie: Alle zitieren wir das, aber im Grunde 
genommen hat sich keiner daran gehalten, 
am wenigsten die Regierungspartei! Wozu 
brauche ich denn dann eine Reform­
kommission, die mir nur sagt, was geschehen 
sollte, wobei ich gar nicht weiß - ich glaube 
das gar nicht -, ob alles richtig war, was die 
Reformkommission vorgeschlagen hat. Wir 
Freiheitlichen stehen auf dem Standpunkt, daß 
einiges besser hätte gelöst werden können. 

Aber wenn die Regierung selber eine 
Reformkommission einsetzt, nur um sich dann 
nicht an die Ergebnisse der Reformkommission 
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zu halten, dann muß ich fragen: Wozu dieses heute Sie zum Staatssekretär bestellt worden. 
ewige Ablenkungsmanöver mit den Reform- Das hat eine stundenlange Diskussion aus-
kommissionen? gelöst. 

Was wir brauchen, Herr Bundeskanzler und 
Herr Staatssekretär, das ist etwas anderes. 
Herr Staatssekretär, das trifft Sie, Sie sind in 
der Regierung dabei, Sie können ja mitreden. 
Sie haben zwar nicht mitzustimmen, aber Sie 
haben mitzureden. 

Daher darf ich sagen: Das Problem Nummer 
eins ist doch heute in diesem Staate immer 
wieder die Stabilität. 

Nun ist die Frage: Die Regierung sagt, es 
sei alles zufriedenstellend. Der Herr Kanzler 
- ich darf ihn zitieren - hat gesagt: Weder 
zizerlweise noch in einem Pokerspiel wird sich 
die Regierung von ihren Stabilisierungs­
maßnahmen abbringen lassen. 

Aber entschuldigen Sie: Entscheidend ist 
doch immer das Ergebnis! Wenn man diesen 
Satz hört, dann glaubt man wirklich, er stammt 
aus der Sendung "Das Traummännlein" und 
er ist nicht von einem Politiker in diesem 
Staate ausgesprochen. 

Die Regierung wird sich also weder zizerl­
weise noch in einem Pokerspiel von ihren 
Stabilisierungsmaßnahmen abbringen las­
sen. - Lesen Sie die heutige Zeitung! Ich darf 
den "Kurier" als ein Beispiel zitieren. Uber­
schrift auf Seite 1: "Sozialpartner einig über 
Bremskontrolle. Teuerungsrate heuer ,rund 
7,5 Prozent' ". 

Dann heißt es, wenn ich weiter zitiere, etwa: 
"Die Teuerung liegt nach wie vor ,bei rund 
7,5 Prozent', doCh werden auch 8 Prozent nicht 
ausgeschlossen ... 

Darüber sind wir uns schon einig gewesen, 
bevor sich die Sozialpartner geeinigt haben. 
Dazu hätten sie sich nicht einigen müssen. 

Ich ziehe den Jänner-Index gegenüber dem 
Jänner 1972 in Betramt. Das ist also der 
Jänner. Den kann man niCht einmal mehr 
manipulieren. Man kann ja furchtbar viel tun, 
Herr Finanzminister. Man kann immer die 
Waren, die im Indexkörberl liegen, etwa ein 
bisserl so behandeln, daß Bestimmtes nicht 
in einem ungünstigen Monat zum Ausdrudc 
kommt. 

Aber der Jänner ist schon vorbei. Der 
Jänner-Index 1973 wird gegenüber dem 
Jänner 1972 eine Steigerung um etwa 8 Pro­
zent ausweisen. 

Herr Staatssekretär! Wissen Sie, warum ich 
das zitiere? - Sie gehörten nicht dem Hause 
an. 

Wir haben am 19. April 1968 folgendes 
-gehabt: Damals ist der Herr Professor Koren, 
.der heutige Klubobmann der OVP, so wie 

Wissen Sie, was der Grundtenor der 
damaligen Diskussion war? - 3 Prozent Stei­
gerung! Oh, meine Herren, wir Freiheitlichen 
waren auch bös! Und waren die Sozialisten 
bös! Mit Recht, weil sie gesagt haben: Es zahlt 
sich gar nicht mehr aus, das Geld auf die Bank 
zu tragen, denn derjenige, der das tut, der 
kriegt auf der Bank nicht mehr, als die Preis­
steigerungen ausmachen. 

Meine Herren, das waren 3 Prozent! 

Jetzt sagt der Kanzler, daß siro die 
Regierung von diesem Weg nicht abbringen 
lassen wird, und er garantiert uns 7,5 Prozent 
für dieses Jahr. 

Herr Kanzler! Das ist alles, was Sie dem 
Volk zu bieten haben? - Ich glaube, wir 
Freiheitlichen haben nicht darunter gelitten, 
daß man uns vorwirft, wir hätten nicht Mut 
gehabt, Klaus, Prader und Koren anzugreifen. 
Aber wenn wir den Klaus angegriffen haben, 
und zwar wegen einer Preissteigerung von 
3 Prozent, dann muß ich Sie, meine Herren, 
fragen: Sie sitzen hier - und sehr viele ge­
hören der Gewerkschaft an - und schließen 
einen Pakt ab mit 7,5 Prozent? 

Eigentlich müßte doch Ihre Fraktion die 
Regierung zum Rüdctritt auffordern, so wie 
Sie damals die Regierung der Volkspartei zum 
Rüdctritt aufgefordert haben; das war vor fünf 
Jahren. Das wäre das einzig mögliche Ergeb­
nis. 

Sie haben einfach die Offentlichkeit durch 
eine ununterbrochene Gehirnwäsche daran ge­
wöhnt. Sie hatten eine der genialsten Einfälle. 
Ich kann mich daran erinnern: Als ich einmal 
6,2 Prozent prophezeit habe, hat ein Kollege 
hier gesagt, das sei unverschämt und im sei 
ein Oberdemagoge. Diese 6,2 Prozent sind in 
jenem Monat übrigens genau Wirklichkeit ge­
worden. Wir haben nicht 1400 Fachleute, wir 
haben nur vier, aber die waren offenbar ge­
scheiter als Ihre 1400, denn die haben die 
Preissteigerungen auf das Zehntelprozent aus­
gerechnet. 

Oder Sie haben es nicht zugeben wollen. 
Dann ist das eine unehrlime Politik gewesen. 

Aber als wir damals bei 6,2 Prozent waren, 
kam die Zusage der Regierung, die Preis­
steigerungen werden nicht über 7 Prozent 
liegen. Nicht über 7 Prozent! 

Sie sagen, es sei keine Inflation. Natürlich 
ist es eine Entwicklung in der Richtung auf 
eine Inflation. Ich muß immer wieder sagen: 
Ich kann nicht bös sein und nicht Sturmglodcen 
läuten bei 3 Prozent und bei 4 Prozent und 
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dann sagen: Aber 10 Prozent werden es 
nicht! - Die nächste Erklärung wird sein: 
Liebe Osterreicher, seid beruhigt, diese 
sozialistische Regierung garantiert euch das! 
Schaut es euch an: In Argentinien oder in 
Südamerika haben sie Preissteigerungen von 
20 Prozent, aber bei uns in Osterreich werden 
wir nicht über 10 Prozent haben! 

Das ist so, wie der Klaus einmal ein Flug­
blatt herausgegeben hat, daß 87 Prozent der 
Weltbevölkerung schlechter leben als wir 
Osterreicher. Aber wir Osterreicher haben die 
schlechte Eigenschaft, daß wir uns gern mit 
Osterreichern selbst vergleichen und daß wir 
mit der Zeit vergleichen, in der wir leben, 
und mit den Jahren, die vor kurzer Zeit vor­
übergegangen sind. 

Da müssen wir sagen: Die letzte Regierung 
war sehr schlecht, sauschlecht-entschuldigen 
Sie, meine Herren von der anderen Oppo­
sitionspartei! Aber sie hat uns nur 3 bis 4 Pro­
zent im Jahr gekostet, und diese Regierung 
kostet uns 7 bis 8 Prozent! 

Die ganze Offentlichkeit hat gesagt: Jetzt 
muß doch umgebildet werden! Da sind doch 
schwache Punkte drinnen, die kosten 
Milliarden! 

Herr Dr. Kreiskyl Daß Sie in Dürnstein nicht 
umgebildet haben, bezahlt das österreichische 
Volk mit Milliardenausgaben! Ich denke nur 
an die Landesverteidigung, was da unnütz 
ausgegeben wird, ohne daß wir eine Ver­
teidigung haben werden! Also ein anderer 
Mann hinein, eine neue Idee! 

Gerade wir Freiheitlichen haben gezeigt, 
daß wir durchaus bereit sind, auf verschieden­
sten Gebieten sachlich zusammenzuarbeiten, 
wo die Opposition leichter wäre. Sie haben es 
abgelehnt. Sie haben gesagt: Es ist alles gut, 
es ist alles in Ordnung, es ·werden ohnedies 
nicht 10 Prozent Preissteigerungen werden! 

Jetzt hat man abgeschlossen. Das ist ja das 
Allerschönste! Die Sozialpartner haben aus­
gemacht, daß es heuer nicht über 7,5 Prozent 
ausmachen wird. Im Jänner ist eine kleine 
Panne passiert, da sind es schon 8 Prozent. 
Man sieht also, was eine solche Abmachung 
zwischen Sozialpartnern letzten Endes wert 
ist. Die Wirklichkeit schreibt ganz andere Ge­
setze. 

Die Wirklichkeit ist aber, daß der Mann auf 
der Straße sagt: Das heißt also 8 Prozent. Wer 
nicht Monat für Monat 8 Prozent mehr ver­
dient, der zahlt drauf in diesem Staate! Der 
bezahlt dafür, daß sich in Dürnstein irgend­
einer der Flügel bei der Regierungsumbildung 
nicht durchgesetzt hat und daß die schwachen 
Punkte in der Regierung weiterhin erhalten 
geblieben sind, 

Herr Bundeskanzler! Es wäre eine wunder­
bare Aufgabe, nicht nur an das Personal, son­
dern an die Inflationsbekämpfung zu denken 
und dafür einen Staatssekretär einzusetzen; 
einen Staatssekretär, der Monat für Monat 
dem Parlament berichtet, was es auf diesem 
Gebiete Neues gibt. Das interessiert doch die 
Offentlichkeit, das sind die Punkte, die den 
Mann auf der Straße interessieren, was er 
eben im nächsten Monat für seine Gage kriegt. 
Das will er wissen, nicht irgendwelche aka­
demische Abhandlungen, sondern er will die 
Politik verstehen. 

Das hätte er verstanden, wenn gesagt 
worden wäre: Ich habe einen Sonderstaats­
sekretär zur Inflationsbekämpfung eingesetzt! 

Man muß allerdings den Mut haben zuzu­
geben, daß wir inflationsähnliche Zeiten 
haben. Aber ein Staatssekretär zur Be­
kämpfung der Inflation, das wäre dasjenige, 
was die Offentlichkeit jetzt erwartet hätte. 
Das ist in Dürnstein leider Gottes nicht 
herausgekommen. 

Herr Staatssekretär Dr. Veselsky ist jetzt 
gerade nicht hier. Mir war gestern eine Er­
klärung nicht ganz klar. Ich muß Ihnen offen 
sagen, Herr Bundeskanzler, daß manches nicht 
klar ist, aber ich habe bis gestern geglaubt, 
daß der Herr Staatssekretär Veselsky für die 
Verwaltungsreform zuständig ist. Wenn ich 
mich nicht irre, ist er doch heute noch immer 
Vorsitzender dieser Verwaltungsreformkom­
mission. Er hat gestern als erstes die Er­
klärung abgegeben, daß er nun zu etwas 
spricht, wofür er innerhalb der Verteilung der 
Regierungsaufgaben nicht zuständig ist, näm­
lich zur Verwaltungsreform. (Abg. G rat z: 
Das ist ein Mißverständnis!) Es war also ein 
Mißverständnis. Ich bitte um Entschuldigung. 
Also er ist noch zuständig für die Ver­
waltungsreform. Danke. Dann war es ein 
Lapsus linguae. Der ist mir schon so oft 
passiert, daß ich volles Verständnis habe. Er 
ist nur nie korrigiert worden, von keinem 
Kollegen Ihrer Partei. Ich habe also gesagt. 
daß wir das heute klären müssen. Gut. 

Nun ist also der Herr Staatssekretär für die 
Verwaltungsreform zuständig. Ich will jetzt 
gar nicht die Debatte damit verlängern. Aber 
damit sind wir doch auch nicht weiter­
gekommen. Damit sind wir auch stecken­
geblieben. Diesbezüglich ist der Herr Staats­
sekretär Dr. Gruber von der OVP seinerzeit 
auch kläglich gescheitert. 

Ich muß sagen, Herr Staatssekretär Doktor 
Veselsky: Wenn es gestern ein Versprechen 
war, so war es eine Freud'sche Fehlleistung. 
Denn mit dem Zustand der Verwaltungs­
reform möchte ich auch lieber nichts zu tun 
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haben. Ich kann also verstehen, wenn er 
sagte: Ich habe momentan nichts zu tun mit 
dem Gebiet der Verwaltungsreform. Es schaut 
ja wirklich nicht lustig aus. Die Offentlichkeit 
sagt ja mit Recht: Wenn wir schon so irrsinnig 
viel dafür bezahlen, dann müßte doch ein 
anderes Ergebnis da sein. 

Herr Kanzler! Eine Frage, die ich noch kurz 
anschneiden möchte, das ist der Ombudsrat. 
Das wäre sogar etwas, was gar nicht viel 
kosten würde. Es wäre etwas, wofür die 
Offentlichkeit gar nicht so viel bezahlen 
müßte. Die Kosten sind im Verhältnis zum 
Effekt geradezu gering. Aber es ist etwas: Man 
kann daran nichts verdienen. Vielleicht ist das 
mit einer der Gründe, warum wir das Schutz­
alter für die Jugendlichen schneller herunter­
setzen: Da fließen nämlich für den Finanz­
minister ein paar Hundert Millionen Schilling 
in die Kassa, während wir auf der anderen 
Seite beim Ombudsrat immer noch stecken. 

Ich möchte damit gar nicht die Gespräche 
erschweren. Ich möchte das nur für die Offent­
lichkeit sagen. Das ist auch für Sie, Herr 
Staatssekretär, interessant, denn Sie sind für 
Personalfragen zuständig. 

Ich darf gleich aus meiner bescheidenen 
Tätigkeit als Abgeordneter sagen: Jeden 
Monat kann ich Ihnen einen Beamten bringen, 
der dann zum Ombudsrat gehen würde und 
der dort sagen würde, was er uns erzählt. Wir 
sagen: Es tut uns leid, du sitzt am falschen 
Roß, du bist bei der falschen Partei oder du 
bist bei keiner Partei, es ist dir Unrecht ge­
schehen, du hättest das Recht, aber du be­
kommst es nicht. - Das sind die Klagen, die 
wir ununterbrochen bekommen. 

Wir würden also den Ombudsrat begrüßen. 
Denn dann könnte ein Beamter, der sich mit 
Recht um etwas beworben hat und nicht be­
rücksichtigt wurde, auch zu dem Ombudsrat 
gehen, und der Ombudsrat kann prüfen, ob 
also der Vorgang aktenmäßig in Ordnung war. 

Ich weiß nicht, Herr Bundeskanzler, ob das 
einer der Gründe ist, daß von seiten der Ver­
waltung Sand gestreut wird. Ich darf Ihnen 
versichern, daß wir Freiheitlichen daran nicht 
nur interessiert sind, sondern alles tun wer­
den, damit dieser Ombudsrat, den Sie der 
Offentlichkeit vorgeschlagen haben und dessen 
Wichtigkeit wir anerkennen, möglichst rasch 
in die Wirklichkeit umgesetzt wird. 

Zum Aufgabenbereich des neuen Staats­
sekretärs - ich komme damit zum Ende 
meiner Ausführungen -: Daß der Herr 
Bundeskanzler - es ist das etwas, was mich 
als Angehörigen einer anderen Partei nichts 
angeht - zweifellos überlastet ist und die 

Möglichkeit sucht, Arbeit abzugeben, das 
wissen wir. Ich darf Ihnen auch als ein Oppo­
sitioneller sagen: Wir sind gar nicht daran 
interessiert, daß ein politischer Gegner unter 
der Arbeit zusammenbricht. Ich muß offen 
sagen - ich selbst bin einer, der jahrelang 
ähnliche Fehler gemacht hat -: Eine Partei 
zu führen ist eine Aufgabe, die einen voll 
und ganz in Anspruch nimmt. - Das war 
eigentlich auch ein Punkt, den viele - auch 
viele Sozialisten - erwartet haben, daß Sie 
sich nämlich einen Staatssekretär in der SPO 
bestellen, der sozusagen statt "Ihnen" 

Ihnen unter Anführungszeichen, Herr 
Staatssekretär - die Partei führen wird, in 
Ihrem Sinne. Ich kann verstehen, daß einer das 
Heft nicht aus der Hand gibt. Dafür habe ich 
durchaus Verständnis. Aber Sie beharren 
weiterhin auf dieser Arbeit, dieser Funktion 
der Führung einer großen Partei, der Regie­
rungspartei. Auch das ist ja mit einer der 
Gründe - Herr Bundeskanzler, ich darf Ihnen 
nur ein Beispiel aus meinem Arbeitsgebiet 
sagen, wohin das führt -, daß in der 
Regierungspartei solche Unsicherheiten be­
stehen: Strafrechtsreform. 

Warum sind wir in Terminschwierigkeiten? 
- Weil sich die Regierung zu der Zeit, als sie 
die Vorlage machte, selbst noch nicht im 
klaren war, was sie wollte. Nachdem sie die 
Regierungsvorlage eingebracht hatte und wir 
- ich sage Ihnen das ehrlich - monatelang 
beraten und dann die Presseaussendung ge­
macht und in einer Pressekonferenz erklärt 
haben es betraf vor allem die 
Abtreibung -: Das ist auch für uns Freiheit­
liche eine Verhandlungsgrundlage!, haben wir 
48 Stunden später aus dem sozialistischen 
Lager gehört: Aber für uns Sozialisten ist 
diese Regierungsvorlage nicht mehr die Ver­
handlungsgrundlage, wir kommen mit einer 
neuen Idee. 

Das ist nur ein Beispiel. Zwei oder drei 
Monate vor der Fallfrist, die dem Unteraus­
schuß gesetzt worden ist, kommt die Regie­
rungspartei erst mit dem daher, was sie wirk­
lich will. Es stellt sich nämlich heraus, daß die 
Regierungspartei gar nicht das will, was die 
Regierung im Parlament beantragt hat. Es 
besteht eine mangelnde Koordination zwi­
schen Regierungsfraktion und Regierungs­
partei und Regierung. 

Ich habe das eine Beispiel gebracht, denn 
tür die Offentlichkeit besteht das ganze Straf­
gesetz zu 90 Prozent aus dem Abtreibungs­
paragraphen. Die, die damit arbeiten, wissen, 
daß das nur ein Bruchteil der Arbeit ist. Aber 
es ist ein Teil, der im Blickpunkt der Offent­
lichkeit steht. Deshalb wollte ich das eine 
Beispiel gesagt haben. Ich möchte fast sagen, 
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daß es für uns unfair ist. Wir als Opposition 
können nun aber wieder von vorne anfangen. 
Der DVP wird es nicht anders gehen. Wir 
haben eine völlig neue Verhandlungs grund­
lage, und das drei Monate vor Ablauf der 
Frist! 

Ja wäre es denn nicht möglich, daß sich die 
Regierungspartei mit der Regierungsfraktion 
und mit der Regierung koordiniert, um dann 
dem Parlament und der Opposition abge­
stimmt und koordiniert zu sagen: Das ist die 
sozialistische Vorstellung! Entweder ihr seid 
bereit, mit uns zu verhandeln, oder wir be­
schließen die Sache mit 93 : 90! 

Das sind die Schwierigkeiten, das sind un­
erhörte arbeitsmäßige Schwierigkeiten. Wir 
könnten uns Dutzende Sitzungs stunden 
ersparen, wenn Sie besser koordinieren wür­
den. Das wäre also eines der Ergebnisse von 
Dürnstein gewesen, von dem wir gehofft 
haben, daß es gelöst wird. In diesem Punkte 
sind wir - das möchte ich auch sagen - als 
Opposition enttäuscht. Sie können sagen: Das 
ist mir wurscht! Aber Sie selbst machen sich 
das Leben dadurch ja auch nicht leichter, denn 
auch Ihre Kollegen würden schon gerne bei 
der Erledigung der anderen Tagesordnungs­
punkte sein und weiter sein. 

Es wäre das im Interesse von uns allen, Was nun die SPO zu sagen hat, das erfährt 
und es würde die Arbeit für uns alle wesent- man selten. Ich habe gesagt, der Kanzler ver­
lieh erleichtern. Die Schwierigkeit bei Ihrer steckt ja die Zuckerln wie der Osterhase sehr 
Regierung liegt darin, daß Sie unerhört geschickt. Man muß sogar den Inseratenteil 
initiativ sind und immer neue Ideen haben. von Zeitungen lesen. So zum Beispiel im 
Kaum aber hat die Sozialistische Partei unter gestrigen "Kurier". Ich habe dort angerufen, 
dem Partei obmann Dr. Kreisky eine neue Idee weil eine Telephonnummer angegeben ist. -
geboren und diese Idee wird von der, Das Interessante ist nur, Herr Klubobmann 
sozialistischen Regierung übernommen, dann oder Herr Parteiobmann: Die SPO inseriert 
haben die Sozialistische Partei und Doktor unter "Verschiedenes" im "Kurier". ICh darf 
Kreisky schon wieder eine neue Idee zu einer 
alten neuen Idee dazugefunden, und man weiß 
nicht mehr, was jetzt wirklich gilt. 

die fünf Inserate vorlesen: 

Erstens: Inserat betreffend Sexartikel, 
Gummiwaren und so weiter. 

Zweitens: "exclusiv, die modernste Zeit­
schrift Osterreichs. Beim Zeitungshändler." 

Dann kommt: "Wenn Sie wissen wollen, 
was Ihnen die große Steuerreform bringt, 
dann rufen Sie den SPO-Tonbanddienst ... " 

Dann kommt: "Haben Sie ein Problem ... ", 
und so weiter. 

Dann kommt: "Aktphotographie mit Wiens 
besten Sexmädchen ... " 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich lese diese 
Spalte sonst nicht. Aber bei der SPO muß 

Stellen Sie sich vor: Sie wollten ursprüng- man alles lesen. Dort wurde von der SPD 
lieh als Frist den 31. Jänner. Nach Ihrem geschickt inseriert. 

Ich weiß bis zur Stunde nicht, Herr Doktor 
Kreisky, was zum Beispiel die Sozialisten be­
züglich der Abtreibung wirklich wollen: Das, 
was Sie beantragt und nach der Verfassung 
dem Parlament vorgelegt haben, steht im 
völligen Widerspruch zu dem, was wir alle 
in den Zeitungen gelesen haben. Ich war nicht 
bei Ihrem Parteitag und weiß daher nicht, 
was auf dem Parteitag herausgekommen ist. 
Wir erfahren aus Presseinformationen, was 
möglicherweise die Fraktion beabsichtigt. Wir 
haben nur mehr vier oder fünf Monate bis zu 
dem Termin. 

ursprünglichen Termin wäre berei.ts in fünf 
Tagen der Bericht für das Haus betreffend 
das Strafrecht fällig gewesen. Aber zurzeit 
haben Sie selbst nicht einmal den Antrag 
ausgearbeitet zu einem entscheidenden Punkt 
der Regierungsvorlage, der die Offentlichkeit 
sehr interessiert. Das war letzten Endes ein 
Torpedo der Regierungspartei gegen die 
Regierung. 

Ich habe bezüglich der Änderung der 
Regierungsvorlage gehört: Neuester Plan ist 
der" daß die Regierung nichts zurückziehen 
wird, sondern es wird die Regierungsfraktion 
einen Antrag einbringen, der im Gegensatz 
zu dem steht, was die Regierung vor­
geschlagen hat, und das werden Sie dann mit 
,93 : 90 beschließen. 

Ich habe die Telephonnummer 1516 ange­
rufen. Ich habe dort allerdings auch nicht 
erfahren, was auf diesem Gebiet wirklich ge­
plant ist. Es wird über andere Themen Aus­
kunft gegeben. 

Aber das Lesen der Inserate, Herr Staats­
sekretär, hat mir eines gezeigt: Das nächste 
Inserat nach dem der SPO lautet: "Haben 
Sie ein Problem, mit dem Sie nicht fertig 
werden? Vielleicht wissen wir eine Lösung, 
schreiben Sie uns. Unter K". 

Ich gebe Ihnen das. Schreiben Sie sich das 
auf. Vielleicht haben Sie ein Problem, mit dem 
Sie nicht fertig werden. Sie könnten dann 
dorthin schreiben. (Heiterkeit und Beifall bei 
FPO und OVP.) 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)74 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25. Jänner 1973 5823 

Zeillinger 

Herr Staatssekretär I Damit bin ich am Ende. meint habe, es sei von dem jetzt im Bundes­
Ich möchte Ihnen sagen, und zwar fairer- kanzleramt diskutierten Entwurf die Rede. Ich 
weise: Ich wünsche Ihnen viel Erfolg I Es wird bitte daher den Herrn Abgeordneten dafür 
für uns schwerer sein, wenn Sie Erfolg haben. um Entschuldigung. 
Aber letzten Endes ist es auch angenehmer, 
wenn die Maschinerie des Parlamentarismus 
funktioniert. Bleiben Sie hartl Bleiben Sie bei 
dem, von dem Sie überzeugt sind! Befreien Sie 
sich von Ketten! Passen Sie aber dabei auf, 
daß Sie niCht in Ungnade fallen - das wäre 
sehr schlimm - damit es Ihnen nicht so er­
geht wie einem Amtskollegen von Ihnen 
- das habe ich vOl1gestern in der Zeitung gele­
sen - in Zentralafrika. Dort ist der Staats­
sekretär des Innenministers in Ungnade ge­
fallen, und er ist daher in Bangui vom Präsi­
denten Bokassa an die Hausbar gekettet wor­
den und muß dort Getränke für die ewig dur­
stige Kehle des Präsidenten mixen. Damit 
Ihnen das erspart bleibe: Seien Sie erfolgreich! 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es 
ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Ich fühle mich verpflichtet, ein entstandenes 
Mißverständnis aufzuklären, und möchte es 
hiemit tun. Ich habe in meiner Feststellung 
den Satz gebracht: "Ich stelle fest, daß der 
Entwurf einer Verwaltungs akademie bisher 
überhaupt nicht zur Begutachtung ausgesendet 
wurde; nach den Informationen, die mir zur 
Verfügung stehen." 

Ich möchte das Mißverständnis dahin­
gehend aufklären, daß ich sage: Ich war der 
Meinung, daß es sich um jenen Entwurf han­
delt, der gegenwärtig in meinem Ressort liegt 
und zur Aussendung vorbereitet wird. Ich 
habe auch die diesbezüglichen Erkundigungen 
eingeholt. Das, was der Herr Abgeordnete 
Dr. Mock offenbar gemeint hat, war in bezug 
auf den Bericht über die Verwaltungsreform­
kommission und einen Entwurf, den seiner­
zeit die Regierung Klaus über die Errichtung 
einer Verwaltungsakademie ausgesendet hat. 
Dieser Entwurf hat die Ablehnung unter 
anderem auch der Gewerkschaften gefunden, 
und ich habe seinerzeit eine neue Kommission 
eingesetzt und ihr nicht nur den Auftrag ge­
geben, sich um die Spitzenkräfte der Verwal­
tung zu kümmern, sondern dabei auch auf 
die laufende Fortbildung, auf die Ausbildung 
von Führungskräften und auf Fragen der Auf­
stiegsmöglichkeiten aus niederen Verwen­
dungsgruppen in höhere Bedacht zu nehmen. 
Das war der Entwurf, den ich gemeint habe. 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Graf. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Graf (OVP): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die Veränderung oder Ergän­
zung einer Regierung sollte nicht nur Anlaß 
sein, daß man sich mit der Person des neuen 
Herrn Staatssekretärs beschäftigt. In fairer 
Weise kann man ihm nichts vorwerfen, und 
man muß ihm eine Startposition gewähren. 

Es ist daher zweckmäßig, sich mit der Ver­
änderung der Person oder des persönlichen 
Image von Ihnen, Herr Bundeskanzler, in den 
letzten drei Jahren zu beschäftigen. Ich habe 
darüber keine Rede geschrieben, ich werde 
vielleicht einiges vergessen, was ich Ihnen 
vorwerfen möchte, wo ich Veränderungen 
konstatieren kann oder glaube, sie konstatie­
ren zu können. Sie werden verzeihen, wenn 
ich etwas vergesse. Es wird schon noch eine 
Möglichkeit geben, Ihnen weitere Verände­
rungen vorzuhalten. 

Ich muß Ihnen ehrlich gestehen: Ich tue das 
sehr genüßlich, denn für einen Oppositionel­
len, der die letzten drei Jahre mit seiner 
Partei miterlebt hat, war es ja nicht immer 
lustig, Ihre erste Entwic:k.lung nach der Nieder­
lage der Regierung Klaus miterleben und, 
wenn Sie wollen, als Oppositioneller miter­
leiden zu müssen. 

Als Sie das erste Minderheitskabinett 
Kreisky installiert hatten - das sei Ihnen 
zugestanden -, ist es Ihnen sehr bald darauf 
gelungen, sich in der Offentlichkeit ein Flair 
zuzulegen, das direkt besorgniserregend war. 
Man war nicht bereit, uns zu glauben, daß 
sich das nicht halten werde, und es schien 
so, als ob Sie, Herr Bundeskanzler, mit Ihrem 
neuen Stil jede bisherige konservative Regie­
rung nicht nur in Osterreich, sondern weit 
darüber hinaus einfach ad absurdum führen 
könnten und würden. Denn Sie hatten einen 
Stil, der die Offentlichkeit sehr beeindruckte. 
Eine Zeitlang schien es so, als ob wir das 
Glück oder ich weiß nicht was hätten, daß 
wir die Reinkarnation eines neuen König 
Midas in Osterreich feiern könnten, denn es 
hatte zeitweise den Anschein, daß alles, was 
Sie angriffen, Gold wird. Wo es tatsächlich 
Gold war, war es das, was wir für Sie erarbei­
tet haben. Wo es sich nicht als Gold zeigte, 

Es liegt also ein Mißverständnis meiner- war es Talmi. 
seits vor, und ich stelle fest, daß der Herr Ich glaube mich mit Ihnen einer Meinung 
Abgeordnete Dr. Moc:k. mit seiner Feststellung zu wissen, Herr Bundeskanzler. Sie haben 
recht gehabt hat, ich aber mißverständlich ge- sicher Verständnis für unsere Situation und 
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haben wahrscheinlich gleich mir Churchills gut machen würden wie der Klaus. (Beifall 
Memoiren über den zweiten Weltkrieg ge- bei deI OVP.) Aber nicht einmal das, keine 
lesen. Erinnern Sie sich, was Montgomery Rede davon! 
zum englischen Expeditionskorps in Afrika 
sagte. Sie hatten nicht die Schwierigkeiten 
mit den Prügeln, die sie von den Deutschen 
bezogen, sie hatten Schwierigkeiten damit, 
daß ihre eigenen Soldaten glaubten, der gute 
Rommel könne Wunder wirken. 

In eine ähnliche Situation drohten Sie 
Osterreich zu versetzen. Wir hatten alles zu 
tun, um den Leuten zu sagen, daß Sie sicher 
nicht Wunder wirken können. 

Man braucht sich nur Ihre Regierungserklä­
rung im Minderheitskabinett und dann in der 
absoluten Mehrheit zu vergegenwärtigen: Die 
erste Regierungserklärung im Minderheits­
kabinett Dr. Kreisky war sehr stark mit sehr 
imponierenden Versprechungen ausgestattet. 
Ich greife nur einen Teil heraus: Versprechun­
gen an Gebiete, die nicht gerade hochent­
wickelt sind, also, wenn Sie wollen, mein 
Land. Was konnte man hier vom breiten 
Gürtel des Wohlstandes und ähnlichem mehr 
hören! Wo es dann nicht zu gehen schien, 
kam der Satz: Laßt Kreisky und sein Team 
arbeiten! Sie hatten es geschafft: Wenn Sie 
etwas nicht erledigen konnten, dann waren 
wir schuld, weil wir Sie bremsten. 

Unter diesen Aspekten gelang es Ihnen, 
eine absolute Mehrheit zu schaffen. Ihre 
Regierungserklärung wurde dünner, sie hat 
sich etwas verlagert. Dinge, die sehr viel 
kosten sollten, trafen eher eine Bevölkerungs­
schicht, die füglich noch nicht zu Ihren Wäh­
lern gehörte. Alles andere haben Sie etwas 
zurücktreten lassen. 

Wenn wir Ihnen damals sagten, Herr Bun­
deskanzler, Sie verwalteten das Erbe der 
Osterreichischen Volkspartei, so ernteten wir 
von der Opposition ein höhnisches Gelächter. 
Es verwundert mich nicht, aber richtig ist, 
daß die Zeit Ihres Erfolges genau da zu Ende 
ging, wo die Vorarbeiten und die wirtschaft­
lichen Erfolge der Regierung Klaus aufgezehrt 
waren. Dann nämlich mußten Sie zu regieren 
beginnen. Und als Sie das Erbe der OVP 
vertan hatten - sichtlich vertan! -, wurden 
Sie aus dem Jäger zu einem Gejagten, und 
Sie begannen in einer Art und Weise zu 
reagieren, daß es heute berechtigt ist festzu­
stellen: Herr Bundeskanzler kochen auch nur 
mit Wasser! (Abg. DI. K 0 I e n: Mit ver­
dünntem Wasser!) Natürlich verdünnt. Sie 
sagten ja, die Regierung Klaus war schlecht, 
Sie würden es besser machen. Wissen Sie, 
Herr Bundeskanzler, heute wären die Oster­
reicher schon zufrieden, wenn Sie es gleich 

Ihre Anfangserfolge waren auch getragen 
davon, daß es Ihnen fraglos gelungen ist, 
gewisse Gruppen in diesem Lande glauben 
zu machen, die anderen werden für ihr Wohl­
ergehen zahlen. Und da Neid ein Laster ist, 
das in unserem Land kultiviert wird, war es 
möglich, verschiedenen Gruppen einzureden: 
Es wird sicher besser, der Kreisky macht es 
schon, andere werden es zahlen, uns ist das 
wurscht. Nun hat die Gruppenabsahnung, 
wenn Sie diesen Ausdruck gestatten, die 
Runde gemacht, und nun beginnt die gesamte 
Bevölkerung ohne Rücksicht auf Bevölke­
rungsgruppen (Zwischenruf des Abg. 
R 0 ba k.) Herr Robak, hören Sie zu! (Heiter­
keit bei deI OVP. - Abg. SkI i te k: Sie 
sind ja nicht der Herr Lehrer!) Nein, aber 
ich denke an die Ortstafelfrage, dort hätte 
der Herr Robak reden können; ich höre ihn 
ja auch immer in landsmannschaftlicher Ver­
pflichtung an. (Beifall bei der OVP.) 

Es ist also gelungen, alle Gruppen in diesem 
Lande zu verunsichern, besonders finanziell. 
Mein Freund Robert Weisz sagte gestern, es 
geht uns allen immer besser in diesem Land, 
es ist uns noch nie so gut gegangen. Das 
sagten Sie, Herr Collega. Nun, es waren noch 
nie alle Leute so unsicher, wie es ihnen 
weiterhin gehen wird. Nun plötzlich - und 
das ist auch das Zeichen des Abbröckelns 
Ihres Denkmales, Herr Bundeskanzler -
spüren die Leute, spürt es die Bevölkerung 
(auf die Brust weisend) hier. Ich meine nicht 
das Herz, ich meine die Brieftasche. Und hier 
beginnt das Unbehagen mit einer nicht billi­
gen Regierung, ja mit einer teuren Regierung. 

In dieser Phase bildeten Sie Ihre Regierung 
um, stockten Sie sie auf. Ich werde, wenn 
Sie mir gestatten, nur einige Aspekte an­
führen, wo ich glaube, daß es mit der Herr­
lichkeit und mit der Uberzeugungskraft - Sie 
verstehen, daß ich als Oppositioneller es 
Ihnen zwar persönlich nicht gönne, aber mich 
politisch freue - zu Ende ist. 

Sie reagieren in der Personalpolitik. Sie 
sagen zwar in der Offentlichkeit, sie respek­
tieren unsere Vorschläge. Ich brauche die 
Dinge nicht aufzuzählen, das ist bekannt. Sie 
unterlaufen diese Vorschläge in der Form, 
daß Sie sagen: Das ist ein guter OVPler,. 
den möchte ich haben. - Aber den, den wir 
vorschlagen, gegen den haben Sie etwas. Das 
ist die Demokratie? Nein, das ist der Versuch, 
die Leute glauben zu machen: Die Schwarzen 
können ja eh einen nennen! - Nur sucht 
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ihn der Regierungschef aus, und der ist nicht Der Herr Zeillinger hat gesagt: Wir hatten 
bei der OVP. (Abg. G rat z: Das ist sein nur 3 Prozent Teuerung. Daher war die Kritik 
großer Fehler in Ihren Augen!) in der Offentlichkeit kleiner. Sie haben jetzt 

Nein, eigentlich nicht. Ich gebe zu, daß es 
vielleicht in der Anfangsphase Leute gegeben 
hat, die gesagt haben: So einen Kreisky 
brauchen wir! Herr Gratz, jetzt braucht ihn 
kein Mensch, vielleicht nicht einmal Sie. (Bei­
fall bei der OVP.) Also ein Fehler ist es 
wirklich nicht. (Abg. R. W eis z: Ihr braucht 
ihn, sonst könnt ihr die Posten nicht alle 
kriegen, die ihr wollt!) Aber, Herr Kollege, 
ich muß Ihnen etwas sagen: Meine Damen 
und Herren von der SPO oder zumindest 
einige von Ihnen! Seien Sie bei Kritik nicht 
dünnhäutig. Ich sage es nur für einige. (Abg. 
Ing. H ä u s e r verläßt seinen Platz.) 1Gh er­
innere Sie an die Rede des sich jetzt erheben­
den Herrn Vizekanzlers Häuser, als die Re­
gierung Klaus installiert wurde - diese De­
batte setzte sich am nächsten Tag fort, sie 
war die längste im Parlament -: Sie war 
nicht fein, aber es war sein Recht, sie zu 
halten. Daher: Seien Sie doch nicht dünn­
häutig! Je größer die Schwierigkeiten sind, 
desto dünnhäutiger wird man ja bei der 
Kritik, denn Lob ist natürlich besser zu er­
tragen. Das wissen sogar wir! Das ist eine 
menschliche Einstellung. 

Herr Bundeskanzler! In der Frage Rundfunk 
manifestiert sich die Veränderung Ihres Flairs 
in der Offentlichkeit. Wenn einen der Erfolg 
zu verlassen scheint und das sichtbar wird, 
dann reagiert man anders. 

Ich erinnere Sie, oder erinnern Sie sich 
bitte mit mir, als Herr Dr. Kreuzer Josef 
Klaus im Fernsehen als "Niete" bezeichnete. 
Damals war es sichtlich comme il faut für 
Ihre Seite. Ich habe nicht gehört, daß sich 
jemand aufgeregt hat. 

Aber auch in der Frage des Herrn Doktor 
Kreuzer ist eine Wandlung eingetreten. Der 
"SPO-Kreuzer" wurde gestern zum "Nur-ORF­
Kreuzer" durch Sie, Herr Abgeordneter Weisz. 
Eine hochinteressante Verwandlung! (Heiter­
keit bei der OVP.) Habe ich mit Genuß 
registriert! 

Natürlich haben Sie sich, Herr Bundeskanz­
ler, als Oppositioneller gefreut, wenn man 
die Regierung Klaus im Fernsehen anständig 
- ich darf diesen Ausdruck. gebrauchen -
"eingfotzt" hat. Natürlich! Nur vergaßen Sie, 
daß Sie vielleicht doch die Mehrheit bekom-
men. Eines unterscheidet Sie jetzt schon von 

für 7 Prozent und andere Heldentaten die 
Kritik zu erleiden. Daher sind Sie dünnschalig 
geworden. Jetzt erklären Sie der Offentlich­
keit, man müsse das verändern. 

Die letzte Kurve - lassen Sie mich das 
audl sagen -: Als der Herr Bacher unseren 
Schranz heimholte, haben Sie noch Lust ge­
habt ... (Abg. Dr. G r u b er auf Abg. Doktor 
S c h ra n z weisend: Unseren Schranz, und 
nicht den da!) Das meinte ich ja! Ich meinte 
für ganz Osterreich: Unseren Schranz. Der 
andere gehört ja Ihnen und nicht uns. Aber 
das macht nichts. (Heiterkeit bei der OVP. 
- Abg. G rat Z: Für den Schwimmer tauschen 
wir ihn nicht!) 

Als Bacher Karl Schranz heimholte, haben 
Sie, Herr Bundeskanzler, und mein Lands­
mann Sinowatz sich, sicherlich dem "Druck. 
von BaCher folgend", auch auf dem Tribünerl 
gezeigt. Denn wenn 80.000 Hurra schreien, 
ist es angenehm, wenn man am Hurra mit­
naschen kann, auch wenn man nicht betroffen 
ist. Sie sagten nachher, die Geschichte sei 
Ihnen unheimlich geworden. Das glaube ich 
Ihnen! Mir auch, nur schon vorher! (Heiterkeit 
bei der avp.) 

Nun kritisieren der Rundfunk und die 
Massenmedien Sie heftig. Warum nicht? Als 
Sie Leader der Opposition waren, haben Sie 
sich gewünscht, daß das auch mit uns passiert. 
Nur, damals war es angenehmer. Damals wur­
den wir geschimpft, und Sie saßen in der 
Loge. Wir sitzen in der Opposition, und Sie 
werden bezichtigt, daß es nicht funktioniert. 
Das ist Ihnen unangenehm. 

In Dürnstein sagten Sie - wenn man das 
genau verfolgt hat - etwas wohltemperiert, 
Sie wären für eine verlangsamte Veränderung 
dieser Geschichte. Sie seien nicht der gleidlen 
Meinung wie der Herr Präsident des Gewerk­
schaftsbundes. Niemand glaubt Ihnen das, 
Herr Dr. Kreiskyl Ich bin überzeugt, daß Sie 
sich beide einig sind. Sie sind ein Meister 
- das sage ich ernst und nicht spöttisch -
im Suchen nach Schuldigen. 

Das erinnert mich an den Ausspruch eines 
Mannes vor einem ungarischen Geridlt, wo 
dieser sagte, er habe einen bösen Geist, einen 
"Maximus Leo". Sie haben sich eine ganze 
Sammlung von "Maximus Leo" angelegt: das 
sind die Staatssekretäre. Ich werde dann noch 
kurz darauf zu sprechen kommen. 

der Regierung Klaus: Die Möglichkeit und Ich bin auch überzeugt, daß Sie diese Rund­
der Wunsch zur Kritik an der Regierung funkreform eiskalt durchführen werden. Aber 
seitens der Massenmedien wird jetzt größer. nicht aus dem Grunde, damit die Bevölkerung 
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mehr zu reden hat. Das glaube ich nicht, das 
glaubt Ihnen auch jetzt niemand mehr! Sie 
werden sie deswegen durchführen, um sich 
für 1975 jenes Terrain absichern zu können, 
damit es Ihnen vielleicht noch gelingt, zu ge­
winnen. Hier brauchen Sie einen kuschenden 
Rundfunk, der "demokratisiert" ist. (Zustim­
mung bei der OVP.) Das ist der wahre Anlaß, 
warum Sie, Herr Bundeskanzler, den Rund­
funk reformiert wissen wollen. (Abg. K ern: 
Unter Anführungszeichen reformiert!) Es gibt 
verschiedene Ansichten über Reformen. Ich 
zitierte jetzt von meiner Warte die Ansicht 
des Herrn Bundeskanzlers, wie ich glaubte 
sie erkennen und befürchten zu müssen. 

Allein mit diesen Sentenzen über den 
Rundfunk hat sich gezeigt, wie sehr Sie sich 
von dem sieggewohnten Kanzler, von dem 
modernen Menschen in einen sehr empfind­
samen, weil in der Krise sich befindlichen 
Kanzler verändert haben, der Kritik, die er 
sehr liebte, wenn sie andere traf, jetzt plötzlich 
nicht sehr schätzt. 

Die Entwicklung ab dem Tage der Umbil­
dung Ihrer Regierung ist die, daß in ganz 
Osterreich ein starkes Unbehagen über die 
ursprünglich so fortschrittliche Regierung 
auszubrechen scheint. Ist es nicht vielleicht 
so, daß man den alten Spruch aufwärmen 
kann? Wollen Sie im letzten Moment 
durch personalpolitische, durch reformatori­
sche Maßnahmen diese Gesellschaftsordnung, 
die Ihnen nichts sagt und die Ihnen nicht 
liegt, verändern? Kommen wir vielleicht 
wieder zu dem alten Spru<h zurück: 
Demokratie der Weg, Sozialismus das Ziel!? 
Sollen wir diesen alten Spruch wieder aus­
graben? Mir scheint, es ist notwendig. (Abg. 
G rat Z: Sie graben ihn aus, natürlich!) Im 
letzten Moment versuchen Sie, Dinge zu ver­
ändern, die Sie den Zipfel der Macht noch 
länger in Händen halten lassen. Das scheint 
sich uns hier zu präsentieren. 

Ich wollte Ihnen, Herr Bundeskanzler, das 
in Form einer Stegreifrede sagen. Es gäbe 
Dinge genug, die man noch sagen oder gar 
aufschreiben könnte. Das Register Ihrer Ver­
änderungen bietet ja noch viel Platz. Wir 
werden uns noch verschiedentlich darüber 
unterhalten können. 

Herr Staatssekretär Lausecker! In diesem 
Lichte werden Sie verstehen, daß wir nicht 
Ihnen als Person, sondern Ihrer Funktion 
gegenüber einen Mißtrauensvorschuß hier de­
ponieren. Das geschieht nicht durch Zweifel 
an Ihren Fähigkeiten. Die kennen wir noch 
nicht in bezug auf Ihr Amt. Es wäre lächerlich, 
sie Ihnen jetzt abzusprechen. 

Wenn wir uns die Staatssekretäre des Herrn 
Bundeskanzlers ansehen, dann muß ich sagen: 
Ich bin dagegen, daß die Kritik so hart wird, 
wie Sie sie hie und da gebracht haben. Die 
Frau Staatssekretär Karl und der Herr Doktor 
Veselsky: Ich habe von beiden bis gestern 
geglaubt, daß sie es wohl könnten, aber nicht 
dürfen. Beim Herrn Dr. Veselsky mußte ich 
mich gestern irgendwo korrigieren. 

An Sie, gnädige Frau, nur einen Satz. Wenn 
ich in der Zeitung lese, daß Sie feststellen, 
Sie seien völlig ausgelastet, dann muß ich 
Ihnen dazu gratulieren. Das ist wirklich eine 
bescheidene Einstellung zur Arbeit. Ich muß 
sagen: Sie kommen mit einem Minimum an 
Arbeit aus, wenn Sie sich ausgelastet fühlen. 
Es glaubt Ihnen kein Mensch, daß Sie ausge-­
lastet sind. (lronische Heiterkeit und Zustim­
mung bei der OVP.) Oder Sie arbeiten sehr, 
sehr geheim. Ich bitte um Nachsicht, daß ich 
Sie als Dame kritisiere, aber ich war sehr 
vorsichtig bei meiner Kritik. Das müssen Sie 
als Politikerin einstecken können. 

Was den Herrn Staatssekretär Dr. Veselsky 
anlangt, muß ich die Frage denn doch in den 
Raum stellen: Wie tief ist das Niveau, das 
er dem Nationalrat, dem er selbst angehört, 
zumutet: vom Primitiv-Approach bis zum 
Nichtwissen, daß es ja eine Vorlage gab? 
Selbstverständlich kann man mir sagen, daß 
er damals nicht im Hause war. Es liegt ein 
Jahrfünft zurück. Aber bei dieser Materie, 
bei der er federführend ist, müßte man an­
nehmen, daß er sich über die Vorgeschichte 
erkundigt. 

Ich muß eines sagen - und das sage ich 
auch allen Ernstes -: Ich gratuliere dem 
Herrn Veselsky zu seinem Chef, denn seine 
jetzige Entschuldigung an Mock nötigt mir 
Hochachtung ab. Er hat Sie einfach falsch 
informiert. Sie sind ein Kavalier und haben 
Ihren Mann geschützt. Das attestiere ich Ihnen, 
Herr Dr. Kreisky! Denn in Wahrheit hat der 
Herr Veselsky davon nichts gewußt. Sie halten 
sich ihn ja zu Ihrer Entlastung, weil er etwas 
weiß. Er war heute eine Belastung für Sie. 
(Ironische Heiterkeit bei der OVP.) Daher 
haben Sie sich entschuldigt. Das nötigt mir 
Hochachtung ab. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ich komme schon zum Schluß. Ich habe bis 
jetzt angenommen, daß der Herr Dr. Veselsky 
auch sehr stark in Verstaatlichten-Fragen 
engagiert ist. Ich wurde belehrt, er ist eher 
in der anderen Geschichte mit Computer und 
Taschenrechenmaschine tätig. - Gut! Wun­
derbar! Aber was soll denn bei dieser Ent­
wicklung, bei dieser sehr ernsten Phase her­
auskommen? Fusion, die beschlossen werden 
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soll (Ruf bei der avp: Konfusion!), wird meinte sichtlich Herr Dr. Veselsky. Das ist 
vielleicht zu einer Konfusion. Wirtschaftlich ein guter Satz, nur kann er sich daran niCht 
sicherlich von niemandem goutiert! halten. 

Was haben wir von der Information oder 
von dem Stand der Information des Staats­
sekretärs Veselsky zu erwarten, der dafür 
zuständig ist? Ich darf nur einige Zitate von 
Äußerungen aufzählen, die Herr Veselsky 
machte. 

Es sagte das "profil", Nr. 4: "Ein Berater 
des Finanzministers urteilt: ,Heute weiß der 
Kreisky, daß er den Veselsky in der Regie­
rung nicht brauchen kann.''' - Hiezu kann 
ich keinen Kommentar abgebenr 

Es sagte das gleiche "profil": "Dort gibt er 
Er sagt zuerst über sich im "profil", Nr. 2: sich _ wie Parteifreunde kritisieren - als 

"Ich bin nur ein Gehilfe." - Gut, das kann 
man gelten lassenl Herr Dr. Kreisky kann 
untersuchen, was für ein Gehilfe er ist. 

Weiters sagte er zum Beispiel am 13. De­
zember 1969, also ein früher Dr. Veselsky: 
"Die Finanzierung der sozialistischen Pro­
gramme kann zur Gänze durch Kürzung und 
Umschichtung anderer Ausgaben sichergestellt 
werden." - Gratuliere I Was ist davon ge­
blieben? Wo schichten Sie um? Warum sind 
die Ausgaben so angewachsen? 

Er sagte in der "Wiener Zeitung" vom 
17. 12. 1970: "Die OIAG müsse nun bald 
funktionsfähig werden. Es harren ihrer so drin­
gende und schwierige Aufgaben wie die Edel­
stahllösung, bei der es weniger auf Fragen 
wie Fusion durch Aufnahme oder Herstellung 
eines Mutter-Tochter-Verhältnisses ankomme 
als auf eine zweckmäßige Abstimmung der 
Produktion." - Was ist heute noch davon 
wahr? 

Er sagte in der "Neuen Zeit" am 14. 9. 1971: 
"Staatssekretär Veselsky begrüßte der ,Neuen 
Zeit' gegenüber eine Lösung des Stahl­
problems der Verstaatlichten im Sinne der 
Bundesstraße-17-Lösung ... Seiner Meinung 
nach solle die Leitung eines solchen Konzerns 
den Sitz nicht in der Bundeshauptstadt, son­
dern in der Obersteiermark haben." 

Herr Lausecker! Wundern Sie sich, daß wir 
Staatssekretären Mißtrauensvorschüsse ertei­
len müssen, wenn wir die historische Entwick­
lung verfolgen müssen von dieser riesigen 
Äußerung bis zu dem Negativ-Approach von 
gestern? 

Es sagte in der "Arbeiter-Zeitung" vom 
23. 9. Herr Dr. Veselsky: "Man dürfe nicht 
nur immer die Zahl der Beamten zu erhöhen 
trachten, sondern sie zu den bewältigenden 
Aufgaben entsprechend organisieren." 
Organisiert er? 

Die "Kleine Zeitung" zitiert am 15. Dezem­
ber: "Wir alle sind der Meinung: Stabilität 
oder Inflation beginnen zu Hause." - Das 
unterschreibe ich. Nur weiß ich nicht, ob er 
in der Regierung das auch sagen darf. Denn 
das ist das, was wir meinen: Nicht nur die 
importierte Inflation - die hausgemachte 

mächtiger Politiker, der vortäuscht, er könne 
seine Versprechen auch verwirklichen." 

Ich überlasse es Ihnen, meine Damen und 
Herren, und auch der öffentlichen Meinung 
zu untersuchen, was davon Tatsache ist. 

Zum Schluß eines, Herr Bundeskanzler: 
Glauben Sie wirklich, daß alle diese Probleme 
nur durch Umschichtungen respektive durch 
Aufstockung mit einem sicher sehr ehren­
werten und tüchtigen Herrn - das sei nicht 
in Abrede gestellt - möglich ist? Glauben 
Sie wirklich, daß Sie ihn anders behandeln 
werden? Wo können wir ihn in einem Jahr 
einstufen: Darf er nicht oder kann er nicht? 
Es kommt ja auf den Chef der Regierung an, 
deren Stil ja Sie, Herr Bundeskanzler, sehr 
stark prägen. Sie prägten ihn sehr stark in 
der Siegesphase, Sie scheinen ihn auch sehr 
stark zu prägen in der Phase der Schwierig­
keiten. 

Was wir Oppositionsmenschen von Ihnen 
wünschen, ist, daß nicht nur die Suche nach 
der Erhaltung der Mehrheit Sie beschäftigt, 
sondern auch die Suche nach der Erhaltung 
der Stabilität, in der Zeit, wo Sie noch Ver­
antwortung tragen müssen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Gratz. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich werde versuchen, den Stil 
meines Vorredners, des sicher charmantesten 
"Oppositionsmenschen" , der es fertigbringt, 
doch sehr harte Angriffe in einer sehr lächelnd 
charmanten Form vorzubringen, zu kopieren. 
Es wird mir sicher nicht gelingen, Herr Kol­
lege Graf. (Abg. G r a f: 0 ja, sicher! - Ruf 
bei der avp: Sie sind doch auch sehr char­
mant/ - Abg. Mit te r e r: Aber für Sie ist 
das Thema schwieriger!) 

Hohes Hau::l! Der Herr Kollege Graf hat 
aber doch - und damit muß ich schon wieder 
aufhören, charmant zu sein - praktisch in 
einem schönen Vergleich gesagt - ich glaube, 
solche Vereinfachungen sind zwar sehr schön, 
aber sie geben in der Diskussion nichts her -: 
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Alles Gold kam von der OVP, von der Regie­
rung Klaus, so weit es sich gezeigt hat, und 
alles andere, was nicht von der Regierung 
Klaus ererbt war, war Talmi. 

Dann hat Kollege Graf noch gesagt: Die 
Dsterreicher wären froh, wenn diese Regie­
rung gleich gut wie die Regierung Klaus re­
gieren würde. 

Da muß ich gleich sehr ernst werden und 
sagen - ich nehme einmal das "gut" weg -: 
Wenn Sie sagen, die Osterreicher wären froh, 
daß gleich wie unter der OVP regiert würde, 
dann erlaube ich mir das zu bezweifeln. Ich 
bezweifle, daß die Osterreicher froh wären, 
wenn wieder regiert würde mit einem Sozial­
stopp, mit ungerechter Belastung der Oster­
reicher, mit Zunftdenken in der Wirtschafts­
politik und mit dem Gerede von der Bildungs­
explosion bei gleichzeitiger Verweigerung 
regionaler und sozialer Bildungschancen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Ich möchte auf diese Vergangenheit nicht 
eingehen. (Abg. Dipl.-Ing. T s chi d a: Mehr 
anstrengen, Heu Gratz!) Ich stehe nicht hier, 
um die OVP-Regierung zu kritisieren, das 
liegt in der Vergangenheit. (Rufe bei der OVP: 

Das hat damals der Herr Kollege Zeillinger 
gesagt. Ich wollte nur feststellen, daß die 
Wandlung von dieser Einstellung zum "Tod­
feind" jeder Änderung an diesem Gesetz 
immerhin bemerkenswert ist. Aber wir wer­
den ja Gelegenheit finden, uns noch inhaltlich 
mit diesen Dingen auseinanderzusetzen. 

Ich möchte nur, weil gerade Diskussionen 
hier im Haus von dunklen Andeutungen der 
Oppositionsparteien nur so getränkt sind, 
namens meiner gesamten Fraktion noch ein­
mal eindeutig erklären, daß wir keinen Rund­
funk, kein Fernsehen anstreben, in dem 
irgendeine politisd::te Kraft in Osterreich allein 
zu entscheiden hat und ihn dominiert. (Beifall 
bei der SPO.) Das ist eine eindeutige Ziel­
vorstellung. 

Zu diesem Zeitpunkt möd::tte ich nur sagen: 
Ich persönlid::t verstehe es nicht, daß es in 
diesem Staat, in dem doch grundsätzlich der 
Gesetzgeber in diesem Haus das höchste 
Organ des Staates bei der Setzung von Rechts­
vorschriften ist, irgendeine durch Gesetz ge­
sd::taffene Einrichtung gibt, die von vornherein, 
bevor man noch darüber spricht, ob etwas 
zu verbessern wäre, tabuisiert wird, wo ge­
sagt wird: Hier darf nichts geändert werden! 
Jedes Menschenwerk ist verbesserungswürdig 
- und Sie erheben den ORF in Wirklichkeit Aber Sie tun es dauernd! - Er über­

stürzt sich jetzt schon wieder!) Herr Kollege! vom Menschenwerk zu etwas für die Ewigkeit 
Ich werde dann noch auf einige Ihrer Reden Geschaffenem, das Menschen nicht anzutasten 
kommen, dort passen Ihre Zwischenrufe genau haben. (Zustimmung bei der SPO.) 

hinein. 

Alle Kollegen werden zittern, wenn ich be­
ginne, aus diesem dicken Wälzer hier (einem 
Band der stenographischen Protokolle) vorzu­
lesen. Ich möchte diese Beunruhigung beseiti­
gen. (Zwischenruf bei der OVP.) Ich kann 
Ihnen wirklich das Ganze vorlesen, aber ich 
will es nicht tun. 

Kollege Zeillinger hat gesagt, er sei ein 
"Todfeind" jeder Änderung am Rundfunk­
gesetz. In diesem Zusammenhang möchte ich 
doch nur verlesen, was er bei der Beschluß­
fassung des Rundfunkgesetzes am 8. Juli 1966 
wörtlich gesagt hat - ich zitiere jetzt -: 

"Ich habe" - "ich" ist hier Zeillinger im 
Zitat - "vor der Wahl gesagt: Das Rundfunk­
Volksbegehren ist totl ... In unzähligen, in 
Millionen Schriften ist mir widersprochen wor­
den. Ich darf heute noch einmal feststellen: 
Wir Freiheitlichen haben mit dieser Aussage 
recht behalten. Das Rundfunk-Volksbegehren 
ist tot! ... Wir stellen gleichzeitig fest, daß 
diese.s Gesetz mit dem Volksbegehren nichts 
zu tun hat." 

Meine Damen und Herren I Ich muß auf 
viele Dinge eingehen, die mit der Bestellung 
des Staatssekretärs unmittelbar nichts zu tun 
haben. Parlamentarische Debatten bedeuten 
eben Eingehen auf vorhergehende Reden, und 
in den vorhergehenden Reden ist ja auch 
vom ORF über die Wirtschaftsentwicklung bis 
zu den charakterlichen Eigenschaften des 
Herrn Bundeskanzlers eigentlich alles zur 
Debatte gestanden. 

Ich erlaube mir daher auch hier einiges zu 
sagen. Ich sage es nicht bösartig. Ich meine 
nur, wenn Sie charakterisieren, wie der 
Bundeskanzler denkt, fühlt und handelt, dann 
gehört das zu seinem Charakterbild, und ich 
habe nicht gemeint, daß Sie seinen Charakter 
sd::tled::ttgemad::tt haben. Es ist nur das alles 
zur Debatte gestanden. Das ist erlaubt. Ich 
sage nur, daß es auch nicht unmittelbar mit 
der Frage des Personalrechtes zu tun hat. Ich 
nehme mir daher auch heraus, auf einige 
andere Dinge einzugehen. 

Ich muß doch feststellen, daß es das gute 
Red::tt der Opposition ist, daß besonders für 
die Osterreichische Volkspartei die Bestellung 
des Staatssekretärs auch ein Anlaß war, 
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wieder einmal eine sogenannte - jetzt setze 
ich Anführungszeichen - "Abrechnung mit 
der Regierung" vorzunehmen. 

Aber manche Redner der Osterreichismen 
Volkspartei haben in diesem Haus der eigenen 
Fraktion erklärt, wie einig, geschlossen, ziel­
strebig und berstend vor Alternativen die 
OVP bereits wieder ist, doch daß man 
gemeinsam im Wald singt, um sich Mut zu 
machen und um zu verdecken, daß es immer 
noch zwei Firmen, drei Bünde und neun 
Länder - also insgesamt 54 verschiedene 
Interessengruppen in der Osterreichischen 
Volkspartei - gibt, dachten Sie nicht. (Beifall 
bei deI SPO. - Abg. DI. K 0 h 1 mai e I: 
Und wieviel haben Sie?) 

Zweitens möchte ich sagen, daß Fach­
debatten den Vorteil hätten ... (Abg. Doktor 
Marga Hub i n e k: Sie haben weniger Län­
der!) Na ja, wenn ich mir anschaue, wie die 
verschiedenen Ländervertreter der OVP zu 
den mir ... (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Bei den 
Sozialisten gibt es keine Länder!) Nein, der 
OVP! Selbstverständlich waren auch die 
Sozialisten dagegen. Daß sozialistische Länder­
vertreter dagegen sind, daß der Herr General­
sekretär der OVP zu einer OVP-Länderfront 
gegen die Interessen der Einwohner, aber für 
die Interessen der OVP gegen die Bundes­
regierung aufruft, das ist klar. Es haben sich 
aber auch OVP-Ländervertreter sehr verschie­
den dazu geäußert, und es ist Gott sei Dank 
diese doch für Osterreich bedenkliche Auf­
forderung wieder fallengelassen worden. 

Aber als zweites möchte ich sagen: Der 
große Vorteil von Spezialdebatten wäre ge­
wesen, im Detail auf Probleme eingehen zu 
können. So wie es hier geschehen ist, muß 
man sich überlegen, wie die Redner der 
Osterreichischen Volkspartei eigentlich zu 
ihrer Einschätzung der Situation kommen. Ist 
Ihnen nicht selbst aufgefallen, daß Ihre 
grotesk-irreal düstere Schilderung der öster­
reichischen Gegenwart mit der Tatsache, wie 
es draußen geht, wie es den Menschen geht, 
wie das Land aufblüht, aber schon überhaupt 
nichts zu tun hat? (Beifall bei der SPO.) Daß 
Ihre düsteren Schilderungen eines im Nieder­
gang befindlichen Landes überhaupt nichts mit 
dem blühenden Land Osterreich zu tun haben, 
mit einer Währung, die gesichert ist? (Abg. 
Dr. GI u b e r: Die stabil ist?) Bitte: mit einer 
Währung, die stabil ist, die gesichert ist ... 

Es ist dem "Niederösterreichischen Volks­
blatt" seinerzeit vorbehalten geblieben, bei 
der Schillingaufwertung zu schreiben: Unter 
den Sozialisten wird alles teurer, jetzt wird 
sogar der Schilling teurer. Bitte, das war Ihre 
Argumentation! (Heiterkeit bei der SPO.) 

Es ist ein blühendes Land mit einer harten 
Währung, mit einer ausgebauten sozialen 
Sicherheit, mit Rechten für die Jugend, mit 
einer entwickelten Familienpolitik, mit Steuer­
reformen, die bewältigt wurden (Abg. Doktor 
Z i t tm a y r: AbeI wie!), und - ich sage das 
noch einmal - mit Schulfahrten und mit 
freien Schulbüchern, wobei der einzige 
Skandal bei den freien Schulbüchern die Be­
zeichnung der OVP für diese große bildungs­
politische Maßnahme war. (Beifall bei der 
SPO.) 

Der Herr Dr. Kohlmaier hat gesagt: In der 
Regierungspolitik ist alles schlecht. (Abg. 
S e k an i n a: Das versteht ja deI KohlmaieI 
nicht! - Abg. Dipl.-Ing. T s eh j d a: Aber 
der Sekanina!) Er hat den Eindruck hervor­
gerufen, hier habe eine sozialistische Mehr­
heit - man hört es ja immer so heraus -
ohne Verhandlungen mit Brutalität die Oppo­
sition weder angehört noch berücksichtigt, 
sondern sie einfach niedergestimmt. 

Wie erklären Sie sich dann, daß das Parla­
ment in den Ausschüssen in den Jahren der 
SPO-Regierung mehr Verhandlungsstunden 
hatte als je zuvor? 

Wie erklären Sie sich dann, daß von 
181 Gesetzesbeschlüssen dieser Legislatur­
periode 159 einstimmig vorgenommen wur­
den? 10 Gesetze wurden mit einer Mehrheit 
von SPO und FPO angenommen, 4 Gesetze 
mit einer Mehrheit von SPO und OVP und 
14 von den 187 Gesetzen allein durch die 
sozialistische Mehrheit. 

Jetzt werden Sie sagen: Diese 14 Gesetze 
beweisen doch, daß die Mehrheit eingesetzt 
wurde! Na ja, selbstverständlich, meine 
Damen und Herren, denn wir haben von 
Anfang an gesagt: Wir sind zu sehr ausge­
dehnten Verhandlungen in den Ausschüssen 
bereit. Aber irgendwann einmal muß im Inter­
esse der Osterreicher bei Problemen eine Ent­
scheidung fallen. Denn die Wähler werden 
uns nach vier Jahren fragen: Warum ist denn 
das Wahlprogramm nicht erfüllt worden? Wer 
wird dann hinausgehen und sagen: Weil wir 
leider in vier Jahren mit dem Reden mit der 
Opposition nicht fertig geworden sind. Also 
irgendwann ist man sich selbst, seinem Wahl­
programm und seinen Wählern verpflichtet; 
wenn eben keine Ubereinstimmung erzielt 
wird, dann ist auch eine Mehrheitsentschei­
dung zu treffen. Aber 14 Mehrheitsentschei­
dungen von 187 Gesetzen, das spricht, glaube 
ich, bei dieser Argumentation doch für sich. 

Ich möchte eine ganz kurze Bemerkung noch 
zur Frage der Preisentwicklung machen. Ich 
möchte es hier noch einmal so wie im Dezem-

404 
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ber begrüßen, daß es durch ein wirkliches 
Zusammenwirken von Bundesregierung, 
Sozialpartnern und Kreditapparat gelungen ist, 
die Stabilisierungsmaßnahmen zu vereinbaren, 
die dazu notwendigen Gesetze hier im 
Nationalrat zu beschließen und jetzt diese 
Gesetze und diese Vereinbarungen anzuwen­
den. 

Wir wissen alle, das ist ja an sich das 
Groteske an der österreichischen Innenpolitik, 
daß viele, die hier sitzen und Interessenver­
treter sind, bei den Beratungen hinter den 
Polstertüren Stabilisierungsabkommen ab­
schließen; daß sie weiters hinter verschlos­
senen Türen übereinstimmend der Ansicht 
sind, daß es auch darum geht, den psycho­
logischen Faktor nicht außer acht zu lassen, 
das heißt, nicht die Inflationserwartung der 
Bevölkerung anzuheizen, die dann zu sinn­
losen Käufen und zu weiteren Preissteigerun­
gen führt. 

Das Groteske an der österreichischen Innen­
politik ist, daß - die OVP hat ja abge­
schwächt - jetzt nicht mehr wie im Septem­
ber, Oktober die führenden Funktionäre, aber 
nodl immer genügend hier im Haus und 
draußen von seiten des OAAB besonders in 
den Betrieben zur gleichen Zeit die Inflations­
erwartung anheizen und durch entsprechende 
Reden steigern, wo sich die Sozialpartner der 
Kreditapparate und der Regierung gemeinsam 
bemühen, das zu dämpfen und die Maßnahmen 
durchzuführen. (Beifall bei der SPO.) Das ist 
traurig. 

Ich möchte Ihnen hier nur das dazu sagen, 
weil das heute keine Wirtschaftsdebatte ist, 
daß dieser Pakt aller Gutwilligen leider zum 
Teil in der Bevölkerung deswegen noch nicht 
richtig, ich möchte sagen, verstanden wurde, 
weil gleichzeitig von der rechten Seite der 
politischen Front Osterreidls die Inflations­
erwartung aus politischen Gründen weiter an­
geheizt wurde. 

Aber darf ich Ihnen sagen, daß das nicht 
nur der Regierung geschadet hat. Sie werden 
wahrscheinlich selbst auch genügend Berichte 
haben, so wie wir sie haben, wie viele Oster­
reicher wegen der Reden, wegen der Inserate: 
"Die Mehrwertsteuer macht alles teurer", im 
Dezember Geld für Waren hinausgeworfen 
haben, die ab 2. Jänner billiger geworden sind 
- weil sie sich in die Hysterie treiben ließen. 
(Abg. J u n g w i.r t h: Das war der Koren!) 
Das hat nidlt nur der Regierung geschadet, 
das hat Zehntausenden Osterreidlern ge­
schadet. Das möchten wir hier bedauernd fest­
stellen. (Abg. Se k a n i n a: Es ist der OVP 
völlig wurscht l was der Bevölkerung schadetl) 

Meine Damen und Herren! Noch eine all­
gemeine Bemerkung: Die OVP hat verschie­
dene Minister abqualifiziert, auch Redner der 
Freiheitlichen Partei. Vom Standpunkt der 
Regierung ist. das immerhin schon ein ge­
wisser Fortschritt, denn in den ersten Monaten 
der Regierung hat es geheißen: Die gesamte 
Regierung ist schlecht und bringt nichts zu­
sammen. Die Oppositionsparteien schränken 
jetzt ihre negative Qualifikation von der ge­
samten Regierung langsam auf immer weniger 
Regierungsmitglieder ein. (Abg. Dr. Kor e n: 
Aber dort stimmen wir überein?) Wir nehmen 
das einmal dankbar zur Kenntnis, möchten 
Ihnen aber sagen, daß wir mit der Tätigkeit 
aller Mitglieder der Bundesregierung persön­
lich und politisch zufrieden sind. (Abg. Doktor 
G r u b e r: Unzufrieden sind!) Jawohl, Herr 
Kollege: zufrieden sind, weil wir, wenn Sie 
schon Namen hören wollen, zum Beispiel der 
Meinung sind, daß - alle Namen sind ge­
fallen - die Frau Bundesminister Dr. Firnberg 
zum erstenmal seit 25 Jahren in diesem Lande 
gezielte Wissenschaftspolitik betrieben hat. 
(Beifall bei der SPO.) Weil wir der Meinung 
sind, daß die fundierten Pläne der Frau 
Gesundheitsminister jedenfalls mehr wert sind 
als die planlose Geschwätzigkeit Ihres 
Gesundheitsexperten, der nidlt einmal hier 
im Haus sitzt, um sich hier mit uns aus ein­
andersetzen zu können. (BeifaIl bei der SPt). 
- Abg. La n c: Der von einem zum anderen 
seiner vielen Sanatorien reistf) Wir sind der 
Meinung, daß Sie von Anfang an versucht 
haben, Bundesminister Lütgendorf ebenso wie 
die Tätigkeit der beiden Staatssekretäre, die 
bereits im Bundeskanzleramt gearbeitet haben, 
abzuwerten und herabzusetzen. 

Herr Kollege Graf! Sie haben der Frau 
Staatssekretär Karl charmant in der Form und 
sehr uncharmant im Inhalt gesagt, sie gratu­
lieren ihr, daß sie nicht mehr zu tun hat 
und mit der Familienpolitik ausgefüllt ist. 
(Abg. G r a f: Nein! Ich habe ihr gratuliert l 

daß sie sich ausgelastet fühlt!) Wir glauben 
eben, daß der Bereich der Familienpolitik der­
art bedeutend ist und so viele Aufgaben um­
faßt, daß ein Mensch damit mehr als ausge­
lastet ist. (Beifall bei der SPO.) 

Jetzt darf ich, sehr geehrte Damen und 
Herren, zu den Fragen Personalrecht und Ver­
waltungsreform, die jetzt die Tätigkeit zweier 
Staatssekretäre umfassen, versuchen - viel­
leicht geht es hier ohne Zwischenrufe -, 
einige Dinge auszusprechen, die, glaube ich, 
bei einer oberflächlichen Argumentation über­
sehen werden. 

Bei oberflächlicher Argumentation hat man 
gesagt: Erstens geht es hier um den Beamten­
abbau. Dann wurde gesagt: Beamte dürfen 
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keine abgebaut werden, aber Dienstposten 
sollen eingespart werden. (Abg. Dr. G r u b er: 
Das geht auch!) Ein bisserl ein Widerspruch, 
denn hinter jedem Dienstposten steht ein 
Mensch. Aber darf idl Ihnen jetzt einmal 
sagen, worin das wirkliche Problem liegt? 
(Abg. Dr. G r u b er: Daß der Gratz das nicht 
weiß, wo er doch selber Minister gewesen 
istl) 

Bitte, Herr Kollege, gerade weil ich selber 
Minister war und weil mein Amtsvorgänger 
auch nicht darauf eingegangen ist - Gott sei 
Dank -, möchte ich es vermeiden, hier 
in Details einzugehen und Beispiele zu brin­
gen, weil sie zu nichts führen. 

Aber ich möchte zur Verwaltungsreform 
sagen: Das Grundproblem liegt, glaube ich, 
darin - und am besten, ich scheue es mich 
nicht zu sagen, ist es vor drei oder vier 
Jahren einmal in einem ganzseitigen Artikel 
in der Zeitung "Die Presse" dargelegt wor­
den -, das Problem besteht darin - idl ver­
einfache jetzt -, ob man mehr Staat mit 
weniger Beamten haben kann. (Präsident 
Pro b stübernimmt den Vorsitz.) 

Das bedeutet: Hinter jeder Resolution, die 
jeder von uns täglich bekommt, mit der staat­
lidle Interventionen -in irgendeiner Form ver­
langt werden, steckt die Forderung nach einer 
gewissen Ausdehnung der Staatstätigkeit. 
Hinter jeder Forderung irgendeiner Bevölke­
rungsgruppe an die Allgemeinheit steckt die 
Forderung nach Staatstätigkeit - und der 
Staat übt eben seine Tätigkeit durch Beamte 
aus -, steckt die Forderung nach Ausdehnung 
der Staatstätigkeit, und Ausdehnung der 
Staatstätigkeit ist in Wirklichkeit natürlich 
eine Ausdehnung des Tätigkeitsbereiches 
jener Menschen, die für den Staat tätig wer­
den, nämlich der Beamten, und zwar in Be­
reichen, die bisher staatlich nicht erlaßt waren. 

Man muß das hier einmal aussprechen, daß 
das Zwiedenken auch in der Offentlichkeit auf­
hören soll. Man kann nicht immer nur von 
Einzelgruppen sprechen. Die Gesamtheit ist 
immer für Verringerung der Beamtenschaft. 
Die Ein~elgruppe verlangt mehr Schulen, 
Senkung der Klassenschülerhöchstzahl, aber 
insgesamt nicht mehr Lehrer, und das sind 
Staatsbeamte. 

Man verlangt mehr Telephone - mit weni­
ger Telephonarbeitern. 

In jeder Forderung, die an uns herange­
tragen wird, ist eine Forderung auf Auswei­
tung der Staats aus gaben enthalten. Das ist 
die eine Seite. Ich weiß, daß Ihnen fad wird, 
wenn ich versuche, in das Problem fundierter 
einzugehen, aber ich bitte dafür um Ver­
zeihung. 

Nun haben wir auf der anderen Seite das 
Problem ... (Abg. Dr. Z i t tm a y r: .. , der 
Schulbücher!) Fangen Sie nicht wieder mit der 
Schulbuchaktion an. (Abg. Dr. Z i t tm a Y I: 
War sehr "arbeitsparend"!) Die Sdmlbuch­
aktion war nicht arbeitsparend, aber sie hat 
Tausenden Kindern die Chancengleichheit in 
der Schule verschafft. (Beifall bei der SPO.) 
Oder glauben Sie vielleicht, daß die Sub­
ventionsverteilungsbürokratie der Landwirt­
schaftskammern arbeitsparend ist? (Erneuter 
Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte trotzdem wieder versuchen, noch 
einmal auf das Problem zurückzukommen. 
(Abg. Dr. Sc r i n z i: Eine andere Variante: 
Weniger Beamte, weniger StaatI) Das wäre 
eine Variante, Herr Primarius, mit der sich 
jeder an siro grundsätzlich sofort einverstan­
den erklärt. Nur wenn es die Staatstätigkeit 
eines Bereiches betrifft, wo er selbst oder 
seine Interessengruppe an der Staatstätigkeit 
interessiert ist, dann wird das im Einzelfall 
vehement abgelehnt. Das ist doCh das Dilemma 
an der sogenannten Verwaltungsreform, daß 
man sich über zehn Grundsätze sofort einig 
werden kann, aber ... (Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
Das 8011 doch die Regierung machen!) 
Für das Stichwort bin ich Ihnen dankbar. 
Ich appelliere an Sie: Polemisieren wir in 
zehn Minuten heftig weiter, ich möchte jetzt 
diesen Grundsatzgedanken zu Ende führen. 

Wir haben also einerseits das Dilemma Aus­
weitung der Staatsaufgaben, auf der anderen 
Seite nkht etwa Beamte, die das nicht können 
oder die sich sperren, sondern - ich spreche 
jetzt etwas ganz offen aus - ein Dienstrecht 
und ein BesoldungsreCht, das sich nicht durch 
25, sondern durch 50 Jahre entwickelt hat, 
das aber eine extreme Immobilität im öffent­
lichen Dienst mit einer wachsenden finanziel­
len Belastung des Staates verbindet, gleich­
zeitig auch - ich möchte das einmal aus­
sprechen - mit einer manchmal unverständ­
lichen und extremen Unzufriedenheit und 
Eifersucht zwischen einzelnen Gruppen des 
öffentlichen Dienstes verbunden ist. 

Das Problem lautet also: Wie kann man 
Mobilität und leistungsgerechten Aufstieg im 
Staat garantieren und gleichzeitig - dazu 
wollen wir uns deutlich bekennen - den 
Beamten die Sicherheit vor persönlicher oder 
politischer Benachteiligung geben? Wenn man 
nun hergeht und sagt, dieses Problem muß 
gelöst werden, dann löst sich auch das Pro­
blem, ob der Herr Staatssekretär hier tiefst 
zuinnerst mehr Gewerkschafter oder mehr 
politischer Beauftragter oder mehr Staats­
sekretär ist. Diese Probleme bestehen nämlich 
nicht darin, daß man einem etwas nicht be­
willigt oder dem anderen etwas abzwackt. 
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sondern bestehen darin, daß ein Fachmann, 
dem der Herr Kollege Gaspersdtitz gestern 
die extreme Eignung zu dieser Funktion be­
stätigt hat, nunmehr darangeht, gemeinsam 
mit dem, der für Verwaltungsreform zuständig 
ist, hier einmal etwas in die Wege zu leiten, 
was über allgemeine Diskussionen grundsätz­
licher Art hinausgeht, und sich damit aus sei­
ner Kenntnis beschäftigt, was man im Detail 
tun kann. (Abg. Dr. BI e n k: Aber für die 
zitierte Variante des politischen Auftrages gilt 
das nicht, Herr Klubobmann Glatz!) Im würde 
hier sagen: Bevor Sie beginnen, was gestern 
andeutungsweise geschehen ist, dem neuen 
Staatssekretär, bevor er noch ... (Abg. Doktor 
BI e n k: Ich habe nur Sie kommentiert! Für 
den Bereich des politischen Auftrages gilt das 
nicht!) Der politische Auftrag des Bundes­
kanzlers ... (Abg. Dr. B 1 e n k: Parteipolitisch 
gemeintl) Das ist ja die Smwierigkeit: Wenn 
wir Politik sagen, ob es Kulturpolitik, Bil­
dungspolitik, Personalpolitik ist, dann denken 
Sie - vielleicht aus Ihrer Einstellung -, das 
kann ja nur Parteipolitik sein. Bei uns ist das 
anders. (Beifall bei der SPO. - Abg. La n c: 
Wie der Schelm denkt, so ist er!) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einen 
anderen Punkt aufgreifen. Der Herr Präsident 
des Hauses und des OGB braucht zwar keinen 
Ex-offo-Verteidiger, ich möchte aber dazu kurz 
sagen: Aus seinen Äußerungen im OGB zu 
schließen, daß er die Kontrolltätigkeit des 
Parlaments plötzlich verneint (Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai e r: Sagen wir: Vergessen hall), 
diese Unterstellung ist so grotesk, daß ich 
wirklich glaube, daß es sidl erübrigt, darauf 
einzugehen. 

Meine Damen und Herren von der aVPI 
Absdlließend möchte ich Ihnen nur noch 
sag.en: Sie haben die Fähigkeit, zu kritisieren, 
das heißt, negative Dinge entweder zu sam­
meln oder zu erfinden, Sie haben die Einigkeit 
im Negativen großartig unter Beweis gestellt. 
Sie sind vielleicht jetzt damit beschäftigt, dar­
über namzudenken, wie Sie morgen der 
"Partner für übermorgen" werden können. 
Wir sind damit beschäftigt, heute dafür zu 
arbeiten, daß die Menschen in diesem Lande 
heute und morgen besser leben können. (An­
haltender Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Gasperschitz. Er 
hat das Wort. 

hat der Herr Präsident ja geschlossen, daher 
möchte ich jetzt noch einige Dinge vorbringen, 
die ich gestern nicht mehr sagen konnte. 

Im mömte insbesondere über die Wirksam­
keit des Personalvertretungsgesetzes spremen, 
weil im in diesen Fragen mit dem Herrn 
Staatssekretär Lausecker sehr viel zu tun ge­
habt habe. Bevor ich aber auf diese Fragen 
eingehe, möchte im einigen Rednern ent­
gegnen, etwa dem Abgeordneten Marsch, der 
gesagt hat, zwischen Kohlmaier und mir be­
stünde in der Frage der Neubestellung des 
Staatssekretärs ein Widerspruch. Das ist nicht 
der Fall. Denn der Herr Generalsekretär Dok­
tor Kohlmaier hat gesagt: Nimts gegen die 
Person Lauseckersl Natürlich konnte er über 
seine Charaktereigenschaften keine Aussagen 
machen, das war nur mir vorbehalten, weil ich 
ihn schon so lange kenne. Ich habe also seine 
Charaktereigenschaften positiv geschildert, 
weil ich der Meinung bin, daß man von einem 
Menschen immer das Beste halten soll, bevor 
man nicht enttäuscht wurde, und - das sage 
ich auch ganz offen -, ich das Menschliche 
über das Parteipolitische unter Umständen 
stelle, denn ich kann mir vorstellen, daß im 
auch mit einem Menschen, der nirnt meiner 
Partei angehört, freundschaftliche Kontakte 
pflegen kann. Das war also kein Widerspruch. 
Der Widerspruch ist anscheinend nur des­
wegen entstanden, weil ich Lausecker gut 
kenne, die Kollegen aber von unserer Partei 
ihn nicht persönlich kennen; sie haben ihn 
aber auch nicht persönlich angegriffen, sondern 
diese Debatte ist nur um die Funktion des 
Staatssekretärs entstanden. 

Aber aum zu anderen Feststellungen noch 
einige Worte. Der Abgeordnete Smranz hat 
gesagt - und das kann nicht unwiderspromen 
bleiben -: "OGB mit den Sozialisten für die 
Zukunft!" Als ob es im OGB nur Sozialisten 
gäbe, das heißt, OGB und Sozialistische Partei 
eines sei. Das ist eine sehr gefährliche Fest­
stellung, meine sehr geehrten Kolleginnen und 
Kollegen I (Ruf bei der SPO: Das ist demago­
gisch!) Da würde ja die ganze Uberparteilich­
keit des aGB überhaupt in Frage gestellt sein. 
Da muß idl den Kollegen Schranz wirklidl zur 
Ordnung rufen. (Beifall bei der OVP.) 

Der Kollege Schranz hat weiters gesagt, daß 
die Schwarzen - und dabei hat er von den 
CVern gesprochen - beim Bund in der Mehr­
heit sind. - Woanders sind die Roten in der 

Abgeordneter Dr. Gasperschitz (OVP): Herr Mehrheit. Es geht jetzt gar nicht darum. Es 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! geht darum, daß eine gerechte Personalpolitik 
Der Wälzer, den ich so wie mein Vorredner betrieben werden soll, eine gerechte Beförde­
mitgebracht habe, steht in diametralem Gegen- rungspolitik. (Zwischenruf bei der SPO.) Ja, 
satz zu der Länge meiner Rede. Sie wissen, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol­
daß ich gestern nur ganz kurze Zeit die MÖ9-, legen, dafür bin ich immer eingetreten. (Zwi­
lichkeit gehabt habe zu sprechen; um vier Uhr schenrufe des Abg. U 1 b r ich.) 
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Dr. Gasperschitz 
Ich erinnere daran, lieber Kollege Ulbrich, 

als die Regierung Klaus installiert worden ist 
und ich im Universitätsgebäude Graz ge­
sprochen habe, da habe ich gesagt: Jeder 
sozialistische Beamte, der glaubt, daß ihm ein 
Haar gekrümmt werde, soll sich an mich 
wenden. Und man hat dort von Listen ge­
sprochen, die aufgestellt worden sind und die 
man verlesen werde. Nur in einem Fall ist 
es mir passiert, daß mein Kollege Bundesrat 
Seidl wegen eines Gendarmeriebeamten zu 
mir gekommen ist und gesagt hat, dieser sei 
übergangen worden, er hätte das Recht gehabt, 
eher befördert zu werden. (Abg. S e k an i n a: 
Herr Gasperschitz! Ist Ihnen bekannt, daß 
in diesem Ministerium, als Sie regiert haben, 
gar keine Sozialisten vorhanden gewesen sind? 
Dank Ihrer Personalpolitik! Das war Ihre 
Personalpolitik!) Moment! Ich rede nur von 
einer gerechten Personalpolitik. Ich habe den 
Bundesrat in das Innenministerium mitge­
nommen zum Herrn Innenminister Soronics, 
dieser hat uns die Akten vorgelegt, und Bun­
desrat Seidl hat auf Grund der Aktenlage 
bestätigen müssen, daß hier ein Ubergehen 
eines Sozialisten nicht erfolgt ist. 

Ich bin Richter von Beruf und bin für eine 
gerechte Personalpolitik. Meine sehr geehrten 
Kollegen von der Linken! Wenn ein Kollege 
von der Sozialistischen Partei die Voraus­
setzungen hat und die entsprechenden Dienst­
zeiten aufweist, hat er selbstverständlich den 
Vorrang. Dafür stehe ich auch immer wieder 
ein. 

Dem Herrn Kollegen Zeillinger - er ist 
nidlt da - möch.te ich. auch einige Worte 
erwidern. Gestern hat er davon gesprochen, 
warum das alles nicht schon die OVP erfüllt 
habe. Er vergißt ja, daß alles in Entwicklung 
begriffen ist. Panta rhei! (Zwischenrufe bei 
der SPo.) Wir haben eine Strafrechts reform, 
und Kollege Zeillinger sitzt als Obmann in 
dem Unterausschuß des JustizaussdlUsses. Da 
sind ja Fragen entstanden, die vor zehn Jahren 
noch gar nicht aktuell waren. Oder in der 
Besoldungspolitik im öffentlichen Dienst ist 
noch nie die Frage des Spannungsverhältnisses 
gestanden. Da war man für eine Entnivellie­
rung, also für große Spannungsverhältnisse. 
Jetzt ist es anders gekommen. In den Ver­
wendungsgruppen sollen engere Spannen 
stattfinden. Die Jugend hat ganz andere Vor­
stellungen. So ist es im Leben. Es wird also 
immer wieder alles anders. 

Man kann daher nicht sagen: Hätten Sie das 
damals gefordert! Das wäre damals vielleicht 
gar nicht sehr gut angekommen. In allen Din­
gen ist es so. Hätten wir damals gesagt: Den 
Jungen mehr, den Älteren weniger!, hätten 
wir damals bestimmt Kritik einstecken müssen. 
Alles entwickelt sich.. Vor 20 oder 30 Jahren 

hat es ja auch keine Bauernpensionen gegeben. 
Jetzt gibt es Bauernpensionen. Es gibt also 
gewisse Dinge, die sich mit der Zeit ent­
wiCkeln. Darüber gibt es keinen Zweifel. 

Aber es wird doch. niemand in diesem Saal 
behaupten können, daß die Klaus-Regierung 
nich.t beamtenfreundlich. war. Das hat nicht 
einmal der Kollege Weisz bestritten, denn 
wir haben dom in dieser Regierung viel 
erreicht. Ich will gar nicht abstreiten, daß wir 
auch mit der Regierung Kreisky vieles durch­
gesetzt haben. Das habe ich schon das letzte­
mal gesagt. Ich muß auch objektiv sagen, in 
diesen oder jenen Fragen haben wir Erfolge 
erzielt. Das müssen wir auch hier offen sagen. 

Noch. etwas ganz kurz zur Verwaltungs­
reform. Darüber wurde heute schon gespro­
chen. Es sind die Gewerkschaften eingeschaltet 
worden, und darüber habe ich ein Protokoll. 
Zum ersten Mal sind von der sozialistischen 
Regierung am 27. September 1972 die Gewerk­
schaften eingeladen worden. In diesem Proto­
koll heißt es nun: 

"Für die Vertreter der Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes ergreift Landtagsabge­
ordneter Lausecker das Wort. Er erinnert 
daran, daß Gewerkschaftsvertreter seinerzeit 
von Staatssekretär Gruber, später von Bundes­
kanzler Klaus zu Beratungen über die Ver­
waltungsreform eingeladen worden seien, seit­
her aber nicht mehr an den Arbeiten teilge­
nommen hätten. Durch diese Absenz während 
der letzten beiden Jahre müßten sich die 
Gewerkschaften mit den neuen Vorstellungen 
zur Verwaltungsreform erst vertraut mameh. 
Grundsätzlich seien aber die Gewerkschaften 
heute ebenso wie seit der ersten grundsätz­
lichen Erklärung 1967 bereit, an einer Ver­
waltungsreform mitzuarbeiten, würden aber 
selbstverständlich dabei in erster Linie auf die 
Interessen der öffentlich Bediensteten Bedacht 
nehmen." 

Kollege Lausecker - das muß ich zu seiner 
Ehre sagen - hat das in der nächsten Sitzung 
etwas revidiert, es heißt da: 

"Abgeordneter Lausecker stellt zur Klärung 
hinsichtlich seiner Wortmeldung am 27. 9. 1972 
fest, er habe gesagt, daß bis zur Sitzung vom 
27. 9. 1972 die Vertreter der vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes zu den 
regelmäßigen Arbeitssitzungen der Verwal­
tungsreformkommission nich.t beigezogen wur­
den." 

Ich. glaube, reden wir nicht mehr viel dar­
über. Es waren also gewisse Arbeitsbespre­
chungen unter Staatssekretär Gruber über 
Massafonds und andere gewisse Dinge. Es 
sind kleine Besprechungen durchgeführt wor­
den. Zu großen Besprechungen - darüber bin 
ich. mit meinem Kollegen Weisz ja einig -

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 85 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25. Jänner 1973 

Dr. Gaspersdlitz 
waren wir vielleiCht einmal bei einer Sitzung. 
(Zwischenrufe des Abg. W eis z.) Das ist ja 
das Protokoll, das iCh jetzt vorgelesen habe 
und das uns zugestellt worden ist. 

Nun komme ich zu meinem Thema, das ich 
heute ausführen möchte, nämlich zur Frage der 
Wirksamkeit des Personalvertretungsgesetzes 
1967, wie es unter der Regierung Klaus ge­
sChaffen worden ist. 

Damals hat sich die sozialistische Parla­
mentsfraktion - obwohl wir in der Gewerk­
schaft einig waren; wir haben mit Kollegen 
Lausecker auch alle diese Dinge besprochen -
gegen dieses Personalvertretungsgesetz ge­
steIlt und einen Minderheitsbericht ausge­
arbeitet, den ich hier habe, der siCh auch 
hierin erschöpft, daß das kein Personalver­
tretungsgesetz sei, weil es nicht angängig 
wäre, daß, wenn es zwischen Zentralpersonal­
vertretung und Minister zu keiner Einigung 
kommt, dann der Minister letztlich zu ent­
sCheiden hätte. Das wäre nichts anderes als 
eine versteckte Dienstgebervertretung, nur 
eine Fassade der Dienstnehmervertretung. 

Wir hatten damals Schwierigkeiten; das 
stimmt. Hier hat der Verfassungsdienst des 
Bundeskanzleramtes gesagt, er sehe keine 
Möglichkeit, bei der bestehenden Minister­
verantwortlichkeit eine Art Gericht einzu­
setzen, das über die Minister- und Zentral­
personalvertretungsstrei tigkei ten entscheiden 
kann. 

Nun, dann kommt die Regierung Kreisky. 
Hier sitzt nun auch wiederum der Verfas­
sungsdienst des Bundeskanzleramtes da, und 
er hat dieselben Bedenken auch geäußert. Die 
Regierung hat gewechselt, der Verfassungs­
dienst ist noch immer derselbe und die Mei­
nung des Verfassungsdienstes auCh dieselbe. 
Da hat der Herr Bundeskanzler möglicher­
weise einen guten Vorschlag unterbreitet. Er 
hat gesagt: Machen wir folgendes: Die Bundes­
personalvertretungs-Aufsichtskommission soll 
auch als Begutachtungskommission fungieren, 
soll bei Streitigkeiten zwischen Zentralperso­
nalvertretung und Minister hier eine Emp­
fehlung aussprechen. 

Ich möChte aber vorerst einmal aus dem 
Minderheitsbericht des Jahres 1967 zum 
Bundes-Personalvertretungsgesetz doch noch 
einige Stellen zitieren; es heißt da: 

"Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
geht unter weiteren Voraussetzungen die Zu­
ständigkeit, Maßnahmen anzuordnen, auf den 
Leiter der übergeordneten Dienststelle und 
schließlich auf den Leiter der Zentral stelle, 
insbesondere den Bundeskanzler und die übri­
gen Bundesminister, über, die endgültig ent­
scheiden ... Der frei gewählte Personalver­
treter wird naCh dieser rechtlichen Konstruk-

tion bei wichtigen Angelegenheiten, insbe­
sondere den ... Personalangelegenheiten, in 
die Rolle eines Bittstellers gedrängt. .. 

Das war die Meinung der sozialistismen 
Fraktion damals. Der Herr Bundeskanzler hat 
versumt, aus dieser Situation herauszukom­
men. Wir haben diese Bundespersonalvertre­
tungs-Aufsichtskommission als Begutachtungs­
kommission eingesetzt. Dieser gehören drei 
hohe Richter an, ein Vertreter der Dienstgeber 
und ein Vertreter der Dienstnehmer. 

Das haben wir - Kollege Lausecker hat 
damals auch mitgearbeitet - durchgesetzt. 
Hier haben wir die Bestimmung auch in der 
Novelle festgelegt, daß bei Streitigkeiten der 
Zentralausschuß das Recht hat, diese Bundes­
personalvertretungs-Aufsichtskommission an­
zurufen. 

Nun möchte ich zwei Fälle anführen. Die 
Bundespersonalvertretungskommission funk­
tioniert ja erst seit einem Jahr. Wie schaut es 
aus, wie funktioniert sie? Was geschieht hin­
sichtlich dessen, was die sozialistische Frak­
tion so schwer angekreidet hat: Das gibt es 
doch nicht, daß der Minister zuletzt ent­
scheidet, es muß doch über Minister und Zen­
tralpersonalvertretung noch eine Kommission 
sein, die. auch noch ihren Senf dazugeben 
kann! 

Da haben wir jetzt zwei Fälle. Der erste 
Fall: Herr Dipl.-Ing. Dr. Friedrich Plöckinger, 
Ernennung zum Direktor des Technologischen 
Gewerbemuseums in Wien IX. Hier hat der 
Herr Unterrichtsminister diesen Dipl.-Ing. 
P]öckinger forciert. Der Zentralvorstand war 
damit nicht einverstanden. Er sei ein Außen­
seiter, wir hätten genügend Leute, die in die­
sem Gewerbemuseum sind, hieß es. Da wurde 
also diese Zentralpersonalvertretungskommis­
sion angerufen, die, wie ich gesagt habe, doch 
eine gewisse Autorität besitzt. Sie besteht aus 
drei hohen Richtern, aus Dienstgebervertreter 
und Dienstnehmervertreter. Hier hat diese 
Personalvertretungs-Aufsichtskommission ein 
zwanzig Seiten langes Gutachten ausgearbei­
tet und hat in ihrem Spruch folgendes gesagt: 

"Die vom Bundesminister für Unterricht und 
Kunst beabsichtigte AntragsteIlung auf Er­
nennung des Dipl.-Ing. Dr. Friedrich Plöckin­
ger zum Direktor des Technologischen Ge­
werbemuseums Wien IX in der Verwendungs­
gruppe L 1 wird nicht empfohlen." 

Dazu folgten 20 Seiten Begründung, wo 
unter anderem steht, daß Dipl.-Ing. Paul Riedl, 
der genauso ausgezeichnet beschrieben ist wie 
Dipl.-Ing. Plöckinger, den besten Rang auf­
weist, sodaß er für den zu besetzenden Leiter­
posten in erster Linie in Betracht zu ziehen ist. 
Jedenfalls, heißt es in der Begutachtung, kann 
Dipl.-Ing. Plöckinger als der weitaus Rang-
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jüngste nicht für die Ernennung empfohlen 
werden. Wenn gleiche Beschreibungen vor­
liegen, soll der Dienstr:ang maßgebend sein, 
und die Personalpolitik, heißt es zum Schluß, 
soll sich an objektiv meßbaren Kriterien aus­
richten. 

Was hat der Herr Bundesminister für Unter­
richt und für Kunst gesagt? (Abg. Ha h n: 
Interessiert ihn nichtl) Er hat dieses Gutachten 
der Personal vertretungs-Aufsichtskommission 
weggewischt und hat den Dipl.-Ing. Dr. Fried­
rich Plöck.inger zum Direktor ernannt. Was 
sagen nun die Kollegen der sozialistischen 
Fraktion, die gemeint haben: Das gibt es nicht, 
daß ein Minister allein entscheidetl? - Dies­
mal hat er allein entschieden. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai e r: So wird die Demokratisierung 
und die Mitbestimmung betrieben!) 

Nun gibt es einen noch viel ärgeren Fall, 
auf den ich jetzt auch verweise. Ich will das 
alles sagen, weil ich hoffe, daß der Kollege 
Lauseck.er, der bei all diesen Problemen des 
Personalvertretungsgesetzes mitgearbeitet hat, 
wenn er auch nicht die Stellung eines Mini­
sters hat, doch auf die Regierungsmitglieder 
entsprechend einwirkt. 

Der zweite Fall - der ist noch viel ärger, 
weil er einen Gesetzesbruch darstellt - be­
zieht sich auf eine Ernennung auf die Direkto­
rensteIle an der Bundeserziehungsanstalt für 
Mädchen, Wien IH, die am 1. 1. 1973 zu be­
setzen war. 

Damals haben sich folgende Dinge abge­
spielt. Der Zentralausschuß ist befragt worden. 
Hier wollte der Herr Minister eine bestimmte 
Kraft ernennen, nämlich die Frau Oberstudien­
rat Dr. Alma Nowotny. Hier hat der Zentral­
ausschuß abgelehnt und den Herrn Bundes­
minister gebeten, die Bundespersonalvertre­
tungs-Aufsichtskommission anzurufen, damit 
hIer eine Entscheidung fällt. 

Der Bundesminister für Unterricht und 
Kunst hat am 10. November 1972 nichts ande­
res mitgeteilt, als daß er befindet, daß Doktor 
Alma Nowotny auf eine langjährige Tätig­
keit an Erziehungsanstalten zurückblicken 
könne, daß sie eine gute Kraft sei, sodaß er 
gar nicht in der Lage ist und es gar nicht für 
notwendig finde, diese Personalvertretungs­
Aufsichtskommission überhaupt anzurufen. 
(Abg. Dr. Kohlmaier: Was sagt da die 
Gewerkschaft dazu?) Ubrigens, schreibt er, 
entscheide darüber der Bundespräsident, die­
ser sei zuständig für die Ernennung, und er 
habe für die Ernennung die Frau Oberstudien­
rat Frau Alma Nowotny vorgeschlagen. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Die reden von Mitbestim­
mung!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hier im Paragraph 10, Absatz 7 heißt es: "Der 

Leiter der Zentralstelle" - also der Mini­
ster - "hat, sofern es der Zentralausschuß 
verlangt, vor seiner Entscheidung ein Gut­
achten der Personalvertretungs-Aufsichtskom­
mission" - an deren Spitze der Hofrat des 
Obersten Gerichtshofes Schragel steht - "ein­
zuholen." 

Es aber sagt: nein! Ich brauche sie nicht, er­
nennen tut der Bundespräsident, nicht die 
Bundespersonalvertretungskommission. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Das i.st ja unerhörtl) 

Das ist ein Gesetzesbruch, und ich möchte 
fragen, was nach der Bundesverfassung darauf 
steht. (Abg. Dr. K 0 h I mai e r: Ministeran­
klage!) Man könnte sich damit eine Minister­
anklage einwirtschaften. (Beifall bei der OVP.) 

Freund Lausecker ist' ja noch da. Ich 
möchte ihn aber wirklich herzlich bitten, weil 
ich ihn ja doch lange Zeit kenne, daß wir die 
Dinge ins richtige Lot bringen. Auf der einen 
Seite im Jahre 1967 das Geschrei der Soziali­
sten: Das geht doch nicht, daß. ein Minister 
allein entscheidet, da muß eine oberste In­
stanz mit entscheiden! Auf der anderen Seite 
sagt der Minister: Interessiert mich gar nicht, 
diese Personal vertretungs-Aufsichtskommis­
sion! 

Daher, meine sehr geehrten Kolleginnen und 
Kollegen, sage ich Ihnen eines ganz offen 
(Zwischenrufe) - "Kolleginnen und Kollegen" 
kann ich sagen, weil ich ja auch aus dem 
gewerkschaftlichen Bereich die Menschen 
kenne-: 

Es wäre sehr gut, wenn sich die Richtung 
einmal so entwickeln würde, daß die Er­
nennungen und die Beförderungen der Bundes­
regierung zukommen, denn die Bundesregie­
rung unterliegt der parlamentarischen Kon­
trolle. 

Bei allem gebührenden Respekt vor dem 
Herrn Bundespräsidenten - das Ernennungs­
recht des Bundespräsidenten ist doch ein Relikt 
aus der Monarchie, und man sollte nicht so 
sehr immer auf die Monarchie schauen, son­
dern auch einmal diese Rechte dorthin ab­
geben, wo sie hingehören, wie es auch bei den 
Landesregierungen der Fall ist. 

So möchte ich als letzter Redner den Kolle­
gen Lauseck.er bitten - seien Sie mir nicht 
böse, der Kollege Lauseck.er ist halt einmal 
mein Kollege gewesen (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Gewesen!), er wird es auch weiterhin sein -, 
in diesen Fragen nach dem Rechten zu sehen. 
Ich bitte ihn, seinen Einfluß (Abg. Dr. M u s­
si 1: Er hat ja keinen!) auf Grund seines Sadl­
wissens wirklich auch geltend zu machen, denn 
in einer Frage sind wir - die Gewerkschaften 
des öffentlidlen Dienstes und die Regierung -
ja einig: daß wir eine zufriedene Beamten­
schaft haben wollen. (Beifall bei der OVP.) 
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Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sidt der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky. Er 
hat das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ieil möchte mich in meinen Aus­
führungen aussChließlich mit der Frage der 
Bestellung des Staatssekretärs befassen und 
nicht auf Fragen der allgemeinen Politik ein­
gehen. Das wird sicher bei einer späteren 
Gelegenheit möglich sein. 

Ich möChte grundsätzlich feststellen, daß 
der Staatssekretär dem Bundesminister und 
damit dem Ressortchef unterstellt ist und an 
seine Weisungen gebunden ist. Das bedeutet 
nicht, daß es nicht, ehe diese Weisungen er­
teilt werden, zu einer gründlichen Beratung 
und Aussprache kommt, vor allem dann, wenn 
man den Staatssekretär deshalb hat, damit 
er einen bei der Arbeit unterstützt. Das be­
deutet aber anderseits, wenn es auch nach 
der Theorie hier gewisse Meinungsunter­
schiede gibt, daß letztlich doch die politische 
Verantwortung für das, was der Staatssekretär 
tut, vom Ressortchef getragen werden muß. 
Es gibt hier eine theoretische Diskussion über 
das Maß an politischer Verantwortung, das 
der Staatssekretär trägt, weil er ja auch einem 
Votum des Parlaments unterliegt, aber ich 
halte nach wie vor dafür, daß der RessortChef 
für alle Handlungen des Staatssekretärs ver­
antwortlich bleibt. Das bedeutet in diesem 
konkreten Fall, daß natürlich auch in den 
Fragen, die dem Staatssekretär zur besonde­
ren Behandlung zugewiesen werden - und 
das werden durdlaus nidlt nur Fragen der 
Personalpolitik sein können, es werden auch 
andere Fragen sein; das wird sich zeigen -, 
die Verantwortung' von mir übernommen 
wird. 

Ich möchte auch eine KlarsteIlung vor­
nehmen. Ich habe in den fast drei Jahren, in 
denen ich mit personalpolitischen Fragen be­
faßt wurde, und das geschah täglich mehrere 
Male, entdedten müssen, was ich vorher trotz 
meiner langen Tätigkeit als Regierungsmit­
glied und Staatssekretär nur geahnt habe, 
daß das Besoldungssystem, das wir haben, 
so kompliziert ist - wahrscheinlich so kom­
pliziert sein muß, weil es ja auf eine lange 
Geschichte zurückblickt - und daß die dienst­
rechtlichen Vorschriften so kompliziert sind, 
daß ich mir in einigen Fällen, ich gebe das 
offen zu, meines Urteils nicht immer ganz 
sicher war. Ich habe das Gefühl, daß die 
Herren Beamten die Sache vom Standpunkt 
der Verwaltung sieilerlich hundertprozentig 
korrekt behandelt haben, auch vom Stand­
punkt der Verwaltung richtig sehen, aber daß 
es unter Umständen auch Aspekte gibt, die 
ich mir nicht selber verschaffen kann. 

Ich möchte daher sagen, daß ich zu der 
Auffassung gekommen bin, nicht erst jetzt, 
sondern schon vor längerer Zeit, daß, wenn 
in einem Bereich der Verwaltung im großen 
und ganzen über 50 Milliarden Schilling ent­
schieden wird und wenn in einem solchen 
Bereich da und dort gewisse Irrtümer möglich 
sind, jedenfalls der Ressortchef ein Maximum 
an Gewißheit haben soll, daß hier auch jene 
Reformen oder jene Veränderungen ange­
strebt werden, die unter Umständen von jenen 
nicht angestrebt werden, die selber die Schöp­
fer dieser Einrichtungen gewesen sind. Das 
passiert jedem, nicht nur den Beamten, das 
passiert auch mir, daß man an Dinge, die man 
selber geschaffen hat, natürlich stärker ge­
bunden ist, als vielleicht durch die Sache her 
motiviert ist. 

Und so bin ich der Auffassung, daß es sich. 
hier um eine Materie handelt, die unbedingt 
einer besonderen Betreuung in meinem Auf­
trag und in meinem Namen bedarf. Ich bin 
in dieser Auffassung bestärkt worden durch. 
die Erfahrungen, die man in anderen Ländern 
gemacht hat. 

Man hat zum Beispiel in Frankreich die 
Einrichtung der Generaldirektion für die 
öffentliche Verwaltung geschaffen. Diese 
Generaldirektion für die öffentliche Verwal­
tung trägt dem Umstand Rechnung, daß eben 
die Personalpolitik nicht nur eine sehr kost­
spielige, sondern auch eine ungeheuer kom­
plizierte Sache geworden ist. Ich will heute 
das Hohe Haus nicht damit aufhalten, Ihnen 
den Inhalt dieser Gesetze darzulegen und die 
Funktion zu beschreiben. 

In dem Bericht, mit dem die britische Ver­
waltung verändert und reformiert werden 
sollte, im sogenannten Fulton-Bericht, kommt 
man zu demselben Schluß. Man schlägt in 
diesem Bericht die Gründung eines Ministe­
riums für den öffentlichen Dienst vor, auch in 
Anbetracht der besonderen Bedeutung, die 
diese Frage eben hat. 

Es gibt eine ganze Reihe von Staaten in 
Europa, die sogenannte Zivilminister haben, 
die sich mit solchen Fragen beschäftigen, und 
sie stehen immer in einem besonderen Nahe­
verhältnis zum Regierungschef, weil es ja 
irgendwo eine Koordinierung geben muß. 

Ich verrate, glaube ich, kein Geheimnis, 
wenn ich sage, daß der Ressortminister sehr 
häufig aus begreiflichen Gründen dem Bundes­
kanzler gegenüber so ein bißchen die Rolle' 
eines Superbetriebsrates der ihm unterstehen­
den Beamten spielt und immer wieder für 
seine Beamten besondere Begünstigungen 
- berechtigterweise, gebe ich zu - wünscht 
und es ist die undankbare Aufgabe des Regie-
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rungschefs, da nicht nur immer nein zu sagen, bei der man alle oder möglichst alle Gesichts­
sondern sich um eine echte Koordination und punkte berücksichtigt. 
um eine gewisse Harmonisierung zu bemühen; 
was wieder manchem die Möglichkeit gibt zu 
sagen: Ich tät' ja gern, aber der Bundeskanzler 
sagt nein! - Das ist keine Sache, bei der man 
besondere Popularität erlangen kann. 

So stellt siCh drittens für mich die Frage: 
Wer soll es nun sein? Ein Beamter, der die 
Materie sehr gut kennt? Warum eigentliCh? 
Wenn es doch so ist, daß hervorragende 
Beamte bisher mit diesen Fragen befaßt waren, 
warum soll einer sozusagen über sie gesetzt 
werden? 

Ich habe keinerlei Kritik an den Herren 

Hohes Haus! Ich möchte nun die eindeutige 
Feststellung machen, daß zwischen dem Herrn 
Staatssekretär und mir niemals ein Gespräch 
stattgefunden hat, in dem ich ihm Richtlinien 
insofern gegeben hätte, daß er sich um ein 
höheres Maß an Nivellierung in den Bezügen 
der Bundesbeamten bemühen soll. Ich bekenne 
mich zu dem Grundsatz, daß es diese Nivellie­
rung nicht geben soll und auch nicht geben 
darf. Ich bekenne mich zu dem Grundsatz, 
daß jede Leistung, auch die des Beamten, 
ihre entsprechende adäquate Besoldung finden 
muß. 

und Damen zu üben, die bisher mit diesen Wogegen ich allerdings gewisse Bedenken 
Fragen befaßt waren, sie haben eine groß- habe - aber darüber habe ich öffentlich noch 
artige und äußerst verdienstvolle Arbeit ge- nicht in aller Ausführlichkeit gesprochen -, 
leistet. ist eines: Wenn man sich schon zu dem Grund-

Ein Außenstehender? Warum soll ein 
Außenstehender eine bessere Qualifikation 
besitzen, diese so komplizierte Materie, mit 
der man mitgewachsen sein mußte, zu be­
herrschen? Warum sollte der da bessere Vor­
aussetzungen haben, sagte ich mir - iCh bitte 
um Entschuldigung für diese Anmaßung 
meinerseits -, warum soll er bessere Voraus­
setzungen haben als ich, die Dinge zu be­
urteilen? Ich will es nicht ausschließen, aber 
mir schien das nicht das zweckmäßigste. 

Ich habe mich daher für einen Mann ent­
schieden, der aus den Gewerkschaften kommt. 
Warum? Erstens kennt er die ganze Proble­
matik sozusagen von Anfang her. Zweitens 
will ich bei allem, was auf diesem Gebiet 
geschieht, das beruhigende Gefühl haben, daß 
ich hier von einem Mann beraten werde, der 
auch die Probleme, die Standpunkte der ande­
ren Seite kennt. Das halte ich für eine wesent­
liche Voraussetzung für eine erfolgreiche Per­
sonalpolitik, daß man nämlich nicht nur die 
Interessen des Staates, die sehr wichtig sind, 
sieht, denen auch ganz besondere Bedeutung 
zukommt, sondern daß man auch wissen muß, 
was der anderen Seite zumutbar ist. Deshalb 
halte ich einen Gewerkschafter aus diesem 
Bereich für den geeignetsten Mann unter den 
gegebenen Umständen. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Da ist die Gefahr, daß er in dieser Funktion 
des Arbeitgebers ein gelber Gewerkschafter 
wird!) 

Herr Generalsekretär Mussi1! Ich habe sie­
ben Jahre in einem großen Betrieb, allerdings 
nicht in Osterreich, gearbeitet und weiß aus 
dieser Zeit, welche guten Erfahrungen man 
mit Personalchefs gemacht hat, die gleichzeitig 
auch gute Gewerkschafter gewesen sind. Dort 
waren 7000 Leute beschäftigt. Es ist nämlich 
durchaus möglich, daß man in einer Art wirkt, 

satz bekennt, daß eben die Leistung ent­
sprechend bewertet wird, dann soll es ein 
maximales Maß an Besoldungswahrheit geben. 
Dann soll man nicht unter gewissen Prätexten 
Besoldungsveränderungen herbeiführen, die 
den wahren Sachverhalt nicht ganz decken. 
(Abg. S u p pan: Was soll das heißen?) Das 
kann iCh Ihnen sagen. (Abg. Dr. G r u b er: 
Zulagenwesen! ) 

Ein Mann ist einmal von einem Interviewer 
gefragt worden: Wieviel verdienen Sie? Und 
der Gefragte hat ihm wahrheitsgetreu gesagt, 
was er im Monat verdient. Er hat nur unter­
lassen zu sagen, daß er diesen Bezug 14maI 
im Jahr bekommt. - (Abg. S u p pan: Das ist 
überall so! - Abg. Dr. Mus s i 1 : Weg mit 
den Lohnnebenkosten!) Nein, nein. Bitte, 
lassen Sie mich ausreden. - Er hat auch unter­
lassen zu sagen, was er alles an Zulagen be­
kommt. Und so ist der Eindruck entstanden, 
daß die österreichischen Beamten ein Ein­
kommen haben, das unter dem der Beamten 
zum Beispiel in einer Volksdemokratie liegt, 
und das ist ohne Zweifel unrichtig. 

Ich bin daher der Meinung, daß man bei 
der Beurteilung aller dieser Fragen zu einer 
möglichst großen Ubersicht kommen soll. Ich 
weiß, daß das eine Sisyphusarbeit sein wird, 
und ich stelle diese Aufgabe auch gar nicht 
dem Staatssekretär. Aber man soll sich in 
Zukunft bemühen, zu einem höheren Maß an 
Ubersicht zu kommen und, wo es geht, ein 
höheres Maß an Besoldungswahrheit zu er­
reichen, sodaß die Zulagen, die gegeben wer­
den, klar und deutlich zum Ausdruck kommen. 
Wir haben ja jetzt so etwas in einem hohen 
Maße auch verwirklichen können. 

Ich komme nun zu einer letzten Frage, die 
mit der Frage des Staatssekretärs an sich 
nichts zu tun hat, es ist die Frage: Wer kon--
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trolliert die Regierung? Natürlich auf Grund 
der Verfassung das Parlament und die Ein­
richtungen, die dem Parlament dabei zur Ver­
fügung stehen, zum Beispiel der Rechnungshof, 
aber auch natürlich die Gerichte. Aber in der 
modernen Demokratie, in der funktionellen 
Demokratie gibt es auch viele andere Ein­
richtungen, die das Recht haben, die Regierung 
zu kontrollieren. Jeder hat das Recht, sie zu 
kontrollieren: Jeder einzelne, jede Zeitung 
kann eine solche Aufgabe übernehmen, die 
Massenmedien haben diese Aufgabe, die 
Parteien haben diese Aufgabe auch außerhalb 
des Parlaments, und natürlich - ich bin dieser 
Meinung - hat eine solche Aufgabe auch die 
große und umfassende Organisation der öster­
reichischen Arbeitnehmer. (BeiJall bei der 
SPO. - Abg. Dr. Mus s i 1: Und die Bundes­
kammer nicht?) 

Präsident Probst: Als nächster Redner 
kommt zum Wort der Herr Abgeordnete Dok­
tor Gruber. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Bevor ich 
mich den Ausführungen des Herrn Bundes­
kanzlers zuwende, möchte ich mich im Sinne 
des Appells des Herrn Klubobmannes Gratz, 
daß eine Debatte auch eine Auseinanderset­
zung mit dem Vorredner sein soll, mit ihm 
selbst beschäftigen. Wie könnte es auch anders 
sein, denn seine Rede war ja auf weite Strek­
ken nichts anderes als eine Replik auf Äuße­
rungen von Rednern der Oppositionsparteien, 
vornehmlich der Osterreichischen Volkspartei. 

Der Herr Abgeordnete Gratz hat damit be­
gonnen, daß er den ORF, weil schon in der 
Debatte, noch einmal in seiner Rede angezogen 
hat. Er hat gemeint, er verstehe nicht, daß 
man eine menschliche Einrichtung so hoch 
lobe, daß an ihr gar nichts mehr zu verändern 
wäre, sondern daß sie als sakrosankt dastünde. 

Herr Abgeordneter Gratz, ich bin mit Ihnen 
einer Meinung, daß auch das Rundfunkgesetz 
Menschenwerk ist, daß es daher sicherlich auch 
verbesserungsfähig sein kann und daß es 
nicht unbedingt der Weisheit letzter Schluß 
sein muß. Aber wenn Sie - damit meine 
ich die Sozialistische Partei - ankündigen, 
daß man hier Verbesserungen vornehmen 
müsse, dann gestatten Sie, daß wir Zweifel 
haben. Denn wer gibt uns die Gewähr, daß 
solche Veränderungen wirkliche Verbesserun­
gen sind? Leider sind nicht alle Veränderungen 
in unserer Rechtsordnung, die durch die sozia­
listische Mehrheit herbeigeführt worden sind, 
tatsächlich Verbesserungen gewesen. Daher 
haben wir eben nicht nur Zweifel, daß es zu 
solchen Verbesserungen kommt - es ist heute 
schon in einern Zwischenruf der Ausdruck von 
der Gegenreformation gefallen -, sondern wir 
haben auch die echte Sorge, daß Sie unter 

Umständen gar keine Verbesserungen anstre­
ben, sondern Veränderungen, die nur in Ihrem 
Sinne gelegen sind. 

Sie haben sich dann etwas lustig gemacht 
über verschiedene Auffassungen in der Oster­
reichischen Volkspartei, weil es bei ihr meh­
rere Bünde und andere Organisationen gibt, 
auch die Länder, und dann haben Sie eine 
phantastische Rechnung aufgestellt. Ich weiß 
nicht, haben Sie 56 herausgebracht oder 54. 
(Abg. G rat Z: 9 mal 6 ist 54!) Ich habe 
Ihren Rechengang nicht ganz mit vollzogen. 

Ich frage mich nur, Herr Abgeordneter Gratz, 
wie es mit Ihren Ländervertretern ist, wenn 
die etwa in Dürnstein - wie man gelesen 
hat - noch weitere Staatssekretäre verlangt 
haben. Warum reden Sie nicht von den ver­
schiedenen Meinungen und von einer gewis­
sen Diffusion auch in Ihrer eigenen Partei, 
wenn Sie schon die Osterreichische Volkspar­
tei hier zitieren wollen? In diesem Fall ist, 
wie ich glaube, wirklich der Rat angebracht: 
Wenn man vor der eigenen Tür zu kehren hat, 
soll man sich nicht allzusehr um den Nachbarn 
kümmern! (Beifall bei der OVP.) 

Sie haben, Herr Abgeordneter Gratz, lobend 
geschildert, wie gut es uns nun in Osterreich 
ginge, wie schön es überall sei und wie das 
Land aufblühe. Sie sind fast in eine dichte­
rische Begeisterung hineingeraten. Herr Abge­
ordneter Gratz! Einen Fortschritt, einen Fort­
schritt in unserem wirtschaftlichen, sozialen 
und auch im kulturellen Bereich hat es auch 
in früheren Jahren gegeben. 

Ich nehme schon in Anspruch, daß es einen 
nicht unwesentlichen Fortschritt auch in der 
Zeit der OVP-Regierung gab. Damals haben 
Sie keineswegs die positiven Seiten heraus­
gestellt und haben sich nicht daran gestoßen, 
daß in diesem Land eine Schwarzweißmalerei 
betrieben wurde. Jetzt sagen Sie auf einmal: 
Man kann doch nicht die ganze Gegenwart 
und Zukunft so düster schildern, man muß 
doch die positiven und die Lichtseiten stärker 
herausstellen. 

Ja ich frage Sie, Herr Abgeordneter Gratz: 
Wo waren denn die Sozialisten in den Jahren 
1968 und 1969, die in die Versammlungen 
hinausgegangen sind und gesagt haben: Wir 
sind doch auf dem besten Wege, ein moderner 
Staat zu werden, und haben ja immerhin auch 
eine stabile Währung!? Sie war damals stabi­
ler als jetzt! Wir hätten ohneweiters an Sie 
das Ansinnen stellen können, mit einer gewis­
sen Stimmungsmache auch zur Beruhigung der 
Bevölkerung beizutragen. Aber die Stim­
mungsmache wurde gerade von Ihnen im nega­
tiven Sinne herbeigeführt. 

Herr Abgeordneter Gratz! Man soll nicht 
mit zweierlei Maß messen. Sie haben in den 
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Jahren 1967, 1968 und 1969 wahrlich nichts 
dazu beigetragen, daß auch die Erfolge der 
Regierung der damaligen Zeit gerecht gewür­
digt worden wären. 

Sie haben auch nichts dazu beigetragen, daß 
etwa die wirtschaftlichen Verhältnisse weiter 
verbessert worden wären. Nein! Herr Abge­
ordneter Gratz, im Gegenteil: Der spätere Herr 
Bautenminister Moser hat zum Beispiel, wäh­
rend wir über das Wohnbauförderungsgesetz 
verhandelten, wochenlang verhandelten, er­
klärt, er könne nicht länger als bis 6 Uhr 
abends verhandeln, denn nachher mußte er 
in eine Mieterversammlung gehen, um dort 
die Leute gegen die Regierung zu mobilisieren. 

Wenn man solche Beispiele kennt, dann soll 
man sich nicht mit der Miene eines Bieder­
manns herausstellen und nicht Appelle an die 
Osterreichische Volkspartei richten, sie solle 
doch um Himmels willen nicht eine Schwarz­
weißmalerei betreiben, sondern solle auch die­
ser Regierung Gerechtigkeit angedeihen las­
sen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Kollege Gratz! Weil Sie schon ge­
meint haben ... (Abg. G rat z: Ich habe nicht 
appelliert! Ich denke nicht daran, an Sie zu 
appellieren! Das nützt eh nichts! - Heiterkeit 
bei der SPO.) Dann müssen Sie sich anders 
ausdrücken, Herr Abgeordneter Gratz, und 
dann dürfen Sie nicht mit weinerlicher Stimme 
da ein Klagelied anheben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Sie haben sich, weil das ja irgendwie mit 
Ihrer Regierungstätigkeit im Unterrichtsmini­
sterium wenigstens noch in einem weiteren 
Zusammenhang steht, auch mit der Gratis­
schulbuchaktion befaßt und haben Vorwürfe 
gemacht, weil wir hier bestimmte Ausdrücke 
für diese Aktion verwenden würden. (Abg. 
G rat z: All das haben alle ohnehin gehört! 
Sie brauchen nicht das nachzuerzählen, was 
ich gesagt habe, bevor Sie zu dem kommen, 
was Sie effektiv sagen wollen! - Abg. 0 f e n­
bö c k: Was verstehen Sie unter Diskussion?) 

Herr Abgeordneter Gratz hat es nicht gerne, 
wenn man ihn zitiert. Ich unterlasse es daher. 
Ich sage nur: Herr Abgeordneter Gratz! Wir 
haben den Ausdruck "Wegwerfschulbuch" 
nicht erfunden. Er stammt vom Minister selbst. 
Nachher tat es ihm leid, daß er ihn geprägt 
hatte. So etwas muß er sich eben vorher besser 
überlegen, wie sich überhaupt Ihre Minister 
manches vorher besser überlegen sollten, be­
vor sie damit an die Offentlichkeit treten. 
(Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Gratz - jetzt 
wiederhole ich nicht lange -, einem Sprecher 
der Osterreichischen Volkspartei, der nicht im 
Hause sitzt, fast einen Vorwurf daraus 
machen, daß er nicht da ist, und ihm Geschwät-

zigkeit vorwerfen, wie das bei Herrn Prima­
rius Wiesinger geschah, dann muß ich sagen: 
Das ist eine unfaire Gangart. Er kann sich 
nicht verteidigen gegen Ihre Vorwürfe. Wenn 
von Geschwätzigkeit geredet werden kann, 
dann sind Ihre Minister wahrlich als ge­
schwätzig zu bezeichnen! Diese können sich 
zur vVehr setzen und tun das auch. Aber es 
geht nicht an, einen anderen Mann, der das 
nicht kann, hier in einer derartigen Weise 
anzugreifen. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
M ars eh: Setzen Sie ihn in den Nationalrat 
herein! Sie können einen anderen rausneh­
men!) 

Herr Abgeordneter Marsch! Die Sozialisti­
sche Partei hätte auch die Mögliebkeit gehabt, 
an Ihrer Stelle einen anderen hereinzusetzen, 
und wäre nicht unglücklieb darüber. (Beifall 
bei der OVP.) 

Ich habe dieses Beispiel von der Geschwät­
zigkeit deshalb gewählt, weil Herr Abgeord­
neter Gratz gesagt hat, wir hätten soziali­
stische Regierungsmitglieder persönlieb ange­
gangen und diffamiert. (Abg. G rat z: Wann? 
"Diffamiert"?) Davon kann absolut niebt die 
Rede sein. Wir haben uns mit der Amtstätig­
keit verschiedener Regierungsmitglieder aus­
einandergesetzt, und daß wir in der Beurtei­
lung, Herr Abgeordneter Gratz, zu einem etwas 
anderen Ergebnis kommen als Sie, müssen 
Sie schon uns überlassen. So gleichgesebaltet 
können wir, glaube ich, als Opposition doeb 
nicht sein. (Abg. G rat z: Gott sei Dank!) 

Jetzt komme ich zu einer anderen Äuße­
rung, die Sie ebenfalls gemacht haben. Sie 
meinten, Sie müßten den Herrn Präsidenten 
des Hauses, obwohl er es nicht nothabe, ver­
teidigt zu werden, doch verteidigen. Ich möchte 
keine Kritik anbringen, sondern nur sagen: 
Wenn Äußerungen von ihm hier überhaupt 
in die Debatte gebracht werden, dann nicht 
deshalb, weil wir so bösartig wären, sondern 
weil vielleicht der Herr Präsident zuwenig 
darauf Bedacht nimmt, daß er in einer Doppel­
funktion amtiert: er ist eben nicht nur Präsi­
dent des Osterreichischen Gewerkschaftsbun­
des, sondern er ist auch Präsident des Natio­
nalrates. Ich glaube, daß es für ihn schwierig, 
aber für die Offentlichkeit noch schwieriger 
ist, diese Funktionen jeweils sO auseinander­
zuhalten, daß daraus nicht irgendwo einmal 
Mißverständnisse entstehen könnten. (Abg. 
U 1 b r j c h: Wenn man die Mißverständnisse 
sucht, findet man sie! Ansonsten nichtl) Nein, 
nein! 

Es ist das erste Mal, daß eine solche Äuße­
rung hier bezüglich der Amtsführung des Herrn 
Präsidenten gemacht wird. Ich glaube, Herr 
Kollege Ulbrich, auch der Herr Präsident weiß, 
daß er sich nicht allzu oft einer solchen Kritik 
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hier im Haus aussetzen soll, und er wird dann kommt es eben zu solchen Fehlinforma­
sicherlich daraus die Konsequenz ziehen. (Abg. tionen, wie wir heute schon eine durch Sie 
G rat z: Ein Einschüchterungsversuch?) Nein. erleben mußten. (Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Gratz! Herr Präsident 
Maleta hat lange J abre hier in diesem Haus 
den Vorsitz in einer Art und Weise geführt, 
daß selbst von Ihnen niemals die leiseste 
Kritik aufgekommen ist, und ich glaube, es 
konnte keine aufkommen, weil er es einfach 
peinlich vermieden hat, sich auch nur den 
Anschein irgendeiner Parteilichkeit zu geben. 
Das darf das gesamte Abgeordnetenhaus ver­
langen. Wir sagen auch nicht, daß die Unpar­
teilichkeit verletzt worden ist, aber wir wün­
schen, daß die Doppelfunktion, die eben der 
Herr Präsident innehat, so ausgeübt wird, daß 
keine Mißdeutung erfolgen kann. (Beifall bei 
der OVP.) 

Nun komme ich auch zu der Frage der 
Beamtenvermehrungen, die ebenfalls von 
Herrn Abgeordneten Gratz angeschnitten 
wurde. Damit komme ich gleichzeitig auch zu 
Äußerungen, die Herr Abgeordneter Schranz 
beziehungsweise auch Herr Staatssekretär 
Veselsky am gestrigen Tage machte. 

Der Herr Abgeordnete Gratz und auch Dok­
tor Schranz haben die Dinge so darzustellen 
versucht, als ob die Personal vermehrung nur 
damit zu begründen wäre, daß wir mehr Leh­
rer brauchen, daß wir mehr Postbeamte brau­
chen und was es sonst an Notwendigkeiten 
gibt. Sie sprechen aber nicht davon, daß es 
auch eine Ausweitung der Dienstposten in der 
Hoheitsverwaltung gibt. 

Der Herr Staatssekretär Veselsky hat 
gestern sogar erklärt, daß es keine Auswei­
tung von Dienstposten in der Hoheitsverwal­
tung gebe. Ich habe mir daraufhin den Dienst­
postenplan noch einmal angesehen und habe 
errechnet, daß allein in den Zentralleitungen 
der einzelnen Ministerien ein Plus von 256 Be­
amten herauskommt. In den Zentralleitungen 
der Ministerien! (Zwischenruf bei der SPO.) 

Herr Staatssekretär Veselsky, ich bitte, mit 
mir die Rechnung nachher durchzugehen. Ich 
muß sagen: Wenn Sie einfach von der Regie­
rungsbank aus die Behauptung aufstellen, es 
seien in der Hoheitsverwaltung keine zu­
sätzlichen Dienstposten geschaffen worden, 
dann haben Sie entweder wider besseres Wis­
sen gesprochen, oder Sie haben es nicht ge­
wußt. (Ruf bei der OVP: Wahrscheinlich nicht!) 
Beides, glaube ich, ist gleich schlecht für Si,e. 

Wenn Sie so argumentieren, Herr Staats­
sekretär, und wenn Sie mit einer solchen Auf­
fassung dem Haus entgegentreten, dann, muß 
ich sagen, hat der Herr Bundeskanzler an 
Ihnen keine Hilfe und Unterstützung, sondern 

Ich möchte nur in Parenthese noch hinzu­
fügen, daß der Ausweis des Dienstpostenpla­
nes bei den Zentralleitungen auch nicht ganz 
die Wahrheit wiedergibt. Es sind zum Beispiel 
dort die Hochschulassistenten, die einer Zen­
tralstelle zugeteilt sind, nicht im Dienstposten­
plan dieser Zentralstelle, sondern sie sind bei 
der Hochschule veranschlagt, Frau Bundes­
minister. (Abg. Dr. Hertha F i rn b erg: Wer 
ist das?) Sie haben einen Assistenten als 
Sekretär. (Abg. Dr. Hertha F i rn b erg: Der 
gehört doch nicht in den Dienstpostenplan der 
Zentralleitung!) Ach, der gehört nicht dorthin, 
Ihr Sekretär? Bitte sehr, ich nehme das gern 
zur Kenntnis. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Un­
gern!) Aber wir wissen, daß ein Hochschul­
assistent Sekretär der Frau Bundesminister 
ist (Abg. G rat z: Herr Kollege! Wo war 
Assistent Dr. Schattowitz?), den Hochschulen 
zugerechnet ist und nicht bei der Zentrallei­
tung ausgewiesen ist. 

Das ist nicht der einzige Hochschulassistent. 
(Zwischenruf bei der SPO.) Zum Beispiel Herr 
Dr. Roszenich. Wo ist der im Dienstposten­
plan? Bei der Hochschule Klagenfurtl Und ist 
auch in Ihrem Ministerium tätig. (Zwischen­
rufe.) 

Wollen wir nicht um jeden einzelnen Dienst­
posten streiten, aber Tatsache ist, daß der 
Personalstand in den Zentralleitungen über 
das hinausgeht, was der Dienstpostenplan aus­
weist. 

Da geht der Herr Staatssekretär Veselsky 
her und sagt, es gebe gar nicht mehr Beamte 
in den ZentralstelIen als im Vorjahr, obwohl 
die Zahlen eindeutig dagegensprechen. Idl bin 
in dieser Hinsicht schon froh, wenn diese 
Agenden ein anderer Staatssekretär über­
nimmt, der sich in der Sache vielleicht doch 
besser zurechtfindet als der bisherige. 

Herr Bundeskanzler - er ist nicht da. Ich 
darf also an die Allgemeinheit hier im Haus 
nun doch ein paar Bemerkungen machen. 

Der Herr Bundeskanzler hat seine Ausfüh­
rungen heute damit begonnen, daß er uns 
die Sinnhaftigkeit eines Staatssekretärs be­
weisen wollte. Das braucht er gar nicht. Es 
sind Staatssekretäre in unserer Bundesverfas­
sung von Anfang an vorgesehen. Man muß 
sich also schon im Jahre 1920 etwas gedaCht 
haben, als man Staatssekretäre geschaffen hat. 
(Zustimmung bei der OVP. - Ruf bei der 
OVP: Damals schon!) 

Man wird sich gedacht haben, es wird viel­
leicht ein Minister einmal einen Staatssekretär 
zu seiner Unterstützung und parlamentari-
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schen Vertretung brauchen können. Dieser 
Standpunkt war eigentlim auch unbestritten 
die ganze Zeit der Ersten Republik und aum 
in der Zweiten Republik. Es hat Staatssekre­
täre seit 1945 gegeben. Nicht nur, wie immer 
wieder behauptet wird, solche, die als Kon­
trolle des Ministers von der anderen Partei 
entsendet worden sind. (Abg. G rat z: Manch­
mal auch vom anderen Bund!) Nicht einmal 
das, Herr Abgeordneter Gratz! 

Es hat zum Beispiel einen Staatssekretär 
Withalm zu einer Zeit im Finanzministerium 
gegeben, wo ein OVP-Finanzminister dort resi­
diert hat, und er hatte einen ganz bestimmten 
Aufgabenbereich zugewiesen, nämlich die Ab­
wicklung des Deutsmen Eigentums, und es 
ist niemals ein Zweifel aufgekommen, ob eine 
solche Staatssekretärfunktion sinnvoll ist. 

Oder ich erinnere daran, daß etwa der Pro­
fessor Gschnitzer im Außenministerium Staats­
sekretär für die Südtirolfrage zu einer Zeit 
war, wenn ich mich recht erinnere, wo es auch 
noch einen anderen Staatssekretär im Außen­
ministerium gab, nämlich den Staatssekretär 
Dr. Bruno Kreisky. 

Nun hat es mich gerade deshalb gewundert, 
daß Kreisky dann im Jahre 1967 erklärte: 
Staatssekretäre sind ein Unfug!, wo er doch 
selbst in einer solchen Funktion war. Er wird 
sich doch nicht selbst vielleicht als einen "Un­
fug" angesehen haben, oder er wird auch nicht 
so überheblim gewesen sein zu meinen, daß 
er seinem Außenminister Figl etwa die Arbeit 
hat abnehmen müssen; im glaube, das wäre 
auch eine Uberschätzung des Staatssekretärs 
und eine Unterschätzung seines Ministers ge­
wesen. 

Der Herr Dr. Kreisky mußte also wissen, 
daß es sinnvoll ist, Staatssekretäre zu haben. 
Und auf einmal kommt er auf die Idee zu 
sagen, Staatssekretäre sollen nur dann vor­
handen sein, wenn der Minister nichts taugt 
oder wenn man noch irgendwie parteiliche 
Gewichte versetzen müßte. 

Er hat ja öffentlich widerrufen, aber ich 
muß schon sagen, daß dieser Widerruf etwas 
unglaubwürdig klingt, weil er ja schon, bevor 
er widerrufen hat, gegen seine eigene Uber­
zeugung - möchte ich sagen - vom Jahre 
1967 gehandelt hat. 

Ich möchte auch festhalten, daß wir nicht 
nur grundsätzlich nichts gegen Staatssekretäre 
haben, Herr Bundeskanzler, daß wir nie etwas 
dagegen gehabt haben. Die OVP hat dies­
bezüglich nie eine Kehrtwendung in ihrer Auf­
fassung gemacht. 

Wir haben auch gar nichts gegen Staats­
sekretäre in Ihrem Ressort. Aum das ist gar 
nicht grundSätzlich bestritten worden, sondern 

wenn Sie der Auffassung sind, daß Sie für 
bestimmte Aufgabenbereiche einen Staats­
sekretär benötigen, und wenn Sie das glaub­
haft machen, daß das sinnvoll ist, dann sind 
wir die letzten, die sagen: Kein Staatssekretär! 

Man soll aber natürlich, wenn aufgezählt 
wird, wieviel Staatssekretäre es etwa zur Zeit 
der OVP-Regierung gegeben hat und sogar 
wieviel Ministerwechsel, wie das der Herr 
Dr. Schranz gemacht hat, dorn auch nkht ver­
gessen, daß es auch in der sozialistisdlen 
Regierung smon einige Veränderungen gege­
ben hat. Vielleicht waren dabei auch manche 
unglückliche Umstände mitentscheidend -
aber daß ein Landwirtschaftsminister nach ein 
paar Wochen abgelöst werden mußte (Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k: Er war so viel 
"krank" 1), daß ein Verteidigungsminister nach 
kurzer Zeit auch aus seinem Amt aussmeiden 
mußte? (Abg. Dr. Marga Hub in e k: Auch 
er war "krank"!) 

Man soll also nimt solche Rechnungen an­
stellen, ich glaube auch nicht einmal unbe­
dingt die Remnung, daß Sie jetzt die Höchst­
zahl an Staatssekretären erreiCht haben, die 
jemals in einem Ressort vorhanden gewesen 
sind. Wenn es notwendig ist, dann sagen wir 
ja. 

Aber man darf auch die Frage stellen: Ist 
es notwendig? - Vielleicht tut man sim 
leichter, diese Frage dann zu beantworten, 
wenn schon eine gewisse Zeit zurückliegt, 
wenn diese Staatssekretäre schon unter Be­
weis stellen konnten, ob die Erwartungen, die 
man in sie gesetzt hat, erfüllt worden sind 
oder nicht. 

Herr Bundeskanzler! Sie müssen selbst am 
besten beurteilen können, ob diese Erwartun­
gen erfüllt worden sind. Die Offentlichkeit 
hat sich durch Ihre Äußerungen nom nidlt 
überzeugen lassen, daß jetzt wirklidl drei 
Staatssekretäre notwendig sind, wobei gar 
nicht der neue Staatssekretär in Diskussion 
gezogen wird. (Zwischenruf bei der avp.) 

Wir haben also bereits mehrfach erklärt, 
Herr Bundeskanzler (Abg. G rat z, zur avp: 
Sie sind leicht zu begeistern/), daß weder 
gegen die Funktion noch gegen die Person 
des Herrn Staatssekretärs Lausetker irgendein 
prinzipieller Einwand besteht. Aber man darf 
doch immerhin auCh einmal eine gewisse 
Manöverkritik anbringen, wenn man auf einen 
gewissen Zeitraum von Regierungstätigkeit 
zurückblicken kann. 

Herr Abgeordneter Gratz! So voreilig soll­
ten Sie mit der Schlußfolgerung nicht sein. 
Wenn einige Ressortleiter besonders im Kreuz­
feuer der Kritik stehen, dann heißt das nom 
lange nicht, daß wir mit den anderen Regie­
rungsmitgliedern so zufrieden wären, daß wir 
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uns gar niemanden anderen wünschen und 
vorstellen könnten! (Zustimmung bei der 
GVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat die Bestellung 
seines dritten Staatssekretärs damit begrün­
det, daß er von den Personalfragen - und er 
hat es heute wieder gesagt - doch zuwenig 
verstehe und - das muß man ihm auch zu­
billigen - daß er physisch eine gewisse Ent­
lastung durchaus brauchen könne. 

Herr Bundeskanzler! Diese Argumente in 
Ehren. Aber vielleicht hängt die Notwendig­
keit der Bestellung eines dritten Staatssekre­
tärs doch auch ein bißehen damit zusammen, 
daß Sie sich um allzu viele und um allzu 
fernliegende Dinge kümmern und nicht um 
die Dinge, die in Ihrem Ressort eben zunächst 
einmal anstehen. Man hat manchmal den Ein­
druck, daß der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky 
gerne so eine Art Richtlinienkompetenz des 
Bundeskanzlers hätte, wo er einmal dort hin­
einregiert und einmal dort und wo er sagt: 
Für die Bergbauern geschieht zuwenig! Dann 
wieder beschäftigt ihn die Bundesheer-Reform­
kommission sehr. 

Herr Bundeskanzler! Wenn Sie - und jetzt 
komme ich auf Ihre Äußerung vom Jahre 
1967 zurück - in allen Ihren Ressorts solche 
Ressortleiter berufen hätten, daß Sie nicht 
selbst immer wieder so nachschauen müßten, 
ob denn die ganze Geschichte auch wirklich 
vorangeht oder sich wenigstens irgendwie 
dreht, dann hätten Sie vielleicht auch mehr 
Zeit, sich um Ihr eigenes Ressort zu kümmern, 
um die Fragen, die eben zum Bundeskanzler­
amt ressortieren. (Beifall bei der GVP.) 

Aber es ist schon einmal so: Sie bringen 
bei jeder Gelegenheit den ORF ins Gespräch, 
Sie kümmern sich aber zum Beispiel nicht 
darum, daß etwa der Verfassungsgerichtshof 
vollzählig besetzt ist. (Abg. Dr. Kr eis k y: 
Das ist Sache des Parlaments!) - Sehr gut, 
nehmen wir gerne zur Kenntnis, Herr Bundes­
kanzler! - Sie, glaube ich, sind auch ein biß­
chen im Verzug, was die Ernennung des Präsi­
denten des Verwaltungsgerichtshofes anlangt. 

Das wären die Dinge, um die Sie sich natür­
lich in erster Linie zu kümmern hätten, und 
nicht, über allerlei und über vieles zu reden, 
sich hinzustellen und viele Worte zu sagen. 

Aber wir nehmen das Eingeständnis Ihres 
Unvermögens, Herr Bundeskanzler, zur Kennt­
nis, daß Sie das, was Ihnen eigentlich aufge­
tragen ist, nicht schaffen. Sie dürfen sich aber 
nicht wundern, wenn sich auch in der Bevöl­
kerung der Eindruck verstärkt, daß Sie den 
Dingen - nicht nur im Ressort, sondern ganz 
allgemein in der österreichischen Innenpoli­
tik - nicht gewachsen sind. 

Sie, Herr Bundeskanzler, konnten sich zu 
Ihrer Unterstützung einen Staatssekretär be­
stellen lassen. Die Bevölkerung kann sich nur 
einen anderen Bundeskanzler und eine andere 
Bundesregierung wünschen. Ich glaube, dieser 
Wunsch wird in der Bevölkerung von Tag zu 
Tag stärker! (Beifall bei der GVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

2. Punkt: Bericht des Rechnungshofausschusses 
über den vom Rechnungshof vorgelegten Bun­
desrechnungsabschluß (111-62 der Beilagen) für 

das Jahr 1971 (622 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung: Bundesrechnungsabschluß 
für das Jahr 1971. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Jungwirth. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Jungwirth: Hohes Haus! Im 
Namen des Finanz- und Budgetausschusses 
berichte ich über den vom Rechnungshof vor­
gelegten Bundesrechnungsabschluß für das 
Jahr 1911 (lU -62 der Beilagen). 

Der Rechnungshofausschuß hat in seiner Sit­
zung am 16. Jänner 1913, die am 11. Jänner 
1913 fortgesetzt wurde, den vom Rechnungshof 
im Sinne des Artikels 121 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz verfaßten und dem Nationalrat 
vorgelegten Bundesrechnungsabschluß für das 
Jahr 1911 in Verhandlung gezogen. 

Grundlage für die Führung des Bundeshaus­
haltes war das Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1971. Dieses sah in der ordentlichen Ge­
barung Ausgaben in der Höhe von 
101.055,347.000 S und Einnahmen in der Höhe 
von 100.815,564.000 S vor. Es war also ein 
Abgang von 6.119,183.000 S präliminiert. In 
der außerordentlichen Gebarung waren Aus­
gaben von 3.690,110.000 S und Einnahmen von 
40,001.000 S veranschlagt. Insgesamt war also 
für das Jahr 1971 ein Abgang von 
9.829,952.000 S errechnet worden. 

Der ordentliche Haushalt wies Ausgaben 
von 108.595 Millionen Sdlilling und Einnah­
men von 104.131 Millionen Schilling, demnach 
einen Abgang von 3858 Millionen Schilling 
auf. 

Von den Einnahmen des ordentlichen Haus­
haltes stammten 62.056 Millionen Schilling aus 
Offentliehen Abgaben, 12.018 Millionen Schil­
ling aus abgabenähnlichen Beiträgen, 
21.930 Millionen Schilling aus der Gebarung 
der Bundesbetriebe und 8133 Millionen Schil­
ling aus der übrigen Verwaltung. 

Im ordentlichen Haushalt wurden 41.016 Mil­
lionen Schilling für den Personalaufwand, 
50.110 Millionen Sdlilling für den laufenden 
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Jungwirth 
Sachaufwand und 16.809 Millionen Schilling 
für die Vermögensgebarung ausgegeben. 

Der außerordentliche Haushalt schloß bei 
Ausgaben von 3972 Millionen Schilling und 
Einnahmen von 87 Millionen Schilling mit 
einem Abgang von 3885 Millionen Schilling 
ab. Die außerordentlichen Ausgaben verteilten 
sich mit 951 Millionen Schilling auf den lau­
fenden Sachaufwand und mit 3021 Millionen 
Schilling auf die Vermögensgebarung. 

Der Gesamtabgang belief sich sohin nach 
dem Bundesrechnungsabschluß auf 1743 Mil­
lionen Schilling. 

An der Debatte im Rechnungshofausschuß 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten DDr. König, Dkfm. Gorton, Dok­
tor Tull, Ing. Rudolf Heinz Fischer, Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, Kraft, DDr. Neuner, Dr. Fleisch­
mann, Dipl.-Vw. Josseck, Scherrer, Pichler, 
Hietl, Hagspiel und Dr. Schmidt. Der Sitzung 
wohnten auch der Präsident des Rechnungs­
hofes Dr. Kandutsch und der Vizepräsident 
Dr. Marschall bei. 

Präsident Benya sowie die Bundesminister 
Dr. Sinowatz, Rösch, Dr. Hertha Firnberg, 
Vizekanzler Ing. Häuser, Dr. Broda, Lütgen­
dorf, Dr. Staribacher, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs, Moser, Frühbauer und Dr. Androsch 
sowie Staatssekretär Dr. Veselsky nahmen zu 
den während der Debatte aufgeworfenen Fra­
gen Stellung. 

Die das Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten betreffenden Fragen beant­
wortete Generalsekretär für Auswärtige An­
gelegenheiten Botschafter Dr. Wodak. 

Der Präsident des Rechnungshofes Doktor 
Kandutsch nahm zu verschiedenen Problemen 
ausführlich Stellung. 

Einstimmig wurde der Beschluß gefaßt, dem 
Hohen Hause die Genehmigung des vorge­
legten Bundesrechnungsabschlusses für das 
Jahr 1971 im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Form eines 
entsprechenden Gesetzesbeschlusses zu emp­
fehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rech­
nungshofausschuß den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Wird ein Einwand erhoben? - Das ist nicht 
der Fall. 

Wir beginnen mit der Debatte. Als erster 
gelangt zum Wort der Herr Abgeordnete 
Stohs. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Stohs (OVP): Hohes Haus! 
Sehr geehrte Herren Präsidenten! Bevor ich 
mit meinen Ausführungen beginne, gestatten 
Sie mir eine kleine Richtigstellung. Der Be­
richterstatter hat eingangs seines Berichtes er­
klärt, daß er im Namen des Finanz- und Bud­
getausschusses berichte. Es ist ihm dieser 
kleine Fehler unterlaufen. Ich bitte, die Kor­
rektur vorzunehmen, daß er im Namen des 
Rechnungshofausschusses berichtet hat. 

Hohes Haus! Der Bundesrechnungsabschluß 
1971 ist der erste Rechnungsabschluß über ein 
Budget der SPO-Alleinregierung, der im 
Hohen Haus zur Behandlung steht. Der Bun­
desvoranschlag 1911 wurde ohne Zustimmung 
der OVP beschlossen. 

Wie aus den Vorbemerkungen des Rech­
nungshofes aus der Beilage 111-62 zu ersehen 
ist, hat auf Grund des § 9 Abs. 1 des Rech­
nungshofgesetzes der Rechnungshof am 
11. Juli 1972 den druckreif fertiggestellten 
Bundesrechnungsabschluß dem Bundesministe­
rium für Finanzen zur Stellungnahme über­
mittelt. 

Die vom Bundesministerium für Finanzen 
fristgerecht erstatteten Äußerungen hat der 
Rechnungshof in den ansatzweisen Erläuterun­
gen berücksichtigt oder gegebenenfalls unter 
Anfügung von Gegenbemerkungen abge­
druckt. 

Wir alle wissen, daß das Budget auf Grund 
vorsichtiger Schätzungen der Einnahmen und 
Ausgabenverpflichtungen erstellt werden soll, 
während der Bundesrechnungsabschluß der 
realen Wirklichkeit entspricht. 

Ich möchte in meiner Eigenschaft als Obmann 
des Rechnungshofausschusses dem Herrn Prä­
sidenten Dr. Kandutsch, dem Herrn Vizepräsi­
denten Dkfm. Dr. Marschall und allen Beam­
ten und Angestellten des Rechnungshofes für 
die Erstellung des Bundesrechnungsabschlus­
ses 1911 danken. Diesen Dank möchte ich 
auch ausdehnen auf die Beamten des Oster­
reichischen Statistischen Zentralamtes, auf alle 
Beamten des Nationalrates, der Präsident­
schaftskanzlei, der Ministerien, des Bundes-

Weiters bin ich ermächtigt, dem Hohen rechenzentrums, der Bundesbahndirektion und 
Haus den Antrag zu unterbreiten, falls Wort- aller sonstigen Dienststellen, die damit befaßt 
meldungen vorliegen, General- und Spezial- waren. 
debatte unter einem abzuführen. 

Sehr entscheidend für das Budget 1911 war, 
Präsident Probst: Es ist beantragt, General- daß die allgemeine volkswirtschaftliche Ent­

und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. wicklung im Jahre 1971 günstig gewesen ist 
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Stohs 
und daß das Bruttonationalprodukt mit 
415,7 Milliarden Schilling um 11,2 Prozent und 
real um 5,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
gestiegen ist. 

Die Belastung des Bruttonationalproduktes 
mit Steuern aller Gebietskörpersdlaften sowie 
mit steuer ähnlichen Abgaben - Sozialver­
sicherungsbeiträge, Fonds- und Kammerbei­
träge - erreichte 37 Prozent. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
verzeichneten Zuwachsraten von 11 Prozent 
beziehungsweise 10,8 Prozent und entsprachen 
annähernd der Zunahme des Bruttonational­
produktes von 11,2 Prozent. 

Uber den zahlenmäßigen Vollzug des Bun­
deshaushaltes wurde vom Berichterstatter so­
eben berichtet. 

In der Ubersicht I des Bundesrechnungsab­
schlusses ist der Gebarungs- und Kassener­
folg, in der Ubersicht II sind die Uberschrei­
tungen, die der Nationalrat mit dem 1. und 
2. Budgetüberschreitungsgesetz mehrheitlich 
genehmigt hat, enthalten. 

In der Ubersicht III werden die Bruttomehr­
und -minderausgaben von 10.728 Millionen 
Schilling zusammengefaßt, und die Uber­
sicht IV weist die Ansatzabweichungen im 
Ausmaß von 1099 Millionen Schilling aus, für 
die die gesetzliche Genehmigung fehlt. 

Bei der Beratung des Bundesredlnungsab­
schlusses im Rechnungshofaussdluß wurde 
immer wieder auf die starken Abweichungen 
der Budgetansatzposten hingewiesen, und es 
werden' auch heute im Hohen Haus die Abge­
ordneten der Osterreichischen Volkspartei dies 
noch einmal tun. 

Im habe ermittelt, daß bei über 100 Bud­
getposten gegenüber dem Voranschlag im Bun­
desrechnungsabschluß Uberschreitungen von 
7 Prozent bis 1266 Prozent festgestellt werden 
mußten, wovon bei 35 Budgetposten die Uber­
schreitungen mehr als 30 Prozent betrugen. 

Meines Erachtens dürften bei einer gewis­
senhaften Budgetierung nicht so viele und so 
stark abweichende Ubersdueitungen vorkom­
men. Im Rechnungshofausschuß wurde von 
den Rednern der Oppositionsparteien dieser 
Umstand eingehend kritisiert. Auffallend war, 
daß im Gegensatz zu früheren Jahren die 
Abgeordneten der Regierungspartei, also die 
Abgeordneten der SPO, trotz dieses Umstan­
des alles in Ordnung fanden und diese Ab­
weichungen sogar verteidigten. 

zur Beantwortung der 87 Anfragen der Abge­
ordneten durch den Präsidenten des National­
rates sowie durch die Minister und den Staats­
sekretär. 17 Beantwortungen und Aufklärun­
gen wurden vom Herrn Redmungshofpräsi­
denten Dr. Kandutsch gegeben. 

Von den im Ausschuß vertretenen elf Ab­
geordneten der SPO haben sich nur drei Ab­
geordnete zu Wort gemeldet. Hier könnte man 
auch sagen: "So ändern sich die Zeiten!" 
Oder: Wenn zwei dasselbe tun - in diesem 
Fall ein OVP- und ein SPO-Finanzminister -:-, 
so ist das nicht dasselbe. 

Bei der Beratung des Rechnungshofberich­
tes für das Jahr 1968 hat der Abgeordnete 
Dr. Tull wörtlich gesagt: "Wir sind der Mei­
nung, daß die Bundesrechnungsabschlüsse vor 
allem deswegen eine größere Aufmerksamkeit 
verdienen würden, weil doch bei dieser Ge­
legenheit auch darüber zu reden ist, ob das 
Budget beachtet und eingehalten wurde, ob 
den Budgetgrundsätzen, der Budgetklarheit 
und -wahrheit in vollem Umfange entsprochen 
worden ist." 

Hier bin ich ausnahmsweise ganz der Mei­
nung des Kollegen Dr. TuB, nur möchte ich 
feststellen, daß dies eine verfassungsmäßige 
Aufgabe des gesamten Nationalrates ist und 
nicht nur Aufgabe der jeweiligen Oppositions­
parteien, wie dies gegenwärtig der Fall ist. 
Umso gründlicher werden wir die Kontrolle 
durchführen. Die Sprecher der OVP und FPO 
haben im Ausschuß diese wichtige Kontroll­
aufgabe mit entsprechender Gründlichkeit 
wahrgenommen. 

Objektiverweise muß ich feststellen, daß 
sich die Herren Minister bemüht haben, die 
Anfragen bestmöglich zu beantworten. Ebenso 
tat dies der Präsident des Rechnungshofes. 

Allerdings stehen noch einige wichtige An­
fragebeantwortungen aus, die schriftlich er­
folgen sollen. Ich bitte die Herren Minister, 
auf diese schriftlichen Anfragebeantwortungen 
nicht zu vergessen, denn wir benötigen sie. 

Nun ganz kurz ein Hinweis zu einigen 
speziellen Problemen: Im Rechnungshofaus­
sdmß wurde der Herr Präsident des National­
rates wieder einmal mehr auf die Unzuläng­
lichkeit der räumlichen Arbeitsbedingungen 
der meisten Abgeordneten in diesem Hohen 
Hause hingewiesen. Der Herr Präsident ver­
sicherte, daß er alles unternehmen wolle, daß 
hier ehestens Abhilfe geschaffen wird. Ich 
möchte diese berechtigte Bitte heute im Hohen 

Im Rechnungshofausschuß wurde 15 Stunden Haus wiederholen und insbesondere darauf 
intensiv und sachlich beraten. Als Vorsitzen- hinweisen, daß es unseres Erachtens sehr 
der des Ausschusses habe ich 135 Wortmel- zweckmäßig wäre, wenn vom Herrn Präsiden­
dungen registriert, davon 31 Wortmeldungen ten einige Abgeordnete, die Baufachleute sind. 
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Stobs 
zur Beratung der Möglichkeit baulicher Ver­
änderungen in diesem Hause beigezogen wür­
den. Wir haben dies auch im Recbnungshof­
ausschuß in seiner Anwesenheit sehr ausführ­
lich besprochen. 

Ein anderes Problem: So wie schon in frü­
heren Jahren wurde auf Grund der äußerst 
wertvollen Erklärungen des Herrn Präsiden­
ten des Rechnungshofes, die er im Rechnungs­
hofausschuß abgegeben hat, von Abgeordne­
ten angeregt, es möge die gesetzliche bezie­
hungsweise geschäftsordnungsmäßige Voraus­
setzung geschaffen werden, daß der Präsident 
und gegebenenfalls auch der Vizepräsident 
des Rechnungshofes die Möglichkeit bekom­
men, sich im Hohen Haus bei der Beratung des 
RechnungsabsChlusses und des Rechnungshof­
Tätigkeitsberichtes zu Worte melden zu kön­
nen. 

Ferner muJlten wir feststellen, daß der 
Nationalrat für die Beratungen in Ausschüssen 
und in Unterausschüssen fallweise bei Behand­
lung besonders heikler Gesetzesmaterien Ex­
perten zu Rate zieht, so zum Beispiel bei der 
Beratung des neuen Lebensmittelgesetzes. Wir 
hatten seit dem letzten Jahr in diesem Unter­
ausschuß neun Sitzungen. Wir empfinden es 
sehr dankbar, daß diese Experten sich zur 
Verfügung stellen und wertvolle Mitarbeit 
leisten. Die Herren Experten benötigten selbst­
verständlich noch weitere Tage zur Vor­
beratung und Vorbereitung der Materien, 
über die sie uns dann berichten. Wir finden 
es daher ungehörig, daß diese Herren Exper­
ten, die zum Teil freiberuflich tätig sind, diese 
Tätigkeit ehrenamtlich ausüben müssen. 

Ich möchte dem Herrn Präsidenten des 
Nationalrates, der die Experten gemäß § 32 
der Geschäftsordnung über ErsuChen des Aus­
schusses einlädt, bitten zu veranlassen, daß 
vorgesehen wird, den Experten für ihre Tätig­
keit in Hinkunft eine angemessene Aufwands­
entschädigung zu gewähren. 

Als letztes möchte ich auf die Außerung 
des Herrn Staatssekretärs Dr. Veselsky im 
Rechnungshofausschuß in meiner Eigenschaft 
als Mitglied des Verhandlungsausschusses der 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
eingehen. Staatssekretär Dr. Veselsky hat auf 
die Anfrage bezüglich einer eventuellen Kür­
zung der Teuerungsabgeltung für höhere 
Beamte gesagt, daß es im Rahmen der Regie­
rung diesbezüglich Anlaß zu gewissen Uber­
Iegungen gäbe. 

Meines Erachtens hätte die Bundesregierung 
viel mehr Anlaß, bei einer festgestellten Teue­
rung von 6,3 Prozent im Durchschnitt des 

vergangenen Jahres und bei einer Teuerung 
von 8 Prozent, wie sie im Jänner 1973 gegen­
über Jänner 1972 festgestellt wurde, über die 
niedrigen Bezüge im öffentlichen Dienst zu 
reden und diese Bezüge, insbesondere die 
Anfangsbezüge, zu verbessern, damit die in 
der Vereinbarung vom 11. Mai 1971 vorge­
sehene reale Bezugsverbesserung von 3 Pro­
zent pro Jahr auch wirklich realisiert werden 
kann. 

Ich glaube, daß hiezu die Verwaltungsre­
form, die gerade im vorhergegangenen Tages­
ordnungspunkt eine so große Bedeutung ge­
spielt hat, mit ein Anlaß wäre, in dieser Rich­
tung erfolgreich tätig zu werden. 

An eine Verschlechterung dieser Verein­
barung auch nur zu denken, kann nur einer 
sozialistischen Regierung und einem soziali­
stischen Finanzminister einfallen. Ich mödlte 
fragen: Was hätten die Sozialisten gesagt. 
wenn ein OVP-Bundeskanzler Dr. Klaus oder 
ein OVP-Finanzminister Dr. Koren sokhe 
Uberlegungen in der Bundesregierung ange­
stellt hätte? 

Wir erinnern uns sehr lebhaft daran. daß 
die sozialistischen Kollegen in der Gewerk­
schaft im Verhandlungsausschuß, wenn auch 
nur der Gedanke auftauchte, über eine even­
tuelle Einsparung zu reden, ganz andere Töne 
angeschlagen haben. 

Abschließend stelle ich namens der Oster­
reichischen Volkspartei fest, so wie es der 
Abgeordnete Dr. Leitner im Rechnungshofaus­
schuß getan hat, daß wir dem vom Rechnungs­
hof einwandfrei erstellten Bundesrechnungs­
abschluß 1971 die Zustimmung geben, ohne 
dabei aber die Gestion der Durchführung des 
Budgets 1971, gegen das wir aus wohlüber­
legten Gründen gestimmt haben, zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Hohes Haus! Gestatten Sie mir noch zu 
einem äußerst aktuellen, budgetmäßigen Pro­
blem etwas zu sagen. Der Herr Präsident hat 
gestern bei der Eröffnung der Nationalrats­
sitzung mit Genugtuung und Berechtigung auf 
den Anlaß des Friedensschlusses in Vietnam 
hingewiesen. Wir freuen uns alle, daß er 
diesen Hinweis geben konnte. Die Erklärung 
des Herrn Präsidenten haben wir auch mit 
entsprechendem Beifall aufgenommen. 

Aber ich glaube. daß es mit einer solchen 
Erklärung allein nicht abgetan sein kann, son­
dern ich möchte namens der Osterreichischen 
Volkspartei einen Entschließungsantrag ein­
bringen. 

405 
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Stohs 
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Stohs, Dr. Gruber, Doktor 
Lanner, Dr. Koren, Dr. Hubinek und Genos­
sen betreffend Hilfeleistung für die Bevöl­
kerung Süd- und Nordvietnams zu 622 der 
Beilagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, ehe­
stens budgetmäßige Vorkehrungen zu tref­
fen, damit der leidgeprüften Bevölkerung 
Vietnams in Süd und Nord unmittelbare 
Hilfe beim Wiederaufbau der kriegszerstör­
ten Gebiete geleistet werden kann. Gerade 
Osterreich, das selbst einer solchen Hilfe 
nach dem 2. Weltkrieg viel verdankt, soll 
hier beispielgebend sein, dies umso mehr, 
da das heimgesuchte Vietnam noch jahre­
lang unter den Kriegsfolgen in wirtschaft­
licher, sozialer und ökologischer Hinsicht 
leiden wird. 

Ich bitte Sie, diesen Entschließungsantrag 
mit in die Verhandlung einzubeziehen und 
insbesondere auch zu bedenken, daß, wie wir 
aus der heutigen Presse erfahren, eine sehr 
wichtige Konferenz, die Vietnam-Friedenskon­
ferenz, die die Kriegsbeendigung auch tatsäch­
lich sicherstellen soll, möglicherweise in unse­
rer Bundeshauptstadt Wien stattfinden wird. 
Danke schön. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Meine Damen und Herren! 
Der soeben eingebrachte Entschließungsantrag 
ist genügend unterstützt. 

Ich möchte aber bekanntgeben, daß ich der­
zeit prüfen lasse, ob er zum Gegenstand der 
Beratung dieses Tagesordnungspunktes dazu~ 
paßt. Wir werden noch im Laufe der Beratung 
diese Feststellung treffen. 

Es ist natürlich möglich, daß bei irgendeinem 
anderen Tagesordnungspunkt, wo Finanz­
berichte vorhanden sind, dann dieser Ent­
schließungsantrag verhandelt und verabschie­
det wird. Jedenfalls ist er genügend unter­
stützt. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Tull. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO): Herr Präsi­
dentl Meine Damen und Herren! Der Bundes­
rechnungsabschluß ist bekanntlich das Gegen­
stück zum jeweiligen Bundesvoranschlag. 
Durch die Gegenüberstellung der veranschlag­
ten zu den tatsächlichen Einnahmen und Aus­
gaben ergibt sich ein Spiegelbild der staat­
lichen Finanzgebarung. Der Bundesrechnungs­
abschluß zeigt an, ob die Budgetvorstellungen 
und Budgeteinschätzungen der jeweiligen 
Bundesregierung richtig fixiert gewesen sind. 

Am Bundesrechnungsabschluß vermag man 
darüber hinaus zu erkennen, ob der Budget­
vollzug konjunkturgerecht erfolgt ist und der 
von der Regierung erstellte und vom Natio­
nalrat beschlossene öffentliche Haushalt ein 
wirksames ökonomisches Instrument gewesen 
ist. 

Um zu diesen Erkenntnissen zu gelangen, 
ist es zweifellos erforderlich, die Budgetgrund­
sätze und Vorstellungen des Jahres 1971 kurz 
zu rekapitulieren und mit dem Erfolg des 
Bundesrechnungsabschlusses zu vergleichen. 
Das Ziel der Bundesregierung für das Jahr 
1971 war ... (Abg. Dr. Mus s iJ: Sehr ver­
schwommen!) 0 nein, Herr Abgeordneter 
Dr. Mussil! Diese Regierung hat immer sehr 
klare Vorstellungen über ihre Absichten, und 
sie verfolgt auch mit eherner Konsequenz die 
Realisierung ihrer Vorstellungen! 

Das Ziel der Bundesregierung für das Jahr 
1971, das möchte ich Ihnen, Herr General­
sekretär der Bundeswirtschaftskammer, in Er­
innerung rufen, war es, mit einem flexiblen 
Bundesvoranschlag einen konstruktiven Bei­
trag zum Wachstum und zur Stabilität unserer 
Wirtschaft zu leisten. 

Das Budget 1911 war, und der Bundesrech­
nungsabschluß bestätigt dies in vollem Um­
fange, ein erster wichtiger Schritt auf dem 
Weg der Realisierung der politischen Gesamt­
konzeption der Bundesregierung Kreisky. Die 
beginnende Realisierung dieser Reformkon­
zeption fand ihren Niederschlag in verschie­
denen Positionen. Beispielsweise in der Aus­
weitung der Mittel für das Bildungswesen, im 
konkreten: bei den Studienbeihilfen, beim 
Aufwand für den Schulbau, bei der Forcierung 
der wissenschaftlichen Forschung und so wei­
ter. 

Der Bundeshaushalt 1971 wurde, wie der 
Bundesrechnungsabschluß nun zu beweisen 
vermag, ein wachstumspolitisches Instrument 
erster Ordnung. Das Investitionsvolumen der 
Jahre 1966 bis 1970 zeigte - das sei nur 
noch einmal mit aller Klarheit festgestellt und 
in Erinnerung gerufen - bedauerlicherweise 
durch die Fehleinschätzung der damals für die 
Finanzen und für unsere Wirtschaft verant­
wortlichen Politiker der asterreichischen 
Volkspartei eine rückläufige Tendenz. Dieser 
Trend wurde mit dem Bundeshaushalt 1971 
gebremst. 

Erwähnung verdient in diesem Zusammen­
hang, wie der Rechnungsabschluß beweist, die 
beacb.tliche Förderung der industriell-gewerb­
lichen Wirtschaft. Die 36prozentige Mittelaus­
weitung für die industriell-gewerbliche Wirt­
schaft wird zweifelsohne, wenn er es auch 
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Dr. Tull 
nicht zugeben will, beispielsweise den Herrn 
Generalsekretär Dr. Mussil erfreut haben und 
sein Herz höher schlagen lassen haben. (Abg. 
Dktm. Gor ton: Und wieviel sind verwendet 
worden? Null! Die haben Sie dann "einge­
spart"!) 

Dadurch ist es möglich geworden, entspre­
chende strukturpolitische Akzente zu setzen. 

Das Budget 1971 war, wie wir aus dem Bun­
desrechnungsabschluß zu entnehmen vermö­
gen, ein wichtiger Schritt auf dem Wege der 
Konsolidierung unserer Bundesfinanzen; aller­
dings nicht in einem konservativen Sinne. 
Vielmehr markiert das Jahr 1971, und das 
weiß, Herr Generalsekretär Dr. Mussil, die 
Bevölkerung nur allzu gut zu würdigen und 
zu schätzen, den Beginn einer sehr weit­
reichenden und großzügigen Wende auf dem 
Wege zu einem modernen Osterreich. (Abg. 
S u p pan: Das ist Propaganda tür die Löwel­
straße!) 

Die Konsolidierung, meine Damen und Her­
ren, wurde mit einer entsprechenden Sparsam­
keit, die in allen Bereichen geübt werden 
mußte, eingeleitet. Zum Konsolidierungspro­
zeß gehörte es auch - nun muß ich meine 
Finger in eine blutende Wunde der Oster­
reichischen Volkspartei legen (Heiterkeit bei 
der SPO) -, meine Damen und Herren, die 
Schuldendynamik der Jahre 1966 bis 1970 ent­
sprechend zu bremsen. (Abg. S u p pan: Da 
lacht sogar der Minister!) Die Problematik 
der OVP-Schuldenpolitik, darauf sei noch ein­
mal mit aller Deutlichkeit hingewiesen, lag 
doch darin - Herr Abgeordneter Suppan, Sie 
als Mitglied des Finanz- und Budgetausschus­
ses sollten doch das schon längst verstanden 
und begriffen haben -, daß die Finanzschul­
den schneller gewachsen sind als das öster­
reichische Bruttonationalprodukt. 

Mit besonderer Genugtuung können wir 
von der Regierungspartei feststellen, daß das 
tatsächliche Budgetdefizit des Jahres 1971 dank 
einer konsequenten konzeptiven Finanzpolitik 
um 2 Milliarden Schilling reduziert werden 
konnte. Das tatsächliche Bruttodefizit betrug 
somit 7,8 Milliarden, unter Berücksichtigung 
der Schuldentilgung von 6,1 Milliarden beträgt 
das Nettodefizit entgegen Ihrer in der Budget­
debatte 1971 mit aller Vehemenz betriebenen 
Schwarzweißmalerei nur 1,7 Milliarden Schil­
ling. 

Erfreulich für uns ist auch, meine Damen 
und Herren, daß der Finanzverwaltung im 
Jahre 1971 vorzeitig die gänzliche Tilgung 
des US-Kredites, des Dollarkredites, aus dem 
Jahre 1968 - dieser Kredit ist damals unter 
sehr ungünstigen Voraussetzungen von Ihrem 
damaligen Finanzminister Dr. Koren aufge­
nommen worden - in der Größenordnung 
von 745 Millionen Schilling gelungen ist. 

Einige Fakten des Bundesrechnungsab­
sdllusses verdienen besonders hervorgehoben 
zu werden. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abge­
ordnete Stohs hat heute in seiner Eigenschaft 
als Vorsitzender des Rechnungshofausschusses 
darüber Klage geführt, daß es viele Uber­
schreitungen im Jahre 1971 gegeben hätte. Er 
hat nur verschwiegen, daß im Falle dieser 
Regierung alle diese Uberschreitungen durch 
Budgetüberschreitungsgesetze beziehungs­
weise finanzgesetzliche Genehmigungen ge­
deckt gewesen sind. (Abg. S to h s: Nicht alle!) 
Ich erinnere Sie, Herr Kollege Stohs - ich 
weiß, was Sie sagen wollen -; Es gibt im Sek­
tor der Unterrichtsverwaltung eine bestimmte 
Anzahl - wir würden uns freuen, wenn sie 
geringer wäre - von Uberschreitungen, die 
nicht mehr gedeckt werden konnten, für die die 
Genehmigung nicht mehr eingeholt werden 
konnte, aber nicht aus Verschulden des finanz­
ministeriums oder des Unterrichtsressorts, son­
dern durch die Säumigkeit der einzelnen Lan­
desschulräte. 

Darüber ist gesprochen worden; das wissen 
Sie, nur stellen Sie sich jetzt hier unwissend. 
Es ist ja einfacher und billiger, hier in der 
Offentlichkeit den Eindruck entstehen zu las­
sen, daß diese Regierung vielleicht ungesetz­
lich gehandelt hat, Budgetüberschreitungen 
vorgenommen hat, die nicht gedeckt und somit 
nicht in Ordnung gewesen seien. 

Sie haben ferner darüber Klage geführt, 
Herr Abgeordneter Stohs, daß nur zwei Red­
ner (Abg. S t 0 h S: Drei!) oder drei Redner 
der Regierungspartei zum Bundesrechnungs­
abschluß das Wort ergriffen haben. Dazu muß 
ich Ihnen zwei Dinge sagen: Erstens einmal 
ist es für uns eine Selbstverständlichkeit -
wir schätzen nur allzusehr die Kontrollrechte 
vor allem der Opposition, die hier den Vor­
rang, den Vortritt genießen soll -, es ist doch 
selbstverständlich, daß immer wieder Sie als 
erste die Gelegenheit bekommen, das Wort 
zu ergreifen; das ist ja auch hier im Hause 
so, daß~die Kontraredner immer als erste zu 
Wort kommen. 

Aber darüber hinaus muß doch noch etwas 
anderes in diesem Zusammenhang auch gesagt 
werden. 

Meine Damen und Herren! Sie haben dort 
verschiedene Fragen gestellt, Fragen, die zum 
Großteil mit dem Bundesrechnungsabschluß, 
mit den Fakten des Jahres 1971 überhaupt 
in keinem ursächlichen Zusammenhang gestan­
den sind. Sie haben einfach die Methode an­
gewendet: Reden wir vielleicht von etwas 
anderem, denn zum Bundesrechnungsabschluß, 
zum konjunkturgerechten Vollzug des Budgets 
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1971 haben wir nichts zu sagen beziehungs­
weise können wir nichts widerlegen! - Daher 
Ihre Fragen. 

Und nun eine Blütenauslese. Da haben Her­
ren von Ihnen gefragt, wie viele Gastarbeiter 
es derzeit im österteichischen Bergbau gebe. 
Da hat es Leute Ihrer Fraktion gegeben, die 
beispielsweise gefragt haben, wie es in der 
Stahlfusion aussieht. Meine Damen und Her­
ren! Sie wissen ja doch ganz genau, daß Sie 
in zwei, drei Wochen im zuständigen Aus­
schuß und anschließend hier im Haus Gelegen­
heit haben werden, sich mit den Problemen 
der Stahlfusion zu beschäftigen. 

Stereotyp haben Sie zu jedem einzelnen 
Ressort die Frage gestellt; Herr Bundesmini­
ster! Was haben Sie für die Offentlichkeits­
arbeit aufgewendet, beziehungsweise was 
steht Ihnen für die Offentlichkeitsarbeit zur 
Verfügung? Dies, obzwar Sie bereits im Be­
sitz einer Anfragebeantwortung des Herrn 
Bundesministers für Finanzen gewesen sind 
- die Antwort stammt vom 20. Dezember 
1972! -, aus der Sie nicht nur entnehmen 
können, was im Jahre 1971 für Offentlichkeits­
arbeit aufgewendet worden ist, sondern aus 
der Sie, meine Damen und Herren, ganz genau 
ersehen, was auch von 1966 bis 1970 aufge­
wendet worden ist, für Ihre Aktionen damals, 
."Für alle", wo Sie den Osterreichern einge­
redet haben, um wieviel besser es ihnen ginge 
als den Kongonegern, und sie sollten doch 
zufrieden sein, daß sie in Osterreich leben 
können. 

Sie haben zum Beispiel im Jahre 1966 
17,9 Millionen Schilling aufgewendet, im Jahre 
1 967 24,4, im Jahre 1968 27,6, im Jahre 1969 
25, und für das Jahr 1970 haben Sie 26 Mil­
lionen vorgesehen. Aufgewendet haben Sie 
davon fast die Hälfte j die sozialistische Min­
derheitsregierung Kreisky hat das gehalten, 
was sie versprochen hat, den Rest der für 
"Offentlichkeitsarbeit" - sprich in Ihrem Falle 
für reine Propagandazwecke - vorgesehenen 
Mittel den Forschungsaufgaben zur Verfügung 
zu stellen. Sie wissen, meine Damen und 
Herren, was im Jahre 1971 im Gegensatz 
dazu für Offentlichkeitsarbeit aufgewendet 
worden ist: 8,7 Millionen Schilling! 

Und wenn Sie noch etwas wissen wollen, 
weil heute so viel von Staatssekretären ge­
sprochen worden ist: Sie machen sich Sorgen 
darüber, weil nun ein Staatssekretär bestellt 
wurde, es wurden Rechnungen angestellt, was 
der kosten würde, und so weiter. Aus dieser 
Anfragebeantwortung geht darüber hinaus 
noch eines hervor: daß Ihr Propagandastaats­
sekretär Pisa dem österreichischen Steuerzah­
ler zur Bestreitung Ihrer Parteipropaganda 

879.000 S allein an Personalaufwand gekostet 
hat. 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns 
auch sehr eingehend mit Problemen der Bun­
destheaterverwaltung beschäftigt, und mit 
Recht wurde diese sehr wichtige Angelegen­
heit gründlich und nach allen Gesichtspunkten 
hin erörtert. Sie haben berechtigte Sorge über 
die Höhe des Defizits. Sie meinen, ob nicht 
doch noch etwas unternommen werden könnte, 
um dieses Defizit zumindest zu stabilisieren, 
wenn nicht zu verringern. 

Interessant war eine Erkenntnis, die wir 
im Rechnungshofausschuß bekommen haben. 
Da wurde nämlich eindeutig klargestellt, daß 
im Jahre 1963 der Rechnungshof eine sehr ein­
gehende Kontrolle der Bundestheaterverwal­
tung durchgeführt hat. Damals wurde viel 
bemängelt, viel beanstandet, es wurden ver­
schiedene Verbesserungsvorschläge gemacht, 
um zu erreichen, daß die Gebarung in Hin­
kunft vielleicht doch unter günstigeren Ver­
hältnissen abgeschlossen werden kann. Es 
wurde in der Folge ein Rationalisierungs­
institut beauftragt, sich gleichfalls mit diesem 
Problemkreis zu beschäftigen. 

Alle guten Ratschläge, die Ihnen damals 
der Rechnungshof beziehungsweise dieses In­
stitut erteilt haben, wurden einfach in den 
Wind geschlagen, einfach ignoriert. Und der 
Herr Präsident des Rechnungshofes hat laut 
"Parlamentskorrespondenz" vom 17. Jänner 
- ich zitiere nun die "Parlamentskorrespon­
denz" - erklärt: 

"Nach der persönlichen Auffassung des Prä­
sidenten gebe es derzeit erstmals eine Bundes­
theaterverwaltung mit geordneten Kompeten­
zen und mit Persönlichkeiten, die bereit sind, 
unter Respektierung künstlerisch autonomer 
Gebiete ihre Tätigkeit auszuüben." 

Erstmals seit 1970! Sie haben Zeit genug 
gehabt, von 1945 bis 1970 waren Sie dafür 
verantwortlich. 1963 hat der Rechnungshof auf­
gezeigt, wo die Mängel liegen. Ein Rationali­
sierungsinstitut hat gesagt, was unternommen 
werden müsse. Das hat alles nichts gefruchtet. 
Erst Gratz, der Sozialist Gratz, und in der 
Folge Sinowatz haben begonnen, neue Grund­
lagen zu legen, sodaß nun wahrlich berechtigte 
Aussichten bestehen, daß das Defizit - und 
ein Defizit wird es nun einmal in der Bundes­
theaterverwaltung immer geben - in ver­
tretbaren Dimensionen stabilisiert werden 
kann. Ich glaube, diese Tatsache verdient ge­
würdigt und anerkannt zu werden. 

Ein weiterer Beweis, wie wichtig die Steuer­
reform war, die von uns im heurigen Jahr 
durchgeführt worden ist, geht aus den Zahlen, 
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die die öffentlichen Abgaben im Bundesrech­
nungsabschluß aufweisen, klar hervor. Die 
veranlagte Einkommensteuer stieg im Jahre 
1971 um 237 Millionen, die Lohnsteuer um 
644 Millionen auf 12 Milliarden und 
200 Millionen Schilling, die Körperschaftsteuer 
betrug 3,1 Milliarden, um 103 Millionen weni­
ger, die Gewerbesteuer 2,9 Milliarden, um 
51 Millionen weniger, und die Vermögen­
steuer betrug 1,4 Milliarden, um 98 Millionen 
Schilling weniger. 

Meine Damen und Herren! Sie haben an­
läßlich der Debatte des Budgets durch Ihren 
Sprecher, durch Ihren Obmann des Rechnungs­
hofausschusses die Frage in den Raum gestellt, 
ob es nicht günstig wäre, die Strukturen des 
Rechnungshofes zu ändern und vom mono­
kratischen Organ zu einem Kollegialorgan zu 
kommen. Sicherlich eine Idee, ein Vorschlag, 
der wert ist, debattiert zu werden. Allerdings 
möchten wir in diesem Zusammenhang schon 
eines teststeIlen: Sollte, was wir Ihnen nicht 
unterstellen wollen, aber sollte vielleicht da 
und dort in Ihren Reihen damit der Gedanke; 
verbunden sein, irgendeine Privatrechnung mit 
dem derzeitigen Präsidenten begleichen zu 
müssen, so sagen wir Ihnen nur eines: Wir 
haben in den Rechnungshof größtes Vertrauen, 
wir danken den dort beschäftigten Personen 
für ihre mühevolle und aufopferungsvolle 
Tätigkeit im Interesse einer guten, sauberen 
Kontrolle der gesamten Gebarung des Bundes. 
(Beifall bei der SPtJ. - Abg. Dr. Mus si 1: 
Betreiben Sie da keine Brunnenvergiftereil) 
Nein, ich betreibe keine Brunnenvergifterei! 
Sollte jedoch ausschließlich eine sachliche 
Uberlegung damit verbunden sein (Abg. Dok­
tor Mus s i 1: Da Dinge hineingeheimnissen, 
die niemand gedacht hat!), so möchte ich Ihnen, 
Herr Abgeordneter Dr. Mussil, noch etwas 
zu bedenken geben. 

Ich glaube, bei der jetzigen Struktur des 
Rechnungshofes ist es geradezu unmöglich 
und der Rechnungshof als Kontrollinstrument 
wäre unter den gegebenen Verhältnissen ge­
radezu überfordert, würde man einfach von 
heut auf morgen daraus ein Kollegialorgan 
machen. Denn wie soll das in der Praxis aus­
schauen? Soll etwa derjenige Abteilungsleiter 
oder der zuständige Sachbearbeiter des Rech­
nungshofes, der vielleicht bisher meinetwegen 
die Sozialversicherung oder das ganze Sozial­
ressort überprüft hat, mitstimmen, wenn dar­
über befunden wird, ob der Einschaubericht 
bei den Osterreichischen Stickstoffwerken oder 
bei den Eisen- und Stahlwerken oder meinet­
wegen bei der Länderbank oder bei der Credit­
anstalt debattiert wird? Ist er überfordert? 
Da gibt es nur zwei Möglichkeiten. Entweder 
er muß bei der Prüfung dabei sein, um sich 

von allem an Ort und Stelle an Hand von 
Unterlagen überzeugen zu können, oder aber 
es handelt sich nur um eine plumpe Augen­
auswischerei, um eine Pro-forma-Abstimmung~ 
Sie zwingen den betreffenden Beamten, zu 
irgend etwas die Zustimmung zu geben, von 
dessen Richtigkeit und Stichhältigkeit die be­
treffende Person überhaupt nicht überzeugt 
ist. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wir 
tun gut daran, den Rechnungshof in seiner 
derzeitigen Struktur, soweit es in unserer 
Möglichkeit liegt, mit allen uns zu Gebote 
stehenden Mitteln zu fördern und zu unter­
stützen. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i I.) 
Gerade wir von der Regierungspartei, Herr 
Dr. Mussil, legen größten Wert darauf, daß 
die Offentlichkeit weiß, daß jemand da ist, 
der alles kontrolliert, der alles überprüft und 
feststellt, daß alles in Ordnung ist und nach 
Recht und Gesetz vor sich geht. Wirtschaft­
lichkeit, Zweckmäßigkeit soll überprüft wer­
den, dazu ist der Rechnungshof in der Lage, 
dabei soll es auch bleiben. (Der Prä s i den t 
übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Wir sind der 
Uberzeugung, daß durch ein neues Haushalts­
recht, das in Kürze - so hoffen wir - hier 
im Hause behandelt und verabschiedet wer­
den kann, durch ein neues Bundesförderungs­
gesetz wesentliche Schritte getan werden, zu 
einer modernen Finanzgebarung im Bunde zu 
kommen. Der gegenständliche Bundesrech­
nungsabschluß beweist uns, meine Damen und 
Herren, daß das große Reformwerk der Moder­
nisierung, das wir in Angriff genommen haben, 
die Qualität des Lebens in Osterreich zu ver­
bessern, zügig fortgesetzt wird. Wir können 
daher diesem Bundesrechnungsabschluß unsere 
unvoreingenommene, vorbehaltlose Zustim­
mung erteilen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Vw. Josseck.. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Wenn wir heute zum Rechnungs­
absdlluß 1971 sprechen, so geht dies wie in 
jedem anderen Jahr audl vor leeren Bänken 
vor siCh. Ich finde es bedauerlich, daß das 
Interesse des Hauses an dem Rechnungs­
absdlluß nicht nur des Jahres 1971, sondern 
generell so gering ist, da sidler Anlaß zu 
einer etwas umfassenderen Debatte wäre. Ich 
will nun nicht das Wort reden, daß man hier 
wieder endlos Debatten abführt. aber ich 
könnte mir ohne weiteres vorstellen, daß man 
mit einer Debatte zum Rechnungsabschluß die 
Budgetdebatte weitgehend entlasten könnte. 
Diese Meinung geht - wenn man so herum­
hört - quer durdl die Fraktionen. Es zeigte 
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sich auch im Rechnungshofausschuß, daß echtes 
Interesse der Abgeordneten besteht, Fragen 
an die Bundesminister zu stellen, die man in 
einer Fragestunde nicht so ohne weiteres be­
antwortet bekommt. 

Es gäbe aber auch die Möglichkeit für die 
Abgeordneten, rückschauend nun feststellen 
zu können, ob ihre Einwände bei der Budget­
erstellung seinerzeit berechtigt waren oder 
nicht. Darüber hinaus - das wurde heute 
auch schon erwähnt, aber ich möchte es noch­
mals unterstreichen - betrachten wir Frei­
heitlichen es nach wie vor als äußerst vor­
dringlich, daß endlich der Präsident des Rech­
nungshofes die Möglichkeit bekommt, auch 
von dieser Bank aus den Abgeordneten Rede 
und Antwort zu stehen. 

Der Rechnungsabschluß 1971 zeigt - ich 
will nicht so emphatisch werden wie Dr. Tull 
und dem Rechnungsabschluß und dem Budget 
1971 einen Glorienschein umhängen - doch 
einige, um nicht zu sagen oft beträchtliche 
Mängel. Es ist kein Wunder, daß die Herren 
des Rechnungshofes bei der Genauigkeit, mit 
der sie arbeiten, den Abschluß 1971 genau 
unter die Lupe genommen haben und dabei 
nicht nur auf rein formelle Fehler gestoßen 
sind. 

Meine Aufstellung zeigt, daß hier ein 
Ressort wieder herausragend ist. Der Herr 
Bundesminister für Unterricht ist nicht hier, 
aber ich muß ihm hier im Haus wieder den 
Vorwurf machen, daß sein Ressort so wie in 
jedem Jahr die meisten Mängel aufzeigt. Es 
ist nicht uninteressant dabei, daß fast jeder 
fünfte Budgetansatz seines Ressorts von Män­
geln behaftet ist. Es geht hier im besonderen 
um Uberschreitungen, die nicht einwandfrei 
zustandegekommen sind. Mir ist zwar völlig 
klar, daß es vielleicht auch daran liegt, daß 
die Herren im Landesschulrat, wo - wie schon 
ausgeführt wurde - die meisten Fehler­
quellen liegen, nicht unbedingt gewachsene 
Beamte sind, sondern sehr häufig Lehrkräfte, 
die dort arbeiten und vielleicht mit der Materie 
nicht so vertraut sind. Ich finde es aber trotz­
dem bedenklich, wenn der Rechnungshof jedes 
Jahr immer wieder diese Fehlleistungen fest­
stellen muß und man sagen muß, es geschieht 
eigentlich jedes Jahr wiederum nichts. 

Ich darf vielleicht - weil ich mir die Mühe 
gemacht und eInIges herausgeschrieben 
habe - einige dieser Fehlleistungen auf­
zählen, denn es soll nicht im Raum stehen­
bleiben, daß ich gesagt habe, es wurden Uber­
schreitungen vorgenommen; ich möchte sie 
doch im einzelnen erwähnen. 

So heißt es hier immer wieder ohne An­
führung der laufenden Ansatzziffern: infolge 
verspäteter Abrechnung einzelner Heime - in 

diesem Fall - Uberschreitungsgenehmigung 
nicht mehr eingeholt. Hier geht es nicht um 
tausend Schilling, sondern da geht es oft um 
Millionenbeträge. Oder, wie es da weiter 
heißt: Die Genehmigung einer solchen Uber­
schreitung konnte infolge verspäteter Meldung 
durch die Landesschulräte nicht mehr recht­
zeitig eingeholt werden. Ich sage es noch ein­
mal, aber es soll keine Entschuldigung sein: 
Ich verkenne nicht die Schwierigkeiten, mit 
denen die Herren Landesschulräte zu kämpfen 
haben. Aber es ist Aufgabe des Rechnungs­
hofes und der Abgeordneten, diese Fehler 
aufzuzeigen, weil man doch hoffen darf, daß 
sie abgeschafft werden. 

Und so geht es weiter: Uberschreitung wohl 
mit Zustimmung des Bundesministers für 
Finanzen von 103 Millionen, aber für den 
Restbetrag von 21 Millionen wegen verspäte­
ter Meldung keine Uberschreitungsgenehmi­
gung. Wegen verspäteter Meldung der Landes­
schulräte keine Uberschreitungsgenehmigung! 
Nun muß man dazu sagen, es müßte doch den 
Landesschulräten möglich sein, bis zur Frist 
in den Jänner hinein, ein halbes Jahr nach 
Schulbeginn, festzustellen, welche Lehrkräfte 
beschäftigt sind und was man diesen Lehr­
kräften bezahlen wird. Zweifellos werden hier 
immer wieder Abweichungen sein, aber in 
diesem Ausmaß, glaube ich, wäre es nicht 
möglich. Hier wird auch angeführt, ich möchte 
es nieht unerwähnt lassen: Infolge verspäte­
ter Meldung des Stadtschulrates für Wien 
Uberschreitung, weil die Genehmigung nicht 
mehr rechtzeitig eingeholt werden konnte. 

Eine Unzahl von solchen Feststellungen 
wäre hier zu treffen. Vielleicht eine noch, 
die die Konvikte betrifft. Hier eine Uber­
schreitung ohne gesetzliche Genehmigung, da 
vom Bundesminister für Finanzen der Antrag 
auf Genehmigung der Uberschreitung als nicht 
im Gesetz begründet abgelehnt worden ist. 
Aber nichtdestoweniger ein,e Uberschreitung. 

Ich darf wohl ohne Ubertreibung sagen, daß 
man hier von mangelnder Budgetvorsorge 
sprechen muß. 

Nun, das bleibt aber nicht allein beim 
Unterrichtsminister hängen, es trifft auch, aber 
doch im wesentlich geringeren Ausmaße, für 
andere Ministerien zu. So auch: Wissenschaft 
und Forschung, wo es auch wieder darum 
geht, daß wegen verspäteter Meldung eine 
gesetzliche Genehmigung nicht mehr recht­
zeitig eingeholt werden konnte. 

Nun, damit auch der Herr Bundesminister 
für Finanzen nicht ganz ungeschoren bleibt, 
auch noch etwas, was ich mir hier aufge­
stellt habe. So heißt es hier, daß nach An­
sieht - nach Meinung des Rechnungshofes 
müßte man hier sagen - des Rechnungs-
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hofes eine nachträgliche Bedeckungsänderung 
der haushaltsrechtlichen Grundlage entbehrt, 
denn nach Mitteilung des Bundesministeriums 
für Finanzen ist eine Bedeckung durch nicht­
gebundene Mehreinnahmen anderer Ansätze 
erfolgt. 

Hier taucht natürlich auch die Frage auf, 
ob dies zu Recht besteht oder nicht. Ich darf 
festhalten, daß fehlende Mehreinnahmen nach­
träglich, nach Ablauf des Finanzjahres, durch 
andere nichtgebundene Mehreinnahmen ab­
gedeckt wurden. Die Frage bleibt bestehen. 
Es fehlt doch hier die Rechtsgrundlage und 
bleibt somit rechtlich bedenklich. 

Weil ich vorhin schon das Unterrichtsmini­
sterium zitiert habe, möchte ich auch hieraus 
noch etwas nehmen, und zwar betrifft es die 
Sportförderung. So hat der Rechnungshof fest­
gestellt: "Minderausgaben" - bei der Sport­
förderung eingetreten - "mangels Vorliegen 
entsprechender Ansuchen". 

So wurden insgesamt von dem ohnehin 
schon sehr gering veranschlagten Betrag 7,9 
Prozent der Mittel eingespart. Auf meine 
Frage hat der Herr Unterrichtsminister ge­
sagt: Das ist wohl richtig, aber die freiwer­
denden Mittel wurden verwendet, um Schul­
bäder zu bauen. Ich frage mich nur, wenn man 
weiß, in welcher Situation Sportvereine oft 
stehen und dringend Mittel benötigen, wie es 
überhaupt dazu kommen kann, daß mangels 
von Vorliegen von Ansuchen Mittel über­
bleiben. Das wäre nach meiner Meinung Auf­
gabe auch des Ministeriums, hier entsprechend 
vorzusorgen beziehungsweise Abhilfe zu 
schaffen. 

Nicht entkräften kann das Unterrichtsmini­
sterium, wenn der Rechnungshof sagt: "Ein-
sparung ... für den Ausbau des Sportzentrums 
Südstadt ... infolge Verzögerung beim Bau-
beginn." 

Hier, glaube ich, ist der Vorwurf berechtigt, 
der hängenbleiben muß beim Unterrichtsmini­
sterium, denn wann erfolgt eine Verzögerung 
des Baubeginns? Doch meistens oder zu neun­
undneunzig Prozent nur dann, wenn fehlge­
plant wurde. 

Ein Kapitel in diesem Rechnungsabschluß, 
dem ich auch noch einige Sätze widmen 
möchte, betrifft die Bundesbahn, Herr Bundes­
minister. Ich möchte sagen, ich habe fast eine 
Liebe zur Bundesbahn, es kommt vielleicht 
daher, daß ich immer gerne Eisenbahn ge­
spielt habe. 

Aber der Rechnungshof stellt hier fest, daß 
Mehreinnahmen erzielt wurden beim Perso­
nenfernverkehr. Ich persönlich muß sagen, 
das ist der Punkt, der mich hier am meisten 
gewundert hat. Es sind Einnahmenrückgänge 

festzustellen beim Güterverkehr. Und ich habe 
auch hier von dieser Stelle aus schon gesagt, 
es müßte gerade hinsichtlich des Güterver­
kehrs bei unserer Bundesbahn mehr als bisher 
gemacht werden, um europareif zu bleiben 
oder überhaupt erst europareif zu werden. 
Die ersten Auswirkungen dürften darin zu 
sehen sein. 

Was mich aber wundert, wie ich vorhin 
sagte, sind die Mehreinnahmen beim Perso­
nenverkehr, zumal ich gerade in den letzten 
Tagen, vielleicht auch schon einige Wochen 
zurück, typische Fehlleistungen bei der Bun­
desbahn feststellen konnte. Der Kollege UI­
brich, der gerade nicht herinnen ist, wird zwar 
aufheulen, weil es doch das Personal weit­
gehend betrifft. 

Für die Kollegen, die aus dem Westen nach 
Wien anreisen, sind immer wieder festzustel­
len die unnötigen, ich glaube sicher unnötigen, 
Zugsverspätungen. 

Aus dem Zentralraum Oberösterreich -
wenn ich Wels als Zentralraum für Ober­
österreich bezeichnen darf - kommt man ja 
i!l der Früh nur nach Wien, wenn man den 
Orient-Express benützt, da der Wiener Walzer 
ja in Wels nicht stehenbleibt. Es ist ein 
Wunder, wenn dieser Orient-Express einmal 
pünktlich in Wien ankommt. 

Meistens redet man sich dann aus und sagt: 
Der kommt ja schon zum Teil aus Dänemark, 
zum Teil aus Oostende und trifft verspätet 
hier ein. Nun, das stimmt aber nicht, Herr 
Bundesminister. X-mal, vorgestern ist es mir 
wieder passiert: 

Man fährt mit dem Zug pünktlich bis 
St. pölten. Ich weiß nicht, warum ausgerechnet 
bis St. Pölten - aber bis dorthin und nicht 
weiter. Es wird ausgerufen: Ganz kurzer Auf­
enthalt. Der kurze Aufenthalt dauert dann 15, 
20 Minuten. Man stellt fest, es kommt ein 
Gegenzug. Nachdem der Gegenzug 10 Minuten 
vorbei ist, fährt man weiter, kommt bis in den 
Wienerwald, und nun hat es zufällig 3 mm 
geschneit. Im Wienerwald ist also der Schnee 
noch gelegen, und der Zug blieb auf offener 
Strecke stehen. Vermutlich wegen der Schnee­
last. 

Die Folge war, daß die Passagiere unruhig 
wurden, weil man doch hoffte, rechtzeitig in 
Wien zu sein. Der Zug stand 10 Minuten, 
15 Minuten. Endlich pendelte der Zug von 
Neulengbach entgegen, denn der hat ja Vor­
rang gegenüber dem Orient-Express, dann 
kam noch ein Lastzug, und nach 10 Minuten 
fuhr dann der Orient-Express weiter. 

Die Leute, die sich in dem Zug aufgehalten 
haben, doch hauptsächlich Geschäftsleute aus 
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Dipl.-Vw. Jossem 
Oberösterrreich, die bemüht waren, ihre Ter- Doch, Herr Bundesminister. Das ist einwand­
mine in Wien einzuhalten, waren mit Recht frei erwiesen. Kein Werturteil über die Be-
erbost und verbittert darüber. diensteten, aber das kommt vor. 

Ich möchte Ihnen auch nicht einen Aus- Ich meine also: Es gäbe hier gerade auf dem 
Sektor der Bundesbahn doch eine Menge zum spruch, der dort gefallen ist, vorenthalten, der 

vielleicht symptomatisch ist: Die leitenden 
Herren der Bundesbahn wissen ja gar nicht 

Nachholen und vor allem auch auf dem Sektor 
Personal und Tedmische Einrichtungen. 

einmal, daß der Zug drei Viertelstunden ver- Und noch ein Beispiel. Davon weiß man 
spätet in Wien eintrifft, denn der Minister wahrscheinlich nichts; Sie wissen auch nicht 
selbst jetet ja und die leitenden Beamten und die breite Offentlichkeit weiß es zum 
fahren mit dem Dienstwagen auf der Auto- Glück auch nicht, wie gefährdet man ist, wenn 
bahn, also sie merken davon nichts I (Abg. man "weg vom Auto" mit der Bundesbahn 
F I Ü h bau e r: Meinen Sie, daß ich mit fährt. 
Ski nach Wien fahre?) Nein, ich meine mit dem Ein Schrankenwärter, der eingeschult wird, 
Düsen-Jet. bedient den Schranken kaum acht Tage, 

Herr Bundesministerl Es soll keine Abwer- und an dem Schranken kommt auch in diesem 
tung sein, aber ich meine, das bleibt zweifellos 
in der Bevölkerung hängen. Nun kommt man 
dann nach Wien und wird hier von den Tax­
lern angeflogen, als könnte man selbst als 
Abgeordneter etwas dafür, daß der Zug zu 
spät kommt, denn die Kettenreaktion, die sich 
hier anschließt, ist auch wieder eine Fehl­
leistung am Westbahnhof Wien. 

Der Zug hat dreiviertel Stunde Verspätung, 
und es wird die Verspätung nicht angegeben. 
Die Folge davon: Es stehen 50, 80, 100 Taxi 
am Westbahnhof, lassen eine Fuhr nach der 
anderen aus, nur deswegen, damit sie ja für 
den Orient-Express parat sind. Und das wird 
nicht angezeigt. 

Sie sehen also damit, Herr Bundesminister, 
welche Folgerungen wirtschaftlicher Art sich 
daraus ergeben. Ich möchte gar nicht reden 
von den Terminverlusten, die die Wirtschafts­
treibenden haben. 

Aber in diesem Zusammenhang auch noch 
ein Beispiel. Es könnte ohne weiteres sein, 
auch davon wurde gesprochen, daß vielleicht 
der Wärter dieses Signals im Wienerwald 
eingeschlafen ist. Nun werden Sie den Kopf 
schütteln und werden sagen: Das gibt es bei 
uns bei der Bundesbahn nicht. 

Ich darf Ihnen ein Beispiel sagen, das im 
oberösterreichischen Raum passiert ist. Ich 
habe es in den Zeitungen nicht gelesen, außer 
in einem Lokalblatt, daß der Wiener Walzer 
auf der Fahrt in den Westen 20 Minuten auf 
der Westbahn auf freiem Gelände stehenge­
blieben ist. 

Der Zugsführer ging zum nächsten Tele­
phon, rief den nächsten Bahnhof an, was denn 
los sei, und man mußte sagen: Wir wissen von 
nichts. Nach langem Telephonieren über Pri­
vatleitungen unmittelbar zu dem Signalgast 
- wenn ich ihn so bezeichnen darf - konnte 
man diesen Wärter, den zuständigen Mann 
endlich erreichen, der hat geschlafen und war 
betrunken. (Abg. Fr Ü h bau e I verneint.) 

Falle zufällig der Orient-Express vorbei. Der 
Schrankenwärter wird von einem gegenüber­
stehenden PKW angehupt. Auf das hinauf 
kurbelt er den Schranken hoch, der PKW fährt 
los - Meter nur vor diesem durchbrausenden 
Orient-Express -, auf der anderen Seite ein 
Traktor, der zum Glück langsamer anspringt 
und dadurch auch nicht in den Zug hineinge­
fahren ist. Dann geht der Schranken wieder zu, 
und damit war die Affaire erledigt. Aber 
solche Dinge passieren x-fach, wenn nicht 
hundertfach. Und auch wieder eine Aus­
wirkung, die nicht sein sollte, nämlich daß 
dieser Schrankenwärter jetzt den Schranken 
einfach überhaupt nicht mehr aufmacht, son­
dern ihn eine halbe Stunde zuläßt, nur damit 
solche Dinge nicht mehr vorkommen. 

Das war meine Kritik zu Ihrem Kapitel und 
daher noch einmal gesagt: Verwunderlich, daß 
trotzdem mehr Leute auf dieser Bundesbahn 
fahren als bisher. 

Zu dem Schuldenausweis, den vorhin Dok­
tor Tull auch zitiert hat: Ich habe hier an Hand 
meiner Ziffern feststellen müssen, daß wohl 
die Finanzschulden geringer geworden sind, 
aber letztlich ist es eine Augenauswischerei, 
wenn dagegen die Verwaltungsschulden nicht 
nur gestiegen, sondern beträchtlich gestiegen 
sind. So sind die Verwaltungsschulden seit 
1953 von 1,4 Milliarden auf 10,8 Milliarden 
im Jahr 1968 gestiegen, aber von 1968 bis 
1971 auf 22,4 Milliarden Schilling. Das be­
deutet grob gerechnet, daß der Bund drei, vier, 
fünf Monate die Rechnungen einfach liegen­
läßt, nicht bezahlt und daher zu dieser großen 
Schuldausweisung gelangt. Ich finde, auch 
hier sollte man sich wohl klar sein bei einer 
künftigen Gesetzesänderung zu der Budget­
erstellung, bei einem neuen Bundesfinanz­
gesetz, wieweit man dem entgegenwirken 
kann und daß man eine längerfristige Planung 
nicht nur benötigt, sondern diese auch durch­
führt. Denn bei der schnellebigen Zeit wird 
die Planung über ein Jahr wahrscheinlich zu 
kurz sein. 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)104 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25. Jänner 1973 5853 

Dipl.-Vw. Jossem 
Ich darf aber trotz dieser Mängel sagen, daß 

wir Freiheitlichen dem RechnungsabsChluß zu­
stimmen werden, wenn ich auch mit Theo 
Lingen lieber sagen würde: Traurig, traurig, 
traurig! (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es wird immer wieder 
gesagt, daß das Budget das in Zahlen ge­
gossene Regierungsprogramm darstellt. So 
gesehen muß der Rechnungsabschluß eigent­
lim als das Spiegelbild betrarntet werden. 
Wenn wir den Remnungsabschluß 1971 an­
sehen, so sehen wir, daß dem in Zahlen ge­
gossenen ambitiösen Regierungsprogramm, 
dem Budget des Jahres 1971, trotz des guten 
Erbes, das zu diesem Zeitpunkt die jetzige 
Regierung übernehmen konnte, eine be arnt­
liche Ernüchterung folgt. Ich will das trotz 
der euphorischen Ankündigungen und 
Erklärungen, die hier der Abgeordnete Tull 
abgegeben hat, auch beweisen. 

Zunächst möchte ich auf eines eingehen, was 
der Herr Abgeordnete Tull hier in den Raum 
gestellt hat und was nirnt unwidersprochen 
bleiben soll. Es hat sehr lange schon in diesem 
Hause, bevor im diesem Hause angehört habe 
- das werden Sie wissen, Herr Abgeordneter 
Dr. Tull -, die Diskussion um ein neues, 
modernes Rechnungshofgesetz gegeben. Es ist 
dankenswert, daß der Rechnungshof nunmehr 
einen solchen Entwurf erarbeitet hat und daß 
dieser Entwurf nun im Parlament diskutiert 
werden soll, ja darüber hinaus von allen Sach­
verständigen des Haushaltsrechtes studiert 
werden soll, damit wir diesen Bestimmungen, 
die ja Verfassungsbestimmungen sind, wirk­
lich eine zeitgemäße Gestaltung geben 
können. 

Wenn in diesem Zusammenhang etwa das 
Recht des Präsidenten des Rechnungshofes, 
hier im Hause aurn Rede und Antwort zu 
stehen, angeführt ist und zur Diskussion ge­
stell t wurde - ich bekenne mich dazu, daß das 
vernünftig wäre -, so ist das ein Punkt von 
vielen, die in diesem Gesetzentwurf zur Dis­
kussion gestellt werden. 

Es ist nur natürlich, daß, wenn eine solche 
grundsätzlime Diskussion über eine generelle 
Neufassung der Verfassungsbestimmungen 
über den Rechnungshof beginnt, auch Fragen 
der Struktur, die Frage monokratisches oder 
Kollegialsystem zur Diskussion gestellt 
werden. Das ist in sehr sachlicher Form etwa 
in der Zeitschrift für öffentliches Haushalts­
wesen geschehen, wo Sie, Herr Dr. Tull, ein-

gehend nachlesen können, welche Argumente 
und welche Möglichkeiten für das eine und für 
das andere System sprechen. Man wird natür­
lich alle Möglichkeiten überlegen müssen, bis 
man sich hier einvernehmlich - es ist ja eine 
Verfassungsbestimmung - zu dem Weg be­
kennt, den man als den zielführenden und im 
Interesse dieses Hauses - der Rechnungshof 
ist ja Organ dieses Hauses - als richtig 
eramtet. 

Wenn hier nun derartige Uberlegungen an­
gestellt werden, dann, glaube ich, dienen sie 
der Sache, dienen sie einer nüchternen Uber­
legung nach allen Seiten, damit man zu einem 
guten Ergebnis kommt. Ich würde doch sehr 
meinen, daß es wenig Zeichen demokratischer 
Reife ist, wollte man die Diskussion von Haus 
aus auf ein bestimmtes Geleise beschränken 
oder jeder weiteren Diskussion anderer Mög­
lichkeiten von Haus aus irgendwelche persön­
lichen oder politischen Absichten unterstellen. 

Nun zur Ernümterung, die hier in diesem 
Rechnungsabschluß 1971 den kritischen Be­
trachter sehr bald befällt. Immerhin stellen 
wir fest, daß das Budget rund 10 Milliarden 
an Umschichtungen erfahren hat. Das heißt, 
daß etwa 10 Prozent des Budgets umgeschichtet 
wurden und daß allein von den Mehr­
einnahmen, die zu dieser Umschichtung heran­
gezogen wurden, 3 Milliarden Schilling aus 
erhöhten Steuereinnahmen stammen. Das· 
heißt, daß alle Osterreicher um diese 3 Mil­
liarden Schilling mehr zahlen mußten, obwohl 
bereits zu diesem Zeitpunkt der Steuerfaktor, 
der Progressionsfaktor, bekanntlich 2,2 be­
trägt, also bei einer Steigerung der Lohn­
summe etwa die Eingänge aus der Lohnsteuer 
um 22 Prozent steigen. 

Also selbst diese ohnedies bereits vorn 
Finanzminister berück.sirntigten Einnahmen­
steigerungen aus der Steuerprogression wur­
den noch um ganze 3 Milliarden Smilling 
übertroffen, mußten also von allen Steuer­
zahlern bezahlt werden und bestätigen nun im 
nachhinein die Richtigkeit der Forderung der 
Opposition, die Steuerprogression abzubauen 
und diese ungerechtfertigte Belastung der 
Arbeitnehmer, vor allem der Arbeitnehmer, 
aber auch der Selbständigen, zu senken. 

Wenn wir im einzelnen nun sehen, wie 
dieses Budget aufgebaut ist und wofür die 
Mehrausgaben verwendet wurden, so ergibt 
sich auch ein sehr interessantes Bild. Da 
berichtet etwa der Rechnungshof auf Seite XIX, 
daß für Personalausgaben um 11,5 Prozent 
mehr aufgewendet wurden, für Verwaltungs­
aufwand um 12 Prozent, aber für Anlagen 
nur um ganze 3,1 Prozent mehr. 
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DDr. König 
Dort, wo also die Investitionen stecken, im 

ordentlichen Budget, haben wir 3,1 Prozent 
mehr, für Förderungsmaßnahmen sogar 
11,5 Prozent weniger. Wir haben mehr Ver­
waltungsaufwand, wir haben mehr Personal, 
in dieser Hinsicht ist diese Regierung ja nicht 
gerade sparsam, aber wir haben kein Geld 
für Anlagen, wir haben kein Geld für 
Förderungsmaßnahmen, und das bezeichnen 
Sie, Herr Dr. Tull, als ein durchaus erfreu­
liches Bild dieser Regierungspolitikl 

Ich meine, daß man hier sehr vorsichtig sein 
sollte mit dem Lob, daß Sie so freizügig ver­
teilt haben. 

Ich komme damit zu einem anderen 
Kapitel, dessen sich der Herr Finanzminister 
in der Vergangenheit immer sehr gerühmt hat, 
nämlich zum konjunkturpolitischen Einsatz 
dieses Budgets, wie er, so sagten Sie hier, 
im Rechnungsabschluß seinen Niederschlag 
findet. Ein Mittel dieser Konjunkturpolitik 
waren immer die Budgetbindungen, und be­
kanntlich hat der Finanzminister ja die 
15prozentige Budgetbindung nur zur Hälfte 
aufgehoben; 71/2 Prozent sollten aus konjunk­
turpolitischen Gründen weiter gebunden sein. 

Auf unser wiederholtes Befragen haben wir 
erfahren, was das eigentlich dem Staat ge­
bracht hat. Wir erfuhren, daß das ganze 
500 Millionen an Einsparungen gebracht hat, 
die nicht verausgabt wurden, um konjunktur­
politisch zu dämpfen. Im gleichen Zeitpunkt 
sind die Anweisungsrückstände um über 
1 Milliarde Schilling gestiegen, was also be­
sagt, daß nicht um 500 Millionen weniger 
effektiv an Aufträgen vergeben wurden, son­
dern um 500 Millionen mehr, nur bezahlt ist 
es nicht worden. Wenn man das als Konjunk­
turbremse bezeichnet, so muß ich sagen, ist 
das eben schlicht nicht wahr. 

Und genauso sieht es mit der Schulden­
situation aus. Der Abgeordnete Josseck hat 
schon darauf hingewiesen, daß die Ver­
waltungsschulden enorm gestiegen sind. Sie 
rühmen sich immer, daß Sie die Finanz­
schulden niedrig halten. Ich habe schon gesagt: 
Sie sind Gefangener der eigenen Demagogie, 
die Sie in den Zeiten der OVP-Alleinregierung 
praktiziert haben, als Sie die damalige Regie­
rung der Schuldenmacherei verteufelt haben. 
Heute halten wir bei 47 Milliarden Finanz­
schulden, in Wahrheit aber halten wir bei 
73 Milliarden Staatsschulden, weil 26 Mil­
liarden mit der Bundesbahn an Verwaltungs­
schulden hinzukommen. Und wenn wir ganz 
ehrlich sind, dann müssen wir auch die 
Eventualverpflichtungen aus den Haftungen, 
die immerhin auch schon die stattliche Summe 
von 55 Milliarden erreicht haben, noch mitein-

beziehen. Denn etwa bei der Mitterberger 
Kupferbergbaugesellschaft oder bei der AUA, 
der eine halbe Milliarde Schilling nach­
gelassen wurde, schlagen ja diese Dinge zu 
Buche und gehen ja auch aus dem Rechnungs­
abschluß hervor. 

Herr Finanzministerl Sie als oppositioneller 
Abgeordneter beziehungsweise Ihre Fraktion 
haben Ihrem Vorgänger vorgeworfen, mit 
Schwindelziffern zu operieren, als das 
damalige Budget zur Debatte stand. Ich will 
solche Ausdrücke gar nicht verwenden, aber 
ich muß doch eines sagen: daß dieser Rech­
nungsabschluß ganz deutlich eine Reihe von 
Behauptungen widerlegt, die Sie in die Welt 
gesetzt haben und die halt einer sachlichen 
Prüfung nicht standhalten, wie im Rechnungs­
hofausschuß auch eindeutig festgestellt wurde. 

Etwa die Frage Gebarungsabgang. Der 
Abgeordnete TuU hat darauf hingewiesen, daß 
dieser um 2 Milliarden Schilling verringert 
wurde, und das steht auch hier drinnen. 
Gewiß wurde er formal um 2 Milliarden 
Schilling verringert. Aber gleichzeitig haben 
Sie die Verwaltungsschulden um 1,2 Mil­
liarden Schilling erhöht. Das heißt, es sind 
eben nicht 2 Milliarden, sondern eben nur 
800 Millionen; auch noch ganz ordentlich. Sie 
haben ja genügend übernommen an Konjunk­
tur, nur sagen sollte man, was es wirklich 
wiegt und was es hat, und nicht annehmen, 
daß man von der Opposition her nicht merken 
würde und die Bevölkerung ohnehin nicht 
daraufkommen wird, wie es sich eigentlich 
verhält. 

Und Sie haben gesagt, daß Sie das inlands­
wirksame Defizit nicht nur verringert haben, 
sondern daß Sie eine Bilanz-, eine Salden­
drehung vollzogen haben, einen Einnahmen­
überschuß von 1,8 Milliarden gegenüber einem 
veranschlagten Ausgabenüberschuß von 
2,7 Milliarden an inlandswirksamen Ausgaben 
erzielt haben. Aber auch hier, Herr Finanz­
minister, sind die 1,2 Milliarden zusätzliche 
Verwaltungsschulden nicht berücksichtigt, und 
diese sind inlandswirksam geworden im über­
wältigenden Ausmaß, das heißt, auch das ist 
eben nicht der großartige Erfolg, sondern 
bestenfalls ein sehr bescheidener Beitrag, den 
Sie hier erreichen konnten. 

Ganz besonders schlimm wird es, wenn man 
etwa davon spricht - und Sie haben das 
getan: vOr allem der Abgeordnete Tull hat 
das gesagt -, daß es erstmals gelungen ist, 
die Finanzschulden sogar absolut zu verrin­
gern, daß es in diesem Budget gelungen wäre, 
mehr zu tilgen an Schulden, als neu aufge­
nommen wurden. 
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DDr. König 

Herr Finanzminister! Auch das ist nur die 
halbe Wahrheit. Denn wenn Sie auch 8,3 Mil­
liarden getilgt haben und nur 8 Milliarden 
neu aufgenommen haben, so fehlen eben auch 
hier die 1,2 Milliarden Schilling Verwaltungs­
schulden, die Sie weiterhin als Schuldenpost 
hinzugefügt haben, sodaß Sie per saldo den 
Staat schuldenmäßig nicht entlastet, sondern 
selbstverständlich stärker belastet haben. 
Wenn Sie es nachlesen wollen, auf Seite XIX 
des Rechnungshofberichtes ist das ja dankens­
werterweise festgehalten. 

Wenn man also dieses Budget so betrachtet, 
dann wirkt es doch ernüchternd gegenüber den 
ambitiösen Vorstellungen, die sich im Budget 
und der Regierungserklärung für das Jahl 
1971 dargetan haben. 

Die Frau Staatssekretär für Familien-
angelegenheiten hat auch immer im Einver­
nehmen mit dem Herrn Bundeskanzler be­
hauptet, der Familienlastenausgleichsfonds 
hätte keine Uberschüsse. Im Rechnungs­
abschluß steht auf Seite 605 ganz eindeutig, 
daß im Jahre 1971 der Familienlastenfonds 
1 Milliarde Schilling an Uberschuß ausweist. 
Es ist schade und leider nicht zu ändern, daß 
wir den Rechnungsabschluß immer erst so spät 
behandeln können, weil es schon sehr inter­
essant wäre, Behauptungen der Regierung mit 
Hilfe der Beamten des Rechnungshofes durch 
das Parlament zeitgerecht auf ihren Wahr­
heitsgehalt kontrollieren zu lassen. 

Die Verschwendung findet sich auch in 
anderen Bereichen, und sie ist, auch wenn Sie 
das bestreiten, vielfach parteipolitisch moti-

Und wir stellen aus dem Rechnungs- viert. Ob es die Millionen für den Dietmar 
abschluß auch noch ein weiteres fest. Wir Schönherr sind oder die bescheidenen Beträge 
halten fest, daß bereits 1971 untrügliche An- für das "Neue Forum" des Herrn Doktor 
zeichen jener Verschwendung festzustellen Nenning, es geht auch in andere Bereiche, 
sind, durch die sich diese Regierung bis heute wo die Folgen noch viel schlimmer sein 
ausgezeichnet hat. Neue Sektionen wurden können, als daß die Millionen hinausgeworfen 
geschaffen, etwa im Bundeskanzleramt eine sind. 
Sektion für Entwicklungshilfe. Gelder stehen 
nur sehr beschränkt zur Verfügung, und der 
Herr Bundeskanzler, der einmal davon ge­
sprochen hat, in zehn Jahren ein Prozent des 
Bruttonationalproduktes zu erreichen, hat 
dann schon abgebremst und gesagt, wahr­
scheinlich hat er sich da auch geirrt, das wird 
also nicht zu erreidlen sein. Aber eine Sek­
tion, eine eigene Sektion wird geschaffen. 
Damit wird den Entwicklungsländern wunder­
bar geholfen sein. 

Im Sozialministerium wurde eine eigene 
Sektion für Arbeitsrecht geschaffen. Auch 
wieder Beamtenvermehrung, neue Dienst­
posten, aber konkrete Leistung erwächst aus 
dieser Aufblähung des Verwaltungsapparates 
sicher nicht. Der dafür eingesetzte Staats­
sekretär kann heute, nach immerhin drei Jah­
ren seiner Tätigkeit - und das zeigt sich 
auch schon hier im Rechnungshofbericht in 
Ansätzen -, nur festzustellen, daß er statt 
einzusparen alle jene Einsparungen an 
Beamten, die in der Regierung Klaus erzielt 
wurden, wieder wettgemacht hat und weit 
über 3000 neue Beamte das Heer der Beamten 
vermehren. Und das, obwohl ja gerade in den 
wichtigen Bereichen die Beamten fehlen, etwa 
800 Sicherheitswachebeamte, vornehmlich in 
Wien, wo man dann eben die Auswirkungen 
auf die Sicherheitsverhältnisse sieht. Aber Sie 
haben 3000 Beamte insgesamt mehr; etwa die 

Es wurde heute schon darauf hingewiesen 
und das findet sich im Rechnungs­

abschluß -, daß die SGAE, die Studiengesell­
schaft für Atomenergie, über Auftrag des For­
schungsministeriums einen dritten Geschäfts­
führer bekommen hat. Und die Frau Bundes-
minister Dr. Firnberg hat sich beeilt mit­
zuteilen, daß das doch keinerlei politische 
Motivierung hätte. 

Nun, ich will die Qualifikation des Betref­
fenden, worüber sich schon Dr. Mock geäußert 
hat, hier außer Ansatz lassen. Ich möchte mich 
einmal beschäftigen mit der Frage: Ja hat man 
denn überhaupt einen dritten Geschäftsführer 
gebraucht? Konnte man mit zwei Geschäfts­
führern nicht auskommen? 

Da ist es doch sehr inteIessant, daß im 
Jahre 1972 - das haben wir leider noch nicht 
im Abschluß drinnen - insgesamt 65 Mil­
lionen Schilling vom Finanzressort und 25 vom 
Wissenschaftsressort dieser Studiengesell­
schaft in Seibersdorf zur Verfügung standen. 
Also 90 Millionen Schilling. Und da hat die 
Frau Minister - sie hat ja ein eigenes Mini­
sterium dafür - nun im Rahmen ihrer For­
schungskonzeption eine 20prozentige Er­
höhung dieser Mittel als erforderlich bezeich­
net. Das hat die Bundesregierung bestätigt; 
sie - also auch der Finanzminister - hat sich 
damit identifiziert. 

fehlenden 102 Professoren, von denen im Be- Tatsache: Im Jahr 1973 haben wir nicht 
richt die Rede ist. Aber wir sprechen dafür mehr, sondern unter Berücksichtigung der 
von neuen Sektionen und einem neuen 15prozentigen Bindung sogar wesentlich 
Ministerium. weniger Mittel als im Jahr 1972. Es ist also die 
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Forschungskonzeption, wie man so schön sagt, 
für die Katz gewesen, sie hat in der prak­
tischen Politik der Regierung keinen Nieder­
schlag gefunden, ja noCh viel mehr: Man hat 
weniger Geld für die Forschung, man braucht 
aber einen dritten GesChäftsführer, dEr halt 
zufällig ein Sozialist ist, aber beileibe keiner­
lei parteipolitischen Motivierungen entspricht. 

Das ist es, was wir Ihnen vorwerfen: daß 
Sie hier behaupten, es gebe kein parteipoli­
tisches Motiv, und daß Sie neue Verwaltungs­
stellen schaffen, neue Beamte kreieren, dafür 
beziehungsweise für den Verwaltungsaufwand 
Geld ausgeben, aber für den eigentlichen Sach­
aufwand weniger zur Verfügung haben und 
dann Ihre eigenen schönen Konzepte in den 
Papierkorb werfen. 

Es hat sich überhaupt gezeigt, daß diese 
Regierung offenbar nicht nur den einzigen 
Irrtum begangen hat, zu dem sich der Herr 
Bundeskanzler bekannt hat, als er seinerzeit 
die Staatssekretäre kritisierte. Denn wir 
mußten feststellen, daß auch die Frage der 
Dienstwagen - "Taxi statt Dienstwagen", 
eine große Uberschrift in der ersten Zeit des 
Herrn Bundeskanzlers, eine seiner genialen 
Ideen - in diesem Rechnungsabschluß keinen 
Niederschlag gefunden hat. 

Wir haben festgestellt, daß diese Regierung, 
die siCh beeilt hat zu sagen, die Mittel, die 
die frühere Regierung Klaus für Offentlich­
keitsarbeit und Information im Sinne von 
Parteipropaganda eingesetzt habe, werde sie 
für Forschungszwecke verwenden, genau die 
gleichen Mittel wieder eingesetzt hat, Mil­
lionen und Millionen eingesetzt hat und 
natürliCh auch für Information und für Wer­
bung verwendet hat. Aber da ist das auf 
einmal nicht mehr Propaganda für die Regie­
rung, da ist es auf einmal notwendige und 
nützliche Information. Man hat sich offenbar 
also auch hier entweder zu etwas anderem 
bekannt, oder man ist eben nicht sehr konse­
quent. 

Der Herr Bundesminister für Unterricht hat, 
nachdem jahrelang Ihre Fraktion und Doktor 
Kreisky als Oppositionsführer behauptet 
hatten, die Bundestheater verursachen ein zu 
hohes Defizit, dieses müsse abgebaut werden, 
erklärt, er wolle dieses Defizit stabilisieren. 
MitniChten, meine Damen und Herren! Dieses 
Defizit der Bundestheater steigt und steigt und 
steigt viel höher als früher. Auch wieder 
offenbar ein Irrtum dieser Bundesregierung. 

Um nur noch ein besonderes Beispiel dafür 
zu zeigen, wie man sich offenbar laufend geirrt 
hat, möchte ich auf jenes Paradebeispiel 
kommen, das der jetzige Vizekanzler und 
Sozialminister Häuser im Wahlkampf immer 

wieder gebracht hat, als er die Verstaatlichung 
der pharmazeutischen Betriebe, im besonderen 
der Apotheken gefordert hat. Er hat gesagt: 
Bundesapotheken, Bundesbetriebe, solche Be­
triebe wirken preisstabilisierend. - Wie sehr 
sie preisstabilisierend wirken, geht aus 
diesem Rechnungsabschluß hervor, in dem 
nämlich steht, daß sich der Herr Justizminister 
endlich auf Grund der Vorhaltungen des Rech­
nungshofes dazu entschlossen hat, die bundes­
eigenen Gefängnisanstalten in Stein und 
Mittersteig nicht mehr von den bundeseigenen 
Apotheken beliefern zu lassen, weil sich 
herausgestellt hat, daß die um 15 Prozent 
teurer sind und dennoch defizitär gebaren. 

Das ist die Politik, die Sie der Offentlichkeit 
gegenüber vertreten haben. Es wäre an der 
Zeit, daß Sie so wie der Herr Bundeskanzler 
bei den Staatssekretären entweder ein­
bekennen, daß das falsch war, oder aber die 
Konsequenzen ziehen. Denn was muß man 
von einem Minister halten, der auch Vize­
kanzler ist, der so etwas in die Welt setzt 
und dann zur Kenntnis nehmen muß, daß sein 
eigener Ministerkollege ihm praktisch den 
Gegenbeweis liefert, ihn desavouiert, wobei 
das noch sehr verdienstvoll war, denn da 
erspart der Bund wenigstens 15 Prozent bei 
den Medikamenten. 

Es ist halt nicht damit getan, daß man im 
nachhinein sagt: Ich verstehe nichts vom 
Bundesheer, während man vorher die Demon­
tage veranlaßte, im nachhinein sagt: Ich ver­
stehe nichts von der Personalpolitik, aber vor­
her sagte: Bei einem Einkommen von mehr 
als 8000 S soll es im Bundesdienst keine 
Teuerungszulagen mehr geben, wie das am 
14. Jänner die "Kronen-Zeitung" von der 
Dürnsteiner Klausur unter Berufung auf 
Dr. Kreisky berichtet hat. 

Das ist auch so eine Erklärung, bei der wir 
nur hoffen können, daß sich der Herr Bundes­
kanzler geirrt hat. Er hatte allerdings da offen­
bar den Rechnungsabschluß nicht gelesen, 
sonst hätte er nämlich festgestellt, daß wir 
hier Unterbesetzungen haben, freie Stellen bei 
den Posten der qualifizierten Beamten in den 
Arbeitsinspektoraten und in den Lebensmittel­
untersuchungsanstalten. 

Als wir den Herrn Sozialminister fragten, 
was er da zu tun gedenke, zumal es sich doch 
dabei darum handle, daß die modernen Ge­
setze, die wir schaffen, administriert werden, 
daß hier auch eine Kontrolle erfolgen kann, 
hat er gesagt: Diese qualifizierten Leute be­
komme ich halt nicht um die Bundesgehälter; 
das sind Akademiker, sie bekommen im pri­
vaten Bereich mehr. Da können wir nidlts 
maChen, da müssen wir uns halt - ich zitiere 
wörtlich - "durchfretten" . 
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DDr. König 
Aber gleichzeitig zu sagen, daß man diese 

qualifizierten Beamten, von denen man schon 
viel zu wenige hat, die abwandern, jetzt auch 
noch schädigen will, indem man sie nivelliert, 
indem man ihnen sagt: Alle, die mehr als 
8000 S verdienen, können ruhig die Inflation 
in Kauf nehmen, sie sollen ruhig die Verluste 
tragen, sie werden nichts mehr bekommen, sie 
sollen abwandern, in die Privatwirtschaft 
gehen, das ist die Inkonsequenz, die wir Ihnen 
vorwerfen müssen. (Zustimmung bei der 
OVP.) Das ist die Ungerechtigkeit Ihrer Be­
hauptungen, die Sie aufstellen, und das ist, 
wie ich meine, auch gegenüber der öster­
reichischen Bevölkerung nicht sehr ehrlich. 

Uberhaupt stellen wir fest, daß Sie nicht 
immer konsequent waren. So sprechen Sie 
etwa davon, daß das Leben doch für alle gleich 
teuer ist und daher die Indexerhöhungen nicht 
für jedes Einkommen gegeben werden können 
- wobei ich sehr dahingestellt lassen möchte, 
ob nicht etwa die Preise teurer Autos - im 
Index ist ja bekanntlich nur der VW-Spar­
käfer enthalten - nicht sehr viel mehr ge­
stiegen sind als der Preis des Sparkäfers, der 
just als einziger im Index ist. 

Aber wenn ich die Uberschreitungen für die 
fortgeschrittenen Planungsarbeiten zum Inter­
nationalen Amtssitzzentrum der IAKW im 
Donaupark, die uns ja sehr oft beschäftigt 
hat, betradlte, dann stelle ich in den Ver­
trägen für die Herren Staber und Walter nicht 
fest, daß man dort nicht valorisiert. Dort hat 
man sogar noch die Baukosten valorisiert, und 
je stärker die Baukosten steigen, desto mehr 
Provisionen werden die Betreffenden be­
kommen. 

Das finden Sie gerecht, obwohl es hier um 
Hunderte Millionen Schilling geht, die die 
österreichischen Steuerzahler zahlen müssen. 
Hier valorisiert man, aber bei den Beamten 
will man sparen, da sagt man: Lieber mehr 
Beamte schlecht bezahlt und dann eben eine 
Unterbesetzung. Wir werden uns schon 
fretten. 

Das ist die Politik, die sich hier ergibt, Herr 
Dr. Tull, und dieses Bild als durchaus erfreu­
lich zu bezeichnen, blieb Ihnen vorbehalten. 
(Bei/all bei der OVP.) 

Aus diesem Rechnungsabschluß geht aber 
leider auch noch hervor, daß diese Regierung 
trotz der 1400 Experten eine Regierung der 
Konzeptlosigkeit ist. Ich will das auch be­
weisen; ich behaupte das nicht einfach, ohne 
den Beweis hiefür anzutreten. 

Sie können hier nachlesen, wie es etwa 
mit der Bundesbahn bestellt ist. Auch das hat 
Herr Abgeordneter Josseck kurz angezogen. 

Ich möchte es Ihnen an ein paar Ziffern 
illustrieren: Die Bundesbahn weist auf 
Seite 451 4 Milliarden Schilling an Ver­
waltungssdmlden aus. Das Defizit ist im 
ordentlichen Haushalt auf 2,4 Milliarden, im 
außerordentlichen auf 0,9, also auf über 3 Mil­
liarden Schilling, gestiegen. 

Allein im ordentlichen Haushalt haben wir 
eine Defizitüberschreitung gegenüber dem 
angenommenen im Ausmaß von 23 Prozent. 
Gibt es hier ein Sanierungskonzept? Gibt es 
hier Vorstellungen des Finanzministers? Es 
gibt nichts dergleichen. 

Wir haben hier Beiträge für die Kraftwerke. 
Der Herr Finanzminister hat mir in dankens­
werter Weise auf meine Frage, was er an 
weiteren Mitteln für die nächsten im Bau be­
findlichen Kraftwerke, soweit es sich um die 
Abgeltung nicht mit der Stromgewinnung ver­
bundener Aufwendungen handelt, zur Ver­
fügung stellen will, schon schriftlich geant­
wortet. 

Aber gibt es ein Energiekonzept? Die 
Stromkrise steht vor der Tür. Das erste Kern­
kraftwerk wurde von Ihnen verzögert, beim 
zweiten scheint es ebenso zu sein. Es gibt 
keinen Energieplan bis heute! Es gibt nichts 
dergleichen. Es gibt keine Fortführung dessen, 
was Minister Weiß begonnen hat: nichts der­
gleichen. 

Und die verstaatlichte Industrie, von der 
drinnen steht, daß man einige Millionen 
Schilling für Broschüren anläßlich der 25-Jahr­
Feier ausgegeben hat? Die ist heute noch dank 
der vernünftigen Wirtschaftspolitik der OVP 
gesund. Aber wenn Sie so weitertun, wie es 
sich jetzt abzeichnet, wird das auch nicht mehr 
lang der Fall sein, wenn Sie nämlich diese 
verstaatlichte Industrie, für die Sie doch immer 
einzutreten erklärt haben, jetzt auf einmal 
zugunsten der Interessen ausländischer Fir­
men benachteiligen. Ich weiß nicht, wie sehr 
diese Ihnen am Herzen liegen, aber ich muß 
feststellen, daß wider alle wirtschaftliche Ver­
nunft nunmehr Teile von österreichischen Be­
trieben veräußert werden sollen, die seit 
25 Jahren aktiv s\nd, die den Staat einen 
Gewinn bringen. Die sollen offenbar jetzt ver­
kauft werden - ich möchte das böse Wort 
"verschachert" nicht gebrauchen (Abg. 
S k r j te k: Sie nennen es aber doch!) -, und 
zwar an ein ausländisches Unternehmen 
schwedischer Herkunft. Ich kann es ruhig 
sagen: diese Teile sollen an die ASEA ver­
kauft werden, obwohl dazu keinerlei wirt­
schaftliche Notwendigkeit besteht und obwohl 
Sie genau wissen, Herr Finanzminister, daß 
die Belegschaft bei der Fraktionen des Be­
triebes sehr nachdrücklich dagegen protestiert 
hat. 
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Ich spreme von der EBG, von der Elektro­

baugesellschaft in Oberösterreich. Sie werden 
das wissen, Herr Dr. Tull. Das ist eine Gesell­
schaft, die stets aktiv gewesen ist, eine Gesell­
schaft, die ihren Umsatz im letzten Jahr enorm 
erhöht hat, eine Gesellschaft, die Deutsches 
Eigentum ist, wo es einen Auftrag gibt, zu 
verkaufen. (Abg. Dr. Tu 11: Denken Sie auch 
an die Zukunit!) 

I-Ierr Dr. Tull! Einen solmen Auftrag kann 
man bei einem florierenden Unternehmen, 
wenn man es tür richtig erachtet, auch ändern, 
Gesetze kann man ändern, und wenn man 
verkauft, dann gibt es genügend öster­
reichische Unternehmen! 

Es ist jetzt schon die OKA beteiligt, 
es ist die ELIN mit einem kleinen Teil betei­
ligt, und es sind andere beteiligt. 

Wissen Sie, was das bedeutet, wenn hier 
an das Ausland verkauft wird? Wissen Sie, 
wie hier ein gesunder Betrieb in seinen 
Exporten eigentlich ruiniert wird? Denn er 
exportiert nach Schweden und nam Deutsch­
land, wo die ASEA ihre Niederlassungen hat, 
was sofort gesperrt würde. 

Wissen Sie, wozu es weiter führen würde? 
Dazu, daß außer den zehn ASEA-Loks, die 
jetzt bestellt worden sind, noch weitere 90 
vermutlich bei der ASEA bestellt werden, 
sodaß die ELIN und die österreichischen Be­
triebe zusperren können, jedenfalls aber abge­
schlossen werden von einer österreichismen 
Entwicklung auf einem Gebiet, das die Weiter­
beschäftigung unserer qualifizierten For­
schungskräfte bedeutet. 

Das ist die Politik, die Sie für die Ver­
staatlichte anzubieten haben, angesichts einer 
immer schärferen internationalen Konjunktur? 
Das ist Europareife? Der Ausverkauf öster­
reichischer Betriebe, die aktiv sind, an das 
Ausland? 

Ich möchte nicht wissen, was geschehen 
wäre, wenn ein solches Ansinnen die 
Regierung Klaus gestellt hätte! (Zustimmung 
bei der OVP.) Das ist etwas, was in diesem 
Haus nicht deutlich genug gesagt werden 
kann. 

Ich möchte dem Herrn Finanzminister in 
aller Form sagen, daß wir einem solchen Ver­
kauf sicherlich nicht die Zustimmung geben 
werden. 

Ich möchte ihn dar an erinnern, daß er bei 
einer Betriebsversammlung draußen bei der 
EBG erklärt hat - er will sich jetzt offenbar 
nicht mehr gern erinnern, aber die Zeitungen 
haben es damals berichtet -, daß er eine 

solche Veräußerung nur einstimmig im Haupt­
ausschuß durchführen würde. - Ich glaube, 
damit kann er das Projekt als begraben be­
trachten. 

Was tun Sie heute konzeptiv auf dem 
Sektor der verstaatlichten Industrie? - Die 
ELIN in Weiz hat das Glück, daß sie den 
Generator für das Kernkraftwerk in Zwenten­
dorf liefern kann. 

Das ist eine interessante Entwicklung. Wir 
bauen mehr Kernkraftwerke. Der Verkehrs­
minister hat es schon angekündigt. Wir bauen 
vier weitere. Der Verkehrsminister oder der 
Finanzminister - von dem muß er ja das 
Geld bekommen - ist nicht in der Lage, dort 
eine Eisenbahnlinie so zu verstärken, daß wir 
in Osterreich bauen können und nicht alles 
nach Deutschland vergeben müssen! 

Sehen Sie: Das ist die Industrieförderung, 
das ist es, was wir brauchen, aber nicht eine 
Erklärung, es sei alles bestens, es sei alles 
wunderbar, und im Grunde genommen ge­
schieht nichts, was die Probleme der Zukunft 
bewältigen soll! 

Heute ist dieser Rechnungsabschluß 1971 
noch ein Warnsignal nur, ein Warnsignal, 
wohin wir kommen werden, wenn statt Ver­
antwortungs bewußtsein und wirtschaftlicher 
Vernunft nur die Opportunität des Augen­
blicks und die Popularitätshascherei regieren. 

Der Finanzminister ist in gewissem Sinne 
nur derjenige, der die Regierungspolitik des: 
Herrn Bundeskanzlers vollziehen muß, aber 
ich möchte heute aus diesem Anlaß dem Herrn 
Bundeskanzler in aller Verantwortung sagen, 
daß es sich an diesem Bericht zeigt, daß es 
leichter ist, die Druckfahnen wohlwollender 
Bücher zu korrigieren als im namhinein die 
Fehler, wie sie sich in den Ziffern einer ver­
fehlten Gefälligkeitspolitik niederschlagen! 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Hohes Hausl Im habe aus dem 
stenographischen Protokoll festgestellt, daß 
der Herr Abgeordnete Famleutner während 
der Rede des Herrn Abgeordneten Dr. Schranz 
diesem zugerufen hat: "Ein armer NarrI" Für 
diese Äußerung erteile ich dem Abgeordneten 
Fachleutner einen 0 r d nun g sr u f. (Abg. 
Ha h n: U1brich hat zwar auch etwas gesagt! 
Aber ist auch gut!) 

Als nächster zum Wort kommt Ing. Rudolf 
Heinz Fischer. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Heinz Fischer 
(OVP): Herr Präsident! Hohes Haus! Der vor­
liegende Bundesrechnungsabschluß und die 
damit verbundene Kontrolltätigkeit des Rech­
nungshofes ermöglicht es der Opposition, auf 
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Ing. Rudolf Heinz Fischer 
sachliches Zahlenmaterial gestützt, die Kon­
frontation mit den gesetzten Maßnahmen der 
Regierung für das Jahr 1971 zu vollziehen. 

Allein die 15stündige Ausschußtätigkeit be­
weist, wie umfangreich der Fragenkatalog 
war, wobei für eine erhebliche Anzahl von 
Fragen eine schriftliche Beantwortung mit den 
Herren Bundesministern vereinbart und von 
diesen auch zugesichert worden ist. Leider ist 
diese schriftliche Beantwortung nur teilweise 
erfolgt, sodaß ein großer Teil der zugesicher­
ten schriftlichen Fragenbeantwortung hier im 
Plenum nicht mehr behandelt werden kann. 
Es ist somit die Kontrolltätigkeit erheblich 
behindert und eingeengt, wenn dem Verlangen 
auf aufgeschlüsseltes Zahlen- und Daten­
material zum Beispiel vom Bautenminister 
nicht zeitgerecht entsprochen wird. 

Es müßte seitens der Ersteller des Parla­
mentsfahrplans doch darauf Bedacht genom­
men werden beziehungsweise müßte das Ein­
vernehmen mit den Ministern getroffen wer­
den, daß diese schriftliche Fragenbeantwor­
tung, die im Ausschuß vereinbart wurde, zeit­
gerecht erfolgt, mindestens 24 Stunden vor 
der Plenarsitzung, oder daß sonst dieser 
Tagesordnungspunkt auf die nächste Sitzung 
verschoben werden muß. 

Bei Behandlung des Kapitels Bauten, dem 
ich mich kurz widmen möchte, sind vor allem 
beim Autobahn- und Straßenbau enorme 
Anweisungsrückstände festzustellen, welche 
die Ersparnisse um ein Vielfaches übersteigen. 
Es ist jedem, der sich mit dieser Materie 
auseinandersetzt oder der über praktische 
fachliche Erfahrungen verfügt, klar, daß 
Anweisungsrückstärl:de in gewisser Höhe auf­
scheinen, die aber das Ausmaß von 10 Prozent 
oder von 15 Prozent im wesentlichen doch 
nicht übersteigen sollen. 

Ich erhielt auf meine Frage von Beamten 
des Rechnungshofes im Ausschuß eine Auf­
stellung über diese Anweisungsrückstände 
1971, die ja eine erhebliche Belastung für 
das Budget 1972 darstellen, aufgegliedert nach 
Bundesländern, und aus dieser regionalen 
Aufstellung geht hervor, daß zum Beispiel 
das Bundesland Wien auf dem Autobahn­
sektor mit 77 Millionen SChilling Anweisungs­
rückständen zu Buche steht; das bedeutet 
43 Prozent der vorgesehenen Landesausgaben. 
Ich glaube, das ist schon eine Höhe, die kaum 
zu verantworten ist. 

Insgesamt bedeuten diese Anweisungsrück­
stände für den Autobahnbau von 285 Mil­
lionen und für den Straßenbau von 233 Mil­
lionen - zusammen 518 Millionen - doch 
Summen, die zu bedenken sind und die das 
Budget belasten. 

Ich habe den Herrn Bautenminister auch 
gefragt, wie sich das Verhältnis der Einnah­
men der Bundesmineralölsteuer 1969, 1970 
und 1971 gegenüber den in Angriff zu neh­
menden Autobahnkilometern in diesem Zeit­
raum beläuft. Ich habe leider diese Beant­
wortung nicht erhalten, und es ist daher nicht 
möglich, diese Rückschlüsse zu ziehen. Man 
kann nur feststellen, daß die Ausgaben für 
die Autobahn im Jahre 1970 2,1 Milliarden 
betragen haben, im Jahre 1971 2,4 Milliarden. 
Bei Berücksichtigung der Inflationsrate ist das 
praktisch ein Rückschritt. Man hat aber fest­
gestellt, daß die Bundesmineralölsteuer in 
demselben Zeitraum erheblich gestiegen ist. 

Hinsichtlich des Bautenministeriums muß 
man feststellen, daß bei aller Würdigung der 
erarbeiteten Unterlagen des Ministeriums hin­
siChtlich des Dringlichkeitskataloges 1972 und 
der Berichte doch die Tatsache nicht zu ver­
kennen ist, daß erst 31 Prozent der Auto­
bahnbauten dem Verkehr zur Verfügung 
stehen und 1972 auf Grund dieser Anwei­
sungsrückstände nur 9,9 km Autobahn im Erd­
bau begonnen wurde. 

Dies müßte doch zu ernsthaften konkreten 
Dberlegungen führen, wie dieses einmalige 
Minimum von 10 km Autobahn-Erdbau in 
ganz Osterreich in Zukunft zu beheben ist. 
Man müßte, um das Ziel, den Autobahnbau 
bis zum Jahr 2000 fertigzustellen, jährlich mit 
50 Baukilometern beginnen, 50 Baukilometer 
dem Verkehr übergeben und an rund 
300 Streckenkilometer bauen. 

Wenn das Finanzministerium feststellt, daß 
die Einnahmen aus der Bundesmineralölsteuer 
1972 erheblich stiegen - 700 Millionen Schil­
ling - und daß nur an 10 km Autobahn zu 
bauen begonnen wurde, so ergibt sich die 
Frage: Wer gibt die Impulse für die zweck­
mäßige Verwendung dieser Steuer? 

Es ist auch festzustellen - entgegen der 
Auffassung des Herrn Bautenministers, der 
im Rechnungshofausschuß erklärte, das Bau­
gewerbe wäre auf dem Tiefbausektor voll aus­
gelastet -, daß es eine Reihe leistungs­
fähiger Mittelbetriebe gibt, die durch Bildung 
von Arbeitsgemeinschaften ohne weiteres in 
der Lage sind, auch am Autobahnbau teilzu­
nehmen. Voraussetzung ist aber das, was 
fehlt: ein konkret geplantes mittelfristiges 
Ausbauprogramm. 

Ich hatte diesbezüglich zwei Fragen an den 
Herrn Bautenminister gestellt. Die Beantwor­
tung dieser beiden Fragen ist er mir eigent­
lich schuldig geblieben. 

Nachdem sich diese Relation zwischen Bau­
beginn und fertiggestellten Autobahnkilo­
metern seit 1971 in ein ungünstiges Verhältnis 
verschiebt, wäre festzustellen, ob im Bauten-
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lng. Rudolf Heinz Pisdler 
ministerium Uberlegungen angestellt wurden, ! war. Er hatte das Schulentwiddungsprogramm 
daß mit Mitteln, die außerhalb des Budgets 1971/1980 verlautbart, und es stand audl das 
liegen, eine Vorfinanzierung und damit ein zweijährige Schulbauprogramm 1971/72 bereits 
zeitgereChter und beschleunigter Ausbau vor- fest. 
genommen werden kann. Hier kann man in dem Ansatz 64813, Erläu-

Ich habe auch den Herrn Minister gefragt, 
ob er selbst Uberlegungen angestellt hat, 
welChe Möglichkeiten der Vorfinanzierungen 
überhaupt in Erwägung gezogen und 
wie diese Mittel aufgebracht werden. Der 
Herr Minister sagte ledigliCh: Es bestehen 
GesellsChaften wie die Tauernautobahngesell­
schaft. Die Arlberg-Schnellstraßen-Gesellschaft 
ist ins Leben gerufen worden. - Aber ich 
glaube, man müßte hier doch Alternativen 
über die Vorfinanzierung im Bundesministe­
rium für Bauten und Technik ausgearbeitet 
vorliegen haben. 

Dies scheint nicht der Fall zu sein. Der 
Dringlidlkeitskatalog - die Prognosen von 
Professor Dorfwirth - stammt aus dem Jahr 
1968. Der Blutzoll auf den Straßen Osterreichs 
durch die Verkehrsunfälle hat aber nach Gut­
achten von Experten. bereits heute den Stand 
von 1980 erreicht. Es wäre höChst an der 
Zeit, nunmehr endlidl Alternativen für den 
besdlleunigten Ausbau der Autobahnen zu er­
arbeiten. Es wären nur die bestehenden Vor­
schläge der großen Kraftfahrorganisation, des 
OAMTC, und der Gesellschaft für Straßen­
wesen zu koordinieren. Weiter wären die Be­
teiligten, die Kraftfahrer, auch einmal einzu­
schalten.Sie wären sicher bereit, nach einem 
gerechten Aufteilungssdllüssel dazu beizutra­
gen, daß eine Vorfinanzierung, wie sie in den 
Nachbarstaaten üblich ist, auch bei uns in 
Dsterreidl erfolgt. 

Aber anscheinend beharrt die sozialistische 
Bundesregierung in einer Wartestellung und 
will ähnlich wie der Herr Finanzminister bei 
der Inflationsbekämpfung so lange zuwarten, 
bis das Verkehrschaos auf unseren Straßen 
vollständig ist, um dann mit überstürzten 
Maßnahmen plötzlich einzuschreiten. 

Ich glaube, die bestvorbereitete Bundes­
regierung, die es je gab - so hieß es 1970 -, 
müßte sich doCh - und die Sozialisten be­
kennen sidl dodl groß als Träger aller 
Planungsmaßnahmen - dazu bekennen, daß 
es zeitgemäße Planungen, die Netzplantechnik, 
gibt. Sie begnügen sich nur mit einem Dring­
lichkeitskatalog, setzen aber keine entschei­
denden und erfüll baren Planungsimpulse, die 
notwendig wären. 

Ich möchte noch ein Kapitel abschließend 
vornehmen. Das ist der Schulbausektor. Hin­
sichtlich des Budgets 1971 handelt es sich ja 
nodl um einen Zeitraum, in dem der Herr 
Klubobmann Gratz der Unterrichtsminister 

terungen zum BundesrechnungsabsChluß, fest­
stellen: Es wurden Bauvorhaben, die nur vor­
gemerkt waren, in Angriff genommen, Kredite 
um 15 Millionen Schilling überschritten. Ge­
plante Bauvorhaben wurden nicht begonnen, 
Einsparung 19 Millionen Schilling. Wegen 
raschen BaufortsChritts Mehrausgaben 111 Mil­
lionen Schilling. Wegen langsamen Baufort­
sChritts Minderausgaben 72 Millionen Schil­
ling. 

Es ist einzusehen, daß es auch hier Unter­
schiede gibt hinsichtlich des Baufortschrittes 
und -beginnes. Aber eine derartige Anzahl, 
wie sie in den Erläuterungen hier aufgeführt 
wurde, läßt doch auf eine Konzeptlosigkeit 
zum damaligen Zeitpunkt schließen. Es erhebt 
sich die Frage : Wer bestimmt eigentlich, was, 
wann und wo gebaut wird? - Der Unter­
richtsminister, der Bautenminister oder der 
Finanzminister? Man muß feststellen, wenn 
man das durchschaut, daß zumindest eine 
mangelhafte Vorplanung vorliegt, kein Priori­
tätenkatalog und eine schlechte Koordination 
zwischen diesen drei Ministerien. 

Nun wäre noch beim Sachaufwand hinsicht­
lich des Kapitels Unterricht festzustellen: In 
den Erläuterungen kann man feststellen, daß 
Mehrausgaben an Energiebezügen von 
5,230.000 S erfolgt sind. Da steht die Bemer­
kung dabei: infolge Bezahlung alter Redlnun­
gen. Man müßte zur Uberzeugung kommen: 
Es wurden alte Redlnuqgen beglidlen, und 
es geht nunmehr alles in Ordnung. 

Es muß aber einwandfrei festgestellt wer­
den - ich kann es an Hand von Zahlen­
material konkret beweisen -, daß seit Instal­
lierung der sozialistischen Regierung ab 1970 
die Rückstände betreffend die Bezahlung für 
Strom, Wasser, Zins und Müllabfuhr an die 
GebietskörpersChaften ganz erheblich zuge­
nommen haben. Bis 1970 waren diese Rück­
stände mit einem Zeitraum von ein bis zwei 
Monaten befristet. Nunmehr sind es mehr als 
neun Monate. Der Bund ist ständig und in 
zunehmendem Maß im Verzug hinsichtlich der 
Auszahlung von Reisekosten, Bildungszulagen 
und Zulagen für Schullandwochen und Schi­
kurse an Lehrer und Professoren. 

Es wurde im Dezember hier vorn Sprecher 
des Unterrichtsausschusses, Kollegen Harwa­
lik, festgestellt, daß dies allein in der Steier­
mark den Betrag von 4,5 Millionen Schilling 
ausmacht. Ich habe auch hier im Dezember 
im Plenum festgestellt, daß die Rückstände, 
die allein der Bund meiner Gemeinde schuldet, 
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100.000 S ausmachen, und habe mit Klage ge- Folge, daß die Reduktion für die reine Förde­
droht. Es ist keine Reaktion erfolgt, keine rung der Landwirtschaft noch bedeutend 
zusätzlime Zahlung. größer war, als aus den genannten Zahlen zu 

Hier trifft die Verantwortung den Finanz­
minister. Er mißt ansdleinend mit zweierlei 
Maß: Jeder Bürger, der bei der Steuerzahlung 
im Verzug ist, wird sofort gemäß Finanzstraf­
gesetz zur Verantwortung gezogen. Der Herr 
Unterrichtsminister konnte im Ausschuß nur 
die Antwort geben: Es ist bekannt, daß die 
finanziellen Verpflichtungen des Bundes nicht 
immer erfüllt werden können. 

Die Nichteinhaltung von Zahlungsverpflich­
tungen bedeutet jedoch den ersten SChritt zur 
Bankrotterklärung der sozialistisChen Bundes­
regierung. Es bleibt den Betroffenen - und 
ich werde es als Beispiel praktizieren - nur 
der Weg zum Gericht offen, um durch ein 
Verfahren, das in der österreimismen 
Gerichtsbarkeit nur einmal im Judikatenbum 
im Jahr 1930 vorgekommen ist, nunmehr im 
Jahre 1973 mit einer Klage gegen den Bund 
zu beweisen, daß sich auch eine sozialistisme 
Regierung den gesetzlichen Verpflichtungen 
nimt willkürlidl entziehen kann. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Hagspiel zu Wort. 

Abgeordneter Hagspiel (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Sehr geschätzte Damen 
und Herren! In diesem Jahresabschluß für 
1971 ist es besonders interessant, die Kapi­
tel 60: Landwirtschaft, und 62: Preisaus­
gleime, unter die Lupe zu nehmen. 

Die sozialistische Regierung hat sich in der 
Hoffnung, bei den Bauern neue Wähler­
sdlichten zu gewinnen, immer sehr bauern­
freundlich ausgegeben. Ihre Publikationen 
waren stets darauf ausgerimtet. Leider hat 
,diese Freundlichkeit, wie wir es immer schon 
von den OVP-Sprechern zu hören bekommen 
haben, weder im Budget 1971, noch viel 
weniger im Jahresabschluß 1971 ihren Nieder­
schlag gefunden. 

Ziehen wir die Kapitel 60: Landwirtschaft, 
und 62: Preisausgleiche, zusammen und ver­
gleichen wir sie mit den Jahren 1969 und 
1971, so sehen wir daraus, daß wir 1969 für 
beide Kapitel zusammen einen Betrag von 
4,7 Milliarden zur Verfügung hatten und 1971 
4,15 Milliarden Schilling. In Prozenten aus­
gedrückt entspridlt dies einer Steigerung von 
1,06 Prozent. So mager ist wohl kein Mini­
sterium betreut worden wie das der Land­
wirtschaft. 

erkennen ist. 

Wenn außerdem nom der Geldwert­
schwund beIÜcksimtigt wird, so steht einwand­
frei fest, daß seitens der soziaIistismen Regie­
rung kein Wirtschaftszweig und Berufsstand 
so schlecht behandelt beziehungsweise so ge­
schädigt worden ist wie die Landwirtschaft. 

Die Kreditbindungen wurden wohl kaum in 
einem Ministerium so treu und bieder durm­
gestanden wie im Landwirtschaftsministerium. 
Die meisten anderen Minister setzten sich 
mit Erfolg entsprechend ihrer Verantwortung 
dafür ein, daß die Kreditbindungen gelockert 
oder aufgehoben wurden. Sie scheuten hiebei 
nicht den Kampf mit dem Finanzminister. 
Andere Ressortchefs umgingen diese Bindun­
gen, indem sie Verpflichtungen übernahmen, 
die sie aber nicht bezahlten. Diese Vorgangs­
weise wirkte sich in einer Erhöhung der 
Anweisungsrückstände aus. Die Richtigkeit 
meiner Behauptungen finden Sie im Rech­
nungsabschluß 1911 bestätigt. 

So finden wir Einsparungen von 3,360.000 S 
zur Verbesserung der Produktionsgrundlagen; 
9,6 Millionen für das Investitionsförderungs­
programm j zur Verbesserung der Struktur und 
Betriebswirtsmaft 13,9 Millionen Schilling; in 
der Förderung des bäuerlichen Besitzstruktur­
fonds 96,14 Prozent, das sind 9,4 Millionen 
Schilling i im Forschungs- und Versumswesen 
1,3 Millionen; im Weinwirtschaftsfonds 
1,3 Millionen mit noch weiteren diversen Zu­
rückhaltungen. 

Unangenehm wirken sich diese Bindungen 
draußen in den Ländern aus. Für die Förde­
rungstätigkeit auf Grund des vom Bund er­
stellten Budgets werden diese Zahlen für den 
Finanzierungsplan herangezogen. Besonders 
unangenehm bekommt es aber letztlich der 
Bauer zu spüren, der nicht zu dem ihm ver­
sprochenen Geld kommt. 

Die Milchanlieferung an die Be- und Ver­
arbeitungsbetriebe lag im Jahre 1911 mit 
2,010.901 Tonnen um 1,1 Prozent unter der 
Anlieferung des Jahres 1910. Bei den Stützun­
gen zum Erzeugermilchpreis sehen wir eine 
Einsparung von 44,100.000 S wegen geringerer 
Milchanlieferung. Leider wurde dieser Uber­
schuß nicht dazu verwendet, das Defizit des 
Milchwirtschaftsfonds abzudecken. Es wurden 
nachträglich die Verarbeitungsbetriebe zur 
Aufbringung des Notopfers zur Kassa gebeten. 

Wenn wir objektiverweise noch die Er- Auf Grund von energischen Vorstellungen 
höhung des Personalaufwandes von 1969 auf der Präsidentenkonferenz, die sich auf die 
1971 in Betracht ziehen, die in dieser Zwi- Marktentwicklung stützten, wurde vom Bun­
schenzeit nicht unbeachtlich war, hat das zur desministerium für Land- und Forstwirtschaft 

406 
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Hagspiel 
mit Wirkung vom 1. Februar 1911 eine Sen­
kung des Absatzförderungsbeitrages um drei 
auf sieben Groschen und mit 1. August 1911 
neuerlich um zwei auf fünf Groschen vorge­
nommen. Daß der Absatzförderungsbeitrag zu 
UnrE~cht in dieser Höhe belassen wurde, zeigt 
sich jetzt im Jahresabschluß 1911. Der Uber­
schuß aus dem Absatzförderungsbeitrag von 
1,950.000 S wurde zur Abdeckung der Mehr­
ausgaben beim Qualitätszuschlag verwendet; 
somit zahlt sich der Bauer einen Teil der 
Qualitätszulage selbst. 

Die starken Steigerungen bei den Betriebs­
mittelkosten haben dazu geführt, daß um die 
Jahreswende 1910/11 die Forderung nach einer 
Verbesserung des Erzeugermilchpreises immer 
mehr und mehr in den Vordergrund rückte. 
Die starken Kostenbelastungen, die durch das 
Budget 1911, insbesondere bei Dieselöl und 
Handelsdünger, hervorgerufen wurden, haben 
die Situation noch verschärft. Nach langwieri­
gen, schleppenden Verhandlungen wurde nur 
einem Teil der durch ausführliche Kalkula­
tionen errechneten Forderung auf Erhöhung 
des Erzeugermilchpreises Rechnung getragen. 
In der langen Zeitspanne von Antragstellung 
bis zum Inkrafttreten wurde die Erhöhung 
bereits von der Teuerung aufgebraucht. 

Die große Abstufung in der Qualitäts­
bezahlung scheint mir besonders problema­
tisch. Als Ansporn zur Lieferung guter Ware 
ist sie gerechtfertigt. Die Abstufung soll aber 
nicht so groß sein, daß sie zu einer Existenz­
frage wird, denn zudem beinhaltet die Unter­
suchung zu viele unvermeidbare Fehler­
quellen. Zwischen Theorie und Praxis ist ein 
großer Unterschied. 

Im Bericht zur Lage der Landwirtschaft 1911 
wird veröffentlicht, daß das Betriebseinkom­
men im Jahr 1911 im Bundesmittel um rund 
10 Prozent auf 31.304 S pro Kopf gestiegen 
ist. Wenn wir diese errechnete Steigerung 
analysieren, wie dies auf Grund der Anfrage 
des Kollegen Koller vom Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft mit der Beantwor­
tung der Anfrage am 22. Jänner 1913 ge­
schehen ist, stellt sich heraus, daß in den 
9,1 Prozent Steigerung 3,7 Prozent auf die 
Verminderung der Zahl der Arbeitskräfte und 
2,1 Prozent auf die Erhöhung des Wohnungs­
mietwertes entfallen, sodaß, wenn wir diese 
zwei Faktoren in Abzug bringen, das Betriebs­
einkommen im Bundesmittel nur noch um 
3,3 Prozent gestiegen ist, ein Beweis, daß 
sich die Preisschere immer mehr zuungunsten 
der Landwirtschaft öffnet. 

Die Vorhaltungen der Regierung, die Bauern 
bekämen sowieso schon so viele Subven­
tionen, sie seien weiter Nutznießer des 
Sozialbudgets, der Schülerfreifahrten und der 
SdlUlbuchaktion, gehen an der Wirklichkeit 

vorbei. Soweit diese Aktionen positiv sind,. 
sind alle Bevölkerungsschichten Nutznießer 
davon. Wenn ich aber die Mängel aufzeige, 
so vor allem die, daß die Zuschußrente der 
Bauernpension noch immer nicht angeglichen 
ist. daß von den Schülerfreifahrten die von 
Verkehrsverbindungen abgelegenen Schüler 
nichts haben und daß bei dem Wegwerfschul­
buch wohl der Verlag für Jugend und Volk 
ein gutes Geschäft macht, aber Millionen 
Schilling Volksvermögen in der Mülltonne 
landen. 

Wollen wir eine gesicherte Ernährungs­
basis, ein gastliches Land und den Blutfluß 
vom Land in die Stadt erhalten. so ist in 
Zukunft einer wettbewerbsfähigen Landwirt­
schaft mehr Aufmerksamkeit zu schenken~ 

(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter ein Schlußwort? -
Dies ist nicht der Fall. Wir gelangen nunmehr 
zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die dem 
dem Ausschußbericht beigedruckten Gesetz­
entwurf samt Titel und Eingang ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte daher jene Frauen und Herren. die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung :ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ebenfalls ei n­
s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Die Abgeordneten Stohs und Genossen 
haben einen Entsdiließungsantrag eingebracht, 
der genügend unterstützt ist. Um ihn als un­
selbständigen Antrag zu der eben verhandel­
ten Vorlage gemäß § 51 des Geschäfts­
ordnungsgesetzes zur Abstimmung bringen zu 
können, müßte ein eindeutiger Zusammenhang 
mit dieser Vorlage gegeben sein. Verhand­
lungsgegenstand war aber ein Bundesrech­
nungsabschluß, also die tatsächliche Gebarung 
eines Finanzjahres, und nicht der Haushalts-· 
plan für ein Finanzjahr. Die Antragsteller 
selbst verwenden jedoch richtig den Ausdruck 
"budgetmäßige Vorkehrungen". Es könnte 
daher dieser Entschließungsantrag zu einem 
Bundesfinanzgesetz. einem Budgetüberschrei­
tungsgesetz oder einer ähnlichen Vorlage als 
unselbständiger Antrag eingebracht werden, 
nicht jedoch zu einem Bundesrechnungsab­
schluß. 

Ich kann daher eine Abstimmung dieses 
Antrages gemäß § 51 des Geschäftsordnungs­
gesetzes nicht vornehmen. dies umsomehr. als. 
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Präsident 
Protokoll über den Rücktritt Dänemarks 

vom Ubereinkommen zur Errichtung der Euro­
päischen Freihandelsassoziation, 

auch eine Uberprüfung der bisher im Zusam­
menhang mit Bundesrechnungsabschlüssen 
eingebrachten Entschließungsanträge keinerlei 
Präzedenzfall für eine solche Vorgangsweise 
ergab. 

Abänderung des Ubereinkommens zur Er­
richtung der Europäischen Freihandelsassozia­

Zur Geschäftsordnung der Herr Abgeordnete tion und 
Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP): Herr Präsi­
dent! Ich habe schon in den Vorgesprächen, 
die stattgefunden haben, zum Ausdruck ge­
bracht, daß ich diese enge Auslegung des § 51 
der Geschäftsordnung nicht ganz teile, weil 
im Gegensatz zum § 19, in dem ausdrücklich 
der inhaltliche Zusammenhang von Ausschuß­
anträgen festgehalten wird, der § 51 keinerlei 
derartige Aussage trifft. 

Ich möchte aber keinesfalls hier eine 
Geschäftsordnungsdebatte beginnen, sondern 
nur mein Bedauern darüber zum Ausdruck 
bringen, daß der österreichische Nationalrat, 
der bei anderen Gelegenheiten sehr wohl 
Wege gefunden hat, die Geschäftsordnungs­
bestimmungen entsprechend auszulegen, Aus­
sagen machen zu können, heute zu einer die 
ganze Welt bewegenden Frage keine Aussage 
machen kann. 

Abänderung des Ubereinkommens zur 
Schaffung einer Assoziierung zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels­
assoziation und der Republik Finnland. 

Berichterstatter zu allen drei Punkten ist der 
Herr Abgeordnete TeschI. 

Ich ersuche ihn um seine Berichte. 

Berichterstatter Teschi: Herr Präsident I 
Hohes Haus! Der Vertreter Dänemarks er­
klärte anläßlich der EFTA-Ministerratstagung 
am 4./5. November 1911, daß Dänemark zwar 
das EFTA-Ubereinkommen zu kündigen 
wünscht, die Kündigung aber erst nach der 
Volksabstimmung im Laufe des Jahres 1972 
notifiziert würde. 

Nach dem positiven Ausgang der Volks­
abstimmung in Dänemark wurde der Ständige 
Vertreter Osterreichs im EFTA-Rat vom Herrn 

Formal bitte ich diesen Entschließungs- Bundespräsidenten bevollmächtigt, dem Rück­
antrag nun als selbständigen Antrag anzuneh- tritt Dänemarks vom EFTA-Ubereinkommen 
men und seine Zuweisung an den Finanz- mit Ablauf des 31. Dezember 1972 trotz Nicht­
und Budgetausschuß vorzunehmen. Ich danke. einhaltung der Kündigungsfrist - unter Vor-

3. Punkt: Beridlt des Ausschusses für wirt­
schaftliche Integration über die Regierungs­
vorlage (557 der Beilagen): Protokoll über 
den Rücktritt Dänemarks vom Ubereinkom­
men zur Erridltung der EuropäisChen Frei-

handelsassoziation (614 der Benagen) 

4. Punkt: BeriCht des AussChusses für wirt­
schaftliChe Integration über die Regierungs­
vorlage (558 der Beilagen): Abänderung des 
Artikels 32 Absatz 5 des Ubereinkommens zur 
Errichtung der EuropäisChen Freihandelsasso-

ziation (615 der Beilagen) 

behalt der parlamentarischen Genehmigung­
zuzustimmen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
hat das gegenständliche Protokoll in seiner 
Sitzung vom 16. Jänner 1973 in Verhandlung 
gezogen und nach Ausführungen des Bericht­
erstatters sowie der Abgeordneten Dr. Lanner, 
Brandstätter, Dr. Ermacora, Brunner, Teschl, 
Heinz, Dkfm. Gorton und Dr. Stix sowie des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 
Dipl.-Ing. Dr. Weihs und des Bundesministers 
für Handel, Gewerbe und Industrie Dr. Stari­
bacher einstimmig beschlossen, dem National­
rat die Genehmigung des Protokolls zu emp­
fehlen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
hält im vorliegenden Fall die Erlassung eines 
Bundesgesetzes - im Sinne des Art. 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der geltenden 
Fassung - zur Erfüllung dieses Protokolls 
für entbehrlich. 

5. Punkt: Beridlt des Ausschusses für wirt­
smaftliche Integration über die Regierungs­
vorlage (559 der Beilagen): Abänderung des 
Artikels 6 Absatz 4 des Ubereinkommens zur 
Schaffung einer Assoziierung zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Freihan­
delsassoziation und der Republik Finnland 

(616 der Beilagen) Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
stellt somit den An t rag, der Nationalrat 

Präsident: Wir gelangen zu den Punkten 3 wolle dem Protokoll über den Rücktritt Däne­
bis einschließlich 5, über die die Debatte unter 
einem abgeführt wird. 

marks vom Ubereinkommen zur Errichtung 
der Europäischen Freihandelsassoziation (557 

Es sind dies die drei Berichte des Aus- der Beilagen) die verfassungsmäßige Geneh-
schusses für wirtschaftliche Integration: migung erteilen. 
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Tesdll 
Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich Die gegenständliche Abänderung des Uber-

ermächtigt, zu beantragen, daß General- und einkommens bedarf gemäß Artikel 50 Abs. 1 
Spezialdebatte unter einem abgeführt werden. Bundes-Verfassungsgesetz der Genehmigung 

des Nationalrates. 
Zweiter Bericht: 

In der Folge des Rücktrittes von Groß­
britannien und Dänemark vom EFT A-Uber­
einkommen mit Ablauf des Jahres 1912 wurde 
eine Änderung des Stimmenerfordernisses bei 
der Fassung von Mehrheitsbeschlüssen im 
EFTA-Rat als zweckmäßig angesehen. 

Ein Ratsbesdlluß betreffend die Änderung 
der gemäß Artikel 32 Abs. 5 des EFTA-Uber­
einkommens erforderlichen Stimmenanzahl für 
Mehrheitseschlüsse bedarf gemäß Artikel 50 
Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz der Geneh­
migung des Nationalrates. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
hat die gegenständliche Abänderung des Uber­
einkommens in seiner Sitzung vom 16. Jänner 
1913 in Verhandlung gezogen und nadl Aus­
führungen des Berich.terstatters sowie der Ab­
geordneten Dr. Lanner, Brandstätter, Doktor 
Ermacora, Brunner, Teschi, Heinz, Dkfm. Gor­
ton und Dr. Stix sowie des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Doktor 
Weihs und des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie Dr. Staribacher ein­
stimmig beschlossen, dem Nationalrat die 
Genehmigung dieser Abänderung des Uber­
einkommens zu empfehlen. 

Der AussdlUß für wirtschaftliche Integration 
hält im vorliegenden Fall die Erlassung eines 
Bundesgesetzes - im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 B-VG in der geltenden Fassung - zur 
Erfüllung dieser Abänderung des Ubereinkom­
mens für entbehrlich. 

Der AussdlUß für wirtschaftliche Integration 
stellt somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle der Abänderung des Artikels 32 Abs. 5 
des Ubereinkommens zur Errichtung der Euro­
päischen Freihandelsassoziation (558 der B~i­
lagen) die verfassungsmäßige Genehmigung 
erteilen. 

Namens des Ausschusses für wirtschaftliche 
Integration bin ich beauftragt, zu beantragen, 
falls Wortmeldungen vorliegen, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Dritter Bericht: 

Durch den Rücktritt Großbritanniens und 
Dänemarks vom EFTA-Ubereinkommen mit 
Ablauf des Jahres 1912 ergibt sich nicht nur 
in der EFT A selbst, sondern auCh in der 
FINEFTA eine Änderung des Stimmenerfor­
dernisses bei der Fassung von Mehrheitsbe­
.schlüssen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche \Integration 
hat die gegenständliChe Abänderung des Uber­
einkommens in seiner Sitzung vom 16. Jänner 
1913 in Verhandlung gezogen und einstimmig 
beschlossen, dem Nationalrat die Genehmi­
gung dieser Abänderung des Ubereinkommens 
zu empfehlen. 

Der AussChuß für wirtsdlaftliChe Integration 
hält im vorliegenden Fall die Erlassung eines 
Bundesgesetzes - im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in der gel­
tenden Fassung - zur Erfüllung dieser Ab­
änderung des Ubereinkommens für entbehr­
lich. 

Der AussChuß für wirtsdlaftliChe Integration 
stellt somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle der Abänderung des Artikels 6 Abs. 4 
des Ubereinkommens zur Sdli:lffung einer 
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Freihandelsassoziation und der 
Republik Finnland die verfassungsmäßige Ge­
nehmigung erteilen. 

Idl bin ferner im Namen des Ausschusses 
für wirtschaftliche Integration beauftragt, den 
Antrag zu stellen, falls Wortmeldungen vor­
liegen, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g, die ich 
für jede der drei Vorlagen getrennt vor­
nehmen werde. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
das Protokoll betreffend den Rüddritt Däne­
marks vom Ubereinkommen zur Erridltung der 
EuropäisChen Freihandelsassoziation. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
die Genehmigung erteilen, siCh von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Wir gelangen zur Abstimmung über die Ab­
änderung des Artikels 32 Abs. 5 des Uberein­
kommens zur Errichtung der Europäischen 
Freihandelsassoziation. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
die Genehmigung erteilen, sidl von den Sitzen 
zu erheben. - Ebenfalls ein s tim m i g 
an gen 0 m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die Abänderung des Artikels 6 Abs. 4 
des Ubereinkommens zur Sdlaffung einer 
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Freihandelsassoziation und 
der Republik Finnland. 
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Präsident 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

die Genehmigung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Ein s tim m i g an gen 0 m­
men. 

6. Punkt: Bericht des Ausschusses für wirt­
schaftliche Integration betreffend den Berirot 
der Bundesregierung (111-39 der Beilagen) über 
die österreichische Integrationspolitik (Stand: 

Ende April 19'12) (61'1 der Beilagen) 

'1. Punkt: Bericht des AussdlUsses für wirt­
schaftliche Integration betreffend den Berlmt 
der Bundesregierung (111-56 der Beilagen) über 
den Stand der Integrationsverhandlungen mit 
den Europäischen Gemeinschaften (Integra­
tionsberlcht; Stand Mitte Juli 19'12) (618 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 6 und 7, über die die Debatte unter 
einern abgeführt wird. 

Es sind dies die zwei Berichte des Aus­
schusses für wirtschaftliche Integration be­
treffend 

Integrationsbericht, Stand Ende April 1972, 
und 

Integrationsbericht, Stand Mitte Juli 1972. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Fleischmann. Ich er­
sudle um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Dr. Fleisdunann: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! In Erfüllung der Bestim­
mungen der Geschäftsordnung habe ich 
namens des Ausschusses für wirtschaftliche 

hat die Frage der Landwirtschaft eine ganz 
besondere Rolle gespielt. Man wird sich nun 
fragen: Warum das schon wieder? (Abg. Dok­
tor Tu 11: Immer wieder!) Ja leider, Herr 
Kollege Tull! In diesem Fall "leider", weil der 
Grund in einem Versäumnis dieser Bundes­
regierung liegt. Ich werde das gleich begrün­
den. 

Die Integration führt an sich weltweit zu 
einem Abbau der Schranken, allerdings mit 
der bedauerlichen Ausnahme, daß in der Frage 
der Landwirtschaft dies nicht der Fall ist. Dort 
stehen wir nämlich vor dem Umstand, daß 
wir im Zuge der Einbeziehung des englischen 
Marktes unseren traditionellen Absatzmarkt 
für Milchpulver verlieren werden. Ein Absatz­
markt in der Größe von etwa 10.000 Tonnen 
pro Jahr für ein Produkt, das für mehr als 
200.000 bäuerliche Betriebe in Osterreidl von 
Bedeutung ist und insbesondere in der Preis­
politik für die Bergbauern eine ganz beson­
dere Rolle spielt. 

Nun hat die Bundesregierung - und das 
wird die Antwort des Herrn Integrations­
ministers sein - am 22. Jänner 1973 eine 
Delegation nach London geschickt, um mit den 
Engländern zu verhandeln. 

Herr Integrationsminister! Sie wissen und 
kennen meinen Vorwurf schon aus dem Aus­
schuß für wirtschaftliche Integration. Ich muß 
ihn hier noch einmal vorbringen. Sie ver'­
handelten in London am 22. Jänner 1973, 
wobei Sie wußten, daß die neue Belastung am 
1. Februar 1973, also eine Woche später, in 
Kraft treten wird. 

Integration den Bericht über die Behandlung Nun hatten Sie ein gutes Argument - kh 
von zwei Berichten der Bundesregierung, die gebe es zu -: Sie meinten, zum Verhandeln 
schon reichlich antiquiert sind, zu erstatten. gehören zwei - das ist einleuchtend! -, und 
Es handelt sich um den Bericht über den Stand Sie als österreichischer Verhandlungspartner 
der österreichischen IntegrationspoHÜk Ende hätten sich bereits am 15. Dezember letzten 
April und Mitte Juli 1972. Jahres um einen Verhandlungstermin bemüht,. 

Da in der Zwischenzeit die Abkommen mit es war jedoch nicht möglich, mit den Englän­
dern früher als am 22. Jänner 1973 zusammen-den Europäischen Gemeinschaften bereits im 

Hohen Haus beschlossen wurden, darf ich auf 
die beiden schriftlichen Berichte verweisen 
und bitte, sie zur Kenntnis zu nehmen. 

Für den Fall von Wortmeldungen beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Sind Sie mit diesem Antrag ein­
verstanden? - Kein Einwand. Wir gehen so 
vor. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Lanner. 

Abgeordneter Dr. Lanner (OVP): Herr Prä­
sidentl Meine Damen und Herren I In der 
letzten Sitzung des Integrationsausschusses 

zukommen. 

, Mein Vorwurf wird hier ein sehr konkreter. 
Es war viel zu spät, sich im Dezember letzten 
Jahres um einen Termin zu bemühen, denn 
seit 22. Juli 1912, seit der Unterzeichnung in 
Brüssel, wissen wir alle - wir alle und auch 
Sie -, daß diese Schwierigkeit auf uns zu­
kommen wird. Sie wußten, daß es längst an 
der Zeit gewesen wäre, tätig zu werden. 

Wir als Oppositionspartei haben Sie immer 
wieder darauf aufmerksam gemacht, wir haben 
Sie gemahnt. Ich glaube, es war ein falscher 
Stolz, daß Sie auf diese unsere Warnung nicht 
eingingen. Denn jetzt stehen wir vor der 
Situation, daß wir nur nom eine Woche Zeit 
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Dr. Lanner 
haben, und Sie wissen ganz genau, daß leider, 
bedauerlicherweise in dieser einen Woche 
kein befriedigendes Ergebnis erzielt werden 
kann. 

Ich habe mit Verwunderung das Kommu­
nique der österreichischen Delegation gelesen, 
als sie aus London zurückkam, wo es lapidar 
heißt: "Die britische Delegation nahm die 
österreichischen Ausführungen zur Kenntnis 
und anerkannte die Notwendigkeit." 

Herr Bundesminister! Das wird den Leuten 
zuwenig sein. Sie wollen ihre Ware verkau­
fen und nicht deshalb eine Preiseinbuße hin­
nehmen, weil die Regierung hier säumig war, 
weil Sie nicht rechtzeitig Verhandlungen mit 
den Engländern eingeleitet haben. 

Schon vor einem Jahr wollte uns Landwirt­
schaftsminister Weihs in dieser Frage in fal­
schem Sinne beruhigen. 

Damals war er in Berlin bei der "Grünen 
Woche". Er ist offensichtlich auch heute wieder 
bei der "Grünen Woche". Ich kann verstehen, 
daß es angenehmer ist, bei der "Grünen 
Woche" in Berlin zu sein, als die Anliegen 
der Landwirtschaft im Parlament zu vertreten. 
Er wäre aber bei der Eröffnung durchaus ent­
behrlich gewesen. 

Die "Arbeiter-Zeitung" vom 30. Jänner 1972, 
also vor einem Jahr, hat damals geschrieben: 
"Weihs betonte, man habe eine weitere Zu­
sage über den Absatz österreichischer Milch­
erzeugnisse .. , 

Das war seine messianische Botschaft aus 
Berlin. Ich habe damals den Verdacht ge­
äußert, es handle sich um eine Seifenblase. 
Ihre Presse war in der Folge wütend über 
diese Äußerung. Ich muß heute zu meinem 
Bedauern feststellen, daß ich damals recht 
hatte. 

Seit einem Jahr kämpfen wir also um eine 
vernünftige Regelung und appellieren an Sie: 
Gehen Sie weg vom grünen Tisch in Wien, 
verhandeln Sie an Ort und Stelle, versuchen 
Sie, die Fürsprache in London zu errekhen, 
versuchen Sie ein gutes Ergebnis in Brüssel zu 
erzielen! 

Jetzt kam die Welle Nummer 2, die lautete: 
Ja, wir sind ja in Verhandlungen getreten 
- bitte, spät, aber doch -, aber jeder, der die 
EWG kennt, weiß doch, daß die EWG in 
ihrem System keine Ausnahme machen kann. 

Hier, Herr Integrationsminister, darf ich Sie 
an Neuseeland erinnern, Audl Neuseeland ist 
nidlt bei der EWG, audl Neuseeland hat enge 
Handelsverbindungen mit England so wie 
Osterreich, nur mit einem anderen Volumen. 
Neuseelandhat es wohl verstanden, hier 

rechtzeitig Vorsorge zu treffen. Sie wissen, 
daß die NeuseeläDder eine Ubergangsregelung 
gefunden haben, die es ihnen ermöglicht, pro 
Jahr, selbst im Jahre 1977 noch, 138.000 Tonnen 
Butter und 15.000 Tonnen Käse zu begünstigten 
Bedingungen auf dem englischen· Markt ab­
zusetzen. Ich meine also - und das Faktum 
beweist es -, daß es bei konsequenter Ver­
handlungsführung, wenn man sich rechtzeitig 
bemüht, durchaus möglich ist, ein vernünftiges 
Ergebnis zu erzielen. 

Im Integrationsausschuß hat eine Frage 
eine Rolle gespielt, bei der man den Zusam­
menhang zunächst nicht unmittelbar erkennen 
kann, nämlich die Frage des Whiskyimportes 
von England nach Osterreich. Man wird sich 
fragen: Wo ist denn eigentlich der logische 
Zusammenhang zwischen Whisky und 
Trockenmilch? - Mir scheint hier ein handels­
politisch - ich betone: nicht von der Seite des 
Genusses her - geradezu zwingender Zusam­
menhang vorzuliegen. 

Wie ist die Situation? Die Situation ist die, 
daß wir auf Grund der Uberleitungsverhand­
lungen EFTA-EWG mit England berechtigt 
wären - und das haben Sie, Herr Integra­
tionsminister, im Ausschuß auch bestätigt -, 
bei Whisky-Bezügen aus England einen Zoll 
einzuheben. Ich meinte nun im Ausschuß, man 
sollte das vorübergehend tun. Nicht auf Dauer, 
nicht gegen die Whisky trinker. Aber, Herr 
Handelsminister, im Handelsgeschäft versteht 
man nur die Handelssprache, und diese Han­
delssprache heißt: Geschäft und Gegengeschäft. 
Wenn Sie dabei noch Ihren persönlichen 
Charme spielen lassen, wird das ganze sicher­
lich gefördert werden. Aber wenn Sie nur mit 
Charme verhandeln, Herr Minister, dann 
stehen wir vor der Situation, in der wir heute 
sind, daß nämlich das Tor voraussichtlich 
- Sie werden bestätigend sagen müssen: mit 
Sicherheit - am 1. Februar 1973 zu einem 
wichtigen traditionellen österreichischen Ab­
satzmarkt für 8 bis 10 Prozent unserer ge­
samten Milchmarktleistung geschlossen sein 
wird, und irgend jemand wird der Leidtra­
gende dieses Versäumnisses sein. 

Ich meinte also, Herr Minister, machen wir 
doch ein Handelsgeschäft. Verfügen wir vor­
übergehend die Erhöhung des Whiskyzolles, 
was wir rechtlich ohne weiteres machen kön­
nen, bis die Engländer die Handelssprache 
besser verstehen und uns in der traditionellen 
Lieferung von Trockenmilch wie den Neusee­
ländern in einer längeren Ubergangszeit zu­
nächst entgegenkommen. 

Was gaben Sie als Antwort? Sie meinten: 
solange konstruktive Verhandlungen geführt 
werden, werden Sie von dieser Möglichkeit 
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Dr. Lanner 
nicht Gebrauch machen. Das scheint mir zu 
einfach zu sein. 

Ich fragte daraufhin den Herrn Landwirt­
schaftsminister: Wie ist es nun, Herr Minister 
Weihs: Wenn der Herr Minister Staribacher 
zwar konstruktive Verhandlungen über Mo­
nate führt - was wird aber ab 1. Februar sein? 
Dann - sagte der Minister Weihs - wird 
leider der Export, der österreichische Absatz 
zum Erliegen kommen. 

Ich sage also noch einmal: Sie sollten sich 
überlegen, ob wir im internationalen Geschäft 
nicht m ehr von der Handelssprache Gebrauch 
machen und Geschäft mit Gegengeschäft ver­
binden sollten. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribadler: Hohes Haus! Es hat 
zwar der Herr Abgeordnete Lanner gesagt, 
er wird jetzt das Versäumnis der Bundes­
regierung begründen. Die Begründung ist lei­
der ausgeblieben. Denn, Herr Abgeordneter 
Lanner, Sie wissen natürlich ganz genau, daß 
wir nicht erst am 15. 12. um einen Termin 
nachgesucht haben, sondern daß wir uns natür­
lich unmittelbar nach Abschluß sofort bemüht 
haben, das Trockenmilchproblem zur Sprache 
zu bringen. Aber, wie Sie selbst gesagt haben, 
zum Verhandeln gehören zwei, und England 
war eben leider nicht bereit, zu einem früheren 
Zeitpunkt die Verhandlungen aufzunehmen. 
Das wissen Sie ganz genau. Daher ist also 
Ihre Behauptung, das Versäumnis der Bundes-

Die Schweizer zeigen uns da wiederholt, regierung käme da zum Durchbruch, glatt 
wie man das macht. Die Neuseeländer haben widerlegt. Wir haben es einige Male über 
es uns vorexerziert. Es liegt geradezu auf unseren diplomatischen Dienst, über die Bot-
der Hand, es liegt auf dem Tablett. Sie müssen schaften bei den Regierungen versucht· - es 
nur, und Sie könnten es jederzeit tun, vor- ist uns nur nicht geglückt -, ein Verhand­
übergehend - ich sage: vorübergehend - lungsergebnis, das heißt einen Verhandlungs­
davon Gebrauch machen. Sie sollten vorüber- termin, zustande zu bringen. (Abg. DI. La n-
gehend einen Zoll für Whiskylieferungen ne r: Sechs Monate!) Ja, sechs Monate hat es 
nach Osterreich einheben und nach erfolg-
reichem Abschluß der Milchpulververhand- gedauert. 
lungen diesen Zoll sistieren. Nur so nebenbei bemerkt - ich habe es 

Ihnen im Ausschuß ja auch gesagt -: Es hat 
Soweit also die "Whisky-Story" und der ja auch die Landwirtschaftskammer sich be-

Zusammenhang Whisky mit Trockenmilch. müht, sie hat genau dasselbe erreicht wie 

Ich darf, zusammenfassend, zum Schluß wir - leider nichts. 
kommen. Artikel 15 des Abkommens zwi- Das ist kein Vorwurf gegenüber der Land­
schen Osterreich und der EWG gibt uns die wirtschaftskammer, denn letzten Endes das 
Möglichkeit, dann mit den Partnern der Wirt- Bemühen allein war schon sehr notwendig und 
schaftsgemeinschaft zu verhandeln, wenn sehr gut. Nur war es eben nicht möglich, weil 
Schwierigkeiten auftreten. Nützen Sie also der zweite, der Verhandlungspartner jetzt 
diese Möglichkeit - aber nützen Sie sie mit nicht bereit war. 
mehr Konsequenzl Was nun die Frage betrifft, ich solle keinen 

Ein zweites. Diese Verhandlungsmethode, falschen Stolz haben und Vorschläge der 
dieser Verhandlungsstil, den Sie uns in dieser Opposition annehmen: Sie wissen, daß ich 
speziellen Sache vorexerziert haben, sollte uns das sehr wohl tue. Ich habe zwar bis jetzt 
allen insofern eine Lehre sein, als Sie nicht, noch keine konkreten Vorschläge von der 
wenn Ihnen die Opposition eine Idee gibt, Opposition erhalten, aber soweit ich Vor­
die gut ist, sagen: Ich warte; ich warte, weil das schläge von seiten der Landwirtschaftskammer 
die Opposition gesagt hat. Die Lehre müßte bekam, habe ich sie immer weitestgehend 
beim nächsten Mal sein, daß Sie schneller, daß berücksichtigt, soweit es irgendwie möglich 
Sie rascher handeln. Ich sage noch einmal: war. 
Seit dem 22. Juli 1912 wissen wir alle und Sie, Gerade in der Whisky- und in der Trocken­
welche Situation am 1. Februar 1973 auf uns milchpulverfrage - das wissen Sie ganz 
zukommen wird, und Sie haben sechs Monate genau -'- wurde dies sehr, sehr genau an Ort 
nutzlos verstreichen lassen. und Stelle überprüft und wirklich versucht, 

Ein drittes und letztes: Wenden Sie, um aus eine gemeinsame Lösung zu finden. 
dieser Situation noch zu retten, was zu retten Worum es dabei geht, ist sehr einfach. Wir 
ist, die internationale Handelssprache an: Ge- können den Engländern, von denen wir unge­
schäft gegen Gegengeschäft, und verhandeln fähr um 33 Millionen Schilling Whisky vom 
Sie mit mehr Konsequenz in dieser Frage in 1. bis 11. 1912 importiert haben, unseren 
Brüssell (Beifall bei der OVP.) EFTA-Anteil an Trockenmilch von 115 Mil-

lionen und natürlich den an Papier und Pappe 
Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr von 750 Millionen gegenüberstellen. Wir 

Bundesminister Dr. Staribacher. müssen auch für diese Probleme eine Lösung 
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Bundesminister Dr. Starlbamer 
mit Großbritannien finden, weil wir bekannt­
liCherweise bezügliCh der Null-Zoll-Kontin­
gente und deren AufstoCkung auch im Jahre 
1973 mit England verhandeln müssen. 

Bitte seien Sie mir niCht böse: TrockenmilCh 
und Papier und Pappe muß iCh als Einheit 
betraChten und kann also niCht hergehen und 
einfaCh sagen: Whisky ist ein Problem, das 
ich gegen Trockenmilch tausche. Das war niCht 

Ihnen, glaube ich, im IntegrationsaussChuß. 
eindeutig beweisen konnte, es ist bis jetzt 
nicht möglich gewesen. Sie selbst kennen die 
Ergebnisse, die siCh aus den Verhandlungen in 
London ergeben haben. Sie sind ja bestens 
informiert, und wir können nur hoffen, daß es 
jetzt gelingen wird, in Brüssel endgültig eine 
positive Lösung zu erzielen. (Beifall bei der 
SPO.) 

mögliCh. Präsident: Es liegt keine Wortmeldung mehr 

Deshalb sind wir auCh wieder in der inter- vor. Die Debatte ist gesChlossen. 
Wird ein SChlußwort gewünsCht? - Das ist 

ministeriellen Besprechung einstimmig zur 
Uberzeugung gekommen, daß es sehr wohl 
notwendig ist, konstruktive Verhandlungen zu 
verlangen. Solange konstruktive Verhandlun­
gen von seiten der Engländer und der EG 
angeboten werden, ist es niCht, wie Sie glau­
ben, zweckmäßig, mit einer Whiskyzollerhö­
hung zu antworten, weil dazu - nach unserer 
Meinung - ein einstimmiger Beschluß not­
wendig ist. Die LandwirtsChaftskammer hat 
Uns nachher einen Brief geschrieben, in dem 
sie gemeint hat, sie teile nicht ganz diese 
Meinung. Ich habe gestern aber mit Herrn 
Präsidenten Lehner sehr eingehend über dieses 
Problem gesprochen, und er hat gesagt, er 
glaube jetzt auf Grund der Erfahrungen, die 
er in Aussprachen gemaCht hat, daß das sehr 
wohl der einzige Weg war, nämlich jetzt 
konstruktiv mit den Engländern Verhandlun­
gen zu beginnen. Das ist also geschehen und 
wird weiter fortgesetzt. 

Wenn Sie dann meinen, wir sollen uns, 
sagen wir, flexibler verhalten, da weiß man 
nicht, was man tun soll. Der Landwirtschafts­
minister Weihs fährt naCh Berlin zur Grünen 
WoChe, weil er glaubt, und auCh ich bin dieser 
Meinung, daß er dort sehr viele Landwirt­
schaftsminister trifft, um mit ihnen über dieses 
Problem zu spreChen. Jetzt sind Sie dagegen 
und meinen, er sollte hier auf der Regierungs­
bank sitzen. (Abg. Dr. La n n er: Br bringt 
nur Falschmeldungen!) Er bringt keine FalsCh­
meldungen, er kann nur das bringen, was er 
dort erreicht. Daß also auCh andere Landwirt­
schaftsminister zur Grünen Woche gefahren 
sind, auch nicht, um dort das Vergnügen allein 
zu haben, ist schon daraus zu entnehmen, daß 
auch der Herr LandwirtsChaftsminister Schlein­
zer bekanntlich zur Grünen Worne ge­
fahren ist und auCh die anderen Landwirt­
sChaftsminister. Ich habe niChts dagegen, bitte 
sChön, der Herr Dr. Lanner hat gemeint, es 
wäre zweckmäßig, wenn der Herr Landwirt­
sChaftsminister nicht gefahren wäre. Ich glaube 
also daher, daß die Bundesregierung alles ge­
macht hat, um das Problem TrockenmilCh, dem 
er sein ganzes Augenmerk zuwendet, zu einer 
positiven Lösung zu bringen, aber, wie Sie 
ganz riChtig selbst gesagt haben und wie iCh 

niCht der Fall. 
Wir kommen zur A b s tim m u n g, die iCh 

über jeden der beiden Punkte getrennt vor­
nehme. 

Wir kommen vorerst zur Abstimmung. 
über den Bericht der Bundesregierung be­
treffend die Integrationspolitik (Stand: Ende 
April 1972). 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Beridlt zur Kenntnis nehmen, siCh von den 
Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g a n g e­
nommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den BeriCht der Bundesregierung be­
treffend den Stand der Integrations­
verhandlungen mit den Europäischen Gemein­
schaften (IntegrationsberiChtj Stand Mitte 
Juli 1972). 

AuCh hier bitte iCh jene Damen und Herren,. 
die diesen Beridlt zur Kenntnis nehmen, sidt 
von den Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g 
a n gen 0 m m e n. 

8. Punkt: Beridlt des Verfassungsaussdlusses' 
über die Regierungsvorlage (436 der Bei­
lagen): Bundesverfassungsgesetz über die 
Änderung der Landesgrenze zwisdlen dem 
Land Oberösterreich und dem Land Steiermark 
im Bereich des Laussabacbes (610 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gelangen zum Punkt 8 der 
Tagesordnung: BeriCht des Verfassungs­
aussChusses über die Regierungsvorlage-
436 der Beilagen: Änderung der Landesgrenze 
zwismen dem Land OberösterreiCh und dem 
Land Steiermark im Bereich des Laussabaches 
(610 der Beilagen). 

BeriChterstatter ist an Stelle des Herrn 
Abgeordneten Thalhammer der Obmann des. 
Ausschusses, Abgeordneter Robert Weisz. Ich 
bitte ihn, zum Gegenstand zu berimten. 

Berichterstatter Robert Weisz: ICh habe im 
Namen des Verfassungsaussdlusses über die 
Regierungsvorlage (436 der Beilagen): Bundes­
verfassungsgesetz über die Änderung der 
Landesgrenze zwisChen dem Land Oberöster­
reim und dem Land Steiermark im Bereich 
des Laussabaches, zu berichten. 
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Roberl Welsz 
Die dem AussdlUß zur Vor beratung vorge­

legene Regierungsvorlage sieht eine 
Änderung der Landesgrenze zwischen dem 
Land Oberösterreich und dem Land Steiermark 
im Bereich der oberösterreichischen" Gemeinde 
Weyer-Land im politischen Bezirk Steyr-Land 
und der steiermärkisdlen Gemeinde Weißen­
bach an der Enns im politischen Bezirk Liezen 
vor. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 15. Jänner 
1973 in Verhandlung gezogen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Annahme 
des Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(436 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Im Falle daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir kommen nunmehr zur A b-
s ti mm ung. 

Da es sich um ein Bundesverfassungsgesetz 
handelt, stelle ich zunächst im Sinne des § 61 
Abs. 2 der Geschäftsordnung die Anwesen­
heit der verfassungsmäßig vorgesehenen 
Anzahl der Mitglieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen bei der erforderlidlen Zwei­
drittelmehrheit. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben 1 - Das ist nidlt der 
Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
bei Zweidrittelmehrheit. Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung an g e­
nommen. 

9. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (458 der Bei­
lagen): Vertrag zwischen der Republik Oster­
reich und der Bundesrepublik Deutschland 
über die gemeinsame Staatsgrenze (611 der 

Beilagen) 

10. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (459 der Bei­
lagen): Bundesverfassungsgesetz über nasse 
Grenzen zwischen der Republik Usterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland und über die 
österreichische Delegation in der ständigen 
gemischten Grenzkommission (612 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gelangen zu den Punkten 9 
und 10, über die die Debatte unter einem 
abgeführt wird. Es sind dies die beiden 
Berichte des Verfassungsausschusses über 

die Regierungsvorlage (458 der Beilagen) = 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über die ge­
meinsame Staatsgrenze (611 der Beilagen) und 

die Regierungsvorlage (459 der Beilagen): 
Bundesverfassungsgesetz über nasse Grenzen 
zwischen der Republik Osterreidl und der 
Bundesrepublik Deutsdlland und über die 
österreichische Delegation in der ständigen 
gemischten Grenzkommission (612 der Bei­
lagen). 

Auch hier wird an Stelle des Herrn Bericht­
erstatters Abgeordneten Thalhammer der Ob­
mann des Ausschusses, Abgeordneter Robert 
Weisz, die beiden Berichte bringen. Ich ersuche 
ihn um seine beiden Beridlte. 

Berichterstatter Robert Weisz: Der Bericht 
des Verfassungsausschusses über die 
Regierungsvorlage (458 der Beilagen): Vertrag 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über die gemein­
same Staatsgrenze : 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 15. Jänner 
1973 in Verhandlung gezogen und nach Wort­
meldungen des Abgeordneten Dr. Ermacora 
sowie des Bundesministers Rösdl einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Genehmi­
gung des Staatsvertrages samt Anlagen zu 
empfehlen. Diese Anlagen liegen in der 
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates zur 
Einsicht auf. 

Der Verfassungsausschuß hat weiters mit 
Rücksicht auf den Umfang und die technische 
Gestaltung dieser Anlagen 1 bis 12 einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause einen Beschluß 
über die KundmadlUng dieser Anlagen des 
Staatsvertrages außerhalb des Bundesgesetz­
blattes im Sinne des Art. 49 Abs. 2 B-VG in 
der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes 
vom 14. März 1972, BGBl. Nr. 105, zu 
empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Dem Vertrag zwischen der Republik 
Osterreich und der Bundesrepublik Deutsch-
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Robert Weisz 
land über die gemeinsame Staats grenze, 
dessen Art. 2 Abs. 1 und 3, Art. 3 und Art. 4 
Abs. 1 und 2 verfassungsändernde Bestim­
mungen enthalten (458 der Beilagen), samt 
Anlagen 1 bis 12 wird die verfassungsmäßige 
Genehmigung erteilt. 

2. Gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG hat die Kund­
machung der Anlagen 1 bis 12 zum Vertrag 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über die gemein­
same Staatsgrenze vom 29. Feber 1972 dadurch 
zu erfolgen, daß sie zur ständigen öffentlichen 
Einsicht aufgelegt werden. 

Ich bitte um Genehmigung dieses Antrages. 

Die Vorlage des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (459 der Bei­
lagen): Bundesverfassungsgesetz über nasse 
Grenzen zwischen der Republik Osterreich und 
der Bundesrepublik Deutschland und über die 
österreichische Delegation in der ständigen 
gemischten Grenzkommission: 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 15. Jänner 
1973 in Verhandlung gezogen und nach 
Wortmeldungen des Abgeordneten Doktor 
Ermacora sowie des Bundesministers Rösch 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme des Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An trag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(459 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Ich beantrage, für den Fall, daß Wort­
meldungen vorliegen, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 
Wir gelangen nunmehr zur A b s tim m u n g, 
die ich über jede der beiden Vorlagen ge­
trennt vornehme. 

Wir kommen vorerst zur Abstimmung über 
den Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über die 
gemeinsame Staatsgrenze. 

Da der vorliegende Vertrag verfassungs­
ändernde Bestimmungen enthält, stelle ich zu­
nächst im Sinne des § 61 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung die Anwesenheit der ver­
fassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Mit­
glieder fest. 

Ich bitte zunächst jene Damen und Herren, 
die dem gegenständlichen Vertrag zwischen 
der Republik Osterreich und der Bundes­
republik Deutschland über die gemeinsame 
Staatsgrenze, dessen Artikel 2 Absätze 1 
und 3, Artikel 3 und Artikel 4 Absätze 1 
und 2 verfassungsändernde Bestimmungen 
enthalten, samt Anlagen 1 bis 12 die Genehmi-

gung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Bei Anwesenheit von Zweidrittel­
mehrheit ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Ich lasse nunmehr über den Antrag des 
Ausschusses abstimmen, daß gemäß Artikel 49 
Absatz 2 B-VG die Kundmachung der 
Anlagen 1 bis 12 zum Vertrag zwischen der 
Republik Ost erreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die gemeinsame Staats­
grenze vom 29. Feber 1972 dadurch zu erfolgen 
hat, daß sie zur ständigen öffentlichen Einsicht 
aufgelegt werden, und zwar 

a) alle genannten Anlagen beim Bundesamt 
für Eich- und Vermessungswesen und überdies 

b) die Anlagen 1 bis 8 beim Amt der Ober­
österreichischen Landesregierung, 

c) die Anlagen 1 bis 6 beim Vermessungs­
amt Schärding, 

d) die Anlagen 5 und 6 beim Vermessungs­
amt Ried im Innkreis, 

e) die Anlagen 6 bis 8 beim Vermessungs­
amt Braunau am Inn, 

f) die Anlagen 9 bis 12 beim Amt der Salz­
burger Landesregierung und beim Ver­
messungsamt Salzburg und 

g) die Anlagen 11 und 12 bei den Ver­
messungsämtern St. Johann im Pongau und 
Zell am See. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf eines Bundesverfassungs­
gesetzes über nasse Grenzen zwischen der 
Republik Osterreich und der Bundesrepublik 
Deutschland und über die österreichische 
Delegation in der ständigen gemischten 
Grenzkommission. 

Da es sich hier um ein Bundesverfassungs­
gesetz handelt, stelle ich zunächst im Sinne 
des § 61 Abs. 2 GOG die Anwesenheit der 
verfassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der 
Mitglieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist bei der 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit ei n­
stimmig angenommen. 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)122 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25. Jänner 1973 5871 

11. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Bericht des Bundesministers für 
Inneres (111-51 der Beilagen) über die Tätigkeit 
des Osterreidlismen UN-Polizeikontlngentes 
-auf Zypern für das Jahr 1911 (613 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
11. Punkt der Tagesordnung: Beridü des 
Bundesministers für Inneres über die Tätig­
keit des Osterreidlisdlen UN-Polizeikontin­
gentes auf Zypern für das Jahr 1971. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Doktor 
Fleischmann. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Durch den gegenständlichen Gesetzentwurf 
sollen im Anschluß an den - vom Nationalrat 
am 15. Feber 1972 genehmigten - Vertrag mit 
der Italienischen Republik zur Regelung finan­
zieller und vermögensrecbtlicber Fragen die 
im Jahre 1939 durch Enteignung von liegen­
schaften auf italienischem Gebiet entstandenen 
Verluste österreichischer physischer und 
juristischer Personen mit rund 30 Millionen 
Schilling und die Verluste von Anteilsrechten 
an Agrargemeinschaften im Kanaltal, die im 
Zusammenhang mit Umsiedlungsverträgen 
entstanden, aber nicht abgelöst worden sind, 
mit rund 5 Millionen Schilling entschädigt 
werden. 

Berichterstatter Dr. Fleiscbmann: Herr Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Präsident! Hohes Haus! Ich habe über die Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
Verhandlungen des Verfassungsausschusses 18. Jänner 1973 in Verhandlung gezogen. Nach 
über den Bericht des Bundesministers für einer Debatte, an der sich außer dem Bericht­
Inneres über die Tätigkeit des Oster- erstatter die Abgeordneten Suppan und 
reichischen UN-Polizeikontingentes auf Dr. Broesigke sowie der Bundesminister für 
Zypern für das Jahr 1971 zu bericbten. Finanzen Dr. Androsch beteiligten, wurde der 

Die näheren Einzelheiten wollen Sie bitte Gesetzentwurf mit Stimmenmehrheit ange­
dem schriftlichen Bericht und dem Bericht des nommen. 
Verfassungsausschusses entnehmen. Ebenso Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
die Redner. den An t rag, der Nationalrat wolle dem von 

Der Verfassungs ausschuß stellt somit den der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
An t rag, der Nationalrat wolle den Bericht wurf samt Anlagen (456 der Beilagen) die 
des Bundesministers für Inneres über die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
Tätigkeit des Osterreichischen UN-Polizei- Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
kontingentes auf Zypern für das Jahr 1971 ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
zur Kenntnis nehmen. abzuführen. 

Für den Fall von Wortmeldungen bean­
trage ich, die Debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta (den Vorsitz über­
nei1mend): Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen somit zur Ab s tim m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den 
gegenständlichen Bericht zur Kenntnis neh­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - E i n­
s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

12. Punkt: Bericht des Flnanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(456 der Beilagen): Bundesgesetz über die 
Entschädigung bestimmter Vermögensverluste 

In Italien (625 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
12. Punkt der Tagesordnung: Entschädigung 
bestimmter Vermögensverluste in Italien. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Robak. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Robak: Herr Präsidentl 
Hohes Haus! Ich bringe den Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (456 der Beilagen): Bundes­
gesetz über die Entschädigung bestimmter 
Vermögensverluste in Italien. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Als erster zu Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Suppan. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Suppan (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Bei der heutigen Debatte 
hat der Klubobmann der Sozialistischen Partei 
sinngemäß ausgeführt: Diese Regierung werde 
sich mit den Problemen der Staatsbürger von 
heute beschäftigen, und diese Regierung wäre 
besorgt, daß eben die Staatsbürger besser 
leben. 

Wenn ich das zu dieser Regierungsvorlage, 
456 der Beilagen, über die Entschädigung be­
stimmter Vennögensverluste in Italien, als 
Ubertitel nehmen darf, so kann ich, glaube 
ich, das von Klubobmann Gratz Aus­
gesprochene nicht anwenden. Denn ich bin 
der Meinung, daß schon der Titel dieser 
Regierungsvorlage falsch gewählt ist. Es 
müßte vielleicht besser heißen: Almosen­
gesetz. 

Hohes Haus! Wir haben am 15. Feber des 
Vorjahres dem Vertrag mit Italien unsere Zu-
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Suppan 
stimmung deshalb gegeben, weil wir die sich 
anbahnenden gutnachbarlichen Beziehungen 
zwischen Osterreich und Italien nicht stören 
wollten. 

Wir haben aber bei der Debatte am 
15. Feber 1972 doch angemeldet, daß wir mit 
dem erhandelten Vertrag nicht einverstanden 
sind und daß die Geschädigten doch an die 
Bundesregierung die Hoffnung rimten können, 
daß die Entschädigungssumme höher ausfallen 
würde, als eben bei den Verhandlungen mit 
Italien erreicht werden konnte. Leider ist diese 
Hoffnung nicht eingetreten, und die Bundes­
regierung verteilt nun das, was sie bei den 
Vermögensverhandlungen mit Italien als Er­
folg erzielen konnte. 

Wenn wir in Rechnung stellen, daß seit dem 
Abschluß der Verhandlungen bis ·zum heutigen 
Tage fast ein Jahr vergangen ist und daß wir 
doch eine Inflationsrate von mehr als sieben 
Prozent haben, wenn wir vielleicht noch dazu 
in Remnung stellen, daß die Entschädigungs­
summen sicherlich nicht sehr bald ausbezahlt 
werden, dann kann man ja wohl ermessen, 
wieviel die Geschädigten für ihre Grundstücke 
im Kanaltal nun tatsächlich erhalten werden. 

In den Erläuternden Bemerkungen zu dieser 
Regierungsvorlage wird natürlich von den 
Vorteilen dieses Gesetzes gesprochen und von 
der Tätigkeit einer Gemischten Kommission, 
die die Werte ermittelt hat. 

Der Herr Finanzminister hat zwar im Vor­
jahr ein Expose zur Verfügung gestellt, aber 
aus diesem Expose ist nicht ersichtlich, was 
nun diese Gemischte Kommission wirklich an 
Werten festgestellt hat. 

Wenn ich einen Beitrag des Rechtsanwaltes 
Dr. Veiter, "Die volkspolitische Lage im 
Kanaltal", heranziehe, veröffentlicht im Heft 
"Ostdeutsche Wissensmaft", dann geht daraus 
hervor, daß diese Vermögenswerte viel, viel 
höher sind, und wenn man mit jenen Men­
schen, die mit diesen Dingen beschäftigt 
waren, ein wenig Kontakt hat, kann man fest­
stellen, daß diese Kommission weit höhere 
Werte festgelegt hat, als sie hier in diesem 
Bundesgesetz zum Ausdruck kommen, nämlich 
Mindestwerte von 59 Millionen Schilling. 

In den Erläuternden Bemerkungen wird 
dann auch auf die rasche Vollziehbarkeit 
dieses Gesetzes hingewiesen. Ich sehe hier 
einen Widerspruch in § 10 dieses Gesetzes, 
wo zwar den Geschädigten beziehungsweise 
den Beteiligten ein Rechtsmittel eingeräumt 
ist, nämlich das Rechtsmittel der Berufung an 
das Bundesministerium für Finanzen; ich bitte 
mir aber zu erklären, was das Bundes­
ministerium für Finanzen im Falle einer Beru­
fung entscheiden wird. Im Gesetz sind die 
Ablösewerte taxativ aufgezählt. Was soll das 

Bundesministerium für Finanzen als 
Berufungsbehörde entscheiden? Es kann höch­
stens den Wert niedriger ansetzen. Aber wenn 
dieses Bundesgesetz mit den Stimmen der 
Regierungspartei beschlossen wird - und das 
ist auf Grund der Debatte im Finanzausschuß 
anzunehmen -, frage ich mich, welchen Sinn 
der § 10 Abs. 2 dieses Gesetzes hat. Man hat 
den Eindruck, daß hier zwar ein Rechtsmittel 
eingeräumt wird, daß aber dieses Rechtsmittel 
überhaupt nicht zum Tragen kommt. 

In diesem Zusammenhang erscheint es mir 
sehr bemerkenswert, was der Verfassungs­
dienst des Bundeskanzleramtes zu diesem 
Ministerialentwurf am 6. Juli 1972 unter 
Punkt 6 festgestellt hat. Der Verfassungsdienst 
stellt fest: "Uber die Leistung der zu gewähren­
den Entschädigung entscheidet eine Ver­
waltungsbehörde. Daraus ergibt sich die 
Frage, ob die vorgesehene Regelung mit 
Artikel 6 Abs. 1 der Menschenrechts­
konvention vereinbar ist. Denn der Ent-­
schädigungsanspruch könnte - insbesondere 
wenn die Entscheidung des Europäischen Ge­
richtshofes im Falle Ringeisen beachtet wird 
- als zivilrechtlicher Anspruch angesehen 
werden. Dies würde bedeuten, daß die Ent­
scheidung darüber gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Menschenrechtskonvention einem Gericht vor­
behalten bleiben müßte. Es muß als zumindest 
zweifelhaft bezeidlnet werden, ob die beab­
sidltigte Regelung mit der zitierten Bestim­
mung der Menschenrechtskonvention im Ein­
klang steht." 

Das stellt der Verfassungsdienst des 
Bundeskanzleramtes zum Ministerialentwurf 
fest. Die Regierung setzt sich aber über diese 
Bedenken hinweg. 

Der Verfassungsdienst stellt dann in 
Punkt 8 seiner Begutachtung ebenfalls noch 
fest, daß es sich hier um ein sogenanntes 
Maßnahmengesetz handle, und rät eigentlich 
ab, diese Art des Gesetzes zu beschreiten. 

Wenn man zurückblickt, dann weiß man, daß 
auf Grund des Friedensvertrages von 1919 
diese Grundstücke Italien zugefallen sind, daß 
aber im Jahr 1925 ein Ubereinkommen 
zwischen den Staaten Osterreich und Italien 
geschlossen wurde; als Rechtsmittelinstanz 
wurde in diesem Ubereinkommen 1925 der 
Internationale Gerichtshof in Den Haag von 
beiden vertragschlieBenden Parteien aner­
kannt. 

Die Geschädigten beziehungsweise die Ent­
eigneten haben nun auf Grund dieser heutigen 
Regierungsvorlage überhaupt keine Möglich­
keit mehr, diese Maßnahme der Regierung 
irgendwo anzufechten, sie müssen das zur 
Kenntnis nehmen, was heute von der Mehrheit 
dieses Hauses beschlossen wird. 
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Suppan 
Entscheidend und bemerkenswert erscheint 

mir auch noch die Stellungnahme des Amtes 
der Kärntner Landesregierung, weil sim der 
Kärntner Landtag in den vergangenen Jahr­
zehnten wiederholt mit der Problematik be­
schäftigt hat und immer einstimmig festgestellt 
hat, daß den Geschädigten voller Ersatz zu 
leisten ist. 

Nun, außer ein paar Druckfehlerberirnti­
gungen und ein paar Änderungen von 
Parzellennummern stellt das Amt der Kärntner 
Landesregierung in der Begutamtung des 
Ministerialentwurfes eigentlich nichts mehr 
fest. Das ist auch bemerkenswert. Man kann 
sim des Eindruckes nicht erwehren, daß die 
sozialistische Mehrheit im Lande Kärnten nur 
so lange von der vollen Entschädigung ge­
sprochen hat, solange auf der Regierungsbank 
nicht eine Alleinregierung der Sozialistisrnen 
Partei gesessen ist. Das wollte ich ebenfalls 
heute hier festhalten. 

Im Punkt 6 der taxativen Aufzählung - ich 
habe im Finanzausschuß schon darauf hin­
gewiesen - macht die österreimische Bundes­
regierung folgendes. Sie leistet Ablöse für ein 
Servitut, für ein Weideremt, das gar nicht 
enteignet wurde, ja das gar nirnt enteignet 
werden konnte, weil es sim im Besitz der 
italienischen Staatsforste befindet. Die ganzen 
Jahrzehnte haben jedom die Gailtaler Bauern 
dieses Servitutsrecht der Weide in Anspruch 
genommen, und der Herr Finanzminister hat 
mir im Finanzausschuß auf meine diesbezüg­
lime Frage geantwortet, die Gesmädigten 
wären selbst einverstanden gewesen, daß 
dieses Servitutsrecht abgelöst wird. 

Hohes Haus! Ich weiß nicht, ob die Regie­
rung überhaupt dazu berechtigt ist, da dieses 
Eggeralm-Servitutsrecht im Grundvertrag vom 
Jahre 1971 gar nicht enthalten ist. Ich weiß 
nicht, ist die Regierung dazu beremtigt, diesen 
Gailtaler Bauern nun für ihr Servitutsrecht 
599.000 S an Entsmädigung anzubieten? Im 
habe unter den Beteiligten herumgefragt, und 
ich wäre Ihnen, Herr Bundesminister, sehr 
dankbar, wenn Sie mir mitteilen könnten, 
wer von den Gailtaler Bauern oder von den 
Gailtaler Agrargemeinsmaften die Zustim­
mung dazu gegeben hat. Ich befinde mich im 
Besitz einer anderen Stellungnahme. 

krieges, zwisdlen Deutschland und Italien ge­
smlossen. Den Betroffenen wurden Vermö­
genswerte im Betrag von 14 Milliarden Reims­
mark abgelöst. Diese Mensmen sind zum Teil 
wirklim umgesiedelt, haben Vermögen - und 
das stellt Dr. Veiter in dieser Brosdlüre fest -
in Kärnten und in Jugoslawien, das heißt in 
Oberkrain, teils aus jüdischem Besitz, teils aus 
Besitz solmer Slowenen erworben, die aus­
gesiedelt wurden, und sie mußten diese 
Grundstücke beziehungsweise diese Objekte 
im Jahre 1944 kostenlos zurückerstatten. Mit 
keinem Wort ist vom Smick.sal dieser Men­
schen, die so enorme Vermögensverluste auf 
Grund der Umsiedlung erlitten haben, in die­
ser Regierungsvorlage die Rede. 

Hohes Haus! Diese Regierungsvorlage stellt 
meiner Meinung nadl einen harten Willkür­
akt der gegenwärtigen Regierung dar. Diese 
Regierungsvorlage unternimmt nicht den Ver­
such, Unrecht, das in der Vergangenheit be­
gangen wurde, wiedergutzumachen. Im Ge­
genteil: Diese Regierungsvorlage setzt weite­
res Unrecht. Aus diesen Gründen wird unsere 
Fraktion dieser Regierungsvorlage die Zu­
stimmung nicht geben. (Beifall bei der tJVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Jungwirth. Idl er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Jungwirth (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Am 15. 2. 1912 hat das 
Parlament mit den Stimmen der SPO und den 
Stimmen der OVP den Vertrag zwismen der 
Republik Osterreich und der Italienischen 
Republik zur Regelung finanzieller und ver­
mögensrechtlimer Fragen verabschiedet. Am 
25. 2. 1912 hat der Bundesrat diesen Besmluß 
des Nationalrates einstimmig sanktioniert. 
Heute ist das Hohe Haus mit der Frage über 
die Entschädigung eben dieser Vermögensver­
luste befaßt. Hiemit wird ein vierundreißig­
jähriges völkerremtliches Unremt beseitigt, 
das 1939 vom faschistischen Italien unter 
Mussolini und von der Hitler-Diktatur gesetzt 
wurde. Selbst ein italienisches Höchstgerimt 
hat dieses unmenschliche Vorgehen als Un­
recht bezeichnet. 

Heute aber erleben wir in dieser Frage des 
Schließlich sieht diese Regierungsvorlage Verteilungsvertrages eine politische Groteske, 

auch nom eine Entsmädigung in der Höhe denn die OVP wird diesem Verteilungsgesetz 
von 5 Millionen Schilling für jene Grund- ein striktes Nein entgegensetzen, obwohl sie 
stücke vor, die im Zuge des Umsiedlungsver- den finanziellen und vermögensremtlirnen 
trages im Jahre 1939 enteignet wurden. Mit Abmachungen, die, im glaube, die Global­
keinem Wort wird in dieser Regierungsvor- summe von 35 Millionen Smilling enthalten 
lage auf die Problematik des Vermögensver- hatten, ihre Zustimmung gegeben hat. Im bin 
lustes der Umsiedler eingegangen. Der ver-I fast versurnt zu sagen: Herr, verzeih ihnen, 
trag der Kanaltaler Umsiedler wurde im denn sie wissen nicht, was sie tun. (Abg. 
Juni 1939, also vor Beginn des Zweiten Welt- G r a f: Das ist eine starke Aussage!) 
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Jungwirth 
Ich erlaube mir, dies auch zu begründen. 

Herr Kollege Suppan! Sie werden in meinen 
Ausführungen auch die Stellungnahme des 
Herrn Universitätsprofessors Veiter, den Sie 
zitiert haben, noch hören. 

Der heute zur Verteilung stehende Betrag 
wurde noch im Jahre 1970, Herr Abgeordneter 
Suppan, von der OVP-Regierung fixiert und 
von Finanzminister Koren als akzeptables 
Ergebnis bezeichnet. Weiters möchte ich in 
Erinnerung rufen, daß laut Anfrage des Abge­
ordneten Frühbauer vom 9. 7. 1969 in dieser 
wichtigen Frage der damalige Außenminister 
Dr. Waldheim - und ich darf wohl sicher 
behaupten, daß er als Berufspolitiker ein 
gewisses Fingerspitzengefühl für solche 
Fragen hatte - folgendes antwortete; er sagte 
unter anderem, und zwar auf die Frage der 
Abgeordneten Frühbauer, Pansi und Genossen: 

"Am 29. April 1969 hat ein Angehöriger 
der italienischen Botschaft in Wien dem Bun­
desministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten in einer mündlichen Unterredung be­
kanntgegeben, daß Italien bereit sei, für die 
enteigneten österreichischen Grundstücke 
unter gegenseitiger Aufrechnung von Forde­
rungen und Gegenforderungen aus dem Kom­
plex der Vermögensverhandlungen eine Zah­
lung von acht Millionen Schilling zu leisten. 
Der Genannte hat bei dieser Gelegenheit er­
wähnt, daß er sich eine Erhöhung dieser 
Summe auf etwa 15 Millionen Schilling vor­
stellen könnte. 

Am 20. Mai 1969 wurde der italienischen 
Botschaft mitgeteilt, daß zur Regelung der 
diesbezüglichen vermögensrechtlichen Forde­
rungen von Italien eine Summe von 60 Mil­
lionen Schilling zu leisten- wäre." 

Abschließend sagte Herr Außenminister 
Waldheim, nachdem Italien unnachgiebig in 
dieser Frage war: 

"Sollten die bilateralen Kontakte weiterhin 
erfolglos bleiben, wird erwogen, die Einset­
zung einer Schiedsinstanz zu erwirken." -
Das was damals die Antwort des Herrn 
Außenministers Waldheim. 

Was hätte uns die Anrufung einer Schieds­
institution gebracht? - Bestimmt nur eine 
weitere Verzögerung zum Nachteil der schwer 
Betroffenen. Und ich möchte mir die Frage 
erlauben: Warum hat Herr Finanzminister 
Koren damals, als das schon zur Debatte stand, 
keine Zwischenentschädigung im Budget 1970 
untergebracht? Nun verlangen Sie es von uns. 

Auf Grund dieser unnachgiebigen Haltung 
der Italiener kann der erreichte Betrag von 
35 Millionen als Optimum bezeichnet werden. 

Ich kann mir dieses Nein nur mit - um es 
mit Suppenkaspar zu sagen - "Nein, diese 
Suppe eß ich nicht'" erklären, weil die OVP 
dieses Abkommen nicht unter ihrer Allein­
regierung in die Scheune bringen konnte. Das, 
glaube ich, ist ein zweiter Grund, warum Sie 
heute nein sagen. 

Ein weiteres Moment könnte für die Ableh­
nung maßgebend sein: Das ist die Nicht­
annahme des Entschließungsantrages des 
Herrn Abgeordneten Suppan, eine Zwischen­
entschädigung beziehungsweise eine Abgel­
tung des eingetretenen Schadens über das 
Budget zu geben, also eine volle Abgeltung. 
Dem konnten wir - Herr Abgeordneter 
Suppan, Sie wissen es ja - nicht zustimmen, 
und zwar aus folgenden Gründen. 

Erstens würde es ein Novum bedeuten, 
denn seit 1962 hat kein Vermögensvertrag 
dieses Hohe Haus passiert, in dem der ge­
samte geforderte Betrag auch erhalten werden 
konnte und eine volle Abgeltung über das 
Budget erfolgt wäre. 

Zweitens: Es wäre ein Präjudizfall geschaf­
fen worden für bereits abgeschlossene Ver­
träge, die diese volle Abgeltung nicht ge­
bracht haben, und den noch zu bewältigenden, 
wirklich großen Brocken, bei dem es um 
Milliardenbeträge geht: dem Vermögensver-­
trag mit der CSSR. Was das für künftige Bud­
gets bedeuten würde, kann man nur ahnen. 

Die OVP hat sich in diesen drei Jahren 
so an Lizitationsanträge gewöhnt, daß sie 
glaubt, damit ihr Image bei den Osterreichem 
wieder zu verbessern, ohne sich über die 
Zukunft der Finanzen des Staates Gedanken 
zu machen. 

Erfreulich an diesem Vertrag ist, daß 
nicht nur, wie sonst üblich, nur solche 
Personen entschädigt werden, Herr Abgeord­
neter Suppan, die zwischen 1938 und 1945 
die österreichische Staatsbürgerschaft besaßen, 
sondern daß ein Stichtag mit 17. 7. 1971 fest­
gesetzt wurde. Damit werden alle Kanaltaler 
entschädigt, die 1939 umgesiedelt wurden und 
die österreichische Staatsbürgerschaft erwor­
ben haben. Dasselbe gilt auch für deren 
Nachkommen. 

Besonders erfreulich scheint mir die Tat­
sache, daß entgegen der bisherigen Praxis, die 
Weitergabe von Globalentschädigungen aus 
Vermögensverträgen an die Anspruchsberech­
tigten in Form von Verteilungsgesetzen durch­
zuführen, es eine erschöpfende Aufzählung der 
Enteignungsdekrete gibt, in denen die Enteig­
neten für die beanspruchten LiegensdIaften 
eindeutig aufgezeidInet sind, um möglidIst die 
EntsdIädigungswerte der 93 Betroffenen der 
Höhe nach schon in der Regierungsvorlage: 
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Jungwlrth 
aufzunehmen, was für die Betroffenen eine 
rasche Auszahlung der zu gewährenden Ent­
schädigungen bedeutet. 

Herr Abgeordneter Suppan! Sie haben den 
§ 10 dieser Regierungsvorlage bekrittelt. Ich 
möchte dazu nur folgendes sagen: Es wird 
sich ja sicherlich, nachdem schon viele dieser 
leidgeprüften Menschen nicht mehr unter uns 
weilen, um Erbverträge handeln, in denen 
natürlich Streitfälle möglich. sein werden. Aus 
diesem Grunde ist der § 10 in diese Regie­
rungsvorlage aufgenommen. 

Und nun, Herr Abgeordneter Suppan, er­
laube ich mir, auf diesen von Ihnen bereits 
zitierten unabhängigen Fachmann in dieser 
Frage zu verweisen. Und zwar schreibt der 
Herr Hochschulprofessor Dr. Theodor Veiter 
unter der Uberschrift "Endlich Italien-Ent­
schädigungsgesetz in Sicht" am 18. 8. 1972 
folgendes: 

Das sdlreibt der Fachmann Veiter, den Sie 
zitiert haben. (Zwischenruf bei der tJVP.) Das 
steht Ihnen dann zur Einsichtnahme zur Ver­
fügung. 

Zum Abschluß möchte ich festhalten: Diese 
Regierung war vor die Alternative gestellt, 
den in diesem Vertrag als Maximum des 
Erreichbaren vereinbarten Betrag zu akzep­
tieren oder die Risken eines weiteren langen 
Wartens in Kauf zu nehmen. Diese Verant­
wortung auf uns zu nehmen, wäre im Interesse 
dieser vom Leid geprüften Menschen unver­
antwortlich gewesen, handelt es sich doch um 
Mitbürger in betagtem Alter, die meist in 
ärmlichen Verhältnissen leben. Sie werden 
sich über diese rasche Abgeltung sicher freuen 
und damit ihren Lebensabend noch ver­
schönern können. Aus diesem Grunde werden 
wir Sozialisten dieser Regierungsvorlage 
gerne unsere Zustimmung geben. (Beifall bei 
der SPO.) 

"Die gebesserten außenpolitischen Bezie-
hungen zwischen Osterreich und Italien führ- Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ten sdlließlidl am 17. Juli 1971 in Rom zur ist der Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich 
Unterzeichnung eines Vertrages über eine 
Globalentschädigung durch Italien, welcher 
Vertrag aber noch der Ratifikation bedarf, die 
zufolge der italienischen Neuwahlen erst für 
Herbst 1972 erwartet wird. In Vorwegnahme 
dieser als sicher geltenden Ratifikation wurde 
nunmehr ein Bundesgesetz über die Entschädi­
gung der Betroffenen eingebracht ... ' 

erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident Meine Damen und Herren! Ich 
habe meinem Vorredner mit Aufmerksamkeit 
zugehört, muß aber sagen, daß er in zwei 
Punkten in einem grundlegenden Irrtum be­
griffen ist. 

Der erste Punkt betrifft die von ihm auf­
Ich mödlte Sie bitten, Herr Abgeordneter gestellte Behauptung, daß durch den Vertrag 

Suppan, jetzt besonders achtzugeben, hier mit Italien ein 34jähriges Unrecht wieder gut­
schreibt der auch von Ihnen erwähnte Fach- gemacht wurde. Genau das Gegenteil ist der 
mann folgendes: I Fall. Durch. diesen Vertrag wurde das Unrecht 

" ... das in seiner Sorgsamkeit als Meister- erst legalisiert und verewigt. Und hier darf 
leistung anzusehen ist, auch wenn entgegen man keinen Vergleich zwischen den Verträgen 
dem Motivenbericht nicht alle italienischen mit Oststaaten und dem Vertrag mit Italien 
Enteignungsdekrete lückenlos darin aufgezählt ziehen. Es wurde im Finanz- und Budgetaus­
werden. Man dürfte selten in Osterreich ein schuß gesagt, daß der Vertrag mit Italien der 
so gründlich vorbereitetes Bundesgesetz zu günstigste von allen bisherigen Vermögens­
Gesicht bekommen haben." verträgen sei, die die Republik abgeschlossen 

hat. Dabei darf man aber nicht übersehen 
Er schreibt aber in diesem Artikel weiter: 

"Nun hat man aber noch nie gehört, daß 
bei zwischenstaatlichen Entschädigungsabkom­
men eine volle, dem Verkehrswert entspre­
chende Entschädigung geleistet worden ist, 
wenn keine politischen oder sonstigen Druck­
mittel eingesetzt werden konnten, die Oster­
reich ja nicht zur Verfügung stehen. Man muß 
daher doch feststellen, daß, verglichen mit 
nahezu allen anderen Globalabkommen zwi­
schen anderen Staaten dieses Globalabkom­
men im Grunde doch recht befriedigend ist, 
denn gegenüber dem heutigen Verkehrswert 
dürfte die italienische Entschädigung doch 
nicht um mehr als vielleicht 25 Prozent ins­
gesamt zurückbleiben." 

- auch wenn das richtig ist -, daß die bis­
herigen Verträge ja mit Staaten abgeschlossen 
wurden, die das Wort "Eigentum" klein, eben­
so das Wort "Entschädigung" klein, aber das 
Wort "entschädigungslose Enteignung" groß 
schreiben und die es überhaupt mit dem Weg­
nehmen dessen, was ein anderer sich ge­
schaffen hat, nicht sehr genau genommen 
haben in der Vergangenheit, während Italien 
doch immerhin für sich in Anspruch nehmen 
müßte, daß es ein Staat ist, der nach seiner 
Rechtsordnung, nach seiner Wirtschafts- und 
Verfassungsordnung einem Kulturbereich zu­
zuzählen ist, wo man noch immer, wenn man 
etwas von Staats wegen enteignet, dem Betrof­
fenen auch eine angemessene Entschädigung 
bezahlt. 
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Dr. Broeslgke 
Ich darf aber noch dazu sagen, daß auch 

formaljuristisch die Behauptung, daß durch 
den Vertrag mit Italien das Unrecht legalisiert 
wurde, zweifellos richtig ist; denn in dem von 
meinem Vorredner zitierten Urteil des ober­
sten italienischen Gerichtshofes wird aus­
drückliCh gesagt, daß die in der fasChistischen 
Zeit durchgeführten Enteignungen nichtig 
seien. Diese Enteignungen sind also erst da­
durCh reChtsgültig geworden, daß OsterreiCh 
jenen Vertrag mit Italien abgesChlossen hat. 
Und das ist auCh der Grund, warum wir gegen 
diesen Vertrag gestimmt haben. 

Mein Vorredner ist aber auCh mit einer 
zweiten Erwägung im Unrecht, wenn er näm­
lich die Alternative so aufstellt, als wäre die 
Wahl zwischen zwei Möglichkeiten gegeben: 
entweder wir sChließen einen ungünstigen 
Vertrag ab, oder die GesChädigten müssen 
warten. (Abg. J u n g wir t h: Professor Koren 
hat das als akzeptabel bezeichnetl) Na gut, 
da sind die Meinungen geteilt. Das müssen 
Sie sich mit dem Herrn Professor Koren ab­
maChen. Wir haben festgestellt, daß das ein 
ungünstiger Vertrag ist, und wir haben aus 
diesem Grund dagegen gestimmt. 

Wir sagen nun folgendes. Die Altemative, 
die Sie aufgestellt haben, lautet: entweder ein 
ungünstiger Vertrag, oder die GesChädigten 
müssen noCh weiß Gott wie lange warten. So 
war es docht Und wir sagen nun, daß diese 
Alternative in Wirklichkeit gar niCht besteht. 
Denn wo ist denn vorgesChrieben, daß der 
österreichisChe Staat seine Bürger nicht ent­
schädigen darf, bevor von einem ausländisChen 
Staat das erforderliche Geld gegeben oder 
nicht gegeben wird? Wo steht denn gesChrie­
ben, daß Osterreich auf internationale Rege­
lungen warten muß? 

Natürlich, iCh weiß, das entspricht den "be­
währten" Grundsätzen österreidlischer Ent­
sChädigungsgesetzgebung, wobei ich das Wort 
"bewährt" unter Anführungszeichen gesetzt 
sehen möChte. Diese Grundsätze sagen: Der 
österreichische Staat zahlt eine EntsChädigung 
seinen Bürgern nur, wenn er unbedingt muß, 
und sonst überläßt er es der Entwicklung in 
den Verhandlungen mit dem betreffenden aus­
ländisChen Staat. Ich kann Ihnen auCh sofort 
dafür ein konkretes Beispiel aus der öster­
reiChisChen EntsChädigungsgesetzgebung ge­
ben. 

Im Staatsvertrag hat Osterreich gegenüber 
Jugoslawien auf sämtliChe AnsprüChe seiner 
Staatsbürger verzichtet. NiCht freiwillig hat 
der österreiChisChe Nationalrat das 11. Staats­
vertragsdurChführungsgesetz sieben Jahre spä­
ter besChlossen, sondern nur deshalb, weil in 
einem Prozeß die Republik Osterreich vom 
Obersten Gerichtshof zur Zahlung verurteilt 

wurde; das ist der Anlaßfall gewesen. Wenn 
dieses Urteil nidlt gewesen wäre, dann wür­
den die Betroffenen wahrsCheinliCh heute noCh 
auf ihre EntsChädigung warten. Daher glauben 
wir, daß der Mangel bei der österreiChisChen 
EntsChädigungsgesetzgebung darin liegt, daß 
man sich immer darauf beruft, daß kein Geld 
da ist, daß man immer dem Prinzip huldigt, 
erst den Vertrag mit dem betreffenden Staat 
abwarten und dann das verteilen, was man 
siCh reCht oder schlecht in diesem Vertrag aus­
gehandelt hat - und keinen Groschen mehr! 
Wir müssen daher befürChten, daß auch bei 
den Vermögensverhandlungen mit der CSSR, 
das ist ja der sChwierigste und größte Teil des 
Ganzen, die Regelung sehr ungünstig aus­
sehen wird. 

Ich darf abschließend noch zu einer Frage 
Stellung nehmen. Es wurde bekanntlich seiner­
zeit eine Kommission zur Erarbeitung eines 
Gesamtkonzeptes für die noCh offenen Ver­
mögensschäden ins Leben gerufen. Die zeit­
liche Reihenfolge ist die, daß diese Kommis­
sion am 9. Juli 1971 ihre erste Sitzung abge­
halten hat. Dann ist ein ganzes' Jahr ver­
strichen, die zweite Sitzung war am 3. Juli 
1972. Bei dieser Sitzung wurde in AussiCht 
genommen, Mitte September 1972 eine weitere 
Sitzung abzuhalten, und da sollte sChon eine 
Art Konzept vorgelegt werden. Bis heute ist 
diese weitere Sitzung niCht abgehalten wor­
den, und einer Mitteilung der Geschäftsstelle 
der Kommission ist zu entnehmen, daß im 
Jänner 1973 noch eine Sitzung stattfinden soll. 
Da heute der 25. Jänner ist und die Einladung 
noch nicht erfolgt ist, so ist unschwer anzu­
nehmen, daß auch das nicht stimmen wird. 

Daher muß ich noch sagen: Wenn man die 
Existenz dieser Kommission niCht an die 
große Glocke gehängt und im Ministerium 
Vorbereitungsarbeiten getroffen hätte, dann 
wäre es wahrsCheinlich besser gewesen. Denn 
so hat man in vielen Menschen Hoffnungen 
erweckt, hat sie in die Erwartung versetzt, daß 
nun dom eine wenn auCh besCheidene Rege­
lung für die zu kurz Gekommenen erfolgen 
würde, und gesChehen ist praktisch nichts. Ich 
glaube, so etwas sollte man niCht tun. Wenn 
man siCh schon eine derartige Gesamtregelung 
vornimmt, dann müßte man doch zügig an die 
Arbeit gehen und darauf sehen, daß ehestens 
das endgültige Konzept fertiggestellt ist. 

Wir dürfen also an den Herrn Bundesmini­
ster für Finanzen das dringende Ersuchen 
richten, doCh dafür zu sorgen, daß die Arbeit 
dieser Kommission zur Erarbeitung eines Ge­
samtkonzeptes für noch offene Entschädigungs­
fragen nun endliCh nach so langer Zeit in 
Gang kommt. 

Der Regierungsvorlage werden wir unsere 
Zustimmung nicht geben. (Beilall bei der FPO.) 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand insgesamt 478,854.341 S am Ende des ersten 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Kalendervierteljahres 1972 auf 517,445.607 S 
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das am Ende des zweiten Vierteljahres 1972 er-
Schlußwort. höht. 

Wir gelangen somit zur Ab s tim m u n g. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Der Beridlterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch 
in dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in 
dritter Lesung a n gen 0 m m e n . 

13. Punkt: Beridlt des Finanz- und Budget­
aussdlusses über den Dreiundzwanzigsten Be­
richt des Bundesministers für Finanzen (111-55 
der Beilagen) gemäß § 1 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes vom 9. September 1966, BGBI. Nr. 207 
(Katastrophenfondsgesetz), betreffend das 
zweite Kalendervierteljahr 1972 (627 der Bei-

lagen) 

14. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
aussdlusses über den Vierundzwanzigsten Be­
richt des Bundesminister~ für Finanzen (111-61 
der Beilagen) gemäß § 1 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes vom 9. September 1966, BGBI. Nr. 207 
(Katastrophenfondsgesetz), betreffend das 
dritte Kalendervierteljahr 1972 (628 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir kommen nunmehr 
zu den Punkten 13 und 14, über die die 
Debatte unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies die beiden Berichte des Finanz­
und Budgetaussehusses über den 23. und 
24. Berieht des Bundesministers für Finanzen 
gemäß § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung am 
18. Jänner 1973 in Verhandlung genommen. 
Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Broe­
sigke, Robert Weisz und Suppan sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch be­
teiligten, wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme des Berichtes 
zu empfehlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt daher 
den A n t rag, der Nationalrat wolle den Drei­
undzwanzigsten Bericht des Bundesministers 
für Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes vom 9. September 1966, BGBl. Nr. 207 
(Katastrophenfondsgesetz) , betreffend das 
zweite Kalendervierteljahr 1972 (lU-55 der 
Beilagen), zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Ich bringe auch den Vierundzwanzigsten Be­
richt des Bundesministers für Finanzen gemäß 
§ 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 9. Septem­
ber 1966, BGBI. Nr. 201 (Katastrophenfonds­
gesetz), betreffend das dritte Kalenderviertel­
jahr 1912 (IU-61 der Beilagen). 

Der Bundesminister für Finanzen hat dem 
Nationalrat am 9. Oktober 1972 den genannten 
Bericht vorgelegt, dem unter anderem zu ent­
nehmen ist, daß im dritten Kalendervierteljahr 
1912 an Beiträgen 208,296.846 S beim Kata­
strophenfonds eingegangen sind und 
189,642.759 S verausgabt wurden. Der Stand 
auf den einzelnen Subkonten hat sich daher 
von 511,445.607 S am Ende des zweiten Kalen­
dervierteljahres 1972 auf 536,099.694 S am 
Ende des dritten Vierteljahres 1972 erhöht. 

9. September 1966, BGBI. Nr. 207, Katastro- Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
phenfondsgesetz, betreffend das zweite und gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung am 
dritte Kalendervierteljahr 1972. 18. Jänner 1973 in Verhandlung genommen. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der I Nach einer ~ebatte, in der außer dem Be~icht­
Abgeordnete Josef Schlager. Ich bitte um die erstatter dle Abgeordneten Dr. Broeslgke, 
beiden Berichte. ,Robert Weisz und Suppan sowie der Bundes­

minister für Finanzen Dr. Androsch das Wort 
Berichterstatter Josef Sdllager: Herr Präsi-

dent! Hohes Haus! Aus dem vom Bundesmini­
ster für Finanzen am 14. Juli 1972 dem Natio­
nalrat vorgelegten Bericht geht unter anderem 
hervor, daß im zweiten Kalendervierteljahr 
1972 an Beiträgen 195,796.310 S beim Kata­
strophenfonds eingegangen sind und 
157,205.044 S verausgabt wurden. Der Stand 
auf den einzelnen Subkonten hat sich von 

ergriffen, wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme des Berichtes 
zu empfehlen. 

Der Finanz- und BudgetausschUß stellt daher 
den A n t rag, der Nationalrat wolle den Vier­
undzwanzigsten Bericht des Bundesministers 
für Finanzen gemäß § 1 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes vom 9. September 1966, BGBl. Nr. 201 

407 
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Josef Schlager 
(Katastrophenfondsgesetz), betreffend das 
dritte Kalendervierteljahr 1972 (111-61 der Bei­
lagen), zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage im, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A b­
s tim m u n g, die ich über jeden der beiden 
Berichte getrennt vornehmen werde. 

Wir kommen vorerst zur Abstimmung über 
den 23. Bericht des Bundesministers für Finan­
zen gemäß § 1 Abs. 2 BGBl. Nr. 207/1966 be­
treffend das zweite Kalendervierteljahr 1972. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Bericht zur Kenntnis nehmen, sim von den 
Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g a n g e­
nommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den 24. Bericht des Finanzministers ge­
mäß § 1 Abs. 2 BGBL Nr. 207/1966 betreffend 
das dritte Kalendervierteljahr 1972. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A b­
s tim m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den 
vorliegenden Bericht zur Kenntnis nehmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Ein s t i m­
m i g a n gen 0 m m e n. 

16. Punkt: Beritht des Ausschusses für Gesund­
heit und Umweltschutz über die Regierungs­
vorlage (565 der Beilagen): Bundesgesetz über 
die Errichtung eines Fonds "Osterreichisdles 
Bundesinstitut für Gesundheitswesen" (623 der 

Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
16. Punkt der Tagesordnung: Errimtung eines 
Fonds "Osterreichisrnes Bundesinstitut für Ge­
sundheitswesen" . 

Beridlterstatter ist Herr Abgeordneter 
Im bitte jene Damen und Herren, die diesen lng. Sdleibengraf. Idl bitte ihn um den Berimt. 

Bericht zur Kenntnis nehmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g a n g e-
nommen. 

15. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundesmini­
sters für Finanzen (111-63 der Beilagen) über 
Haftungsübemahmen des Bundes im 1. Halb-

jahr 1912 (629 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
15. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Bun­
desministers für Finanzen über Haftungsüber­
nahmen des Bundes im 1. Halbjahr 1912. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dok­
tor Fleismmann. Im bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Fleiscbmann: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus I Der Bundesminister für 
Finanzen hat dem Nationalrat am 12. Oktober 
1912 den gegenständlichen Bericht vorgelegt, 
dem unter anderem zu -entnehmen ist, daß 
der Bund im ersten Halbjahr 1972 für insge­
samt 4.782,145.338,14 S Haftungen übernom­
menhat. 

Der Finanz- und Budgetaussdmß hat den 
vorliegenden Bericht in seiner Sitzung am 
18. Jänner 1973 behandelt und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Ich stelle daher namens des Finanz- und 
Budgetausschusses den An t rag, der Natio­
nalrat wolle den Bericht des Bundesministers 
für Finanzen über Haftungsübernahmen des 
Bundes im 1. Halbjahr 1972 (111-63 der Beila­
gen) zur Kenntnis nehmen. 

Berichterstatter Ing. Scheibengraf: Hohes 
Haus! Der vorliegende Gesetzentwurf sieht die 
Schaffung eines Fonds "Osterreichisrnes Bun­
desinstitut für Gesundheitswesen" zur Unter­
stützung der Gesundheitsverwaltung hinsirnt­
lieb der Erarbeitung von Methoden zur Daten­
erfassung, der Durchführung von Studien und 
Forsrnungen sowie vorbereitender Maßnah­
men der Planung bezüglich der Organisation 
von Aus- und Fortbildungsveranstaltungen für 
Personen im Dienste der Volksgesundheit vor ~ 

Der Aussrnuß für Gesundheit und Umwelt-· 
schutz hat die Regierungsvorlage in seiner Sit-· 
zung am 17. und 18. Jänner 1973 in Verhand­
lung gezogen. Nach einer Debatte, in welcher 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. Reinhart, Dr. Marga Hubinek, Sekanina" 
Vetter, Dr. Pelikan, Pansi, Hahn, Dr. Ermacora,. 
Herta Winkler, Sandmeier, Stohs, Linsbauer 
sowie Ausschußobmann Abgeordneter Doktor 
Scrinzi und Frau Bundesminister für Gesund­
heit und Umweltsrnutz Dr. Ingrid Leodolter 
das Wort ergriffen, wurde der Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung von Abänderungsan­
trägen der Abgeordneten Dr. Reinhart und 
Genossen angenommen. 

Abänderungsanträge der Abgeordneten 
Dr. Marga Hubinek sowie des Abgeordneten 
Dr. Ermacora fanden nirnt die Zustimmung 
des Ausschusses. 

Ich ersuche um Kenntnisnahme einer Druck-­
fehler berichtigung in dem dem Ausschuß­
bericht beigedruckten Gesetzestext in 623 der 
Beilagen: 
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Ing. Smeibengral 

In § 5 Abs. 1 lit. g soll es statt "eines Ver­
treters" richtig "ein Vertreter" heißen. 

Der Aussdluß für Gesundheit und Umwelt­
schutz stellt daher den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem dem Aussdlußberidlt ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall einer Wortmeldung beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Gesundheitswesen als AufgabensteIlung ent­
halten ist, nicht der Koordinierung im Gesund­
heitswesen dienen wird, weil hier nunmehr 
eine neue Institution mit Aufgaben betraut 
werden soll, die zum Teil sdlon von bestehen­
den Einrichtungen bewältigt werden und die 
auf der anderen Seite unserer Auffassung nach 
eigentlich in den Aufgabenbereich des Mini­
steriums selber fallen sollten. 

Die Universitäten und zahlreiche wissen­
schaftliche Gesellschaften beschäftigen sidl ja 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Beridlt- mit den Dingen, die im § 2 lit. a, b, c, d an­
erstatter beantragt, General- und Spezial- geführt sind. 
debatte unter einem vorzunehmen. - Ein Ein-
wand wird nicht erhoben. Ein Teil, die eigentlidle Koordinierung, die 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Organisation der Gesundheitspolitik, ist ja 
eine unmittelbare Aufgabe des Ministeriums. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge- Das meinen wir. 
ordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren I Im Zuge 
der neuen Politik ohne Geld, die der Herr 
Bundeskanzler in Dürnstein angekündigt hat, 
soll nun durch diese Regierungsvorlage eine 
Institution eingeridltet werden, die man ihrem 
grundsätzlichen Ansatz nach zwar durchaus 
akzeptieren könnte, die aber in dieser Form 
mit den fehlenden Vollmachten, mit den feh­
lenden oder jedenfalls nicht überzeugend be­
wiesenen Mitteln, die ihr zur Verfügung ste­
hen, nicht unsere Zustimmung finden werden. 

Da ist einmal die Fondskonstruktion dieses 
Institutes zu nennen, die aus seiner Aufgaben­
steIlung heraus in gar keiner Weise zu begrün­
den und zu vertreten ist. Unter einem Fonds 

Wenn es der Frau Bundesminister darauf 
angekommen wäre, sich ein Beratergremium 
zu schaffen, so hätte sie das ja im Rahmen 
der Möglichkeiten, die ihr da die Geschäfts­
ordnung einräumt, ohneweiters machen kön­
nen; dagegen wäre gar nichts zu sagen gewe­
sen. 

Das dritte ist, daß wir im Ausschuß keine 
Auskunft über die Höhe der Mittel, jedenfalls 
keine überzeugende Auskunft, bekommen 
haben. Die Frau Bundesminister hat zunächst 
gemeint, es seien 2,5 Millionen Schilling, die 
zur Verfügung stehen. Sie wurde aber später 
bei der Wortmeldung durch einen Beamten 
ihres Hauses dahingehend belehrt, daß es 
etwa 5 Millionen seien. 

verstehen wir im allgemeinen eine Einrich- Der nächste entscheidende Punkt war die 
tung, die irgendwelche zweckgebundenen Frage: Wer soll nun dieses Institut für Gesund-
Mittel zu verteilen hat. heitswesen leiten? 

Wenn es sich dabei wie auch in diesem Fall 
um Mittel aus dem Haushalt handelt, dann 
wäre es wünsdlenswert, daß sidl der National­
rat eine Kontrolle über die Verwendung und 
den Einsatz dieser Mittel vorbehält. Auch 
diese Frage ist nicht geregelt. 

Die Frau Bundesminister hat sich zwar 
bereit erklärt, auf allfällige Anfragen im Zu­

Wenn hier sdlon der Gesetzgeber aufge­
rufen wird, eine soldle Institution einzurich­
ten, dann hätte er doch Anspruch darauf, von 
den Initiatoren - in diesem Fall von der 
Frau Bundesminister - zu erfahren, wer nun 
eine solche Institution leiten soll, wie dieser 
Mann oder diese Frau qualifiziert sein soll, 
welche Anforderungen gestellt wurden. 

sammenhang mit diesem Institut zu antwor- Trotz wiederholter und von mehreren Seiten 
ten, aber mit Antworten haben wir in diesem an die Frau Bundesminister gerichteter Fra­
Hause auch schon unsere Erfahrungen. Wir gen haben wir leider im Ausschuß keine Aus­
wären der Meinung gewesen, hier müßte auf kunft erhalten. Wir sind seit langem mit der 
alle Fälle eine klare, sachliche Berichterstat- Ankündigung konfrontiert, daß man dazu 
tung durch die Institutsleitung unmittelbar er- übergehen werde, eine öffentliche Ausschrei­
folgen können. Man hat alle möglichen Rechts- bung von allen wesentlichen Stellen auch des 
gründe vorgeschützt, um dem aus dem Weg öffentlichen Dienstes vorzunehmen. Hier rich­
gehen zu können. ten wir nun ein Institut von Fondscharakter 

Ganz entsCheidend aber scheint mir die Tat- mit weitgehender Selbständigkeit ein, wir be­
sache zu sein, daß das, was im § 2 dieser zahlen dieses Institut, aber die Besetzung ist 
Regierungsvorlage über das Bundesinstitut für wiederum eine Angelegenheit des Ressorts. 
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Dr. Scrinzi 
Wir hätten es sehr begrüßt, wenn man uns 

gesagt hätte: Jawohl, wir werden unter An­
gabe der Qualifikationen den Geschäftsführer 
dieses Instituts öffentlich ausschreiben und 
dann aus den vorhandenen Angeboten den 
Geeignetsten aussuchen. So, Frau Bundesmini­
ster, setzen Sie sich dem Verdacht aus, daß 
man das deshalb unterläßt, weil offensichtlich 
schon irgend jemand Bestimmter ins Auge ge­
faßt ist. 

Dagegen wäre an siCh noCh niChts einzu­
wenden, wenn Sie dann aber auCh zur nächsten 
Konsequenz gehen und sagen: Die Vorausset­
zungen, die Qualitäten müßte der Mann haben, 
wir haben einen entsprechenden Mann, so 
heißt er, diese Ausbildung, diese Eignungs­
nachweise bringt er, wir haben die Absicht, 
ihn zu bestellen. 

Warum also diese Form von Geheimnis­
krämerei? - Das heißt doch einfaCh, das Hohe 
Haus zu mißachten. 

Einen weiteren Konstruktionsfehler sehen 
wir auch in der Zusammensetzung des Kura­
toriums. Das Kuratorium, das eine sehr be­
grenzte Aufgabe hat, sieht vor - weil die 
Agenden dieses Instituts sehr stark Kompe­
tenzen der Länder berühren, denn dort liegen 
ja eigentlich die entsCheidenden Gesundheits­
kompetenzen noch immer dank der bisher 
noch nicht getroffenen neuen Kompetenzrege­
lungen, wobei in diesem Zusammenhang 
sicherlich auch gewisse Verfassungsänderun­
gen notwendig wären -, daß also diese Län­
der durch zwei Vertreter vertreten werden 
sollen. 

Nun haben aber die neun Bundesländer gar 
kein Gremium, das institutionalisiert ist und 
in der Lage wäre, im Wege einer entspre­
chenden Wahl Vertreter vorzuschlagen. Es ist 
also nicht einzusehen, warum eine Konstruk­
tion gefunden wird, die die Mitwirkung der 
Länder, in denen die Schwerpunkte der Ge­
sundheitspolitik heute noch liegen, nicht so 
gestaltet, daß alle in einem Kuratorium ver­
treten sein sollten, das einmal, bestenfalls 
zweimal im Jahr zusammentritt. 

Wir sind durchaus tür Sparsamkeit, tür Ein­
schränkung von solchen Kollegialorganen, 
aber wenn ich mir ansehe, was etwa der Mini­
sterialentwurf in bezug auf Kollegialorgane 
an den hohen Schulen vorsieht, dann verstehe 
ich die Sparsamkeit hier in gar keiner Weise. 

Das gleiche gilt für. die gleichfalls sehr 
schwierige Konstruktion, daß Städtebund und 
Gemeindebund einen Vertreter nominieren 
sollen. Was soll das heißen? Alternierend 
etwa? Der stärkere Städtebund wird sidt viel­
leicht durchsetzen, die Gemeinden, die in vie­
len Ländern Träger der Krankenanstalten sind, 
und die Gemeindeverbände werden vielleicht 
den kürzeren ziehen. Oder soll dann abge­
wechselt werden? Soll dann ein Proporz fifty­
fifty entstehen? - Auch das ist nach unserer 
Meinung keine günstige Konstruktion. 

Dann haben wir die Bestimmungen über die 
Geheimhaltung kritisiert, ein Problem, das uns 
zunehmend wird beschäftigen müssen. Hier 
war die Regierungspartei wenigstens bereit, 
ihre Vorlage dann abzuändern. Es ist uns 
heute ein Abänderungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Reinhart und Genossen vorgelegt 
worden. Wir haben ihn vom rein Rechtlichen 
her geprüft. Er scheint uns geeignet, in die­
sem Punkt die Regierungsvorlage doch zu ver­
bessern, und wir werden diesem Abänderungs­
antrag zustimmen, was aber nichts an der 
Gesamtablehnung des Gesetzes ändert. 

Alles in allem schaffen Sie eine Institution, 
die ein gewisses Zwitterding darstellt, das 
mehr ist als ein bloßer Beirat des Bundes­
ministeriums, das aber andererseits wiederum, 
wie so vieles, was diese Regierung tut, im 
außerparlamentarischen Raum liegt und sich 
dort der Kontrolle der Volksvertretung ent­
zieht. 

Das waren die Gründe für unsere Ableh­
nung. Wir bedauern es, weil wir der Meinung 
wären, Gesundheitspolitik müßte kein Streit­
fall zwischen den Parteien sein. Ich glaube, 
wenn Sie sich hätten aufraffen können, eine 
Reihe von wie ich glaube durchaus akzep­
tablen Vorschlägen über die rein formale Kon­
struktion dieser Einrichtung, über die Zusam­
mensetzung der Organe, die dort hineinge­
hören, und über die Notwendigkeit der par­
lamentarischen Kontrolle anzunehmen, mit uns 
ernstlich darüber zu diskutieren, so hätten wir 
diese Vorlage gemeinsam verabschieden kön­
nen. 

So bleibt sie meiner Auffassung nach eine 
Vorlage, die ein sdtlechtes Gesellenstück ist, 
ein Gesellenstück, das mir eine schlechte Pro­
gnose hinsichtlich der Frage erlaubt, ob es in 
diesem Zusammenhang die Frau Bundesmini­
ster je zur Meisterschaft bringen wird. 

Ich meine, es wäre im Sinne einer Besse- Umso wichtiger wäre es gewesen, daß wir 
rung der Zusammenarbeit zwischen dieser In- diesen ersten Start, diese verspätete Initiative 
stitution und den Ländern gelegen gewesen, des nun über ein Jahr bestehenden Ministe­
hätte man alle Länder durch einen Vertreter riums gemeinsam in diesem Haus verabschie-
dort präsent sein lassen. det hätten. 
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Dr. ScriDzi 
besondere Vorliebe für diese Fachbeiräte. Sie 
hätten sidl auch dieser Konstruktion bedienen 
können. 

Die Regierungsvorlage, die ganze 11 Para­
graphen aufweist - wobei sich 16 mit der 
inneren Struktur befassen -, wird also nur, 
wenn sie sich realisiert, neue Schreibtische 
sowie neuen Personal- und neuen Sachauf­
wand bringen. 

Wer gibt denn die Mittel, um dieses Insti­
tut zu finanzieren? - Die Mittel sind Zuwen­

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet dungen des Bundes und freiwillige Leistungen 
ist die Frau Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. der Länder. Wir haben so unsere Vorstellun­

Frau Bundesminister! Vielleicht ist das für 
Sie ein Anlaß, darüber nadlzudenken, ob Sie 
sich nidlt in Hinkunft mehr Zeit nehmen soll­
ten, diesbezüglich auch - Sie haben wenig 
Erfahrung im parlamentarisdlen Betrieb -
etwas mehr auf das zu hören, was die Oppo­
sition sagt: Sie hat mandlmal, glaube ich, 
durchaus vernünftige Dinge zu sagen, und was 
wir Ihnen hier vorgeschlagen haben, wäre 
eigentlich akzeptabel gewesen. (Beifall bei der 
FPO.) 

Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wenn die Osterreichische Volkspartei im Aus­
schuß die erste Vorlage des seit einem Jahr 
amtierenden Ministeriums ablehnen mußte 
- ich möchte von zwei kleinen Novellchen 
absehen, die im Herbst des Vorjahres bearbei­
tet wurden -, so deshalb, weil es nidlt gelun­
gen ist, uns von der Notwendigkeit der Grün­
dung dieses Instituts zu überzeugen. 

Die Frau Minister hat sich an der Ausschuß­
diskussion ja auch kaum beteiligt und hat 
ihre Vorlage nicht verteidigt. Es war also 
keine Uberzeugungskraft für die Notwendig­
keit dieses Instituts, vor allem aber auch, wie 
auch mein Vorredner sagte, wählten Sie eine 
Konstruktion, die sich jeder parlamentarischen 
Kontrolle entzieht. Wir haben Ihnen im Aus­
schuß eine andere Konstruktion vorgeschla­
gen, eine Anstalt, die aber bereits im Aus­
schuß nicht die Mehrheit gefunden hat. 

Dieser Fonds - damit komme ich zur Frage 
der Berechtigung, zur Frage, ob es notwendig 
ist, ein österreichisches Institut für Gesund­
heitswesen zu gründen - soll, liest man den 
§ 2, wo Ziel und Zweck umschrieben ist, genau 
drei Viertel jener Agenden übernehmen, die 
eigentlich dem Ministerium zugeordnet sind. 
Wenn wir nun ein Institut für Gesundheits­
wesen benötigen, um das Gesundheitswesen 
in diesem Lande zu erkunden, zu fördern, zu 
verbessern, dann erhebt sich die Frage: Wozu 
haben wir ein eigenes Gesundheitsministe­
rium gebraucht, wenn dies ebensogut ein In­
stitut erledigen kann? 

Die Frau Minister meinte, dieses Institut 
soll jene Entscheidungshilfen in den Fragen 
und Problemen der Gesundheitsvorsorge bie­
ten, an denen das Ministerium interessiert 
ist. 

Frau Minister! Es gibt auch die Möglichkeit 
eines Fachbeirates. Ich glaube, Ihr Minister­
kollege, Herr Minister Staribacher, hat eine 

gen von freiwilligen Leistungen, vor allem 
von Gebietskörperschaften, die man ganz be­
wußt von der Entscheidungsfindung aus-­
schließt. 

Die Mittel des Bundes sind begrenzt: 2,5 Mil­
lionen Schilling. Ich frage nun: Wenn man 
also mit 2,5 Millionen Schilling jene großen 
Aufgaben erfüllen will, die Sie sich im § 2 
zum Ziele gesetzt haben, so wird das wahr­
scheinlich Stückwerk bleiben müssen, einfach 
weil es an der Unzulänglichkeit der Mittel 
scheitert. 

Wir haben hier den sehr begründeten Ver­
dacht, Frau Minister, daß man durch die Dele­
gierung von Aufgaben des Ministeriums an 
Institute, die man mit bescheidenen Mitteln 
ausstattet und die man jeder parlamentari­
schen Kontrolle entzieht, Alibifunktionen 
schafft, um die Untätigkeit Ihres Ministeriums 
zu kaschieren. 

Eine Regierung, die nach den Aussagen ihres 
Regierungschefs so besonders transparent sein 
will, lehnt im Ausschuß das Verlangen ab, 
das Institut möge alljährlich dem Parlament 
einen Bericht vorlegen. Ich glaube, das Par­
lament hat sehr wohl das Recht zu erfahren, 
was zur Verbesserung des Gesundheitszustan­
des der Bevölkerung unternommen wird. 

Dieses Verlangen wurde mit dem Argument 
abgelehnt, das Parlament sei durch Berichte 
unnötig überfordert, wir alle kämen schon 
nicht mehr nach, diese Berichte zu lesen. Ich 
glaube, Frau Minister, dazu muß man sagen: 
Es gehört eben zur Aufgabe des Parlamen­
tariers, die Unterlagen zu lesen. Er wird sicher 
nicht alle Unterlagen mit der gleichen Akribie 
lesen, aber die Ausschußmitglieder würden 
dies sicher tun. Ich nehme an, das wäre Ihnen 
gar nicht so angenehm. Wenn wir also glau­
ben, wenn wir wissen, daß die Kontrolle des 
Parlaments nicht erwünscht ist, so kann ich 
mir vorstellen, daß die Geburtshelfer dieses 
Institutes sehr wohl wissen, welche Ergiebig­
keit mit 2,5 Millionen Sdlilling, mit einer so 
ungenügenden Ausstattung, zu erwarten ist. 
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Dr. Marga Hubinek 
Wenn Sie meinen, dieses Institut soll jene 

Richtlinien und Organisationsvorschläge erar­
beiten, die dann von den Trägem des Gesund­
heitswesens, nämlich den Bundesländern, 
übernommen werden sollen, so habe ich die 
Befürchtung, daß die Bundesländer, die man 
ja von der Entscheidung weitgehend aus­
schließt, wahrsCheinlich Ihre Vorschläge nicht 
akzeptieren werden. Ich weiß nicht, ob sich 
österreiCh diese Leerläufe wirklich erlauben 
kann. 

Das Institut wird nach dem Vorschlag der 
Regierungsvorlage von einem Direktor gelei­
tet. (Abg. Dr. Re in h art: Geschäftsführer!) 
Es ist das ein Posten, der beileibe niCht aus­
geschrieben wird. Ich müßte eigentlich den 
Herrn Bundeskanzler fragen, wie sich dies zu 
seiner Forderung nach einem Dienstpostenaus­
schreibungsgesetz verhält. Will er dieses Ge­
setz erst dann einbringen, wenn alle wichtigen 
Posten schon besetzt sind? 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, daß mit diesem Institut auch an Grund­
sätzen gerührt wird, die bisher unangetastet 
und außerhalb jeder Polemik waren, nämlich 
das ärztliche Geheimnis, der Schutz des Men­
schen in seiner Intimsphäre. Das Institut soll 
nach dem Willen der Regierung alle für die 
Fragen der Gesundheit der Bevölkerung rele­
vanten Daten erarbeiten, es wird aber auch 
zur Auskunftspflicht - und das statuiert der 
§ 12 - gegenüber allen möglichen Instituten, 
den Dienststellen des Bundes und der Länder, 
den Interessenvertretungen, ja den Trägern 
der Sozialversicherung - kurzum: es ist ein 
ganzer Katalog von Dienststellen aufgezählt 
- verhalten. 

Ist Ihnen bewußt, sehr geehrte Frau Mini­
ster, daß manche Behörden, auch manche Ver­
sicherungsinstitute, ein großes Interesse haben 
könnten, die Krankengeschichte eines einzel-

ginn der Beratungen zu einer Regierungsvor­
lage, die ganze 11 Paragraphen enthält, 20 
Abänderungsanträge vorgelegt wurden, und 
zwar von seiten der Regierungsfraktion vor­
gelegt wurden. Ich glaube, daß die Praxis, die 
sich bei der 29. ASVG-Novelle angebahnt hat 
- . so scheint es mir -, hier schnell Schule 
macht. 

Im darf vielleicht hier auch eine Legenden­
bildung zerstören: Daß nämlich in Zeiten der 
OVP-Alleinregierung von der Frau Minister 
Rehor eine ähnliche Idee erwogen wurde, ein 
Gesundheitsinstitut zu gründen. - Damals 
war die Situation deshalb anders, weil das 
im Rahmen eines großen Sozialministeriums 
vorgesehen war. Da war es verständlich und 
begreiflich, daß man die Fragen des Gesund­
heitswesens besonders betreut sehen wollte. 
Heute, wo man ein eigenes Ministerium er­
richtet hat, ist das also völlig unverständlich. 

In Parenthese darf nur erwähnt werden, daß 
wir damals eine Konstruktion gewählt haben, 
die wesentlich transparenter war, nämlich eine 
Konstruktion, die die parlamentarische Kon­
trolle nicht hätte scheuen müssen. Es zeigt 
sim vielleicht wieder an diesem Beispiel, daß 
es sich bei der sozialistischen Fraktion, wenn 
sie immer wieder von Transparenz spricht, 
doch nur um ein Lippenbekenntnis handelt. 

Ich darf vielleicht unsere Anträge, die wir 
im Ausschuß vorgebraCht haben, hier im Ple­
num des Hauses nom einmal wiederholen: 

Antrag 

der Abgeordneten Dr. Hubiriek und Genos­
sen zum Bundesgesetz über die ErriChtung 
eines Fonds "Osterreichisches Bundesinsti­
tut für Gesundheitswesen" (565/623 der Bei­
lagen) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

nen, die relevanten Daten zu erhalten, und daß Im § 2 wird nach lit. d eine neue lit. e wie 
die großzügige Auskunftspflicht hier viele Ge- folgt angefügt: 
fahren birgt, Gefahren, die dem Datenschutz "e) Vorlage eines jährlichen Berichtes an 
- eine Forderung, die, glaube ich, unbestrit- den Nationalrat über die Durchführung der 
ten ist - widersprechen? Aufgaben gemäß lit. abis dirn vergangenen 

Ich billige Ihnen zu - und das richte ich an Kalenderjahr sowie einer Vorschau der ge-
die Adresse der Regierungsfraktion -, daß planten Maßnahmen für das nächste Jahr." 
unsere diesbezüglichen Fragen im Ausschuß Wir meinen aber auch - und das gilt vor 
Sie überfordert haben. Sie konnten diese Fra- allem für unsere Bedenken, daß der Daten­
gen nicht beantworten. Sie waren wahrschein- schutz nicht entsprechend gewährleistet ist -, 
lich von den Konsequenzen, die sich aus die- daß dem § 11 ein Satz anzufügen ist: 
sem mangelnden Datenschutz ergeben, sicht­
lich überrascht. 

Wie "gut" die Vorlagen des Ministeriums 
erarbeitet werden, zeigt vielleicht auch der 
Umstand, daß man eigentlich so wichtige Fra­
gen nicht behandelt hat. Ich darf vielleicht nur 
als symptomatisch anführen, daß gleich zu Be-

Antrag 

der Abgeordneten Dr. Hubinek und Genos­
sen zum Bundesgesetz über die Errichtung 
eines Fonds "OsterreiChisches Bundesinsti­
tut für Gesundheitswesen" (565/623 der Bei­
lagen) 
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Dr. Marga Hubinek 
Der Nationalrat wolle beschließen: tig. Sie haben diesen Impfkordon erst dann 

gemacht, als am 29. Dezember 1912 Seudlen­
Dem § 11 ist folgender Satz neu anzufü- fälle 15 km vor der burgenländischen Grenze 

gen: aufgetreten sind. 

"Auskünfte über die Sammlung, Analyse Sie haben gestern in der Fragestunde er-
und Auswertung der Daten von Einzelper- klärt, es sei ohnedies nichts geschehen. Das 
sonen dürfen weder verlangt noch erteilt erinnert stark an die Podc.ensituation im ver­
werden." 

Schließlich wollen wir, daß dem § 15 ein 
neuer Absatz 4 wie folgt angefügt wird: 

Antrag 

der Abgeordneten Dr. Hubinek und Genos­
sen zum Bundesgesetz über die Errichtung 
eines Fonds "Osterreichisches Bundesinsti­
tut für Gesundheitswesen" (565/623 der Bei­
lagen) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

gangenen Sommer. 

Aber, Frau Minister, was sagen Sie dazu? 
Es ist leider doch etwas geschehen: Heute 
wurden zehn Fälle von Maul- und Klauen­
seuche in Margarethen am Moos, das ist im 
Bezirk Brudc. an der Leitha, von den Veteri­
närärzten konstatiert. Was sagen Sie dazu? 
Ich glaube, das Parlament hat ein Recht, darauf 
eine Antwort zu erhalten. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. K ern: Gestern haben Sie ge­
sagt, es ist alles in Ordnung!) 

Dem § 15 ist ein neuer Abs. 4 wie 
anzufügen: 

folgt Präsident Dr. Maleta: Die Anträge der Frau 
Abgeordneten Dr. Hubinek und Genossen, die 

,,(4) Die Sammlung, Analyse und Auswer­
tung der im § 2 lit. a genannten Daten darf 
nur unter Beachtung der Sicherung der Pri­
vatsphäre des einzelnen erfolgen. Gesam­
melte Daten über Einzelpersonen dürfen nur 
ausgewertet, nicht aber weitergegeben wer­
den. Auskünfte über gesammelte Daten kön­
nen aber auf Antrag jener Personen schrift­
lieh gegeben werden, deren Daten gesam­
melt wurden. Beschwerden wegen Miß­
brauchs der Geheimhaltung der Daten von 
Einzelpersonen sind an das Bundesministe­
rium für Gesundheit und Umweltschutz zu 
richten; solche Beschwerden sind bescheid­
mäßig zu er ledigen. " 

Idl glaube, Frau Minister, es war an der 
Regierungsfraktion gelegen, die Gesundheits­
politik nicht zum Feld politischer Auseinan­
dersetzungen zu machen. Es wäre durchaus im 
Bereich der Möglichkeiten gewesen, in diesen 
Fragen einen Konsens der beiden Oppositions­
parteien herzustellen. 

Frau Minister! Lassen Sie mich abschließend 
noch einige Worte zu Ihrer Ressortführung 
sagen: 

Sie fegen von vornherein alle Einwände 
der Opposition vom Tisch, ohne diese wenig­
stens zu prüfen. Den Schaden hat letztlich die 
Bevölkerung zu tragen. 

Erlauben Sie mir, daß ich hier ganz kurz 
erwähne, was gestern Gegenstand der Frage­
stunde war: die mangelnde Prophylaxe bei 
der Maul- und Klauenseuche. Gestern in der 
Fragestunde meinten Sie, der Impfkordon, den 
die Opposition und die lokalen Behörden 
Anfang Dezember verlangt haben, sei unnö-

soeben verlesen wurden, sind genügend unter­
stützt und stehen daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Sekanina. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Sekanlna (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Es tut mir 
persönlich außerordentlich leid, daß gerade 
der Tagesordnungspunkt im Zusammenhang 
mit der Schaffung eines Fonds "Osterreichi­
sches Bundesinstitut für Gesundheitswesen" 
in der parlamentarischen Diskussion nicht jene 
Attraktivität besitzt - ich meine, das gilt 
für hüben und drüben -, von der idl glaube, 
daß sie eines Tages doch auftreten wird, weil 
wir alle sicherlich registrieren und feststellen 
werden, daß die Probleme und die Fragen 
des Umweltschutzes, aber auch die Probleme 
und Fragen der Gesundheitspolitik für die 
österreichische Bevölkerung von außerordent­
licher Wichtigkeit und Bedeutung sind. 

Ich habe mehrmals - nidlt nur in diesem 
Hohen Haus, sofern wir dazu Gelegenheit hat­
ten, sondern auch in der Ausschußdebatte 
sowie bei den Budgetberatungen - darauf 
verwiesen, daß ich persönlich der Auffassung 
und Meinung bin, daß es nicht sehr sinnvoll 
und zielführend wäre, würde man gerade die 
Fragen und Probleme der Gesundheitspolitik 
in den Mittelpunkt parteipolitischer und tages­
politischer Auseinandersetzungen stellen. Ich 
habe mehrmals in diesem Forum, aber auch 
in anderen Bereichen betont, daß ich auf Grund 
anderer Funktionen, die ich ausüben darf, 
durchaus einiges an Erfahrung im Zusammen­
hang mit den Problemen der Gesundheits­
politik und des Umweltschutzes sammeln 
konnte. 
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Sekanlna 
Meine Damen und Herrenl Gerade aus die­

sem Grunde bin kh persönlich überzeugt, daß 
die Schaffung des Fonds "Osterreichisches Bun­
desinstitut für Gesundheitswesen" von großer 
und wesentlicher Bedeutung ist. 

Wir haben uns gestern, aber auch heute als 
Abgeordnete zum österreichischen Parlament 
mit einer Reihe von Fragen auseinanderge­
setzt. Es gab im Zusammenhang mit der Be­
stellung eines neuen Staatssekretärs sehr kri­
tische Worte und Bemerkungen. 

Ich möchte auf einen Ausspruch zurückkom­
men, den der Klubobmann der Osterreichi­
sehen Volkspartei, Herr Professor Koren, heute 
in diesem Hohen Haus gemacht hat. 

Die Begründung dieses Ausspruches hat ge­
lautet, daß sich die Frau Bundesminister Dok­
tor Leodolter bei den Ausschußsitzungen -
und die Frau Abgeordnete Dr. Hubinek hat 
es auch erwähnt - eigentlich nicht zu Wort 
meldet, daß sie nach Auffassung der Opposi­
tion zu wortkarg ist, daß sie ihre Vorlagen 
nicht verteidigt und daß sie nicht jene Aktivi­
tät und Initiative hat, die man eigentlich -
nach Auffassung der Opposition - erwarten 
müßte. Herr Professor Koren meinte, daß die 
Frau Bundesminister in diesem Parlament 
nichts zu suchen hätte, eben deswegen nichts 
zu suchen hätte, weil sie bei den Ausschuß­
sitzungen keine Antwort gegeben hat. 

Nun glaube ich, Herr Professor, daß es 
natürlich Ihr gutes Recht als Oppositionspoli­
tiker ist, diese Meinung zu äußern. (Abg. Dok­
tor Marga Hub i n e k: Er hat es besser ge­
macht!) Ich glaube auch, daß es Ihr gutes Recht 
ist, hier Kritik zu üben. Ich glaube aber, bevor 
Sie unsere Leute wegschicken, daß ich Ihnen 
einige Namen aus Ihren eigenen Kreisen sagen 
könnte, die Sie wegschicken könnten. (Abg. 
Ve t t e r: Das können Sie erst sagen, wenn 
wir den Minister stellen!) 

Ich glaube nicht, daß es mit einer sachlichen 
Kritik zu· tun hat, wenn man im Zusammen­
hang mit Fragen und Problemen der Gesund­
heitspolitik eine derartige Formulierung eines 
Ausspruches beziehungsweise eine derartige 
Aussage macht. 

Ich möchte Ihre Meinung, Herr Professor 
Koren, nicht beeinflussen - das werden Sie 
selbstverständlich meinerseits nicht zur Kennt­
nis nehmen -, aber ich möchte Sie auf einen 
anderen Umstand aufmerksam machen. Wenn 
Sie schon hierhergehen und Kritik üben, so 
habe ich ausdrücklich mehrmals schon gesagt: 
Ich halte das Thema Gesundheitspolitik und 
Umweltschutz nicht für geeignet, um hier in 
dieser Form parteipolitische Aktivitäten zu 
erzeugen. Wenn Sie, Herr Professor Koren, 
das aber schon tun, dann glaube ich, daß es 

ganz gut wäre, wenn Sie sich gerade als Klub­
obmann über die tatsächlichen Verhältnisse 
orientieren. 

Ich kann mir vorstellen, daß es für Sie ein 
leichtes wäre, zumindest einmal den Ausschuß­
bericht zur Hand zu nehmen. Wenn Sie er­
lauben, dann könnten wir gemeinsam - Sie 
und ich - den Bericht lesen, wobei nicht das 
Lesen, sondern der Inhalt das Problem ist. 
(Abg. Dr. Kor e n: Ich hoffe, Sie übernehmen 
das Vorlesen!) Wenn Sie meinen, daß ich das 
Vorlesen übernehmen soll, dann tue ich es 
gerne, denn in diesem Falle bin ich bereit, 
Ihnen die Arbeit abzunehmen. (Heiterkeit.) 

Beim Vorlesen habe ich gewisse Gedanken­
verbindungen. Ich denke zum Beispiel daran, 
wie lange schon die Studenten auf der Hoch­
schule für Welthandel warten, bis Sie dort 
wieder Vorlesungen halten werden. (Heiter­
keit bei der SPO.) Das gehört aber nicht zum 
Thema. Ich sage das nur nebenbei. (Heiter­
keit.) Es könnte mir passieren, daß Sie mich 
auch noch zu den Vorlesungen schicken (Hei­
terkeit bei der SPO), die Sie eigentlich vor­
nehmen sollten. Herr Professor Koren! Das ist 
Ihre berufliche Angelegenheit. (Abg. Doktor 
Kor e n: Darüber können wir reden! - Abg. 
Dr. S c h w i m m e r: Einmal können wir es 
probieren! - Weitere Zwischenrufe.) Ich 
schätze sehr, daß ich die Lethargie des OVP­
Klubs wieder einigermaßen reduziert habe. Es 
wird schon werden, Herr Professor! Lange 
genug Oppositionspolitiker, wird Ihnen Zeit 
verschaffen, auf der Hochschule wieder Vor­
lesungen zu halten. (Abg. Dr. Bau er: Sie 
haben Sorgen!) 

Ich darf nun folgendes sagen, gerade weil 
Sie, Herr Professor, so konkret gesagt haben, 
die Frau Bundesminister sollte aus diesem 
Parlament ausscheiden: Das tun wir nicht! 
(Abg. Dr. Kor e n: Aus dem Parlament nicht! 
Dem gehört sie ja nicht an!) Ich schätze Ihre 
Aufmerksamkeit! Ich darf mich verbessern: Die 
Frau Bundesminister gehört nicht dem Parla­
ment an. (Zwischenrufe bei der OVP.) Kollege 
Vetter, ich habe das sofort registriert. (Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k: Das ist eine Kleinig­
keitf) Man soll mitunter auch Ratschläge zur 
Kenntnis nehmen. Der Unterschied zwischen 
Ihnen und uns ist ja der, daß Sie keine Rat­
schläge zur Kenntnis nehmen. Wir tun es 
gerne. 

Herr Professor! Ich möchte Ihnen folgendes 
sagen, wobei ich der Meinung bin, daß ein 
Klubobmann das eigentlich registrieren müßte: 
Da gibt es also - ich darf beginnen; zu Ihrer 
Information, nachdem Sie es anscheinend noch 
nicht erfahren haben - einen Bericht des Aus­
schusses für Gesundheit und Umweltschutz, 
623 der Beilagen. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

63. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)136 von 156

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 63. Sitzung - 25. Jänner 1973 5885 

Sekanina 
Das ist nicht für Sie, Herr Dr. Schwimmer, 
oder für andere, sondern für den Herrn Pro­
fessor bestimmt, wenn es erlaubt ist. (Abg. 
Dr. S eh w i m m e r: Für mich sprechen Sie 
nicht mehr?) Er - und nicht ich - hat gesagt, 
die Frau Bundesminister soll aus der Regie­
rung ausscheiden, weil sie sich nicht rührt. Ich 
darf sagen: Für meine Verhältnisse rührt sie 
sich außerordentlich (allgemeine Heiterkeit) 
bei unseren internen Besprechungen. 

Meine Damen und Herren! Schon allein das 
beweist, daß die Frau Dr. Leodolter durchaus 
imstande ist, ihre Auffassungen und Meinun­
gen zu vertreten. Es kommt bei der Antwort 
immer darauf an, was man gefragt wird. (Neu­
erliche Heiterkeit. - Abg. Dr. Kor e n: In 
der Tat!) Und wie sie gefragt wird, glaube 
ich, Herr Professor, müssen Sie vielleicht ein­
mal in Ihrem Parlamentsklub durchbesprechen. 
Hätten Sie nämlich die Sachlage gekannt, dann 
hätten Sie das, was Sie heute in der Früh in 
Ihrer üblichen, etwas ironischen, etwas beißen­
den, den Gegner ... (Abg. Dr. Kor e n: Aber 
doch sehr zartfühlendl - Abg. G rat z: Das 
ist wieder ein Beweis für die Relativitäts­
theorie!) Was Sie unter zart verstehen! Da ist 
wieder ein erheblicher Meinungsunterschied 
zwischen Ihnen und mir. 

Aber in diesem Bericht, Herr Professor -
bitte, eine kleine Vorlesung für den Klub­
obmann, ab und zu hat man das notwendig 
(Heiterkeit bei der SPO - Abg. Dr. BI e n Je 
Dem Vorlesen steht nichts mehr im Wege!) -, 
steht wörtlich drinnen: "Der Ausschuß für Ge­
sundheit und Umweltschutz hat die Regie­
rungsvorlage .. (Zwischenruf des Abg. 
B r a nd s t ä t te r.) Bitte, Herr Kollege Brand­
stätter, es gibt Fachgebiete, wo man sich 
durchaus engagieren kann, und es gibt Fach­
gebiete, wo man sich nicht engagieren kann. 
Ich würde meinen, Gesundheitspolitik ist nicht 
Ihr Fachgebiet. (Zwischenrufe bei der OVP.) 
Aber das überlasse im Ihrer Beurteilung. (Ruf 
bei der OVP: Alles kann man nicht lernen, 
wenn man es nicht .schon kann!) Es ist durch­
aus interessant, daß man Sie sogar nom um 
18 Uhr 30 Minuten einigermaßen in Bewegung 
bringen kann. (Heiterkeit bei der SPO.) 

Am 11. und 18. Jänner 1913 hat der Gesund­
heitsaussdlUß diese Problematik in Beratung 
gezogen, und dann gibt es eine lange Liste 
von Rednern. Sehr aktiv - das steht hier 
nicht drinnen, ich meine nur, weil iCh Tatzeuge 
war - war die Frau Dr. Hubinek, auch die 
anderen Abgeordneten, unter anderem Herr 
Dr. Ermacora, der heute sicherliCh aus einem 
zwingenden Grund nicht anwesend ist. Unter 
anderem heißt es aber dann: Auch die Frau 
Bundesminister hat dort ihre Meinung vertre­
ten. (Abg. Dr. Marga Hub i ne k: Wenn man 
sieben Stunden die Frau Minister fragt und sie 

dann kurz in zwei Sätzen antwortet! - Ruf 
bei der OVP: Das steht im Protokoll! - Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k: Dann steht es im Pro­
tokoll!) Frau Dr. Hubinekl Sie können bitte 
eines von mir zur Kenntnis nehmen: Ich habe 
so viel an Kinderstube mitgebracht, daß ich 
bei Ihren Zwischenrufen mir nicht erlaube, 
dazwischenzureden. Das ist bei Ihren Kol­
legen nicht der Fall, damit nicht der Herr Pro­
fessor die Hoffnung hat, ich gebe ihm keine 
Antwort. 

Aber bitte, Frau Doktor, wenn Sie sieben 
Stunden Probleme wälzen und nichts Konkre­
tes fragen, dann machen Sie bitte der Frau 
Minister nicht einen Vorwurf. (Beifall bei der 
SPO.) Ich habe nicht von der Qualität Ihrer 
Aussagen geredet - persönlich, meine ich -, 
sondern überhaupt. (Abg. Dr. B 1 e n k: Dieses 
Maß an Bescheidenheit ist bei Ihnen sehr 
ungewöhnlich, Herr Abgeordneter!) 

Darf ich, meine Damen und Herren, konkret 
des weiteren sagen: Ich habe heute nach der 
Diskussion über die Installation eines Staats­
sekretärs den Eindruck gewonnen - weil ich 
den Herrn Kollegen Dr. Gruber sehe; ich freue 
mich sehr, ihn wiedergenesen in unserer Mitte 
zu sehen, er war auch einer von denen, die 
sehr aggressiv heute hier vorgegangen sind ... 
(Abg. Dr. G r u be r: So? Das bin ich nie!) 
Herr Dr. Gruber, soweit es die Aggressivität 
Ihrerseits betrifft, so legen Sie eine unge­
wöhnliche BesCheidenheit an den Tag. Viel­
leicht könnte man da ... (Abg. Dr. Kor e n: 
Ein Scheiber1 abschneiden!) Sie meinen, ich 
solle mir eine Scheibe davon abschneiden? 
Wenn Sie das sagen, Herr Professor, dann 
könnten wir vielleicht gemeinsam diesen Vor­
schlag beachten. (Abg. Dr. Kor e n: Ich halte 
die Wurst und Sie das Messer! - Heiterkeit.) 

Darf ich bitte folgendes sagen, meine Damen 
und Herren: Ich habe bei der heutigen Debatte 
den Eindruck gewonnen - das wird wieder 
zu einigem Widerspruch auch Ihrerseits füh­
ren -, daß es Ihnen auch im Zusammenhang 
mit der Gründung dieses Institutes durchaus 
nicht um die Sachfragen geht. Ich habe den 
Eindruck. gewonnen, meine Damen und Herren, 
daß es Ihnen durchaus nicht um das Problem 
geht. 

Sie sind deswegen gegen die Gründung die­
ses Fonds "Osterreichisches Institut für Ge­
sundheitswesen", weil Sie befürchten, daß mit 
dieser Einrichtung permanent, laufend und in 
Etappen Zielsetzungen erreicht werden, daß 
man hier im Bereiche der Gesundheitspolitik 
zu Resultaten kommt. Was werden Sie dann 
als Oppositionspartei zu kritisieren haben 
(Abg. Dr. BI e n k: Das ist eine sehr gewagte 
und frivole Feststellung!), wenn wir Schritt 
für Schritt diese Probleme bewältigen? 
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Sekanina 
Gesdlätzter Herr Abgeordneter Dr. Blenkl 

'Sie sind für mich ein durchaus angenehmer 
Gesprächspartner, schon deswegen, weil Sie 
durch Ihre Aktivität bei Zwischenrufen dem 
Redner doch die Chance bieten, einiges zu 
dem zu sagen, was bei Ihnen in der OVP 
vorgeht. 

Ich frage Sie konkret: ... (Abg. Dr. BI e n k: 
Als Zwischenrufer brauchen Sie auch keine 
Nachhilfestunden!) Kollege Dr. Blenk, ich frage 
Sie konkret: Wann und wo und in welchem 
Umfange haben Sie persönlich - ich meine 
damit nicht Sie, sondern Ihre Partei - in den 
vergangenen Jahren Beispiele einer aktiven 
Gesundheitspolitik erbracht? (Ruf bei der 
SPO: Nie! - Abg. Dr. BI e n k: Das ist eine 
sehr einfache Flucht nach vorne! - Abg. 
Sc h i e der: Ach so?) 

\Vann und wo, verehrter Herr Dr. Blenk, 
hat Ihre Partei im Zeitraum von 1966 bis 1970 
- wie wir meinen: für viele Jahre Ihre Glanz­
zeit - in Osterreich eine aktive und der Be­
völkerung dienende Gesundheitspolitik betrie­
ben? - Ich meine, Sie haben überhaupt nichts 
-ztJ bieten gehabt. (Beifall bei der SPO.) Dber­
haupt nichts haben Sie zu bieten gehabt! 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO. - Abg. Dok­
tor BI e n k: Sie sehen nicht über die Wiener 
Stadtmauern hinaus, sonst könnten Sie nicht 
so reden!) 

Weil der Kollege Hahn sich also auch be­
müßigt gefühlt hat, im Rahmen eines Zwi­
schenrufes etwas beizutragen: Kollege Hahn, 
vielleicht könnten Sie mir beantworten, wann 
und wo diese aktive Gesundheitspolitik be­
trieben wurde. (Abg. Dr. B 1 e n k: Ich lade Sie 
nach VOlarlberg ein, damit Sie als Wiener 
kennenlernen, was man dort macht!) Ich habe 
nicht den Eindruck, daß die Bevölkerung das 
registrieren konnte. 

Und was tun wir? Entsprechend unserem 
Regierungsprogramm, entsprechend der unse­
rer Bevölkerung dienenden Auffassung haben 
wir mit Gründung dieses Fonds die Voraus­
setzung geschaffen, daß wir in Osterreich end­
lich schrittweise, etappenweise eine moderne, 
der Bevölkerung dienliche Gesundheitspolitik 
betreiben können. (Beifall bei der SPO.) 

Sie haben heute in Ihren Meinungsäußerun­
gen, meine Damen und Herren, gemeint, das 
wäre gar nicht notwendig. Frau Dr. Hubinek, 
Sie sagten, das wäre überhaupt nicht notwen­
dig: Wozu dieser Fonds? Wozu diese Einrich­
tung? Wir haben ja letztlich ein Ministerium, 
und dieses Ministerium braucht kein zweites 
oder fast zweites Ministerium, wie Sie sagten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang be­
baupten: Es wäre so gut und so angenehm 
schon im AussdlUß gewesen, wenn Sie sich 
diese Regierungsvorlage einigermaßen zu Ge-

müte geführt hätten. Aber vor lauter Hektik, 
die Sie produzieren - irgendwann, irgendwo 
muß man diese Regierung wieder angreifen i 
keine Zeit zu sachlichen Uberlegungen - kri­
tisieren Sie permanent Dinge, die Sie, wie 
ich meine, gar nicht real überdacht haben. 

Bitte, lesen Sie, Frau Dr. Hubinek, welche 
Aufgaben diesem Institut obliegen. Es heißt 
hier wörtlich und vor allem konkret und deut­
lich - sinngemäß, meine 'ich -, daß dieses 
Institut ein Instrumentarium für die Vorbe­
reitung und für die Ausarbeitung von ent­
sprechenden Konzepten sein soll, das eben 
dieser von uns praktizierten modemen Ge­
sundheitspolitik dienen soll. 

Ich habe schon eingangs betont, meine 
Damen und Herren - und das sage ich jetzt 
vollkommen außerhalb aller parlamenta­
rischen, aber auch außerhalb aller politischen 
Differenzen, die man haben kann -: Wissen 
Sie, wenn Sie täglich mit einer Spitalsverwal­
tung zu tun haben, dann hört sich das Partei­
politische auf. Dann können Sie - das habe 
ich mehrmals gesagt, Herr Professor Koren; 
das habe ich mehrmals hier behauptet, und 
das werde ich auch weiter tun - täglich er­
leben, wie notwendig und wie sinnvoll es für 
diese österreichische Bevölkerung ist, daß im 
Gesundheitswesen Ordnung geschafft wird. 
Wir haben schon in der Regierungserklärung 
und auch der Bundeskanzler Dr. Kreisky hat 
unsere Vorstellungen kundgetan. Eine Etappe 
bei der Lösung dieser Probleme und Aufgaben 
ist eben die Errichtung dieses Fonds für das 
österreichische Gesundheitswesen, von dem 
wir meinen, daß er der Bevölkerung dienlich 
ist. 

Ich möchte bei der Gelegenheit aber auch 
bemerken, daß es gar kein Fehler wäre, wür­
den sich die politischen Parteien, würden sich 
auch die parlamentarischen Klubs noch mit 
einer größeren Deutlichkeit gerade für die 
Probleme der Gesundheitspolitik und des Um­
weltschutzes einsetzen. (Beifall bei der SPO.) 

Eines Tages werden wir alle mitsammen er­
leben - das ist meine Auffassung -, daß wir 
hier einiges noch nachzuholen haben. Diese 
Regierungspartei nimmt für sich in Anspruch, 
daß sie jene treibende Kraft ist, die imstande 
ist, dieses Manko auch auszugleichen. 

Herr Dr. Gruber! Wieder im Vollbesitz Ihrer 
Kräfte, haben Sie heute - das meine ich wirk­
lich persönlich - von diesem Rednerpult aus 
in üblicher Gewohnheit und Manier Attacke 
geritten, nicht weil Sie Kavallerist sind, son­
dern weil Sie als - wie ich meine - Voll­
blutpolitiker doch eine große Freude daran 
haben, irgend etwas zu finden - das ist ja 
die Schwierigkeit für Sie -, was man der 
Regierungspartei ankreiden kann. (Abg. Dok-
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tor G r u be r: Es ist nicht sehr schwer, etwas 
zu finden! - Abg. Dr. BI e n k: Wirklich nichtI) 
Das ist schwierig! Herr Dr. Gruber, das ist 
sdlwierigl 

Aber Sie haben etwas gesagt, was nach 
meinem Dafürhalten wert ist, daß man es in 
der Antwort beamtet: Es gibt bei Ihnen einen 
Funktionär; vorerst gibt es bei Ihnen einen 
Ausschuß, einen Parteiausschuß: Gesundheits­
wesen, oder wie er sich tituliert - im kenne 
mim nicht aus in Ihrer Hierarchie. (Abg. 
G rat z: Bei der OVP kennen sich nicht ein­
mal die eigenen Funktionäre aus!) 

Herr Dr. Gruberl Wenn ich Sie bitten darf, 
mir in dieser Frage einigermaßen Ihre Auf­
merksamkeit zu smenken. Da gibt es einen 
Aussmußvorsitzenden. - Ich habe mich nur 
entschuldigt, denn ich weiß ja nimt, wie das bei 
Ihnen heißt. Der Generalsekretär läßt mich 
nicht bei euren Ausschußsitzungen zuhören. 
Was soll ich also tun? - Und wenn ich nicht 
irre, ist das der Herr Primarius Dr. Günther 
Wiesinger. (Abg. Ha h n: Sie irren sich nichtl) 
Das Wort Wiesinger hätte im sofort gewußt, 
nur beim Günther habe im noch ein bißchen 
Schwierigkeiten gehabt, ob der Vorname 
stimmt. 

Der Herr Primarius Dr. Wiesinger - ich 
meine, im darf es mir nicht erlauben, eine 
Qualifikation über seine medizinismen Kennt­
nisse abzugeben, aber ich darf mit Recht aJ;l­
nehmen, daß er in diesem Bereim hochqualifi­
ziert ist. Ich weiß auch, daß er kaufmännisch 
hochqualifiziert ist. (Abg. Dr. Marga Hub i­
ne k: Ist das ein Fehler in diesem Lande?) Ich 
wollte nur seine Leistungen, Frau Doktor, aus­
drücken. Bitte, wenn ein Mann eine Leistung 
erbringt, so seien Sie dom deswegen ni mt 
gleich böse. Ich wollte das nur, Frau Doktor, 
bemerkt haben. Dieser Dr. Günther Wiesinger, 
dem ich auch kaufmännische Qualitäten zu­
schreibe, wurde heute von Herrn Dr. Gruber 
genannt; er hat es kritisch gemeint. Er hat ge­
sagt: Das, was wir hier produzieren, ist uner­
hört. Wir greifen diesen Herrn Dr. Günther so 
vehement an. Dieser Herr Dr. Günther Wiesin­
ger - ich bin smon persönlich mit ihm, daher 
habe ich den Familiennamen fast vergessen -, 
kann sim hier nimt wehren, meinten Sie, Herr 
Doktor Gruber. Das ist einfach. Uns werfen Sie 
vor, daß er sich nimt wehren kann, und der 
aktive Herr Dr. Günther Wiesinger smimpft, 
kritisiert und bemerkt täglim, was wir nimt 
alles an schlemten Leistungen im Rahmen der 
Gesundheitspolitik (Abg. Dr. Marga 
Hub i n e k: Die Frau Minister kann sich ja 
wehren! Das ist ja ein Unterschied!) 

Was kann ich dafür, Frau Dr. Hubinek, was 

in der Kandidatenliste so schlecht gereiht 
haben, daß er nimt zum Zuge kam? (Abg. 
Ha h n: Als 15.! - Abg. Dr. Marga Hub i­
n e k: Dennoch arbeitet er mit!) 

Professor Koren - Herr Professor natür­
lich -, Sie sagten heute, die Frau Doktor 
Leodolter möge diese Regierung verlassen. 
(Abg. Dr. G ru be r: Frau Dr. Leodolter ist 
auch nicht Mitglied des Nationalrates/ Sie steht 
nicht einmal auf der Liste/ - Abg. G rat z: 
Aber sie sitzt aut der Regierungsbank!) Im 
mache Ihnen einen Vorschlag. Wenn Sie die 
Frau Dr. Leodolter weggeschickt ha,ben wollen, 
Herr Professor Koren, vielleicht könnten wir 
den Wiesinger gegen den Hahn austausmen. 
(Heiterkeit bei der SPO.) Ich menge mim nicht 
in Ihre Angelegenheiten, aber dann hätten 
wir wenigstens den Wiesinger da, damit er 
das, was er so gesmeit ... (Abg. Ha h n: 
Denken Sie an das Wahlergebnis bei der Wie­
ner Gebietskrankenkasse!) 

Ich weiß schon, daß Sie jetzt böse sind, aber 
das wird der Wiesinger schon mit Ihnen aus­
machen. Wenn im eine Wahlwerbung für die 
OVP betreibe, dann seien Sie doch ni mt böse, 
Herr Kollege Hahn! 

Dr. Wiesinger hat mir erzählt, daß sein 
Image ein besseres in der Offentlichkeit sein 
könnte als Ihres. Das macht eum unterein­
ander aus, das ist nicht meine Angelegenheit. 
Aber der Herr Dr. Wiesinger ist ohne Zweifel 
Fachmann. Ich kann mim nicht erinnern, daß 
Sie Facharzt für interne Medizin sind, Kol­
lege Hahn, oder sonst einer Fachsparte, daher 
soll man sich nur in fachlichen Bereichen enga­
gieren. (Zwischenruf des Abg. Ha h n.) 

Im weiß, daß ich Sie einigermaßen getroffen 
habe. Frau Doktor, Sie sind am Zuge, bitte! 
(Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Haben Sie medi­
zinische Vorkenntnisse, Herr Sekanina? Ich 
meine akademisch-medizinische?) Im kann 
mich erinnern - Frau Doktor, darf ich ant­
worten -, Sie haben zu mir gesagt: Haben 
Sie akademische Ausbildung? (Abg. Doktor 
B I e n k: Medizinische sind immer akade­
mische! - Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Aka­
demisch-medizinische Vorkenntnisse/) Darf ich 
antworten? Ich darf sagen, Frau Doktor: 
Natürlim nimt. (Abg. Dr. Marga Hub i ne k: 
Ich auch nichtl) Aber ich maße mir an, nach­
dem Ihnen bekannt sein müßte, daß die Wie­
ner Gebietskrankenkasse ein Krankenhaus 
führt, daß ich einiges aus dem praktismen 
Betrieb des Krankenhauses verstehe. Zumin­
destens so viel wie einige Ihrer Herren, um 
nimt zu sagen, so wie Sie in diesem Bereich. 
(Abg. Dr. Marga Hub i ne k: Im Verwaltungs­
bereich!) 

kann die Regierungspartei dafür, daß Sie einen Aber ich darf auf das zurückkommen, was 
Ihrer maßgebendsten Funktionäre, einen per- Herr Dr. Gruber gesagt hat. Er hat gemeint: 
sönlidlen Freund des Herrn Dr. Franz Bauer, Wir sind vollkommen sdlledlte Leute, weil 
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Sekanina 
wir uns anmaßen, den Dr. Wiesinger zu kri­
tisieren. (Abg. Dr. G ru be r: Nein, nein!) 

Ja, bringen Sie ihn herunter! Arrangieren 
Sie sicht Her mit dem Dr. Wiesinger, wir wol­
len uns mit ihm auseinandersetzen! (Abg. Dok­
tor G r u b er: Setzen Sie sich sachlich mit 
ihm auseinander!) Diese Methode, meine 
Damen und Herren, geht nicht. Im Presse­
organ der Osterreichischen Volkspartei kriti­
siert der Herr Dr. Wiesinger die Regierungs­
politik, macht uns Vorschläge für eine Ge­
sundheitspolitik (Abg. Dr. G r u b er: Na 
also!), sagt, was wir alles schlecht tun, und 
wir dürfen uns nicht erlauben, in diesem Lande 
den Dr. Wiesinger zu kritisieren. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. G r u be r: Seien Sie 
froh, daß der Wiesinger kritisiertf) Wir wer­
den den Dr. Wiesinger dort kritisieren, wo es 
uns paßt. 

Verehrter Herr Kollege Bauer! Ich habe 
Verständnis dafür. Wie heißt es so gut im 
Volksmund? Einem Busenfreund möchte man 
ja nicht weh tun. Passen Sie auf, daß er nicht 
gefährlich wird, der Wiesinger, in Ihrer eige­
nen Hierarchie. Zum Schluß bleibt der Glück 
und der Bauer ist weg. Auf das müßte man 
in diesem Bereich aufpassen. 

Ich meine also, daß wir im Zusammenhang 
mit den sachlichen und fachlichen Problemen 
in unserer Ausschußberatung, meine Damen 
und Herren, konkrete Vorschläge gemacht 
haben. Ich habe kein Verständnis dafür, wenn 
heute kritisiert wird, daß wir für den Daten­
schutz zuwenig übrig hätten. Wir haben aus­
drücklich erklärt, und der Herr Primarius Dok­
tor Scrinzi wird das als Ausschußvorsitzender 
sicherlich bestätigen können, daß wir bereit 
sind, nao.l. entsprechenden Uberlegungen, aber 
auch nach entsprechenden Aussprachen in 
Form eines gemeinsamen Antrages die Frage 
des Datenschutzes, die wir durchaus einsehen 
und anerkennen, gemeinsam zu lösen. (Abg. 
DI. Marga Hub i n e k: Das gehört doch vor­
her überlegt! Sie waren im Ausschuß sichtlich 
überrascht, welche Probleme sich da ergeben!) 
Frau Dr. Hubinekl Sie haben mich noch nicht 
überrascht gesehen (Heiterkeit), daher können 
Sie das hier nicht konkret beurteilen. (Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k: Uberschätzen Sie nicht 
meine Neugier!) Es gäbe einige Probleme, da 
wäre ich richtig überrascht, aber bitte, das ist 
nicht Gegenstand dieser Diskussion. 

Aber wir haben hier im Bereich des Daten­
schutzes, Frau Dr. Hubinek, ausdrücklich er­
klärt, was wir meinen. Nur eines machen wir, 
weil wir eben 93 Mandate besitzen, nicht: 
Wenn Sie kommen - jetzt nicht als Person, 
sondern ich meine als OVP, immer ein bißchen 
hektisch, immer e"inbißchen von der Sucht 
belastet, in der Offentlichkeit etwas zu insze-

nieren -, wenn Sie also mit Vorsdllägen 
kommen, dann müssen wir sie nicht gleich 
übernehmen. Schön überlegen, das der Bevöl­
kerung Dienliche zu hm und nicht das, was 
eine hektische Opposition hier produziert, ist 
unsere Aufgabe. (Zwischenruf bei der OVP.) 

Sie werden ja heute noch erleben, sofern 
Sie diesen Beratungen folgen, daß wir hier 
im Zusammenhang mit Datenschutz einiges an 
Vorschlägen vorlegen werden, und es kann 
kein Problem sein, daß Sie hier mitstimmen. 

Frau Dr. Hubinekl Es ist wirklich reizvoll 
für mich, mit Ihnen wenigstens auf diesem 
Weg Kontakt zu haben. (Heiterkeit) Sie haben 
gemeint, daß dieses Ministerium keine Lei­
stung erbringt, und zwar deswegen, weil das 
die erste oder eine der ersten Vorlagen ist, 
die von diesem Ministerium gekommen ist. 
Bitte beurteilen Sie nicht die Gesundheits­
politik nach der Zahl der Vorlagen. Da müßte 
ich Ihnen sagen, daß Sie als Partei überhaupt 
nichts geleistet haben, denn von Ihnen kamen 
überhaupt keine Vorlagen in dieser Richtung. 
(Abg. Dr. Marga Hub i n e kund Abg. Dok­
tor G r u be r: Aber natürlich!) 

Sie haben auch gemeint, daß es von uns 
unverantwortlich ist, daß wir diese ... (Abg. 
Ha h n: Die Regierungsvorlage wurde zehn­
mal abgeändert in der Ausschußsitzung! Be­
achtlich ist das!) 

Kollege Hahn! Ich bin Ihnen dankbar, das 
hätte ich fast vergessen. Sie haben gesagt, 
wir haben das, um die Worte der Frau Hubi­
nek zu übernehmen, zwanzigmal abgeändert. 
Natürlich! (Abg. Ha h n: So groß ist die Vor­
lage gar nicht, daß ihr sie so oft ändern müßtf) 
Kollege Hahn! Vielleicht können wir auch in 
diesem Fall - ich habe das schon Ihrem Pro­
fessor Koren empfohlen, bei Ihnen, glaube ich, 
wäre das noch notwendiger - wieder mit­
sammen lesen. (Abg. Ha h n: Selbstverständ­
lich! Immer!) 

Sie wissen, daß in dieser Regierungsvorlage 
der Begriff eines "Direktors" vorhanden gewe­
sen ist. Kollege Hahn! Wenn Sie mir einen 
Augenblick Ihre Aufmerksamkeit schenken 
und wenn Sie nicht gerade nachdenken, was 
für einen Zwischenruf man wieder produzie­
ren könnte - das dauert bei manchen manch­
mal etwas länger (Abg. Ha h n: Sie haben 
Ihre eigenen Erfahrungen!) -, darf ich Ihnen 
folgendes sagen: Was haben wir als Regie­
rungspartei getan? (Ruf bei der OVP: Nichts!) 
Wir haben hier als Abgeordnete erklärt, daß 
die Konstruktion mit dem Begriff "Die Ge­
schäftsführung" nicht die zweckmäßigste ist. 
Und wir haben in der Diskussion gesagt -
und das ist in einer parlamentarischen Aus­
einandersetzung sinnvoll -, daß hier "Der 
Geschäftsführer" eingesetzt werden soll. Weil 
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in der Regierungsvorlage "Die Geschäftsfüh­
rung" siebzehnmal vorgekommen ist, mußte 
man das eben siebzehnmal ändern. Und an 
dem hängen Sie. (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: 
Den Präsidenten haben Sie vergessen!) Frau 
Dr. Hubinek! Lesen Sie das stenographische 
Protokoll nach. Sie haben diese Vorlage noch 
nicht ganz genau gelesen, denn Sie reden noch 
immer von eInem Direktor, den wir ganz ein­
fach bei dieser Ausschußsitzung geändert 
haben. (Zwischenruf df!r Abg. Dr. Marga H u­
bi n e k.) Sie kritisieren uns, wir erlauben uns 
mit aller Höflichkeit und mit viel Charme, 
auch Sie zu kritisieren. Beim Kollegen Hahn 
kann ich diesen Charme sicher nimt aufbrin­
gen. (Heiterkeit.) 

Darf ich Ihnen also, meine Damen und Her­
ren, folgendes sagen: Sie produzieren das Ar­
gument, daß wir eine Regierungsvorlage 
zwanzigmal abgeändert haben, daß dieses 
zwanzigmalige Abändern ein Negativum für 
diese Regierungsvorlage sei. Wenn die große 
Oppositionspartei keine anderen Argumente 
zu bieten hat, dann, möchte ich meinen Partei­
freunden sagen, brauchen wir durchaus keine 
Bange haben, was nach 1975 mit dieser Partei 
los ist. (Abg. Dr. B I e n k: Das klingt sehr ge­
quält!) Ich weiß, Kollege Blenk, daß das unan­
genehm ist. Es ist ein hartes Brot, Opposi­
tionspolitiker zu sein, wir haben das vier Jahre 
bei euch und mit euch genossen. Ich weiß 
das. Wir haben auch gehofft, daß das einmal 
aufhört. Bei uns hat es aufgehört. 

In Summe darf ich also folgendes sagen: Das 
Bundesministerium, so weh Ihnen das tut, weil 
Sie nichts Gleichartiges zu bieten haben, hat 
hier einen Gesundheits- und Umweltschutz­
plan vorgelegt. (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: 
Von welcher Broschüre reden Sie?) Und damit 
wir die Grundsätze und die Zielsetzungen die­
ses Gesundheits- und Umweltschutzplanes rea­
lisieren können, sind wir für die Schaffung 
eines Fonds "Osterreichisches Bundesinstitut 
für Gesundheitswesen". 

Eines Tages wird die österreichische Bevöl­
kerung nicht danach urteilen, was hier in der 
parlamentarischen Auseinandersetzung gesagt 
wurde, sondern sie wird danach urteilen, was 
im Bereiche der Gesundheitspolitik und des 
Umweltschutzes getan wird und getan wurde. 
Wir haben die Absicht, für diese Bevölkerung 
alles in dieser Richtung zu tun. Ihnen, meine 
Damen und Herren, soll es überlassen bleiben, 
sich mit Kleinlichkeiten in diesem Bereiche 
auseinanderzusetzen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Vetter. Ich erteile es ihm. 

- es war auch das Haus nur zu einem Drittel 
besetzt -, daß wenig Interesse für das so 
große und brennende Problem der Gesundheit 
vorhanden sei. Ich muß ihm nur recht geben. 
Die Qualität der Vorlage war eben nicht in 
der Lage, das Haus zu füllen. Es blieb den 
charmanten und belustigenden Äußerungen 
des Kollegen Sekanina überlassen, das Haus 
zu füllen. Ob aber das an der Qualität der 
Vorlage etwas ändert, möchte ich dahingestellt 
sein lassen. 

Herr Kollege! Sie sind auch auf den Vor­
wurf der OVP eingegangen, die Frau Minister 
sei im Ausschuß zu wortkarg gewesen, sie 
habe ihre Vorlagen gar nicht verteidigt, sie 
gebe zuwenig oder fast gar keine Antwort. 
Ich werde dann später nochmals darauf zu­
rückkommen. Sie haben diese Kritik heftigst 
zurückgewiesen, Sie haben nahezu polemi­
siert, Sie haben auf den Ausschußbericht hin­
gewiesen, Herr Kollege Sekanina, und haben 
sich hier gleichsam als zweiter Berichterstatter 
produziert und noch einmal das vorgelesen, 
was wir ja ohnehin schon alle wissen. (Abg. 
S e k a n i n a: Es gibt Dinge, die muß man 
euch mehrmals vorlesen! - Abg. Li b a 1: Das 
hat der Herr Prof. Koren gewünschtl) Herr 
Kollege! Ich habe Ihnen sicherlich zugetraut, 
daß Sie lesen können. Das können Sie mir 
wirklidl. glauben. Es wäre nidl.t notwendig 
gewesen, uns das ein zweites Mal vorzulesen. 
(Abg. Dr. G r u be r: Weil nichts drinnen 
steht?) 

Sie haben auch behauptet, daß nichts Kon­
kretes im Aussdl.uß von der OVP vorgesdl.la­
gen, nichts Konkretes diskutiert, nichts Kon­
kretes gefragt worden sei. Herr Kollege Seka­
nina, ich glaube, gerade Sie haben jetzt nadl. 
dieser letzten Wortmeldung - ich beziehe 
midl. nur auf diese letzte Wortmeldung - am 
allerwenigsten Grund zu dieser Aussage. Sie 
haben sich beschäftigt mit Dr. Koren, Doktor 
Gruber, Dr. Blenk, Dr. Wiesinger, Kollegen 
Hahn, mit allen möglichen anderen Dingen, 
aber kaum eine wesentliche Aussage zu die­
ser Vorlage 623 der Beilagen getätigt. (Bei­
fall bei der avp.) 

Sie haben festgestellt, Herr Kollege, daß 
endlich im Gesundheitswesen Ordnung ge­
schaffen worden sei und daß Sie das sehr 
begrüßten. Sicherlidl., auch wir haben für die 
Probleme der Gesundheit und des Umwelt­
schutzes volles Verständnis und mödl.ten im 
Interesse der Bevölkerung auch mitarbeiten; 
aber nicht in der Art und Weise, nicht in die­
ser Vorgangsweise, wie es bei dieser Regie­
rungsvorlage geschehen ist. 

Abgeordneter Vetter (OVP): Herr Präsident! Sie haben mit besonderem Stolz auf den 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Der Gesundheits- und Umweltschutzplan verwie­
Kollege Sekanina hat eingangs festgestellt sen. Bevor ich die Zeilen, die auf das Institut 
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Vetter 
hinzielen, zitiere, möchte ich Sie fragen, Herr 
Kollege Sekanina, ob Sie den Absdmitt 4000, 
der auf Seite 41, Umweltsdmtz, beginnt, schon 
einmal durchgelesen haben. Sie finden hier 
von 4000 bis 4066 47 Ankündigungen, 47 Ver­
sprechungen und keinen einzigen Hinweis auf 
eine konkrete bereits begonnene oder beab­
sichtigte Umweltschutzmaßnahme. Ganz abge­
sehen davon, daß kein finanzieller Hinweis, 
kein Hinweis auf eine Bedeckung im Budget 
und keine Absicht, aus dem kommenden Bud­
get das zu tun, enthalten ist. Daran können 
Sie auch den Wert dieses Umweltsdmtzplanes 
ermessen, Herr Kollege. (Abg. S e k a n i n a: 
Das ist eine subjektive Beurteilung!) Nun 
sicherlich, das war Ihre, und das ist meine. 
Da verstehen wir uns ja ganz gut. 

Nun zur Vorlage 623 der Beilagen selbst. 
Ich glaube, daß die Kritik innerhalb des Par­
lamentes, aber auch außerhalb des Parlamen­
tes Sie nicht davon abhalten wird, in wenigen 
Minuten diese Vorlage zum Gesetz zu erhe­
ben. 

Ich möchte einige Punkte der Kritik noch­
mals zusammenfassen. (Der Prä s i den t 
übernimmt wieder den Vorsitz.) 

In § 2 sind die Aufgaben dieses Fonds auf­
gezählt. Sie sind teils vom Bund, teils von den 
Ländern und teils von den Gemeinden der 
Kompetenz nach zu erfüllen. Ich glaube fest­
stellen zu können, daß in der vorliegenden 
Form der föderalistischen Struktur der Kompe­
tenzlage nicht ausreichend Rechnung getragen 
wird. Ich verweise nur auf die Kompetenz der 
Länder im Krankenhauswesen. Auch der Be­
griff Umwelthygiene, der hier in § 2 lit. d 
vorkommt, berührt sicherlich Kompetenzen 
der Länder. 

Auch im Gesundheits- und Umweltschutz­
plan steht auf Seite 32 unter Absdmitt 1172 
wortwörtlich: "Die Errichtung des Institutes 
für öffentliches Gesundheitswesen durch das 
Bundesministerium für Gesundheit und Um­
weltschutz ist bereits im Gange." Das war am 
23. Mai 1972. Ich möchte darauf zum Schluß 
meiner Ausführungen noch einmal zurückkom­
men. 

Es heißt dann weiter: "Das Institut wird 
stufenweise ausgebaut werden und in seiner 
ersten Phase die Schwerpunkte auf die Kran­
kenhausprobleme und auf die Ausbildung und 
Fortbildung von medizinischen und admini­
strativen Leitungskräften legen." Ich glaube, 
daß gerade bei diesen Schwerpunkten, die 
hier für das kommende Jahr genannt sind, 
rein kompetenzmäßig, also der Verfassung 
nach, aber auch auf Grund der finanziellen 
Beteiligung, auf Grund der enormen finanziel­
len Belastung es vor allem auch ein Problem 
der Länder und Gemeinden ist. 

Wie ist aber das Mitspracherecht und das 
Mitwirkungsrecht geregelt? In § 5 unter lit. f 
sind zwei Vertreter der Bundesländer auf 
Grund eines gemeinsamen Beschlusses der 
Landeshauptmänner vorgesehen. Ich glaube, 
daß diese Vorgangsweise unmöglich und gar 
nicht durchführbar ist, weil sich neun Bundes­
länder unter Umständen überhaupt nicht auf 
zwei Vertreter einigen werden können. Unter 
lit. g ist ein Vertreter des Osterreichischen 
Städte- und des Osterreichischen Gemeinde­
bundes vorgesehen. Hier wird schon vorsichts­
halber die Formulierung "auf Grund eines 
gemeinsamen Beschlusses" gar nicht mehr ver­
wendet, weil es ja greifbar ist, daß hier nur 
der Vertreter des Osterreichischen Städtebun­
des gemeint sein kann. Ich weiß gar nicht, 
was der Osterreichische Gemeindebund hier 
zu suchen hätte. 

Die Formulierung, die in § 5 gebracht wird, 
ist, meine ich, jedenfalls falsch, unrichtig, 
unzureichend. Es sind nicht das Mindestaus­
maß und nicht die Mindestgestaltungsbefug­
nisse den Ländern und Gemeinden einge­
räumt worden. 

Es wundert daher nicht, daß unter diesen 
Umständen eine gemeinsame Konferenz der 
Landeshauptleute und der Landesfinanzrefe­
renten am 19. Oktober 1972 eine finanzielle 
Beteiligung unter diesen gegebenen Voraus­
setzungen abg~lehnt hat. 

Die Formulierung über die Mitgliederanzahl 
des Kuratoriums im § 5 ist unverständlich 
engstirnig, wenn man föderalistisch denkt. Ich 
nehme aber an, daß hier vermutliCh partei­
politische Erwägungen den AussChlag gege­
ben haben. (Abg. Li n s bau e r: Nurl) AuCh 
die meisten Stellungnahmen im Begutaeh­
tungsverfahren haben diese Kritik angebracht 
und niCht nur OVP-InteressengemeinsChaften 
oder Körperschaften: der OsterreiChisehe 
Städtebund am 15. November, der OsterreiChi­
sehe Arbeiterkammertag am 10. November, 
seChs Bundesländer, darunter auch Wien. Der 
Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes 
drückt sich aus, es wäre sachgerecht, wenn 
jedes Bundesland einen Vertreter entsenden 
könnte. Aber Länderinteressen, Empfehlungen 
des Verfassungsdienstes des Bundeskanzler­
amtes, all das interessiert Sie nicht, Frau Bun­
desminister. 

ICh möchte daher nochmals den A n t rag 
der Abgeordneten Vetter und Genossen zum 
Bundesgesetz über die Errichtung eines Fonds 
"Osterreichisches Bundesinstitut für Gesund­
heitswesen" (565/623 d. B.) vorlesen: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Im § 5 haben die lit. fund g wie folgt 
zu lauten: 
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Vetter 
"f) je ein Vertreter der einzelnen Bundes­

länder, 

g) je ein Vertreter des Osterreidlischen 
Städte- und des Osterreichischen Gemeinde­
bundes." 

Kollege Sekanina hat im Ausschuß und auch 
heute wieder appelliert, daß Gesundheitspoli­
tik aus dem tagespolitischen Geschehen her­
ausgehalten werden sollte. Die OVP sei nur 
gekränkt und beleidigt, weil ihre Vorstellun­
gen nicht akzeptiert würden. Was verstehen 
Sie unter Zusammenarbeit?, wenn ich einmal 
diese Frage stellen darf. Mir kommt es vor, 
als verstünden Sie darunter ein bedingungs­
loses Akzeptieren Ihrer Meinungen und eine 
kritiklose Anerkennung aller Ihrer Stand­
punkte. 

Die Vorgangsweise im Ausschuß bekräftigt 
mich in dieser Annahme. Denn daß die Vor­
lage nicht zu den ausgefeiltesten gehört, das 
bewiesen Ihre Anträge im Ausschuß. Daß die 
Landeshauptleute und Finanzreferenten der 
Länder in einer gemeinsamen Konferenz gegen 
diese Vorlage protestiert haben, interessiert 
Sie nicht, Sie wollen darüber gar nicht länger 
sprechen. Daß die Fondskonstruktion viel­
leicht nicht die allerbeste Lösung ist, auch das 
ist Ihnen gleichgültig. Daß die Arbeit dieses 
Institutes über die ForsChungsaufträge, über 
die Ergebnisse dieser Forschungsaufträge, die 
gesamte Tätigkeit dieses Institutes der Parla­
mentskontrolle entzogen worden ist, auch das 
kümmert Sie nicht. Daß durch dieses Abson­
dern, durch dieses Abweidlen, durch diese 
Zweigeleisigkeit der Steuerzahler doppelt be­
lastet wird, auch dafür haben Sie kein Ver­
ständnis' das bereitet Ihnen kein Kopfzerbre­
chen. Das ist vielleicht zu verstehen. Daß Sie 
aber verlangen, daß die Opposition darüber 
nicht reden soll, daß sidl die Oppositionspar­
teien darüber keine Gedanken machen sol­
len, keine Änderungen eventuell in einem 
Unterausschuß vorschlagen sollen, das, glaube 
ich, geht dennoch zu weit, und es ist nicht 
verwunderlich, wenn die Oppositionsparteien 
bei einer solchen Vorgangsweise auch bei 
einem so brennenden Problem tür die Bevölke­
rung nicht mittun können. 

Frau Bundesminister! Denken Sie an die 
Frage der Finanzierung. Sie haben im Aus­
schuß einmal erklärt, 5,5 Millionen, dann 
wurde beriChtigt auf 2,5 Millionen. So steht 
es auch auf Seite 13 des Teilheftes des Bun­
des budgets. Wir wollten aber wissen, ob Sie 
im Nachtragsbudget etwas verlangen werden, 
ob Sie für die Budgets 1914, 1915 bereits Vor­
stellungen hätten, weil doch jedermann weiß, 
daß man gerade auf wissenschaftlichen For­
schungsgebieten eine langfristige Planung 
braucht, ansonsten kann man an diese ernsten 

Probleme gar nicht herangehen. Sie hatten 
aber keine Vorstellungen, daher auch keine 
Antwort für uns übrig. 

Und die Frage des Geschäftsführers! Es ist 
mir vorgekommen wie beim Lembke-Fernseh­
ratespiel "Was bin ich". Wir haben gefragt: 
Wer soll der Geschäftsführer sein: ein Medi­
ziner, ein Forscher, ein Managertyp? Welche 
Qualitäten muß er vorweisen können, auf 
welche Vorkenntnisse wird Wert gelegt? Nach 
langem, sehr langem Fragen wurde uns zur 
Antwort gegeben, es sei ein Diplomkaufmann, 
eher ein Managertyp und kein Wissenschaft­
ler. 

Aber wie schaut es mit der Qualifikation 
aus, Frau Bundesminister? In § 1 wird für die 
Mitglieder des Fachbeirates eine Art Qualifi­
kation verlangt. Das ist vollkommen richtig, 
das ist auch verständlich. Aber warum nicht 
für den GesChäftsführer? Warum nicht für die 
leitenden Angestellten dieses Institutes? Das 
ist gerade von Ihrer Seite her völlig unver­
ständlich. Sie hielten es nicht für notwendig, 
darüber ausführlicher zu diskutieren. Ich 
könnte mir vorstellen, daß auch hier partei­
politische Beweggrunde deutlich greifbar ge­
worden und zum Durchbrueb gekommen sind. 

leb möchte daher auch in diesen Belangen 
einen Antrag wiederholen, den An t rag der 
Abgeordneten Vetter und Genossen zum Bun­
desgesetz über die Erriebtung eines Fonds 
"Osterreichisches Bundesinstitut für Gesund­
heitswesen" (565/623 d. B.). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem § 10 ist ein neuer Abs. 3 wie folgt 
anzufügen: 

,,(3) Die Besetzung des Postens eines Ge­
schäftsführers mit hervorragendem Wissen 
auf den tür die Aufgabe des Institutes be­
deutsamen Gebieten des Gesundheitswesens 
ist so wie sämtliche leitenden Funktionen 
des Institutes öffentlich auszusdueiben." 

Aber Sie wollten darüber gar nicht reden, 
Frau Bundesminister. Das ist Ihr Stil der Sach­
lichkeit, das ist der Stil der Transparenz, den 
Sie der Offentlichkeit immer wieder vorzutäu-­
schen versuchen. Da kann und will eine Oppo­
sitionspartei wie die Osterreichische Volks­
partei nicht mehr mitgehen. 

Frau Bundesminister I Auch ich werfe Ihnen 
abschließend nochmals vor, daß Sie siro wenig 
an der Debatte beteiligt haben und daß Sie 
nur zum Teil und nicht ganz befriedigend 
Auskunft auf die Anfragen gegeben haben. 
Sie haben in diesem Zusammenhang unter 
anderem auch wortwörtlich erklärt: Ich war 
mir der Schwierigkeit der Materie nicht be­
wußt. 
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Vetter 
Frau Bundesministerl So ungeschickt diese 

Antwort von Ministerseite ist, denn sie müßte 
zwangsläufig zur Einsetzung eines Unter aus­
schusses führen, wenn Sie sich selbst der 
Schwierigkeit der Materie nicht bewußt sind, 
so stimmt sie dennoch nicht. 

Denn, Frau Bundesminister, es war Ihnen 
völlig gleichgültig, was im Ausschuß debat­
tiert wurde. Es war völlig belanglos für Sie. 
Ich sehe es auch ein. Es war eine reine Zeit­
verschwendung. Und auch heute, bin ich der 
Meinung, beschäftigen Sie das Parlament 
nahezu umsonst mit, dieser Vorlage. Jeder 
Diskussionsbeitrag ist nahezu wertlos, ist Zeit­
vergeudung. Sie belasten das Parlament völlig 
überflüssig, weil Sie das, was Sie in wenigen 
Minuten beschließen werden, weil Sie jenes 
Institut, dessen Errichtung das Parlament erst 
beschließen wird, bereits seit fast einem hal­
ben Jahr installiert haben und daher keine 
Änderungen mehr haben wollen, weil Sie den 
Geschäftsführer, der vom Kuratorium bestellt 
werden sollte, bereits eingesetzt haben und 
weil die leitenden Angestellten seit nahezu 
einem halben Jahr, seit derselben Zeit, in 
Amt und Würden sind. Daher keine öffent­
liche Ausschreibungsmethode mehr, daher 
keIne Qualifikationserfordernisse mehr. 

Ich entnehme das nicht nur dem Gesund­
heitsplan - ich habe es vorgelesen -, wo 
im Frühjahr bereits ausgesagt wurde, daß be­
reits gearbeitet werde, sondern vor allem 
einem Artikel der "Arbeiter-Zeitung" vom 
6. September 1972. Es heißt hier: "Das öster­
reichische Institut für Gesundheitswesen ... 
arbeitet bereits. In einer adaptierten Woh­
nung am Stubenring 6 sind zumindest zehn 
Mitarbeiter unter der Leitung von General­
sekretär Günther WeIser mit organisatori­
schen ArbeHen beschäftigt." Und so weiter. 

Frau Bundesminister! Das ist Ihr Stil der 
Ehrlichkeit, der Sachlichkeit, Ihre Transparenz. 
Ich glaube feststellen zu müssen, daß bei die­
ser Vorgangsweise nicht verlangt werden 
kann, daß bei dem so brennenden Problem, 
wie es das Problem der Gesundheitspolitik 
ist, eine Oppositionspartei mitmachen kann. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Die vom Herrn Abgeordneten 
Vetter eingebrachten Anträge sind genügend 
unterstützt und stehen somit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich die Frau Bun­
desminister Dr. Leodolter. Bitte, Frau Mini­
ster. 

In den meisten europäischen Staaten, die 
sehr wohl Gesundheitsministerien haben, exi­
stieren bereits ähnliche Einrichtungen, die den 
Gesundheitsverwaltungen und anderen an 
Fragen des Gesundheitswesens interessierten 
Stellen bei der Besorgung der ihnen zukom­
menden Aufgaben assistieren: in Frankreich, 
in der Bundesrepublik, in Belgien, in den Nie­
derlanden, in Schweden, in Jugoslawien, in 
der UdSSR und so weiter. Entweder beschäf­
tigen sich diese Institute mit der Aus- und 
Fortbildung des Personals im öffentlichen Ge­
sundheitsdienst, wie zum Beispiel in Zagreb 
oder in Rennes, oder mit der Durchführung 
von Studien und Forschungen auf dem Gebiet 
des öffentlichen Gesundheitswesens, wie zum 
Beispiel in Berlin, Paris, Leiden, Stockholm 
und so weiter. 

Zur Transparenz des Institutes, also zur 
P arlamen tskon trolle: 

Die Behauptung, ein solches Institut würde 
ein Fremdkörper in der Verwaltung sein oder 
dem verfassungsmäßigen Kontroll apparat, 
also den Kontrollen des Nationalrats und des 
Rechnungshofes, entzogen sein, ist meiner 
Meinung nach deswegen unzutreffend, weil 
nach dem vorliegenden Gesetzentwurf die 
Aufsicht über das Institut dem Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz obliegt. Da­
mit ist die Aufsicht ein Akt der Vollziehung, 
der uneingeschränkt der verfassungsmäßigen 
Kontrolle unterliegt, und die verfassungsrecht­
lich verankerten Kontrollinstanzen können 
über diesem Umweg alle Vorgänge im Institut 
genauso überwachen, als würden sie im Mini­
sterium selbst erfolgen. (Abg. Dr. S eh w i m­
me r: Sie sagen aber selbst "Umweg"!) 

Und nun zum Impfkordon, der angeblich 
das Auftreten von Maul- und Klauenseuche 
verhindert hätte: 

Sie selbst, Frau Abgeordnete Dr. Hubinek, 
haben gesagt, daß die Maul- und Klauen­
seuche etwa 35 km von der Grenze entfernt 
aufgetreten ist. (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: 
151) Es hätte also weder ein Impfkordon noch 
der von der Landwirtschaftskammer vorge­
sChlagene Kordon entlang der Bundesstraße 
etwas genützt. (Abg. Dr. Sc h w i m me r: Wo 
ist da die Logik?) Das war ja auch bei den 
früheren Seuchenfällen schon so, und das ist 
der Grund, warum die Veterinärbehörden 
- und die Veterinärbehörden, die jetzt in mei­
nem Bundesministerium tätig sind, waren ja 
auch die Veterinärbehörden des Landwirt-

Bundesminister für Gesundheit und Um- schaftsministeriums - dieser Ansicht waren. 
weltschutz Dr. Ingrid Leodolter: Herr Präsi- Der Herr Professor Gaier, der ein ausgezeich­
dent! Hohes Haus! Zuerst zum Vorwurf, daß neter Mann ist, macht ja diese Tätigkeit seit 
ein solches Institut nicht gerechtfertigt sei, etwa 15 Jahren. Meine Entschlüsse beruhen 
weil es jetzt ein Bundesministerium für Ge- auf diesen Vorschlägen und auf den Beratun­
sundheit und Umweltschutz gibt: gen mit Experten anderer Art. Den Vorschlä-
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Bundesminister Dr. Ingrid leodolter 

gen der Veterinärabteilung und den anderen 
Vorsdllägen haben wir in unseren Beratungen 
Folge geleistet. (Abg. Dr. Kor e n: Und jetzt 
haben wir die Maul- und Klauenseuche!) Es 
ist nur die Frage, ob man mit Kordons oder 
Impfungen sie verhindern kann. Man kann 
sie eben nicht verhindern. (Abg. Dr. Marga 
Hub i ne k: Weil man es zu spät macht!) 
Wenn Sie bedenken, daß entlang der öster­
reichisch-ungarischen Grenze Ungarn einen 
Impfkordon gezogen hat, die Tschechoslowa­
kei einen Impfkordon gezogen hat, so ist 
das doch gerade der Beweis dafür, daß so ein 
Impfkordon eben nicht zielführend ist. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dr. Kor e n: Warum 
hat man ihn dann in Salzburg gemacht? -
Abg. Dr. Sc h w i m me r: Diese Ministerant­
wort geht auch in die Geschichte ein!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Dr. Reinhart. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPU): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Es gehört schon eine Portion Mut, wenn 
nicht Unverforenheit dazu, von der Opposi­
tionsseite hier an dieses Rednerpult zu tre­
ten und eine Institution, wie sie diese Regie­
rungsvorlage vorsieht, in Frage zu stellen. 
Es gehört auch eine Portion Mut dazu, von 
dieser Stelle aus zu behaupten, man habe im 
Ausschuß Vorschläge bezüglich der Konstruk­
tion gemacht und auch im Ausschuß sehr ein­
gehend darüber beraten, welche Aufgaben die­
ses Institut haben soll. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der Opposition! Ich möchte Ihnen nur 
zwei Beispiele in Erinnerung rufen. 

Der Abgeordnete Dr. Ermacora hat einen 
Antrag im Sinne seiner bekannten "Fonds­
konstruktion" gestellt, wie dieses Schlagwort 
immer wieder gebraucht wurde. Dieser An­
trag, der den § 1 betrifft, hatte folgenden 
Wortlaut. Ich erlaube mir, ihn zu verlesen: 

"Der Bund errichtet ein ,Osterreidlisches 
Bundesinstitut für Gesundheitswesen'. Dieses 
Bundesinstitut ist eine Anstalt. Sie hat Rechts­
persönlidlkeit, soweit sie finanzielle Zuwen­
dungen verwaltet." 

Das war Ihr Vorsdllag für die Fondskon­
struktion. Kein Wort mehr und kein Wort 
weniger. Im Gegenteil, es wurde gesagt: 
"Wenn man darüber spricht, dann werden wir 
späterhin einmal noch weitere Anträge vor­
bringen." Aber man hat es nicht der Mühe 
wert gefunden, im zuständigen Ausschuß die­
ses Problem zu konkretisieren, sondern man 
geht jetzt hier an das Rednerpult und polemi­
siert. ICh darf sagen, meine Damen und Her­
ren, das sehe ich nicht als eine sachliche und 
sachgereChte Behandlung dieses lebenswichti­
gen Themas an. 

Aber noCh ein zweites Beispiel, meine sehr 
verehrten Damen und Herren von der Oppo­
sitionsseite. VielleiCht ein Kuriosum. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Sc h w i m me r.) Herr 
Kollege Schwimmerl Sie waren nicht dabei, 
darum können Sie da in dem Zusammenhang 
gar nicht mitreden. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. Sc h w i m me r: Herr Klubobmann 
Gratz, ist das auch Ihre Ansicht, daß nur 
Abgeordnete, die im Ausschuß dabei waren, 
mitreden können? - Abg. G rat z: Ich bin 
soeben in den Saal gekommen, und Sie fragen 
mich sofortf) 

Noch ein Kuriosum. Frau Dr. Hubinek, Sie 
kommen heute heraus, führen den § 2 an, 
kritisieren das Aufgabengebiet dieses Fonds 
und sagen, es wären zuwenig Aufgaben, zu 
komplizierte Aufgaben, verworrene Aufgaben 
und so weiter. Darf ich dazu aus dem Aus­
schuß eine Tatsache in Erinnerung rufen? Sie 
haben dort den gesamten Entwurf abgelehnt, 
aber dem § 2 haben Sie zugestimmt. Das war 
ein einstimmiger Beschluß im Ausschuß für 
Gesundheitswesen. Heute kommen Sie da 
heraus und kritisieren Ihren eigenen Be­
schluß. Ich glaube, da kann man wohl Ihre 
Argumente und Ihr Vorbringen nicht mehr 
ernst nehmen. 

Aber ganz allgemein: Sie von der OVP 
stellen jetzt überhaupt diese ganze Institution 
in Frage. Sie sagen, es wäre in Anbetracht 
der Tatsache, daß eben ein eigenes Gesund­
heitsministerium geschaffen worden ist, gar 
nicht notwendig, ein solches Institut für Ge­
sundheitswesen ins Leben zu rufen, und Sie 
möchten dabei vor der österreichischen Bevöl­
kerung den Eindruck erwecken, daß Sie sich 
mit dem Thema Gesundheitsinstitut überhaupt 
nie befaßt hätten. 

Gestatten Sie, daß ich dazu ein wenig in 
die Vergangenheit zurückblende und Ihnen 
Tatsachen, die sich in der Zeit der aVP-Regie­
rung ereignet haben, in Erinnerung rufe: 

Am 11. März 1969 hat im Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung unter dem Vor­
sitz der damaligen Frau Minister Rehor eine 
informative Besprechung stattgefunden. Das 
Ergebnis dieser informativen Besprechung­
wurde in drei Punkten zusammengefaßt: 

1. Die Schaffung eines Osterreichischen Insti­
tutes für Volksgesundheit, das sich im wesent­
lichen mit der Erforschung und Dokumenta­
tion der für das öffentlidle Gesundheitswesen 
notwendigen Grundlagen befassen soll, ist 
unbedingt zu empfehlen. 

2. Diesem Institut kommen keinerlei Voll­
ziehungsaufgaben zu. 

3. Dieses Institut soll durch ein Bundes­
gesetz statuiert werden, wobei der Gedanke, 
die Finanzierung auf die Basis eines Kurato--
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riums abzustellen, bei dem allerdings der vorlage vorgesehen ist - gesChaffen werden, 
Bund in der Mehrheit vertreten sein soll, zu wobei folgende Schwerpunkte vorzusehen 
beachten wäre. seien: 

Ich habe nur deswegen die Betonung darauf, 
daß der Bund dort die Mehrheit haben soll, 
gelegt, weil Sie nunmehr an unserem Vor­
schlag bemängeln, daß die Bundesländer zu­
wenig vertreten seien. Selbst in Ihrem dama­
ligen Vorschlag haben Sie nie in Zweifel ge­
zogen, daß der Bund die Mehrheit in einem 
solchen Kuratorium, in einem solchen Aus­
schuß haben soll. 

Aber es geht noch weiter in dieser Rich­
tung: 

Vom 28. Juli bis 6. August 1969 weilte über 
Einladung der damaligen Frau Bundesminister 
Rehor Herr Or. Eberwein, der Chef für Ge­
sundheitsschutz und -förderung der Welt­
gesundheits organisation, Regionalbüro für 
Europa, in Wien. Der Zweck seines Besuches 
war, die Notwendigkeit der Errichtung eines 
nationalen Institutes für Volksgesundheit so­
wie die Möglichkeiten hiefür zu besprechen 
und zu studieren. Nach den Vorstellungen der 
damaligen Bundesregierung sollte dieses Insti­
tut folgenden Zweck verfolgen: ein Zentrum 
für die Ausbildung von Volksgesundheits­
beamten, die bereits einen akademischen Grad 
haben, zu schaffen und einen technischen und 
wissenschaftlichen Beratungsdienst für die 
Volksgesundheitsbehörden vorzusehen, also 
nationale und internationale Dokumentierung, 
Ubersichten und Forschung. 

Wie lautet nun die Schlußfolgerung dieses 
anerkannten Fachmannes? "Eine Möglichkeit 
wäre die Errichtung eines autonomen natio­
nalen Institutes für Gesundheit, das aus ver­
schiedenen Quellen finanziert und von einem 
Ausschuß geleitet werden könnte. Diese Form 
hat den Vorteil einer gewissen Flexibilität, 
einer potentiellen Weiterentwicklung, wenn 
qualifiziertes Personal beschäftigt wird, und 
der Erhaltung eines gewissen Grades von Frei­
heit. Die Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
und die erwünschte Möglichkeit, mit mehreren 
Disziplinen zusammenzuarbeiten, könnte bei 
dieser Art der organisatorischen Struktur 
leichter stattfinden." 

In der Zeit vom 30. Oktober bis 8. Novem­
ber 1969 besuchten über Anregung der da­
maligen Frau aVP-Minister Rehor verschie­
dene Fachleute, darunter Sektionschef Doktor 
Bauhofer, Universitätsprofessor Or. Fellinger, 
Sektionschef Oipl.-Ing. Müller und Ministerial­
rat Dr. Richter, Institute und Schulen in 
Zagreb, Rennes, Paris, Leiden und Stockholm. 
Zum Abschluß ihrer Reise unterbreiteten diese 
Teilnehmer an der Studienreise dem Mini­
sterium folgenden Vorschlag: Es sollte ein 
Institut - so wie es in dieser Regierungs-

1. die Sammlung und Analyse nationaler 
und internationaler Unterlagen betreffend die 
Volksgesundheit, 

2. Information und Beratung der Regie­
rungsstellen bezüglich des Gesundheitszustan­
des der Bevölkerung, 

3. die Durchführung von Studien und For­
schungen über den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung, über seine Hebung und Förde­
rung in allen dafür in Betracht kommenden 
Verwaltungsbereichen und über den öffent­
lichen Gesundheitsdienst und seine Aufgaben­
steIlungen, entweder über Anforderung, sei 
es für Regierungsstellen, sei es für andere 
daran interessierte öffentlich-rechtliche Kör­
perschaften, oder aus eigener Initiative, 

4. die Koordination der Forschungsaufgaben 
auf allen diesen Gebieten hinsichtlich ihrer 
Aufgabenstellung, soweit solche Forschungen 
auch von anderen Körperschaften und Insti­
tuten betrieben werden, 

5. die Organisation eines Dokumentations­
dienstes auf dem Gebiete der öffentlichen Ge­
sundheitsverwaltung sowie der Sozial- und 
Präventivmedizin und der Erforschung der 
Gesundheitsdienste im weitesten Sinne, sei 
es im öffentlichen, sei es im privaten Bereich. 

Eine weitere Vorarbeit für ein solches Insti­
tut: 

In der Zeit vom 8. bis 17. Dezember 1969 
hielt sich Dr. Aujaleu, Mitbegründer und Be­
rater der Weltgesundheitsorganisation, eben­
falls über Veranlassung des Sozialministe­
riums, in Wien auf, um auch zu einem natio­
nalen Institut für Volksgesundheit Stellung 
zu beziehen. Dazu gab er kurz folgende Stel­
lungnahme ab: 

"Das nationale Institut für Volks gesundheit, 
das geschaffen werden müßte, müßte folgende 
Merkmale aufweisen: 

Es müßte eine autonome Anstalt sein, die 
unter die Patronanz des Bundesministeriums 
gestellt und von einem Verwaltungsrat ver­
waltet wird, wobei Tätigkeiten der Volks­
gesundheit im weitesten Sinne auszuüben 
wären." 

Schließlich darf ich in diesem Zusammen­
hang noch in Erinnerung rufen, daß in der 
Zeit vom 13. bis 14. Juni 1972 ein Symposium 
über postpromotionelle Ausbildung und amts­
ärztliche Ausbildung in Wien stattfand, dem 
Professor Fellinger vorstand. Professor Fellin­
ger faßte die Diskussion dieses Symposiums 
zusammen, und die Teilnehmer waren mit fol­
gender Formulierung einverstanden: 
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1. Es ist klar, daß an sid1 ein derartiges 

Institut von allen Seiten gewünscht wird, daß 
es notwendig ist. 

2. Es wird einige wichtige Abteilungen 
haben müssen, wie zum Beispiel für Auf­
gaben, die derzeit unmittelbar aktuell sind, 
etwa das Spitalwesen. 

Ferner muß der Artikel 8 der Europäisdlen 
Konvention zum Sdmtze der Grundfreiheiten 
und Menschenrechte genannt werden. Auch 
hier ist das Recht auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens ausdrücklich gesichert. 

Trotzdem, um jegliChe oder eine allfällige 
Unklarheit siCher aus dem Wege zu räumen, 
erlaube iCh mir, einen Antrag mit folgendem 

3. Es wird einige Basisabteilungen geben Wortlaut vorzubringen: 
müssen; dazu gehört vor allen Dingen eine 
gewisse Materialsammlung, eine gewisse 
Dokumentation oder dergleichen. 

Mit dieser Aufstellung wollte ich Ihnen, 
meine Damen und Herren von der Osterreid1i­
sdlen Volkspartei, vor Augen führen, daß 
diese Regierungsvorlage - dank Ihrer Mit­
arbeit, was von dieser Stelle aus gesagt wer­
den muß - sehr wohl vorbereitet ist und daß 
sie den Ansichten und Erfahrungen internatio­
naler Fachleute entsprid1t, daß von dieser 
Seite aus die Errichtung eines sold1en Insti­
tutes im Interesse der Volks gesundheit drin­
gend als erforderlich erscheint. 

Sie haben auch am sogenannten Datenschutz 
Kritik geübt. Meine Damen und Herren von 
der Osterreichisd1en Volkspartei! Ich möchte 
nur darauf verweisen, daß diese Fragen in 
einer Anfragebeantwortung des Herrn Bun­
deskanzlers sehr eingehend behandelt wurden. 
Es ist dies die Anfragebeantwortung 883/A. B., 
in weldler der Herr Bundeskanzler in Beant­
wortung einer Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Ermacora, Dr. Pelikan, Dr. Blenk und Ge­
nossen sehr ausführlich Stellung genommen 
hat. Ich möd1te darum zu bedenken geben, 
daß es eigentlich eines Antrages, wie Sie ihn 
von der Oppositionspartei zu zwei Paragra­
phen vorgebracht haben, gar niCht bedurft 
hätte. 

Bereits die geltende Rechtsordnung hat so­
wohl auf Verfassungs ebene als audl durch 
einfache Gesetze Grundsätze statuiert, die 
dem Schutz der Freiheitssphäre des einzelnen 
-- um das geht es ja letztlich - dient: 

Antrag 

der Abgeordneten Dr. Reinhart, Sekanina 
und Genossen zur Regierungsvorlage 
(565 d. B.): Bundesgesetz über die Errich­
tung eines Fonds "Osterreichisches Bundes­
institut für Gesundheitswesen", in der Fas­
sung des Ausschußberichtes (623 d. B.). 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

1. Der bisherige Text des § 12 erhält die 
Bezeidmung Abs. 1. 

Als Abs. 2 wird hinzugefügt: 

,,(2) Die Sammlung, Analyse und Aus­
wertung der im § 2 lit. a genannten Daten 
darf nur unter Sicherung des Ansprudls auf 
Achtung des Privat-, Berufs- und Familien­
lebens erfolgen. Gesammelte Daten dürfen 
nur in einer soldlen Form ausgewertet oder 
weitergegeben werden, daß ein Rücksd1luß 
auf Einzelpersonen nidlt möglich ist." 

2. Als § 16 wird eingefügt: 

,,§ 16. Wer vorsätzlich Tatsadlen des Pri­
vat- oder Familienlebens betreffende Daten 
der im § 2 lit. a bezeidmeten Art, die ihm 
ausschließlich kraft seiner Beschäftigung 
mit der Sammlung, Analyse oder Auswer­
tung solcher Daten anvertraut worden oder 
zugänglich geworden sind, entgegen den 
Bestimmungen des § 12 Abs. 2 offenbart 
oder verwertet, madlt sich, sofern die Tat 
nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, 
einer Verwaltungsübertretung schuldig und 
ist mit Arrest bis zu sechs Wochen oder 
mit Geldstrafe bis zu 50.000 S zu bestrafen:' 

3. Der bisherige § 16 erhält die Bezeidl­
nung § 11. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Lassen Sie mich absChließend zu 'dieser 

Auch der im Artikel 20 der Bundesverfas- Regierungsvorlage kurz folgendes sagen: 

Auf Verfassungs stufe sei an dieser Stelle 
etwa der Artikel 18 Bundes-Verfassungsgesetz 
erwähnt, wonach die staatliche Verwaltung 
Daten grunsätzlich nur auf Grund ausreichen­
der gesetzlicher Ermächtigung aufzeichnen 
darf. 

sung verankerte Grundsatz der Amtsver­
schwiegenheit ist so zu verstehen, daß er die 
Organe des Bundes, der Länder und Gemein­
den nicht nur zum Schweigen verpflichtet, son­
dern die unzulässige Weitergabe von Daten 
auch dann verbietet, wenn die Daten mittels 
EDVA gesammelt, verarbeitet und weiter­
gegeben werden. 

Osterreidl hat eine einzigartige Tradition 
in medizinischer Ausbildung und ForsdlUng, 
in der Organisation des staatlichen Gesund­
heitswesens. Es hat nun gleichzeitig eine 
Gelegenheit, ja sogar eine Verpflichtung, eine 
moderne wissenschaftlidle Institution zu schaf­
fen, nicht nur als intellektuelle Stütze des 
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Gesundheitswesens und für die Amtsärzte-· 
schaft, sondern als effektives Instrument, fac:h­
lic:he Alternativen zu erarbeiten für diejeni­
gen, die die politische Verantwortung tragen 
und die Entscheidungen treffen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Frau Bundesminister! Ich darf weiters dar­
auf hinweisen, daß bereits am 11. Dezember 
von unseren Kollegen Brunner und Doktor 
Zittmayr eine sc:hriftliche Anfrage an Sie er­
gangen ist, wo es unter Punkt 2 heißt: 

"Sind Sie bereit, sofort Weisung zu geben, 
Präsident: Der vom Herrn Abgeordneten entlang der betroffenen Grenze einen Impf­

Dr. Reinhart eingebrachte Antrag ist genü- schutzgürtel zu erric:hten?" 
gend unterstützt und steht somit in Verhand- Ihre Antwort darauf: 
lung. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
neten Dipl.-Ing. Tsc:hida. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tsdlida (OVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren I Frau Bundesmini­
ster! Ich habe ein gewisses Verständnis, wenn 
Sie vielleicht für Humanmedizin mehr Inter­
esse aufbringen als für die Veterinärmedizin. 
Eines ist aber sicher: daß Sie derzeit die volle 
Verantwortung auc:h für das Veterinärwesen 
tragen. 

Ich habe Sie gestern gefragt in einer münd­
lichen Anfrage, ob Sie die notwendige Vor­
sorge zur Verhinderung einer Einschleppung 
der Maul- und Klauenseuche getroffen haben. 
Sie haben mir wohl eine Reihe von Maßnah­
men aufgezählt, aber uns kommt es darauf 
an, daß Sie diese Maßnahmen eindeutig zu 
spät gesetzt haben. Ich kann mic:h des Ein­
druCkes nicht erwehren, daß Sie all diese Fra­
gen allzusehr auf die leichte SdlUlter neh­
men. Die Maßnahmen wurden zu spät gesetzt. 
Außerdem haben Sie mir dann in Ihrer An­
fragebeantwortung gesagt: Schauen Sie, Herr 
Abgeordneter, es ist ja ohnehin nichts ge­
schehenl Gestern ist noch nichts geschehen, 
und heute haben wir bereits acht Seuchen­
fälle im Bezirk Bruck an der Leitha. 

Und nun zurück zur ganzen Entwicklung. 
Sie wissen ganz genau, Frau Bundesminister, 
daß die Meldungen - auch durc:h das Fern­
sehen - sc:hon im Oktober, November ein­
gingen und sich besonders Anfang Dezember 
verdichteten. Unsere lokalen Behörden und 
vor allem unsere Grenztierärzte waren aktiv 
in dieser Angelegenheit. Sie haben sofort 
einen Desinfektionsstreifen angelegt, und sie 
haben in diesem Zuge auch beantragt, eine 
Sc:hutzjJnpfzone anzulegen. Das war Mitte 
Dezember, und das wurde von Ihrem Ministe­
rium glattweg abgelehnt. Ich möc:hte das be­
sonders unterstreic:hen. Und wenn Sie heute 
sagen: Dieser Schutzimpfgürtel, was kann der 
sc:hon helfen?, so möchte ich Sie doch fragen: 
Ja warum wurden dann diese Schutzimpfgür­
tel nac:h dem 29. Dezember angelegt? Soll er 
jetzt wirksam sein, und vorher war er nicht 
wirksam? 

"Mein Bundesministerium steht in ständi­
gem täglichem Kontakt mit den zuständigen 
ungarischen Ministerien. Dadurc:h wird Oster­
reich über die Seuc:henlage in Ungarn laufend 
unterric:htet. Demnach ist innerhalb der letz­
ten 20 Tage kein weiterer Fall an Maul- und 
Klauenseuc:he in Ungarn aufgetreten. Im Hin­
blick darauf, daß die Seuche zum Stillstand 
gekommen ist, und überdies wegen der be­
sonderen Grenzverhältnisse zwisc:hen Oster­
reic:h und Ungarn - es gibt dort keinen klei­
keinen Grenzverkehr -", das stimmt doch 
auch nicht ganz, Frau Minister, daß es dort 
keinen Grenzverkehr gibt; in Nickelsdorf, das 
ist meine Grenzstelle, ist ständig Verkehr und 
sogar ein sehr reger Verkehr, Tag und 
Nac:ht, "wird aus fac:hlichen Erwägungen 
von der Anlegung eines Impfgürtels entlang 
der Grenze gegen Un~arn abgesehen." 

Frau Minister! Diesen Vorwurf kann ic:h 
Ihnen nic:ht ersparen. Es sind Protesttele­
gramme eingelangt, es sind Schreiben von den 
Landwirtschaftskammern eingelangt, auch die 
Veterinärbehörden des Grenzlanddienstes 
haben dazu Stellung genommen. Sie haben 
dazu nein gesagt mit dem Hinweis, daß das 
nichts nütze. Seien Sie mir nicht böse, Frau 
Minister: Wenn das so ist, dann könnte man 
doch auch ohneweiters an den vorbeugenden 
Gesundenuntersuchungen zweifeln, denn das 
sind ja schließlich auch nur vorbeugende Maß­
nahmen. Den Vorwurf also kann ic:h Ihnen 
nicht ersparen, und ich bitte Sie, Frau Mini­
ster, jetzt, wo es rundum brennt, hier mehr 
Vorsorge für die Bauernsc:haft, aber nicht nur 
für die Bauernschaft, sondern auch für die 
Konsumentenschaft, die es in erster Linie tra­
gen wird, zu treffen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s ti m­
mungo 

Da Abänderungs- und Zusatzanträge vor­
liegen, werde ich getrennt abstimmen lassen. 

Zu § 2 liegt ein Zusatzantrag auf Anfügung 
einer lit. e vor. 
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Ich. lasse zunächst über § 1 und § 2 in der 

Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. (Abg. Dr. G r u be r: Das sollte man wis­
sen! Es heißt immer: Liegt ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Soundso vor! -
Rufe bei der SPO: Ausschußbericht! - Abg. 
Dr. G ru b er: Es heißt doch immer: Es liegt 
ein Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Soundso vor! - Weitere Zwischenrufe.) 

Wir kommen nunmehr zum Zusatzantrag 
der Abgeordneten Dr. Marga Hubinek und 
Genossen auf Anfügung einer neuen lit. e 
im § 2. 

Ich. bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Die Minderheit. Abgelehnt. 

Zu § 3 bis einsChließlich § 5 Abs. 1 lit. e 
liegt kein Abänderungsantrag vor. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Mit 
Mehrheit angenommen. 

Zu § 5 Abs. 1 lit. fund g liegt ein Ab­
änderungsantrag der Abgeordneten Vetter 
und Genossen vor. 

Ich lasse zunächst hierüber abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die diesen Tei­
len des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Vet­
ter und Genossen ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Minderheit. 
Abgelehnt. 

siCh von den Sitzen zu erheben. - Minderheit. 
Abgelehnt. 

Zu § 11 liegt ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Dr. Marga Hubinek und Genossen auf 
Anfügung eines Satzes vor. 

Ich lasse zunächst über § 11 in der Fassung 
des Ausschußberichtes abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Zusatzantrag der Abgeordneten Dr. Marga 
Hubinek und Genossen zu § 11. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, siCh von den Sitzen 
zu erheben. - Die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 12. 

Hiezu liegt ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Dr. Reinhart und Genossen vor, wo­
naCh § 12 in der Fassung des AusschußberiCh­
tes die BezeiChnung Absatz 1 erhält und ein 
Absatz 2 angefügt wird. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die dem 
§ 12 in der Fassung dieses Abänderungsantra­
ges Dr. Reinhart und Genossen ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Einstimmig angenommen. 

Zu § 13 bis einschließlich § 15 Abs. 3 in 
der Fassung des Ausschußberichtes liegen 
keine Abänderungsanträge vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Mit Mehrheit angenommen. 

Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten 
Dr. Marga Hubinek und Genossen auf An­
fügung eines Absatzes 4 im § 15 vor. 

Ich lasse nun über § 5 Abs. 1 lit. f und g in 
der Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes unter Berück.sichti- Ich bitte jene Damen und Herren, die die-

sem Zusatzantrag zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Es liegt nunmehr ein Antrag der Abgeord­
neten Dr. Reinhart und Genossen auf Ein­

Zu § 5 Abs. 1 lit. h bis einschließlich § 10 fügung eines neuen § 16 vor. 
Abs. 2 liegt kein Abänderungsantrag vor. 

gung der vorn Berichterstatter vorgebrachten 
Druckfehlerberichtigung zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung ertei­
len, sich von den Sitzen zu erheben. - Mit 
Mehrheit angenommen. 

Zu § 10 liegt ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Vetter und Genossen auf Anfügung 
eines Absatzes 3 vor. 

Der bisherige § 16 in der Fassung des Aus­
schußberichtes soll die Bezeichnung § 11 er­
halten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den 
§ § 16 und 11 in der Fassung des Abänderungs­
antrages der Abgeordneten Dr. Reinhart und 
Genossen ihre Zustimmung geben, sidl von 
den Sitzen zu erheben. - Mit Mehrheit ange­
nommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die- Ich lasse nunmehr über Titel und Eingang 
sem Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, des Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus-
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schußberichtes abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Präsident: Wortmeldungen liegeI;1 keine vor. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Abkommen die Genehmigung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so- Ein s tim m i g an gen 0 m m e n. 
fortige Vornahme der dritten Lesung. Wird 
dagegen ein Einwand erhoben? - Dies ist 
nicht der Fall. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Dies ist die 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung a n gen 0 m m e n. 

17. Punkt: Bericht des Ausschusses für Ge­
sundheit und Umweltschutz über die Regie­
rungsvorlage (482 der Beilagen): Abkommen 
zwisdlen der Republik österreich und der 
Republik Kenia über die Errichtung eines 
Krankenhauses in Kenia (624 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 17. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen mit der Republik 
Kenia über die Errichtung eines Kranken­
hauses in Kenia. 

Da die Frau Berichterstatterin Hanna Hager 
erkrankt ist, bitte ich den stellvertretenden 
Ausschußvorsitzenden, Herrn Abgeordneten 
Sekanina, den Bericht zu erstatten. 

Berichterstatter Sekanina: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das vorliegende 
am 8. März 1972 in Nairobi unterzeichnete 
Abkommen sieht die gemeinsame Errirntung 
eines Krankenhauses in Kenia vor, wobei die 
von Osterreich zu erbringenden Leistungen 
im Gesamtausmaß von 10,435.600 S im wesent­
lirnen die Errirntung und tedmische Ausstat­
tung der eigentlichen Spitalsgebäude sowie 
die Beistellung der medizinisch-technischen 
Ausrüstung umfassen. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz hat diese Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 17. Jänner 1973 in Verhandlung 
gezogen. An der Debatte beteiligte sirn außer 
dem Berichterstatter der Ausschußobmann Ab­
geordneter Dr. Scrinzi. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz hat mich beauftragt, den An t rag zu 
stellen, der Nationalrat wolle dem Abkom­
men zwischen der Republik Osterreich und 
der Republik Kenia über die Errichtung eines 
Krankenhauses in Kenia (482 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, General- und Spezialdebatte in 
einem abzuführen. 

18. Punkt: Erste Lesung des Antrages 49/ A 
CII-1079 der Beilagen) der Abgeordneten Dok­
tor Lanner und Genossen betreffend ein Bun-
desgesetz über die Errichtung und Finanzie­

rung von Telephonanschlußgemeinschaften 

Präsident: Wir kommen nunmehr zum 
18. Punkt der Tagesordnung: Erste Lesung des 
Antrages 49/A (II-I079 der Beilagen) der Ab­
geordneten Dr. Lanner und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz über die Errichtung 
und Finanzierung von Telephonanschluß­
gemeinschaften. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zunächst er­
teile ich dem Antragsteller, Her,rn Abgeord­
neten Dr. Lanner, das Wort zur Begründung. 

Abgeordneter Dr. Lanner (OVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren I Vor etwa 
einem Jahr haben wir eine Meinungsumfrage 
durchgeführt, deren Ergebnis zeigte, daß mehr 
als die Hälfte aller Befragten eine Verbesse­
rung des Telephonanschlusses im ländlichen 
Raum als besonders vordringlich erachten. 

Sie alle beziehungsweise wir alle wissen, 
was die Gründe hiefür sind. Wir wissen, daß 
das Telephon heute kein Luxusartikel, son­
dern sozusagen ein Produktionsmittel jedes 
modernen Unternehmers ist, sei es in der 
Landwirtschaft, in Handel, Industrie, Ge­
werbe oder Fremdenverkehr. 

Sie alle wissen, daß das Telephon ein Hilfs­
mittel in Not und Gefahr ist. 

Aus einer Anfragebeantwortung des Mini­
sters Frühbauer geht hervor, daß im gebirgi­
gen, im hügeligen Gebiet des ländlichen Be­
reiches der Anschlußwerber oft mit Kosten 
von 30.000, 40.000 S und noch mehr pro An­
schluß zu rechnen hat. Ich darf ohne Neid 
hier vergleichen: In Wien kostet ein An­
schluß - ich kenne das aus eigener Erfah­
rung - rund 600 S. 

Wir glauben nun, daß nach Abschluß der 
Vollautomatisierung in Osterreich ein neuer 
Schwerpunkt gesetzt werden sollte: nämlich 
der Ausbau des Telephonnetzes im ländlichen 
Raum. 

Wir haben uns Gedanken darüber gemacht,. 
wie man dieses Problem verantwortungs­
bewußt angehen könnte. Es gibt da verschie­
dene Möglichkeiten: Wir hätten uns durchaus 
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Modellfälle Oberösterreich und Niederöster­
reich abwarten, um aus den gewonnenen Er­
fahrungen eine künftige Regelung für die 
Telephonerschließung im ländlichen Raum ab­
zuleiten. 

- vielleicht wäre das für eine Oppositions­
partei populärer gewesen - auf den deut­
schen Vorschlag festlegen können, In der Bun­
desrepublik Deutschland zahlt jeder An­
schlußwerber den einheitlichen Anschluß­
kostensatz von 120 DM oder rund 850 S, Ich Diese Erfahrungen liegen nun vor. Wir glau­
sage: Das hätten wir durchaus machen kön- ben, es sind gute Erfahrungen, und ich darf 
nen, und es wäre vielleicht vordergründig noch einmal das Osterreichische Kuratorium 
populär gewesen. 

Wir haben versucht, sehr verantwortungs­
bewußt vorzugehen, und wir glauben, einen 
Weg vorschlagen zu können, der als Weg, 
als Idee primär kostensparend ist und letzt­
lich zu einer wesentlich rascheren Ausbau­
möglichkeit führen könnte. 

Wir sind der Meinung, daß es in Zukunft, 
wenn wir uns diese Sache ernst vornehmen, 
richtiger ist, daß nicht jeder zu irgendeiner 
Zeit seinen Telephonanschluß bekommen 
kann, sondern daß es vernünftiger wäre, wenn 
man gewisse Regionen gemeinsam erschließen 
würde, daß man den Graben einmal aufgräbt, 
daß man die Anschlußmannschaft einmal in 
dieses Gebiet fahren läßt, daß man also zügig, 
rationell, nach modemen Methoden in grö­
ßeren Gemeinschaften, in sogenannten Tele­
phonanschlußgemeinschaften, arbeitet, 

Wir haben diese Idee nicht nur entwickelt, 
wir haben sie auch probiert. Es gibt Modell­
fälle, die seit Jahren laufen, etwa in Tirol, 
in Oberösterreich oder in Niederösterreich. 
- Herr Minister! Sie kennen sie. Diese 
Modellfälle zeigen deutlich, daß das ein Weg 
mit Zukunft wäre. 

Ich sage noch einmal: Im Vordergrund steht 
die Idee, und an zweiter Stelle steht das Geld. 

Ich darf zitieren, was das Osterreichische 
Kuratorium für Landtechnik in einem Bericht 
vom 15. Jänner 1973 über diese Modellfälle 
schreibt. Es heißt wörtlich: 

"Die Beispiele aus Oberösterreich beweisen, 
daß die Telephonanschlußgemeinschaft ein 
brauchbarer Weg ist, der ländlichen Bevölke­
rung zu einem Fernsprechanschluß zu verhel­
fen. Seitens der Generalpostdirektion wurde 
dem Osterreichischen Kuratorium für Land­
technik versichert, daß sie die Postanschluß­
gemeinschaften nach dem ,Modell Utzenaich' .. 
- das ist der Modellfall aus Oberösterreich -
"in allen Bundesländern für durchführbar 
hält," 

Das heißt also, daß man dieses Modell 
- und ähnliches gibt es, wie gesagt, in ande­
ren Bundesländern - als einen gesamtöster­
reichischen Modellfall realisieren könnte. 

für Landtechnik zitieren, das dazu sagt: 

"Die Bildung von Telephonanschlußgemein­
schaften hat nicht nur den volkswirtschaft­
lichen Vorteil, daß das Telegraphenamt den 
Netzausbau schwerpunktmäßig vornehmen 
kann" - das ist also ein Vorteil für die 
Post -, "sondern sie bringt auch den Teil­
nehmern unmittelbar eine Verbilligung der 
Anschlußkosten. " 

Unser Antrag zielt also in eine doppelte 
Richtung: erstens, daß man auf freiwilliger 
Basis in Vereinsform regionale Gemeinschafts­
erschließungen vornimmt, um so allein aus 
der Rationalisierung eine wesentliche Kosten­
senkung für den Anschlußwerber und eine er­
hebliche Rationalisierung für die Post zu er­
reichen, und zweitens, daß man den Anschluß­
kostensatz für den einzelnen Werber auf ein 
zumutbares Maß reduziert, 

Wir glauben, daß es der Mühe wert ist 
- das ist auch die Aussage in diesem An­
trag -, uns anzustrengen, daß wir mit ge­
wissen Zuschüssen einen Kostensatz von 
3000 S pro Anschlußwerber nicht überschreiten 
sollten, Wenn Sie vergleichen, daß im groß­
städtischen, im städtischen Raum der Satz bei 
600 S liegt, und wenn Sie vergleichen, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland der einheit­
liche Anschlußsatz bei 850 S liegt, so glaube 
ich, daß von der Oppositionsseite her der 
Satz von 3000 S ein sehr verantwortungs­
bewußter Vorschlag ist. 

Nun könnte man die Frage stellen: Es gibt 
Modelle, die sich bewährt haben. Warum soll 
man in Zukunft mit einem Gesetz arbeiten? 
Machen wir es doch so, wie es die bewährten 
Modelle bisher gemacht haben! 

Herr Minister! Sie wissen, wo da der 
Pferdefuß liegt. Ich darf zunächst das Oster­
reichische Kuratorium für Landtechnik noch 
einmal zitieren. Dort schreibt man: 

"Rein rechtlich hat die Post keine Handhabe 
gegen Spekulanten, die sich zuerst von der 
Telephonanschlußgemeinschaft ausschließen 
und nach Fertigstellung des Netzes einen 
Telephonanschluß begehren. Einzig und allein 

Herr Minister! Sie haben selbst in einer dem psychologischen Geschick der Beamten 
Anfragebeantwortung vom 4. August 1970 er- des Telegraphenbauamtes und der Autorität 
klärt, Sie wollten zunächst· die Ergebnisse der des Obmannes der Anschlußgemeinschaft 
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bleibt es überlassen, diesbezügliche Aus­
wüchse und Mißbräuche in Grenzen zu hal­
ten." 

Mit anderen Worten: Wenn also einer trotz 
Aufklärung nicht bereit ist, in der Gemein­
schaft gemeinschaftlich mitzuwirken, so hat 
er nach der heutigen Redltslage die Möglich­
keit auszusteigen. 

Ich möchte gern sagen, daß sich die Post 
in bezug auf das, was bisher unternommen 
wurde, zumindest in den Bundesländern, wo 
ich die Fälle kenne, wahrlich bemüht, durch 
"psychologisches Geschick", wie es heißt, auf 
solche Spekulanten einzuwirken. 

Ich kenne selbst ein Beispiel etwa aus Thier­
bach in Tirol. Ich habe zwei Fälle von An­
schlußgemeinschaften in der Praxis durchexer­
ziert. Ich darf Ihnen ein Beispiel erzählen. 

In Thierbach in Tirol war ein aktiver junger 
Bauer, der sich gedacht hat: Mit meiner Land­
wirtschaft - es war eine kleine Landwirt­
schaft - komme ich in Zukunft nicht mehr 
weiter, ich möchte und muß mich auf Fremden­
verkehr umstellen, um dort einen zusätzlichen 
Fuß zu haben. Das tat er. Aber ein Fremden­
verkehrsgewerbe ohne Telephon ist ein Unter­
nehmen ohne Aussicht. 

Er wandte sich an die Post, und die Post 
gab ihm den Kostenvoranschlag: 22.000 bis 
24.000 S wäre der Mindestsatz, mit dem er zu 
rechnen hätte. Das war für den jungen Unter­
nehmer, für den jungen Bauern ein unzumut­
barer Kostensatz. Man gab ihm den Rat, eine 
Gemeinschaft zu organisieren. 

Das hat einige Zeit funktioniert, bis einige 
hellhörig wurden und meinten: Nein, ich 
mache nicht mit. Du mußt mit deiner Leitung 
sowieso bei mir vorbeifahren, dann werde ich 
mich auf mein Recht berufen und das Tele­
phon anfordern und vor meiner Haustür zu 
billigen Bedingungen anschließen. 

Die Postbeamten haben kooperativ, psycho­
logisch mitgespielt. Idl mödlte dafür danken. 
Sie haben die Leute dort - ein bißchen am 
Rande des Redltes, aber iCh würde glauben, 
in diesem Fall zulässig - aufgeklärt und 
haben gesagt: Wenn du nicht jetzt anschließt, 
hast du in den nädlsten Jahren keine Mög­
lichkeit mehr, dieses Telephon zu bekommen. 
Jetzt ist deine Chance, und dann kommt sie 
lange nicht mehrt 

Ich sage: Es ist sidIerlich am Rande der 
rechtlichen Grundlage, aber wir waren sehr 
dankbar für diese Aufklärung. 

Der langen Rede kurzer Sinn: Es ist gelun­
gen, von einem Anschlußwerber auf 18 zu 
kommen. Die Post madIte es unter einem in 

sehr rationellem und ökonomischem Einsatz, 
und die Kosten reduzierten sich pro An­
schlußwerber, nachdem der eine den Kosten­
voranschlag von 24.000 S vorher übermittelt 
bekam, auf 3500 S. 

Das ist ein praktisdles Beispiel. 

Ich möchte zusammenfassen: Der Initiativ­
antrag der OVP, den wir eingebracht haben 
und der auf jahrelangen Erfahrungen von 
Telephonmodellen über Anschlußgemeinschaf­
ten in OsterreidI basiert, baut darauf auf, daß 
man gemeinsam Kosten spart. Das ist der 
erste Punkt. 

Er baut zweitens darauf auf, daß man zu 
dem Menschen im ländlichen Raum nicht nur 
ein Bekenntnis in Worten, sondern auch ein 
Bekenntnis in der Tat ablegt, daß man den 
Anschlußkostensatz auf ein zumutbares Maß 
reduziert; wir glauben, daß 3000 S noch zumut­
bar sind. 

Herr Minister! Ich drücke die Hoffnung aus, 
daß dieser Vorschlag, auch wenn er von der 
Opposition kommt, auch die Unterstützung 
der Regierungsfraktion findet. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Neumann zum Wort. 

Abgeordneter Neumann (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich bin mit 
Hunderttausenden Mitbewohnern des länd­
lichen Raumes aus allen Berufsständen außer­
ordentlich froh darüber, daß es heute nun end­
lich zur Behandlung der OVP-Telephon-Initia­
tive gekommen ist; und zwar froh nicht nur 
der Größe des Problemes wegen, das soeben 
von meinem Vorredner Dr. Lanner geschildert 
wurde, sondern auch deshalb, weil der Herr 
Verkehrsminister als der zuständige Ressort­
verantwortliche bis jetzt zu einer eindeutigen 
Stellungnahme zu unserem Initiativantrag 
nicht, und wenn, dann nur im negativen Sinne 
zu bringen war. 

Meine Damen und Herren I Das Wichtigste 
und der zentrale Mittelpunkt dieses Initiativ­
antrages ist, daß dann, wenn die Telephon­
anschlußkosten für den einzelnen 3000 S über­
steigen, öffentliche Zuschüsse zu gewähren 
sind. In dem Initiativantrag heißt es, daß für 
diesen Zweck 2S Prozent jener Telephonein­
nahmen zu verwenden sind, die nicht nach 
dem Fernmeldeinvestitionsgesetz für andere 
Telephoninvestitionen zweckgebunden sind. 

Dieser Initiativantrag enthält die Forderung 
auf allmählidle, auf schrittweise Einführung 
einer einheitlichen Telephonanschlußgebühr in 
Osterreich, so wie wir das etwa auf anderen 
Gebieten haben. Wir haben etwa einheitliche 
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Postgebühren - oder ein einheitliChes Post­
porto - sChon lange, und das ist selbstver­
ständliCh. 

Wie notwendig die Senkung der Telephon­
ansmlußkosten ist, wurde bereits mit einigen 
Beispielen von meinem Vorredner aufgezeigt. 
Auch iCh persönliCh kenne aus meiner nähe­
ren Umgebung viele Beispiele, daß Mitbewoh­
ner des ländliChen Raumes noch in der letzten 
Zeit Kostenvoranschläge von der Post- und 
Telegraphendirektion erhalten haben, wonaCh 
für den Telephonanschluß dem einzelnen 
Kosten von 10.000 S, von 20.000 S, von 
50.000 S, ja bis zu 99.000 S erwaChsen würden. 

Wie gereChtfertigt die Forderung naCh Sen­
kung dieser Telephonanschlußkosten ist, geht 
auch daraus hervor - und auch das wurde 
bereits erwähnt -, daß es in vielen Staaten 
Europas, wie in Deutsdlland, in der SChweiz 
und so weiter, bereits eine niedrige einheit­
lidle TelephonansChlußgebühr gibt. 

Wie wichtig eine Initiative in dieser Rich­
tung weiter ist, geht auch daraus hervor, daß 
heut~ noch immer 91 Prozent der Bewohner 
des ländlichen Raumes über keinen Tele­
phonanschluß verfügen. (Abg. R 0 ba k: Was 
hat die tJVP-Alleinregierung gemacht?) Herr 
Kollege I Den Verkehrsminister hat bis auf 
die vier Jahre in der ganzen Zweiten Repu­
blik die Sozialistische Partei gestellt, um das 
nur zu bemerken I (Weitere Zwischenrufe bei 
der SPtJ. - Der Prä s i den t gibt das Glok­
kenzeichen.) 

In der Zeit der OVP-Alleinregierung ist be­
kanntlich die Telephonautomatisierung wei­
testgehend abgesChlossen worden. Der Herr 
Verkehrsminister Weiß hat dezidiert erklärt, 
daß die näChste Initiative seines Ressorts die 
Beschleunigung des Telephonausbaues im 
ländlichen Raum sein wird. Aber dies In­
itiative ist uns der jetzige Minister bis zur 
Stunde bedauerlicherweise noch schuldig ge­
blieben. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herrenl 
Trotz dieser hohen Anschlußkosten - ich 
habe einige Beispiele erwähnt; ich habe einige 
Kostenvoranschläge mitgebraCht -, trotz der 
internationalen Beispiele und trotz der gerin­
gen· Telephondichte im ländlichen Raum hat 
siCh der Herr Verkehrsminister bis zur Stunde 
bei unseren Anfragen und sonst noCh nicht 
bereit erklärt, auCh in Osterreich eine sChritt­
weise Einführung einer einheitliChen niedri­
gen, vertretbaren TelephonansChlußgebühr in 
die Wege zu leiten und diesbezüglich als 
ersten SChritt eben unsere OVP-Telephon­
initiative aufzugreifen. 

Die ablehnende Haltung des Verkehrsmini­
sters geht auch daraus hervor, daß im Budget 
1973, das wir alle bereits kennen, für die 
Senkung von TelephonansChlußkosten über­
haupt nicht vorgesorgt wurde. (Abg. lng. 
Sc h ei ben g ra f: Stimmt ja nicht, Kollege 
Neumann!) Ja im Budget 1973 scheint bei­
spielsweise über jenen Betrag der Telephon­
einnahmen hinaus, der durdl das Femmelde­
investitionsgesetz zweckgebunden ist, für 
Telephoninvestitionen kein einziger Groschen 
auf. 

Ja niCht nur das! Im Gegenteil: Die Tele­
phonmehreinnahmen im Jahre 1973 betragen 
laut Teilheft 705 Millionen Schilling. Von die­
sen 705 Millionen SChilling werden laut Teil­
heft nur 500 Millionen SChilling wiederum 
Telephoninvestitionen zugeführt. Der übrige 
Betrag, also rund 205 Millionen SChilling, der 
Telephoneinnahmen wird bedauerlidlerweise 
für andere, Jür fremde Zwecke verwendet. 
(Abg. lng. Sc h ei ben g r a f: Personal­
kostenerhöhung!) Gerade das wäre ungefähr 
jener Betrag, welChen wir für die Herabset­
zung der hohen TelephonansChlußkosten im 
Sinne unseres Initiativantrages brauChen wür­
den. Man verwendet also Telephoneinnahmen, 
wie das Budget 1973 eben ersichtliCh maCht, 
für fremde Zwecke. 

Aber man hat dann - und so wurde es uns 
ja wiederholt erklärt - für die. Verwirkli­
Chung der Telephoninitiative kein Geld. Man 
verwendet vom Bund her Telephoneinnahmen 
für fremde Zwecke und bittet dann separat die 
Länder zur Kasse. Man ladet sie immer wieder 
ein, an der Vorfinanzierung von Telephon­
anschlüssen mitzuwirken, obwohl ja die Län­
der an den Telephoneinnahrnen niCht beteiligt 
sind. 

Dazu eine Bemerkung: Wie ungereCht die 
Länder auCh sonst gerade auf dem Telephon­
sektor von dieser Regierung behandelt wer­
den, geht unter anderem auCh daraus hervor, 
daß in OsterreiCh auf 100 Einwohner 15 Tele­
phonanschlüsse kommen. Damit befinden wir 
uns an zehnter Stelle innerhalb Europas. In 
der Steiermark jedoCh sind es nur 5,5 Tele­
phonansChlüsse auf 100 Einwohner. ICh habe 
bereits gesagt, daß 91 Prozent der gesamten 
ländliChen Bevölkerung Osterreichs noch über 
keinen TelephonansChluß verfügen. 

Aber noch einmal zurück zur Budgetseite, 
zum Budget 1973 und überhaupt zur Budget­
politik der gegenwärtigen Regierung, was den 
Telephonausbau im ländlichen Raum betrifft. 

ICh habe den Herrn Verkehrsminister in 
Fragestunden und in sChriftlidlen Anfragen 
immer wieder darauf angesproChen, wie es 
eigentliCh mit den finanziellen Mitteln für die 
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Senkung . der Te1lfphonanschlußkosten im 
Sinne unseres Initiativantrages aussieht. Er 
hat mir immer wieder zur Antwort gegeben, 
daß nicht er budgetmäßig für diese Frage zu­
ständig ist, sondern der Herr Landwirtschafts­
minister. Der Herr Landwirtschaftsminister, so 
erklärte Verkehrsminister Frühbauer immer 
wieder, hat auch schon im Budget 1972 für 
den Ausbau des Telephons im ländlichen 
Raum, also für die Senkung der Anschluß­
kosten, finanziell entsprechend vorgesorgt, 
und zwar vorgesorgt im sogenannten Berg­
bauern-Sonderprogramm. Der Herr Landwirt­
sch.aftsminister hat vor dem Parlament und in 
Pressekonferenzen ähnliche Aussagen getrof­
fen und immer wieder davon gesprochen, daß 
Mittel für den Telephonausbau im Rahmen 
dieses Programms vorhanden sind. 

Auf Grund dieser Tatsachen habe ich. mir 
einmal dieses sonderbare, dieses geheimnis­
volle und von einem dichten Schleier umge­
bene Bergbauern-Sonderprogramm der gegen­
wärtigen Bundesregierung etwas näher an­
geschaut. Ich bin daraufgekommen, daß dieses 
Bergbauern-Sonderprogramm von dieser Bun­
desregierung nicht nur einmal, sondern öfters 
- zweimal, dreimal und viermal - verkauft 
wird. Man rechnet nämlich einerseits die Mit­
tel des Bergbauern-Sonderprogramms zum 
Grünen Plan dazu und erklärt dann, daß die­
'ser Grüne Plan während der sozialistischen 
Alleinregierung die Traummilliarde nicht nur 
erreicht, sondern überschritten hat. Man weist 
.aber dann wieder die Mittel des Bergbauern­
Sonderprogramms separat aus, als separates 
Investitionsprogramm, wonach in den näch­
sten fünf Jahren 1,5 Milliarden Schilling für 
die Bergbauerngebiete ausgeschüttet werden 
sollen. Und als drittes, meine Damen und Her­
ren, verschweigt man, daß jene Mittel etwa, 
die in diesem Bergbauern-Sonderprogramm 
für die Verkehrs erschließung, für den Wege­
bau zusätzlich aufscheinen, auf der anderen 
Seite wiederum vom Grünen Plan gestrichen 
wurden, im Jahre 1973 bekanntlich 30 Mil­
lionen Schilling. 

In diesem Bergbauern-Sonderprogramm 
scheint dann aber auch ein Betrag von 20 Mil­
lionen unter dem Titel "Restelektrifizierung" 
·auf. 

In der Pressekonferenz Anfang des vorigen 
Jahres hat der Herr Landwirtschaftsminister 
laut "Kleiner Zeitung" vom 23. Februar 1972 
,erklärt, daß von den 20 Millionen Schilling 
10 Millionen für den Telephonnetzausbau zur 
Verfügung stehen und eben auch dafür zu 
verwenden sind. 

Hohes Haus I Meine Damen und Herren! 
. J etzt kommt es: Darf ich Ihnen sagen und 

damit das Geheimnis um dieses Bergbauern­
Sonderprogramm lüften: Von diesen 10 Mil­
lionen Schilling wurde kein einziger Groschen 
im Jahre 1912 dem Telephonausbau im länd­
lichen Raum zugeführt. Kein einziger Gro­
schen! Aber nicht nur das! Es kommt noch 
mehr, das ist noch gar nicht alles. Im Budget 
1913 scheint für den Telephonausbau im länd­
lichen Raum sowohl im Bergbauern-Sonder­
programm wie im übrigen Agrarbudget oder 
unter anderem Titel kein einziger Groschen 
mehr auf. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
So schaut es also wirklich um die Gesinnung 
dieser Regierung für den Bergbauern und für 
den bergbäuerlichen Raum aus, dem sie zwar 
einen neuen Staatssekretär geben will, für 
den jedodl kein Geld vorhanden ist. Ich 
möchte dem Herrn Bundeskanzler sagen: Ein 
neuer Staatssekretär, wenn er noch so gut 
ist, auch wenn er besser sein sollte als die 
jetzt im Amt befindlichen, .kann leider Tele­
phonanschlüsse im ländlichen Raum nidlt er­
setzen. 

Und die "Grüne Agrarzeitung", das bäuer­
lidle Sprachrohr der gegenwärtigen Bundes­
regierung, die "Grüne Agrarzeitung", die ich 
mir mitgenommen habe, berichtet auc:h in gro- . 
ßen Tönen von diesem Bergbauern-Sonder­
programm, von Millionen für den Telephon­
ausbau im ländlichen Raum. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Diese 
"Grüne Agrarzeitung", die also falsche Nadl­
richten in der Offentlichkeit vermittelt, die 
damit falsche Hoffnungen in der bäuerlichen 
Offentlichkeit erweckt, wird noch aus Steuer­
geldern durch diese Bundesregierung, und 
zwar mit einem Betrag von insgesamt 5 Mil­
lionen Sdlilling, unterstützt. 

Jetzt sieht man auc:h, warum man für den 
Telephonausbau kein Geld zur Verfügung hat. 
Dort werden 10 Millionen gestridlen, und 
5 Millionen werden für Propaganda aufge­
wendet, die durdlaus - wie ich jetzt geschil­
dert habe - nicht den Tatsachen entspricht. So 
ist also die Situation und, noch einmal ge­
sagt, die Gesinnung dieser Regierung den 
Bergbauern gegenüber tatsächlidl. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Ich muß 
das ausführlicher zitieren, weil sich der Herr 
Verkehrsminister und der Herr Landwirt­
schaftsminister und die gesamte Regierung 
immer wieder auf dieses Programm berufen. 
haben. Auch wenn man aus dem Bergbauern­
Sonderprogramm Mittel für den Telephonaus­
bau im ländlidlen Raum eingesetzt hätte, was 
man nicht tat, wäre das trotzdem keine Lösung 
des Problems . 
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Neumanu 
Diese Mittel könnten ja nur den bergbäuer­

lichen Landwirten zugute kommen - es bleibt 
dann die Frage offen: Was ist mit den übrigen? 
Was ist mit den Landwirten im Flachland? 
Was ist mit den Wirtschaftstreibenden, mit 
den Fremdenverkehrsbetrieben im ländlichen 
Raum? Oder was ist mit den Unselbständigen, 
die in großer Zahl im ländlichen Raum vor­
handen sind? Man bedenke, daß heute von 
zehn Neubauten im ländlichen Raum bereits 
neun von Nichtangehörigen des bäuerlichen 
Berufsstandes erridltet werden. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Alles in allem, die ganze Situation und all 
das Geschilderte ruft nadl der raschen Ver­
wirklichung des OVP-Telephoninitiativantra­
ges. Idl möchte aus Zeitgründen und derglei­
chen jetzt nicht mehr noch all die Gründe 
anführen, idl möchte Sie, Herr Bundesminister 
für Verkehr, nur bitten, daß Sie entweder 
noch heute oder bei der ersten Sitzung des 
Verkehrsaussdlusses endlich auf wichtige Fra­
gen im Zusammenhang mit diesem Initiativ­
antrag eine präzise Antwort geben. 

Meine erste Frage, Herr Minister: Wie ste­
hen Sie überhaupt und grundsätz1idl zum Ge­
danken der Einführung einer einheitlidlen 
Telephonansdllußgebühr in Osterreich und 
damit zu unserem Initiativantrag? 

Zweite Frage: Warum haben Sie im Budget 
1973 für die Kostensenkung bei den ländlidlen 
Telephonansdllüssen im Gegensatz zu den 
Verspredlungen nidlt vorgesorgt? 

Dritte Frage: Warum hat man die Telephon­
mehreinnahmen im Jahre 1973 von über 
200 Millionen nicht Investitionen im Fern­
spredlsektor zugeführt? 

Warum wurden die 10 Millionen aus dem 
Bergbauern-Sonderprogramm nidlt wirklich 
für den Telephonausbau verwendet? 

Und warum sdleinen diese Mittel im Bud­
get 1973 überhaupt nicht mehr auf? 

Herr Verkehrsminister! Sollten Ihre Ant­
worten hier negativ ausfallen, sollten Sie auch 
jetzt noch nicht bereit sein, auf unsere Vor­
schläge einzugehen, dann muß ich hier in aller 
Offentlichkeit schon heute feststellen, daß Sie 
sich damit - und durch Ihre bisherige Hal­
tung und Äußerungen haben Sie es ja auch 
schon getan - in Widerspruch zum eigenen 
sozialistischen Programm für ein modernes 
Osterreich stellen, zum sozialistischen Pro­
gramm für ein modemes Osterrekh, das im 
September 1971, also vor den Nationalrats­
wahlen, an alle Haushalte ging und wo folgen­
des zu lesen war: Der Telephonausbau im 
ländlichen Gebiet wird nunmehr nadl den 
bereits ergangenen Weisungen so vorgenom-

men, daß es hinsidltlidl der Kosten keine 
wesentlichen Unterschiede für Stadt und Land 
mehr gibt. 

Darum, Herr Verkehrsminister, überdenken 
Sie alles in allem, ja ändern Sie noch einmal 
Ihre Haltung zu dieser so wichtigen Frage! 
Uberprüfen Sie jetzt endlich den gegenständ-
1idlen OVP-Telephoninitiativantrag! Nehmen 
Sie diesen Antrag, Herr Minister, zur Grund­
lage, das Telephonproblem in diesem Lande 
einer Lösung zuzuführen! Senden Sie nicht nur 
vor den Wahlen Programme hinaus, die Sie 
dann nicht einhalten können oder einhalten 
wollen, sondern tun Sie etwas! 

Und an das ganze Haus, meine Damen und 
Herren, möchte ich appellieren, der OVP­
Telphoninitiative, auf deren Erfüllung Hun­
derttausende Osterreicher aus allen Berufs­
ständen warten, in der dritten Lesung ihre Zu­
stimmung zu erteilen. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort hat sich der Herr Bun­
desminister gemeldet. Bitte. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Nach den Ausführungen des Herrn Doktor 
Lanner habe ich den Eindruck gewonnen, daß 
es möglich sein wird, dieses Problem, nämlich 
die Versorgung der Einwohner und der Be­
triebe Osterreichs außerhalb der Ballungszen­
tren, sachlich zu behandeln. Ich muß zugeben, 
daß sich dieser Eindruck nach den Ausführun­
gen des Abgeordneten Neumann wesentlich 
reduziert und verändert hat. (Abg. H ahn: 
Machen Sie trotzdem etwas!) 

Grundsätzlich darf ich feststellen: Der Aus­
bau des Telephon- und Fernmeldenetzes er­
folgt auf Grund des vom Hohen Haus ein­
stimmig beschlossenen Fernmeldeinvestitions­
gesetzes. Die Aktivitäten des Verkehrsmini­
steriums und der Post- und Telegraphenver­
waltung sind dem Grundsatz nach in diesem 
Gesetz festgelegt, wobei ich darauf hinwei­
sen darf, daß wir mit diesem Gesetz schon 
veranlaßt haben, daß es zu einer gewissen 
Reduzierung der Anschlußkosten in Streusied­
lungen durdl den Auftrag an die Post'- und 
Telegraphenverwaltung kommt, so weit als 
möglich mit den Kabelköpfen in die Siedlun­
gen hineinzugehen. 

Es wird eine einheitliche Gebühr urgiert. 
Man wird darüber zu diskutieren haben. Wenn 
man die deutsche Bundesrepublik als Beispiel 
anführt, darf ich aber doch darauf hinweisen, 
daß man nicht nur sagen sollte, daß es dort 
eine einheitliche Anschlußgebühr gibt, son­
dern daß es dafür auch doppelt so hohe Grund­
gebühren gibt, während wir in Osterreich aus 
sozialen Gründen sogar Befreiungen gewäh­
ren. 
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Bundesminister FrUhbauer 
Ich möchte mich zum Kapitel Landwirtschaft 

nicht äußern. Aber der Vorwurf, Herr Abge­
ordneter Neumann, daß ich noch nie zu Ihrem 
Antrag Stellung genommen habe, und der Vor­
wurf, den Sie mir gegenüber erhoben haben, 
ich hätte nicht veranlaßt, daß dieser Antrag 
von der Regierung in Behandlung genommen 
worden ist, geht wohl insofern fehl, als dies 
eine Sache des Parlaments ist und es eine 
Sache Ihres Klubs war, zu veranlassen, daß 
der Antrag in Behandlung kommt, was nun­
mehr wohl geschieht. 

Und wenn Sie über einen Antrag diskutie­
ren, sollten Sie, glaube ich, Ihren eigenen An­
trag kennen. Es ist dort festgelegt, daß bis zu 
20 Prozent der nicht im Gesetz gebundenen 
Mittel herangezogen werden sollen. Sie ver­
langen jetzt bei der Aussprache schon 25 Pro­
zent. Sie haben also Ihren eigenen Antrag, 
der zur Behandlung kommt, schon abgeändert. 

Zum Abschluß darf ich festhalten: Wir 
waren nicht ungerecht gegenüber den Län­
dern. Im Gegenteil, die Länder haben ange­
boten, Vorfinanzierungen durchzuführen, um 
eben ihre Vorstellungen erfüllen zu können. 
Daß die Länder und die Herren Landeshaupt-

männer dies nicht als Ungerechtigkeit empfun­
den haben, sondern daß sie die Kooperation 
der Bundesregierung mit den Ländern begrüß­
ten, ist wohl dadurch dokumentiert, daß noch 
überall, wo ich bisher war, mir die Landes­
hauptleute für diese Aktivität den Dank aus­
gesprochen haben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Zuweisung 

Präsident: Ich nehme nunmehr, falls kein 
Widerspruch erhoben wird, die sofortige Zu­
weisung des Antrages 49/ A an den Ausschuß 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vor. 
-- Widerspruch wird nicht erhoben. Der An­
trag 49/A ist somit dem Ausschuß für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft zugewiesen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung, die für Mittwoch, 
den 14. Feber, um 10 Uhr in Aussicht ge­
nommen ist, wird auf sduiftlichem Wege ein­
berufen werden. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

SchlnJ3 der Sitzung: 20 Uhr 25 Minnten 

österreiehische Staatsdruekerei L6110033 
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